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Einleitung 9

Norbert Bernholt
Einleitung

Kritik am Kapitalismus ist popular. Dabei kommt die Kritik keinesfalls nur aus
der linken Szene, auch grolRe biirgerliche Zeitungen wie »Die Zeit«, »Frank-
furter Allgemeine«, »Frankfurter Rundschau« haben sich im Jahr 2011 immer
wieder ausfihrlich mit diesem Thema beschéftigt.lschaut man sich in den
Buchladen um, gibt es mittlerweile eine stattliche Anzahl von kapitalismuskri-
tischen Biichern und Filmen”’. Selbst Politiker und renommierte Wissenschaft-
ler aus den biirgerlichen Reihen finden starke Worte der Kritik an dem kapita-
listischen System.3 Das System des Kapitalismus befindet sich offensichtlich in
einer kritischen Phase. Allzu offensichtlich flhrt dieses System groRe Teile der
Menschheit in lebensbedrohliche Krisensituationen. Berichte liber die Belas-
tung der Umwelt und die Folgen daraus, die sich dramatisch verscharfenden
Krisen in der Finanzwelt und nicht zuletzt die zunehmenden Konflikte zwischen
Arm und Reich beherrschen mittlerweile die Nachrichten. Jedem ist klar, ein
einfaches Weitermachen nach dem Motto »Augen zu und durch« kann und
darf es nicht geben. Nun ist die durchaus scharfsinnige Kritik an dem System
eine Sache, der Entwurf einer Alternative aber noch eine ganz andere. Glau-
ben die vielen Kritiker und wir alle inzwischen der beriihmten und stets
wiederholten TINA-Formel (There Is No Alternative) aus der neoliberalen
Ideologie? Ist unser System wirklich alternativlos? Die meisten Menschen
sehen die Katastrophe, wollen aber — aus durchaus nachvollziehbaren — Griin-

! Vgl. Die Zeit: »Was ist die Alternative zum Kapitalismus« Beginn einer mehrteiligen Serie am 10.
November 2011
FAZ: »Ich beginne zu glauben, dass die Linke recht hat« Artikel von Herausgeber Frank Schirr-
macher in der Ausgabe vom 15. August 2011
FR: »Kapitalismus als Abwicklungsfall« Artikel von Claus Leggewie in der Ausgabe vom 5. Okto-
ber 2011
Le monde diplomatique: »Wir sind der Markt” Artikel von Heiner GanBmann in der Ausgabe
vom 14. Oktober 2011

% Das Angebot ist derart groR, dass wir an dieser Stelle auf die Nennung konkreter Titel verzichten.
In den Literaturangaben werden viele dieser Biicher und Filme mit angefiihrt.

*vgl. u.a.: Wolfgang Schauble, »Sind wir zu satt fiir Gott?« In: Christ und Welt, Ausgabe 51/2011
oder
Klaus Schwab, Veranstalter des Weltwirtschaftsforums 2012 in Davos (in der SZ v. 26. Januar
2012): »Der Kapitalismus in seiner gegenwartigen Form passt nicht mehr zur Welt um uns her-
um.
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den keine einschneidende Verdnderung. Bei jedem von uns wecken diese
notwendigen Verdnderungen Angste. Wird nicht alles noch viel schlechter?
Kénnen wir die Geister, die wir gerufen haben, dann noch bandigen?

Mit diesem Buch wollen wir versuchen, genauer hinzuschauen, wie eine
Okonomie — und damit zumindest ein Stiick weit auch die Gesellschaft —
jenseits des Kapitalismus aussehen kann. Wir schauen uns die vielen neueren
wissenschaftlichen Erkenntnisse aus den Wirtschaftswissenschaften, der Psy-
chologie, der Neurologie, Philosophie, Soziologie und Padagogik an, fihren
vieles zusammen und versuchen daraus, die Umrisse eines Systems jenseits
kapitalistischer Zwange zu entwerfen. Wir mochten damit einer eher diffusen
Angst vor der Veradnderung den konkreten Entwurf einer anderen Okonomie
entgegenstellen. Die Risiken, auf die man sich nunmehr einlasst, kann sich
jeder anschauen, einschatzen und abwagen. Natdrlich sind wir nicht die einzi-
gen, die sich an den Entwurf einer neuen Okonomie herantrauen. In Oster-
reich gibt es beispielsweise ein sehr dhnliches Experiment »Gemeinwohloko-
nomie«, das durch Christian Felber initiiert wurde. Die hier vorgestellte Versi-
on einer Solidarischen Okonomie hat viele Gemeinsamkeiten mit den Entwiir-
fen von Christian Felber.

Was ist und was will die Solidarische Okonomie?

In Anlehnung an die Tradition einer siidamerikanischen Bewegung verwenden
wir fiir unseren Entwurf den Begriff »Solidarische Okonomie«. Eine Solidari-
sche Okonomie will das Wirtschaften des Menschen wieder zu seinem eigent-
lichen lebensdienlichen Sinn bringen. Dazu muss sie die vorherrschende Wirt-
schaftsweise gewissermallen wieder vom Kopf auf die FiifSe stellen. Sozial und
okologisch motivierte Reformen der kapitalwirtschaftlichen Prinzipien, wie sie
in vielen Ansatzen postuliert werden, verringern im glinstigsten Fall fir einige
Zeit die zerstorerischen Krafte der kapitalistischen Wirtschaft, sie setzen sie
jedoch nicht auBer Kraft und fithren somit auch nicht zu einer Uberwindung
des Systems.

Allzu leicht wird heute vergessen, dass das Ziel allen Wirtschaftens in der
Bereitstellung von nitzlichen Produkten, Dienstleistungen und sinnvollen
Arbeitspldatzen zum Wohle der gesamten Gesellschaft besteht und nicht in der
Mehrung des Kapitals in der Hand Weniger.

Der in diesem Buch vorgestellte Entwurf einer Solidarischen Okonomie
mag vielen aus der aktuellen Perspektive heraus utopisch erscheinen. Ange-



Einleitung 11

sichts der in diesem und vielen anderen Biichern beschriebenen Situation sei
allerdings noch einmal an die Bedeutung des Wortes »Utopia« erinnert:
»Utopia« der Ort, an dem noch keiner war, zu dem wir aber hinmiissen, um
nicht im Alten zu ersticken. In diesem Sinne bendétigen wir dringend Utopien.
Dennoch diirfen wir natirlich nicht die Verbindung zur Realitdt, so wie sie sich
jetzt darstellt, verlieren. Wir werden daher anhand von zwei Leitfragen im-
mer wieder den Realitdtsbezug der Ausfiihrungen tGberpriifen.

Erstens: Sind die vorgestellten Entwiirfe kompatibel mit einem zeitgema-
Ren Menschenbild und Zweitens: Sind die Entwiirfe 6konomisch realisierbar?
In diesem Sinne bezeichnen wir die in diesem Buch vorgestellten Konzepte
gerne als eine reale Utopie.

Wie entstand die Akademie Solidarische Okonomie und was will sie errei-
chen?

Im Sommer 2007 trafen sich engagierte Christen und Christinnen, die sich zum
Uberwiegenden Teil aus der langjdhrigen Arbeit im Okumenischen Netz in
Deutschland kannten, um »dem Dogma von der Alternativlosigkeit der neoli-
beralen kapitalistischen Wirtschaftsweise zu widersprechen und Prinzipien,
Strukturen und Modelle einer lebensdienlichen, solidarischen und zukunftsfa-
higen Okonomie aufzuzeigen. « In der Folge dieser Initiative griindete sich im
Juni 2008 auf der Burg Bodenstein eine »Akademie Solidarische Okonomie auf
Zeit«, in der nun nicht mehr nur Vertreter der Kirchen, sondern ebenso Wis-
senschaftler, soziale Bewegungen und engagierte Blrgerinnen und Birger zur
Mitarbeit eingeladen waren. Auf mehreren Plenartagungen und in Arbeits-
gruppen machten sich in der Folgezeit die Mitglieder der Akademie an die
Arbeit, um den oben genannten Zielen gerecht zu werden. Ausgehend von
einer fundierten Analyse der bestehenden 6konomischen Strukturen wurden
Grundsatzpapiere und sogenannte »Bausteine« erarbeitet, aus denen sich
nach und nach der Entwurf einer alternativen Okonomie herausbildete. Einer
Okonomie, die den Anspruch hat, sich aus den Zwéngen einer kapitalistischen
Okonomie befreit zu haben, und sich primir in den Dienst des Wohls aller
Menschen stellen will. Nach gut dreijahriger intensiver Arbeit wurden im
Oktober 2011 auf einer offentlichen Tagung die ersten Arbeitsergebnisse vor-
gestellt und in einer schriftlichen Dokumentation festgehalten. Dieses Buch
gibt somit im Wesentlichen die Arbeit einer Gruppe von Menschen wieder, die
sich Gber langere Zeit mit diesen Themen beschéftigt hat. Neben den Autoren
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sind vor allem Dr. Johannes Bickel, Simone Brietzke, Wolfgang Fabricius, Dr.
Hans-Jirgen Fischbeck, Werner Gebert, Prof. Roland Geitmann, Lutz von
Grinhagen, Klaus Mertens, Herbert Hahn, Rainer Hanemann, Dr. Christoph
Korner, Hans-Dietrich Oberlander, Rainer Rodenwald, Peter Schonhoffer, Klaus
Simon, Dr. Klaus Wazlawik und Klaus Winkelmann zu nennen, die durch ihre
Beitrage wesentlich an der Entstehung der Texte zu diesem Buches beteiligt
waren.

Wie weiter unten noch dargestellt, bedeutet dieses Buch natiirlich keines-
falls das Ende der Akademiearbeit. Diese hat sich mittlerweile neu aufgestellt
und arbeitet mit einer neuen Schwerpunktbildung und einer neuen Organisa-
tionsstruktur weiter.*

Ein Werkstattbericht

Es versteht sich, dass der hier vorgestellte Entwurf kein fertiges und in sich
abgeschlossenes Konzept darstellen will. Es ist aber viel erreicht, wenn er die
Augen und die Sinne 6ffnen kann filir einen breiten gesellschaftlichen Diskurs
iber eine dem Menschen dienende Okonomie. Eine andere Wirtschaft ist
moglich! Die meisten Verdnderungen wird es dann erst durch die im Prozess
sich ergebenden Resultate geben. Wir beschreiben somit hier den Start eines
sich dann stdndig korrigierenden und verbessernden Prozesses. Der in diesem
Buch vorgestellte Entwurf gibt den Diskussionsstand zu einem bestimmten
Zeitpunkt wieder. Wenn Sie diese Texte lesen, werden die Autoren vielleicht
schon an einigen Stellen differenzierter oder sogar anders argumentieren.
Darum versteht sich dieses Buch als ein Werkstattbericht. Vieles kann in die-
sem ersten Bericht nur angedeutet werden, viele Aspekte fehlen. Wir wiin-
schen und hoffen, damit eine Diskussion beleben zu kénnen, in die sich viele
Menschen einmischen werden. Denn wir sind der Uberzeugung, dass nicht das
Wissen einzelner Personen, sondern nur das Wissen und die Erfahrungen
eines grofRen Kollektivs letztendlich die Weisheit hervorbringen kann, die
nétig ist, um sich wirklich auf das Experiment einer neuen Okonomie einzulas-
sen. In und mit diesem Buch werden viele Fragen auftauchen, die wir noch
nicht beantworten kénnen oder die in diesem Buch keinen Platz zur Beant-
wortung gefunden haben. Wir wiirden es begriiRen, wenn Sie sich durch die-

* Detaillierte und aktuelle Informationen zur Arbeit der Akademie finden Sie auf unserer Homepa-
ge (www.akademie-solidarische-oekonomie.de).
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ses Buch angeregt und ermutigt fiihlen, sich an der weiteren Diskussion zu
beteiligen. So kdnnen aus diesem ersten Band weitere Bande entstehen, in
denen |hr Wissen, lhre Erkenntnisse und die Ergebnisse aus den Diskussionen
einflieBen konnen. Die so entstandenen Werkstattberichte werden Teil des
Prozesses, den wir anstoflen wollen. Wenn Sie sich in die Diskussion einmi-
schen wollen, wenden Sie sich (iber unsere Homepage an uns
(www.akademie-solidarische-oekonomie.de), bringen Sie |hre Erfahrungen
und Ihr Wissen in die Arbeit der Akademie ein!

Aufbau des Buches — Was erwartet Sie?

Auch wenn das hauptsachliche Anliegen dieses Buches nicht in einer wei-
teren Analyse des kapitalistischen Systems liegt, ist uns wichtig, im 1. Kapitel
die grundsatzlichen Fehler dieses Systems aufzuzeigen, um damit klar vor
Augen zu fiihren, dass uns letztendlich nur ein radikaler Paradigmenwechsel
aus den vielen und immer wieder beklagten Dilemmata herausfiihren kann.
Das 2. Kapitel befasst sich zunachst mit den grundlegenden Mythen und Aus-
sagen des alten Systems und erértert dann in den einzelnen Abschnitten
grundlegende Aussagen und Leitvorstellungen, die letztendlich fir die Ausge-
staltung einer Solidarischen Okonomie prigend sind. Von welchem Men-
schenbild geht der Kapitalismus aus? Entspricht dieses Bild den heutigen wis-
senschaftlichen Erkenntnissen und welche Konsequenzen hat das moderne
Menschenbild fir unser Zusammenleben und die Art und Weise unseres Wirt-
schaftens? Mit diesen Fragestellungen st6Rt man unweigerlich auf die Welt
des Marktes. Kritik am Mythos Markt ist keineswegs populdr. Wer zu diesem
Themenkomplex seinen Kopf zu weit aus dem Fenster halt, muss mit eisigem
Gegenwind rechnen. So wird die Frage, wie es die Solidarische Okonomie mit
dem Markt halte, haufig zur Gretchenfrage hochstilisiert. Im 3. Kapitel wird es
konkret. Der notwendige Paradigmenwechsel und die Strukturveranderungen
werden in den zentralen Bereichen der Wirtschaft, dem Geld- und Finanzwe-
sen, der Eigentumsordnung und der Unternehmensverfassung durchkonju-
giert. Dieser Paradigmenwechsel kann sich nur vollziehen, wenn sich parallel
in allen Bereichen der Wirtschaft neue Strukturen und neue Prozessabldufe
bilden. Exemplarisch beschreiben wir die Umrisse einer neuen Arbeitskultur
und eines neuen Steuer- und Sozialsystems und gehen dann auf die wichtige
Frage der Einbindung des Konzepts einer Solidarischen Okonomie in einer
globalisierten Welt ein. Im letzten Abschnitt des 3. Kapitels weisen wir auf die
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Geschichte und die gegenwartige Praxis der Genossenschaften hin. Wesentli-
che Elemente des in diesem Buch vorgestellten Ansatzes einer Solidarischen
Okonomie sind hier bereits in die Praxis umgesetzt.

Spéatestens an dieser Stelle wird sich mancher Leser / manche Leserin fra-
gen, was es denn niitze, diese schone neue Welt zu beschreiben, wenn kein
Mensch weil}, wie wir dort hingelangen sollen. Dieser in der Tat sehr schwieri-
gen Frage des gesellschaftlichen Wandels versuchen wir uns im 4. Kapitel zu
stellen. Wie kann eine Transformation, also ein Ubergang von der kapitalisti-
schen in eine Solidarische Okonomie gestaltet werden? Es ist nicht auszu-
schlieRen, dass lhre Hilfe dazu notig ist.



L. Ausgangssituation

Bernd Winkelmann
1 Sackgasse »Kapitalismus«

Eine Emnid-Umfrage im Auftrag der Bertelsmann-Stiftung 2010 zeigte, dass
fast 90 % der deutschen Bevolkerung eine »andere Wirtschaftsordnung« for-
dern.” Doch bei ndherem Hinsehen zeigt sich, dass es eine groRe Unklarheit,
Desorientierung und heftigen Streit dartber gibt, wie und in welcher Richtung
eine neue Wirtschaftsordnung gehen konnte: Widergewinnung der Sozialen
Marktwirtschaft, Wandlung zur »6kosozialen Marktwirtschaft« oder »Griner
Kapitalismus« oder gar nicht mehr Kapitalismus? Aber was ist Kapitalismus
und was ware eine Alternative?

In diesem Kapitel versuchen wir die Frage zu klaren, ob und in welcher
Weise Kapitalismus als eine entscheidende Ursache fiir die Krisenentwicklung
unserer Zeit gesehen werden kann. Dabei reicht es nicht, die vordergriindigen
Erscheinungen zu bedenken. Es sind vielmehr die zugrunde liegenden Prinzi-
pien, Ordnungsstrukturen, Glaubenssdtze und die Ideologie der kapitalisti-
schen Wirtschaftsweise zu analysieren und im Zusammenhang unserer ge-
genwadrtigen Zivilisationsentwicklung zu verstehen.

1.1 Die Zivilisationskrise unserer Kulturepoche

Was ist los in unserer Welt? Wenn man aus den vordergriindigen Wahrneh-
mungen aussteigt und im gebihrenden Abstand nach der gesamtgesellschaft-
lichen Entwicklung fragt, sehen wir tiefgreifende Grundparadoxien und Wi-
dersinnigkeiten unserer Kulturepoche:

Einerseits erleben wir eine enorme Steigerung des Produktionspotentials,
des Geldvermdgens und der Reichtimer, der wissenschaftlichen, auch 6kolo-
gischen, Erkenntnisse und der technischen Fahigkeiten — das alles in einem
Tempo und in einer Hohe, wie es das in der bisherigen Menschheitsgeschichte
noch nie gegeben hat.

® »Financial Times Deutschland« vom 15.3.2010
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Andererseits erfahren wir keine Losung, sondern eine massive Zuspitzung
gesellschaftlicher Grundprobleme: die wachsende Schere von Arm und Reich,
von Uberproduktion an Nahrungsmitteln und Hungerkatastrophen, die wach-
sende Fremd- und Selbstausbeutung im Arbeitsprozess, Ausgrenzung aus Ar-
beit, ertragreichem Lohn und sozial-kultureller Anteilhabe, wachsende Um-
weltzerstdrung, neue kriegerische Konflikte u.a.m.

Ohne hier mit vielen Zahlen und Fakten ins Einzelne zu gehen, sollen im
Folgenden die gravierendsten Paradoxien unserer gegenwartigen Entwicklung
genannt werden.®

Die Reichtums- Armutsparadoxie

e Das Privatvermdgen in Deutschland ist bis 2008 jahrlich im Durchschnitt
um 7 % gewachsen, es liegt gegenwartig bei ca. 8,1 Bio €. Davon besal} das
reichste Zehntel 2010 fast 65 % des Nettogeldvermdgens. Die drmeren
50 % verfiigen Gber knapp 3 % des Gesamtvermogens — diese mit zuneh-
mender Scherenentwicklung.7

e Die Einkommen der Manager, Vorstande, Banker, Unternehmer u. a. liegen
bis zu dem 500-fachen der Durchschnittslohne. Die Niedrigstlohne liegen
zum Teil unter dem Existenzminimum.

e Der Protest der »Occupy«-Bewegung »Wir sind 99 %!« in den USA ist kei-
ne Ubertriebene Polemik, sondern Tatsache: In den USA verfiigt etwa 1 %
der Birger Gber 60 % des Gesamtvermogens; 99 % verfligen lGber den Rest;
davon lebt etwa ein Sechstel an oder unter der Armutsgrenze.

e Das Welt-Bruttosozialprodukt ist seit 1991 um Uber das Zweifache gestie-
gen. Das reichste Funftel verfligt heute liber 83 %, das drmere Vierfiinftel

® Die meisten folgenden Daten aus: Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung Deutsch-
land 2004 und 2008; — Jahrbuch Gerechtigkeit »Armes reiches Deutschland« 2005; — Statisti-
sches Bundesamt und Deutsche Bundesbank: Ergebnisse der Gesamtwirtschaftlichen Finanzie-
rungsrechnung fiir Deutschland 1991 bis 2008; - Weltsozialbericht 2005; - Studie des World-
watch Institute Washington 2010: »Transforming Cultures: From Consumerism to Sustainabili-
ty«; — Meadows, Dennis: »Grenzen des Wachstums. Das 30-Jahre-Update« 2009; - BUND und
Brot fir die Welt: »Zukunftsfahiges Deutschland in einer globalisierten Welt« Studie des Wup-
pertal Instituts 2008 u. a.

7 Grafik (ndchste Seite) und Zahlen dazu ausfiihrlicher im Wochenbericht des DIW Berlin Nr.
4/2009 S. 56,59. Das Nettovermdgen privater Haushalte setzt sich zusammen aus: Sachvermé-
gen (z. B. Grundeigentum), Gebrauchsvermdégen (z. B. Hausrat, Gold), Geldvermdogen sowie Be-
teiligungsvermogen (z. B. Aktien) minus Verbindlichkeiten (z. B. Kredite).
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der Weltbevolkerung verfiigt Gber 17% des Welteinkommens. Vor 15 Jah-
ren war das Verhaltnis noch 80 % zu 20 %.

Dezil

Abb. 1: Verteilung des Nettogeldvermdgens in Deutschland 2007

e Das Potential der gegenwartigen Welterndhrungsproduktion kénnte bis zu
12 Mrd. Menschen erndhren. Doch 2010 lebten liber eine Milliarde Men-
schen in Hunger und Untererndahrung. Mehr als 20.000 Kinder starben tag-
lich an den Folgen des Hungers.

Die Geldparadoxie

e Die Geldmenge des realwirtschaftlichen Geldes (»Echtgeld«) wéchst reich-
lich (s. 0.) und wirde reichen, die Realwirtschaft am Laufen zu halten. Viel
schneller wachst allerdings die Menge des fiktiven Geldes der Geldmarkt-
papiere auf den spekulativen Finanzmarkten (»Kiinstliches Geld«). Dieses
fiktive Geld wird durch spekulativen Geldhandel geschaffen und lag 2009
bei 850 % des Weltbrutto-Sozialprodukts, also etwa achtmal héher als die
realwirtschaftlichen Werte.®

® Text und Grafik (ndchste Seite) nach Attac-Rundbrief »Finanzkrise. Eine Basisinformation von
Attac-Stuttgart«, Januar 2009, auch bei Jahnke, www.jjahnke.net und andere Quellen
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Dieser spekulative Geldhandel fiihrt zu Fehlsteuerungen der Geldanlagen.
Er manipuliert und destabilisiert damit die Realwirtschaft, riskiert platzen-
den Geldblasen, zwingt Staaten zu steuerfinanzierten »Rettungsschirmenc,
um die Finanzmarkte »zu beruhigen«. Das fiihrt auch realwirtschaftlich
starke Lander an die Grenze des Staatsbankrotts, obwohl| deren Realwirt-
schaft gut funktioniert.

Globale Liquiditit

Derivate 80%

855% WBSP
Kiinstliches Geld
107% WBSP \ / Anleihen 10%
96% WBSP Giral- und Notenbankgeld 9%
11% WBSP Bargeld 1% Eckigeld

Abb. 2: Die Geldpyramide der Welt steht Kopf

Somit wird der urspriingliche Dienstleistungscharakter der Finanzinstitute
auf den Kopf gestellt: nicht sie haben der Realwirtschaft und dem Ge-
meinwohl zu dienen, sondern treiben diese vor sich her und pliindern sie
aus. Schon Henry Ford stellte fest: »Es ist gut, dass die Menschen des Lan-
des unser Banken- und Geldsystem nicht verstehen, denn sonst, so glaube
ich, hétten wir morgen friih eine Revolution«. °

Die Arbeitsparadoxie

Die Arbeitsproduktivitét stieg in Deutschland von 1960 bis 2000 um das
Vierfache, das Bruttoinlandprodukt (BIP) um das Zehnfache. Die rasant
steigende Arbeitsproduktivitdt der letzten 150 Jahre wurde nicht nur in
mehr Geld, sondern auch in groBeren »Zeitwohlstand« umgesetzt. So sank

? Nach Max Otte »Stoppt das Euro-Desaster!«, S. 13.
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die gesetzliche Arbeitszeit von 1885 bis 1985 von ca. 70 Wochenstunden
auf 40 bis 35 Wochenstunden.™

e Trotz steigender Arbeitsproduktivitdt und Entlastung durch Maschinenar-
beit steigt paradoxerweise seit Mitte der 80er-Jahre die libliche Regelar-
beitszeit wieder auf 40 bis 45 und mehr Wochenstunden.

e Dem stehen etwa 20 % der Erwerbspersonen gegeniber, die aus nachhal-
tiger regularer Erwerbsarbeit ausgeschlossen bzw. in prekare Arbeitsver-
héaltnisse gezwungen werden, von den sie nicht leben kénnen.

Die Umweltparadoxie:

e Das gravierendste Datum der 6kologischen Krise ist der weltweite Umwelt-
verbrauch (berechnet z.B. als »6kologischer FuRabdruck«). Er liegt gegen-
wartig mit 20 bis 30% Uber dem 6kologisch vertretbaren MaR, in Deutsch-
land bei dem Vierfachen, in den USA bei dem Zehnfachen des 6kologisch
Vertraglichen — dies mit steigender Tendenz. Das heift, dass bei Weiterlau-
fen dieser Entwicklung die Grundlagen unserer Existenz in naher Zeit zu-
sammenbrechen.

e Fachleute und Politiker haben erkannt: Wenn die Erdtemperatur nicht
Uber 2 Grad ansteigen soll, misste der jahrliche CO,.AusstoR bis 2050
weltweit auf 2 bis 3 t pro Kopf gesenkt werden.™ In Deutschland liegt der
CO,-pro-Kopf-AusstoR gegenwartig bei 11 t, in den USA bei tGber 20 t.

e Entgegen dem Kyoto—Protokoll und den Beschliissen verschiedener fol-
gender Umweltkonferenz ist der weltweite CO,-Austol} gegeniiber 1990
nicht um 5 % gesunken, sondern bis 2010 um 10,6 % gestiegen und allein
von 2009 zu 2010 um etwa 6 % gewachsen.12 Trotz groRer Bemiihungen
brachte die internationale Umweltkonferenz 2011 in Durban keinen
Durchbruch einer notwendigen Umkehr.

e Eine von Al Gore veranlasste Studie besagt, dass in den USA bei einer In-
vestition in Dimension des US-Apolloprogramms (Mondraumflug) in den

10 Vgl. Artikel »Arbeitszeit« in RGG; auch in »Kleine Geschichte der Arbeitszeit«; www.vsp-
vernetzt.de/soz-0907

Siehe www.agenda2l-treffpunkt.de/daten/treibhausgase.htm; auch »Welt-online«x vom
27.4.2010

Nach Studie des Worldwatch Institut Washington 2010: »Transforming Cultures: From Consu-
merism to Sustainability«, Quelle Tagesspiegel vom 14.1.2010; Thuringer Allgemeine 18.11.
2005; Spiegel online vom 4.11.2011.

1

12
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60er Jahren in 10 bis 20 Jahren ein Umstieg auf 100 % regenerativer Ener-
gie moglich ware. Seine Programmentwirfe wurden abgelehnt.

Die Riistungs- und Kriegsparadoxie:

Mit dem Zerfall des Ostblocks 1990 fielen die Hauptgriinde fiir den welt-
beherrschenden Ristungswettlauf zwischen Ost und West weg. Doch an
die Stelle einer neuen weltweiten Friedenspolitik traten neue Kriege und
Militérstrategien. Die neuformulierte NATO-Strategie von 1991 beschloss
militdrische Einsatzmoglichkeiten gegen eine »Unterbrechung der Zufuhr
lebenswichtiger Ressource«. Das WeiBbuch der Bundeswehr beschreibt
2006 »Auslandseinsatze der Bundeswehr zur Verteidigung deutscher Wirt-
schaftsinteressen« als neues strategisches Ziel. Entsprechend stieg der
Ristungsetat der BRD von 2006 zu 2009 um ca. 10 %, von 2009 auf 2010
um 5,6 %. Ristungsexporte sind weltweit 2005 bis 2009 um 22 % gestie-
gen. Deutschland liegt mit 11% des weltweiten Ristungsexports nach den
USA und Russland an dritter Stelle. **

Diese Zahlen, die nahezu einer mobilisierungsahnlichen Situation gleichen,
widersprechen dem Friedensgebot des Grundgesetzes der BRD, Art. 26:
»Handlungen, die geeignet sind und in Absicht vorgenommen werden, das
friedliche Zusammenwirken der Vélker zu stéren, sind verfassungswidrig...
Sie sind unter Strafe zu stellen«. Bezeichnend ist, dass iber Riistungsexpor-
te das Bundesamt flir Ausfuhrkontrolle und Wirtschaft entscheidet, d.h.
die Wirtschaftspolitik, nicht die Sicherheits- und Friedenspolitik (AuRenmi-
nisterium) der Bundesrepublik hat hier das Sagen. Offensichtlich wird die
»Friedenspolitik« der BRD durch die Dominanz der Wirtschaftsinteressen
in eine Militarisierungspolitik verwandelt.

Im Ganzen ist zu sehen: Es gibt in unserer Welt eine tiefe Spaltung und ein

extrem groBes Ungleichgewicht zwischen den wenigen, die von diesen Wider-
sinnigkeiten profitieren, und den vielen — einschlielich der Natur — die Opfer
dieser Schieflage sind. Wie lange wird es moglich sein, dieses Ungleichgewicht
zu stabilisieren?

Dieses fragile Gleichgewicht wird durch weitere sich gegenseitig verstar-

kende Faktoren zunehmend destabilisiert. Zu ihnen gehéren vor allem:

13

Quellen: Rustungsexportbericht Stockholmer Friedensforschungsinstitut Sipri 2010; Ristungs-
exportbericht GKKE 2009; Arbeitsmappe Friedensdekade 2010 und 2011.
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¢ die weitere Bevolkerungsexplosion in den wenig entwickelten Landern,

e das nacheifernde Wirtschaftswachstum der Schwellen- und Entwicklungs-
lander mit entsprechenden sozialen Polarisierungen und zunehmenden
Ressourcen- und Umweltbelastungen,

e drohender Zusammenbruch einer primar auf Erdol basierenden Energie-
versorgung (Peak Qil) in 10 bis 20 Jahren,

e Erschopfung weiterer natlrlicher Ressourcen (Peak Every-thing) und Nah-
rungsmittelverknappung,

¢ zunehmender Kampf der Industrie- und Schwellenlander um das vorhan-
dene Land (»Land-grabbing«) und um die knapper werdenden Rohstoffe;
Ausbruch von Kriegen um Ressourcen,

¢ Hungerkatastrophen, grofRe Migrationsstrome und Armutsaufstdnde in
besonders betroffenen Landern, Diktaturen und Nichtregierbarkeit einzel-
ner Staaten,

e Verlust von Orientierungswissen, Verfall sozialethischer Werte und Verhal-
tensweisen ganzer Bevélkerungsschichten.

J NCHT BEWEGE)
L SONST VERLIEREN WiR

DAS GLEICHGEWICHT!

Abb. 3: Das fragile Gleichgewicht der Welt

In der Krisenentwicklung insgesamt sind zwei Dinge besonders gravierend:
Erstens vollziehen sich viele Progressionen mit einer sich steigernden und

beschleunigenden Tendenz. Meinhard Miegel spricht hier von einer »Stich-

flammenentwicklung«: Wahrend sich in fritheren Jahrhunderten Entwicklun-
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gen langsam wie eine Lichterkette ausbreiteten, schiefen sie heute wie eine
Stichflamme auf und drohen alles zu verbrennen. **

Zweitens ist die Ohnmacht der Politik offensichtlich: die politischen Macht-
trager sind trotz klarer Einsichten, vieler gutgemeinter Willensbekundungen
und Handlungsansétze bisher nicht in der Lage, die Entwicklung umzusteuern.
Ein unbefangener Blick flihrt zu folgenden ersten Schlussfolgerungen:

1. Die Menschheit steht heute in einer Zivilisationskrise, die ihre Existenz
bedroht.

2. Da Wirtschaften ein Umgang mit den menschlichen und natirlichen Res-
sourcen ist, liegt die Ursache dieser Zivilisationskrise offensichtlich in der Art
unseres Wirtschaftens.

3. Ein Ausweg aus dieser Zivilisationskrise kann nur durch das Stellen der
Systemfrage gefunden werden: Was sind die systemischen Ursachen dieser
fehlgesteuerten Art unseres Wirtschaftens?

4. Da es eher einen Uberhang als Mangel an Reichtiimern und Potentialen
gibt, kann es bei der Bewaltigung der Krise nicht um die Schaffung von noch
mehr Wachstum und Reichtum gehen, sondern um einen grundlegend ande-
ren Umgang mit Ressourcen und Vermogen und um eine fundamentale Um-
orientierung hin zu einer »lebensdienlichen und nachhaltigen Wirtschafts- und
Lebensweise«.™

1.2 Prinzipien, Ordnungsstrukturen und Glaubenssatze des
Kapitalismus

In diesem Kapitel behaupten wir, dass die Hauptursache unserer Zivilisations-
krise die kapitalistische Wirtschaftsweise ist. Wir wissen, dass ein bloRer »An-
tikapitalismus« bei einem Teil der Menschen immer noch viel Abwehr hervor-
ruft. Doch wird diese Behauptung verstandlich, wenn »Kapitalismus« nicht als
ideologisches Schlagwort missbraucht wird, sondern wenn das Wesen kapita-
listischer Wirtschaftsweise mit ihren grundlegenden Prinzipien, Ordnungs-
strukturen und Glaubensatzen erkannt wird. In ihnen liegen die mentalen und
strukturellen Systemfehler dieser Okonomie.

14 Miegel: »Exit. Wohlstand ohne Wachstum« 2010, S. 78

15 »Nachhaltige Wirtschafts- und Lebensweise« ist die Formel, auf die sich die Konferenz der
Vereinten Nationen iber Umwelt und Entwicklung (United Nations Conference on Environment
and Development — UNCED) 1992 in Rio geeinigt hatte.
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1.2.1  Die Prinzipien und Zielsetzungen kapitalistischer Wirtschaftsweise
Kapitalismus ist nicht gleich Marktwirtschaft. Marktwirtschaft ist der Aus-
tausch von Waren und Dienstleistungen im Wechselspiel von Angebot und
Nachfrage und kann, wie wir zeigen werden, auch anders als mit kapitalisti-
schen Mechanismen funktionieren.

Kapitalistisch wird die Marktwirtschaft erst durch die Dominanz zweier
Prinzipien:

e durch das kapitalwirtschaftliche Prinzip, d. h. durch die Mehrung des Kapi-
tals als Ziel des Wirtschaftens,
e durch das Privatisierungsprinzip, d. h. durch das Streben, moglichst alle

Wertschopfung zu privatisieren.

Zusammengenommen erwdchst aus diesen beiden Pramissen das Haupt-
merkmal kapitalistischer Wirtschaftsweise: die Akkumulation des gesell-
schaftlich geschaffenen Mehrwertes in Privatverfiigung.

Darin wird ein Grundzug des Kapitalismus deutlich: Nicht Teilen und Inklu-
sion, sondern Aneignung und Exklusion anderer Anspriiche und anderer Men-
schen. Und damit wird zugleich der urspriingliche und natirliche Sinn des
Wirtschaftens auf den Kopf gestellt: die Ermoglichung eines »guten Lebens«
(Aristoteles), konkret die Bereitstellung sinnvoller Giiter, Dienstleistungen und
Arbeitsplatze fur moglichst alle Biirger und zur Férderung des Gemeinwohls.

Galten in friheren Jahrhunderten noch die Gewinne als Mittel zum Zweck,
wurde bereits im Aufblihen des Kapitalismus im 19. Jahrhundert das Mittel
zum Zweck gemacht: die Mehrung von Kapital, die Gewinn- und Renditenma-
ximierung wird dominierendes Ziel des Unternehmertums. Das fuhrt zu der
Widersinnigkeit, dass Kapital nicht der umfassenden Befriedigung der Men-
schen dient, sondern dass die wirtschaftlichen Anstrengungen und Leistungen
der Menschen der Vermehrung des Kapitals zu dienen haben. Der Einsatz
wirtschaftlichen Kapitals zur verbesserten Befriedigung von Bedirfnissen wird
dabei zum sekundaren Faktor und wird den Zuféllen des Marktes tberlassen.

Die konsequente Umsetzung dieser Prinzipien wirkt wie ein Virus in alle ge-

sellschaftlichen Bereiche hinein und hat geradezu zwangslaufig die Umsetzung
weiterer Prinzipien und Zwange zur Folge:
1. Das Verwertungsprinzip: Alles muss zur Geldvermehrung verwertet
werden, »muss sich rechnen«: Natur, Mensch, Kunst und Kultur, Sport, Religi-
on usw. Aus dem Verwertungsprinzip folgt eine durchgreifende Monetarisie-
rung des Lebens.
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2. Das Konkurrenzprinzip: Wirtschaften findet im Gegeneinander statt, im
gegenseitigen Ubervorteilen, im Verdringen und Ausschalten méglicher Kon-
kurrenten.

3. Das Profitmaximierungsprinzip: Der hohere Profit schlagt die Konkur-
renz. Deshalb mussen alle kapitalwirtschaftlichen Akteure maximale Profite
anstreben und realisieren.

4. Das Wachstumsprinzip: Renditedruck, Konkurrenzwettlauf und Zinser-
wirtschaftung erzwingen permanentes Wachstum.

5. Das Externalisierungsprinzip: Abschieben von Risiken und sozialen und
okologischen Kosten auf die Allgemeinheit, auf die kommende Generation und
auf die Natur zum Senken der eigenen Produktionskosten und zum Vorteil im
Wettbewerb — dies nach der Maxime: »Sozialisieren der Risiken und Verluste,
Privatisieren der Gewinne«.

6. Das Deregulierungsprinzip: weitgehendes Hinausdrdangen staatlicher
Regelungen und die Forderungen des »freien Spiels 6konomischer Krafte«.

1.2.2 Ordnungs- und Strukturfehler kapitalistischer Wirtschaftsweise
(strukturelle Ebene)

Aus den benannten Prinzipien haben sich auf struktureller Ebene gravierende

Systemfehler entwickelt. Es sind die fiir den Kapitalismus wesentlichen Ab-

schépfungs-, Bereicherungs-, Verdrangungs- und Externalisierungsmecha-

nismen und Strategien. Sie schopfen die Leistungen anderer Menschen und
der Natur zu Gunsten der Kapitalbesitzer ab, filhren zu deren exorbitanten

Bereicherung, verdrangen mogliche Konkurrenten und schieben nicht profi-

tables »Humankapital« ins Abseits; sie externalisieren Kosten nach drauflen.

Dabei verformen sie wesentliche Teilsysteme der Wirtschaft in der Art, dass

sie eben diese Funktionen wahrnehmen. Dies geschieht z. B.

e in einem Finanzwesen, das mit spekulativem Geldhandel (neue »Finanz-
produkte«), in abschopfenden Funktionen im Bankwesen und mit leis-
tungslosen Gewinnen im Zinswesen die Akkumulation von Geld bei den
Kapitaleignern ermdglicht;

¢ in einer Eigentumsordnung, die erstens die Akkumulation des gemeinsam
geschaffenen Mehrwertes in alleiniger Privatverfiigung der Kapitaleigner
moglich macht, die zweitens Privateigentum an Grund und Boden und an
groBen Immobilien zur leistungslosen Abschépfung anderer Leistung nut-
zen kann;
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¢ in einer Unternehmensverfassung, in der Ausbeuten und ethikloses Han-
deln, Verdriangung vom Markt, Zerstérung und feindliche Ubernahme von
anderen (kleineren) Betrieben zum System gehort;

¢ in Marktregeln, die ein Abschieben der sozialen und 6kologischen Kosten

(externalisieren) ermdglichen;
¢ in einem »Entlohnungssystem«, das einerseits Spitzenldhne weit liber

jedes Leistungsvermogen moglich macht (das 20- bis 500-fache der Durch-

schnittsléhne) und andererseits in prekare Niedrigstlohne drangt.

¢ in einem Steuer- und Sozialsystem, das die Unternehmens- und Kapital-
einkommen entlastet, die Einkommen der Lohnabhadngigen zunehmend
belastet und den solidarischen, paritdtischen Ansatz des Bismarckschen

Sozialsystems zunehmend aufgibt (»Kopfpauschale« u. a.);
¢ in einer neoliberalen Deregulierung der Markte, die die reichen Lander

gegenliber Entwicklungslandern bevorteilen (Agrarexportsubventionen,

einseitiger Protektionismus u. a.) und Teile der Weltbevolkerung in Ver-
elendung fiihren oder in Verelendung halten.
Machen wir uns das Wirken der Abschopfungs- Bereicherungs-, und Externali-
sierungsstrategien kapitalistischer Wirtschaftsweise noch einmal an einigen
besonders signifikanten Beispielen deutlich.

Zu sehen ist, wie die Ansammlung hdchster Vermogenswerte in Privathand
weniger, deren Renditestreben und das spekulative Anlegen dieser Geldwerte
zur Finanzkrise 2008 und ihren Irrsinnigkeiten bis heute gefiihrt hat. Das spe-
kulative Aufkaufen und Zuriickhalten von Lebensmitteln und Rohstoffen auf
dem Weltmarkt haben zu kiinstlichen Engpassen und extremen Preissteige-
rungen und somit zu Armut und Hunger gefiihrt. Ebenso zerstort der Export
von subventionierten Lebensmitteln, Textilien u. a. aus den reichen Industrie-
landern die Markte in den Entwicklungslandern. In den Entwickelten Landern
vernichten die feindliche Ubernahme von Betrieben und sonstige Monopoli-
sierungsstrategien der Konzerne die Vielfalt der Unternehmen (»Kannibalisie-
rungstendenzen« im Kapitalismusle). Das Primat der Renditensteigerung zu
Gunsten der Kapitaleigner zwingt zur Ausweitung des Niedriglohnbereichs und
der Dumpingléhne, zur Entlassung von Beschaftigten (»Entlassungsproduktivi-
tat«), zur Verlagerung von Betrieben in Billiglohnlander; es flihrt so viele Men-
schen in Arbeitslosigkeit und prekdre Arbeitsverhaltnisse und Uberfordert

'8 S0 Radermacher in »Balance oder Zerstorung, S. 36f.
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damit die Sozialleistungen des Staates. Die aus wirtschaftlichen Profitinteres-
sen forcierte Riistungswirtschaft und Riistungsexporte provozieren gegen jede
politische Vernunft hochgefahrliche militarische Konflikte (Ressourcenkriege,
Burgerkriege, internationaler Terrorismus u. &.).

Deutlich ist, dass die benannten Mechanismen und Strategien genau den
Zielen und Prinzipen kapitalistischer Wirtschaftsweise dienen und zu den oben
genannten zerstorerischen Auswirkungen und Deformationen unserer Kul-
turepoche fiihren.

Hier muss allerdings ein Einwand gehort werden, namlich der richtige Hin-
weis, dass nicht die ganze Wirtschaft mit diesen Praktiken und Mechanismen
agiert. Noch gibt es viele Unternehmer, die aus ethischen Griinden gegenzu-
steuern versuchen." Verschiedene gesetzliche Auflagen versuchen, Grenzen
zu ziehen. Es gibt in Entwicklungslandern durchaus Wohlstandszuwéchse.
Auch das Soziale Netz federt in Deutschland schlimmste Not noch ab. Und es
gibt trotz aller Krisen eine hohe Leistungsfahigkeit der Wirtschaft. Diese liegt
aber weniger in den kapitalistischen Prinzipien und Mechanismen des Wirt-
schaftens, sondern vor allem in den hochentwickelten Technologien, in der
hohen Produktivitdt und Effizienz moderner Wirtschaftsweise, in der Qualifika-
tion und dem FleiR der Menschen. Die kapitalistischen Antriebe forcieren zwar
den Entwicklungsdruck, zerstoren aber vielféltige Potentiale, Ressourcen und
Gemeingutreichtlimer und fiithren zu den genannten Perversionen des Wirt-
schaftens.

Zudem muss gesehen werden, dass die kapitalistischen Prinzipien und Me-
chanismen die ausgleichenden Funktionen der »Sozialen Marktwirtschaft«
zunehmend ausgehebelt haben und systembeherrschend geworden sind —
eben so, dass politische Regulierungs- und Zdhmungsversuche an ihrer Uber-
macht scheitern und die Wirtschaft zunehmend rauberische Funktionen an-
nimmt. Selbst liberale Okonomen und Wissenschaftler wie Franz Josef Rader-
macher sprechen von der dem kapitalistischen System innewohnenden Ten-
denz der »Brasilianisierung«: Spaltung der Gesellschaft in 10 bis 20 % Super-
reiche, die liber 65 % des BIP verfiigen, das Absinken der Mittelschicht nach
unten und das Anwachsend des verarmten unteren Drittels.™®

" Dokumentiert z. B. in Joachim Galuska »Pioniere fiir einen neuen Geist in Beruf und Business.
Spirituelle Dimension im wirtschaftlichen Handeln« 2004
'8 Franz Josef Radermacher »Globalisierung gestalten« S. 32ff.
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Erst wenn die grundlegenden Systemfehler des Wirtschaftens erkannt und
die abschopfenden und ausgrenzenden Mechanismen aus dem Wirtschaften
herausgenommen und durch neue, solidarische und nachhaltige Systemansat-
ze, Regelwerke und Strukturen ersetzt werden, kann es eine grundlegende
Wende zu einer gemeinwohlorientierten Wirtschaft geben.

1.2.3  Glaubenssitze, Ideologie, Irrtiimer und Halbwahrheiten
kapitalistischer Wirtschaftsweise (Mentale Ebene)

Es fragt sich, warum sich trotz leichter Einsehbarkeit dieser Zusammenhange

die kapitalistische Wirtschaftsweise bislang so hartnackig behaupten konnte.

Grund hierfiir sind tief eingewurzelte Glaubensatze, Ideologien, Mythen und

Halbwahrheiten, die von den Profiteuren dieser Wirtschaftsweise duRerst

geschickt propagiert werden und sich bis ins Unterbewusstsein der Menschen

eingegraben haben. lhre wichtigsten sind:

¢ Eigennutz und Konkurrenz wirden wie von einer »unsichtbaren Hand
geleitet« zum Wohlstand aller flihren (Adam Smith 18. Jahrhundert).

e Der Markt 16se in sich und automatisch sich selbst stabilisierend alle betei-
ligungsrelevanten Fragen in hochstmoglicher Effektivitat.

¢ Die Liberalisierung des Marktes, der Riickzug des Staates aus der Wirt-
schaft und seine »Verschlankung« wirden die beste wirtschaftliche Ent-
wicklung bringen (»Selbstheilende Krafte des Marktes«).

¢ Freier Welthandel und freier Kapitalverkehr wiirden automatisch zum
Vorteil fur alle Beteiligten wirken (David Ricardo 18. Jahrhundert).

¢ Die Privatisierung und Kommerzialisierung aller Glter des Lebens brachte
hochste Effizienz und groRten Wohlstand.

¢ Kapitalanhdufung und Reichtum in der Hand weniger wiirden die unteren
Bevolkerungsschichten mit nach oben ziehen (»Pferdeapfeltheorie« von
Margret Thatcher)."

e Stdndiges exponentielles Wachstum der Wirtschaft sei nétig, denn erfolg-
reiches Wirtschaften sei nur im standigen Wachstum moglich und notig.

e Das Bemessen von Fortschritt und des gesamtgesellschaftlichen Wohler-
gehens sei mit einem wachsenden Bruttoinlandprodukt (BIP), also mit ei-
nem steigenden Material-, Energie- und Geldumsatz, sachgemal.

' Die »Pferdeapfeltheorie« besagt: es miissen die starken Zugpferde einer Kutsche (die »Leis-
tungstrager« der Wirtschaft) gut gefittert werden, damit die Spatzen (das Volk) in den Pferde-
apfeln noch einige Kérner finden.
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¢ Kapitalismus und Demokratie wiirden einander bedingen und nur im Mit-
einander gedeihen.
Wie schon im Abschnitt »Ende des Mythos Markt« ausgefiihrt, wird deutlich,
dass diese Behauptungen pseudoreligiosen Charakter haben. Sie wirken wie
unhinterfragte Glaubenssatze und rechtfertigen den Kapitalismus als »die
beste aller Wirtschaftsordnungen«. Das Tilckische ist, dass diese Ideologien
den Charakter von Halbwahrheiten haben, d. h. sie gaukeln etwas vor, was nur
bei einseitiger Sicht wahr zu sein scheint: Wahr, richtig und gut sind die Dinge
fur den, der aus ihnen seine Vorteile zieht. Die zerstorerischen Funktionen fir
den jeweils anderen und fir das Gemeinwohl werden aber ausgeblendet.
Sowohl die einfache Logik als auch die Empirie zeigen sehr eindeutig, dass
der Markt ohne jede Regelung einer ganz anderen GesetzmaRigkeit erliegt,
namlich der disproportionalen GesetzmaRigkeit des Marktes: Bei einem nur
geringen Anfangsunterschied zwischen dem Starkeren und Schwacheren er-
wachst im Fortgang gewissermallen automatisch und unaufhaltsam eine Be-
vorteilung des Starkeren und eine Benachteiligung des Schwacheren. Der
Starkere kann aus seinen Vorteilen standig weitere Vorteile erwirken, die dem
Schwacheren standig weiter Benachteiligungen einbringen — und zwar umso
mehr, je starker der Vorteil durch die Kapitalform entpersonlicht wird und als
anonyme Kraft weiter fiir den Starkeren wirken kann, dessen Starke sich darin
potenziert.

1.2.4 Der Materialistische Grundirrtum und das sozialdarwinistische
Menschenbild

Allerdings sind die Glaubenssatze und Verhaltensweisen kapitalistischen Wirt-
schaftens in der Menschheitsgeschichte nicht neu. Als Gefdhrdung des Huma-
num hat es sie von Anbeginn der Menschheit gegeben, vor allem mit der
EinfUhrung der Arbeitsteilung, des Tauschhandels und der Geldwirtschaft. So
stieg z. B. mit der Erfindung der Geldwirtschaft der Betrug auf den Markten
des alten Athen so an, dass der Beruf des »Polizisten« urspriinglich als Markt-
wachter erfunden werden musste.

Hinter den Glaubenssatzen, Irrtimern und Ideologien kapitalistischer Wirt-
schaftsweise steht ein alter »materialistischer Grundirrtum«, mit dem sich die
Menschheit schon immer auseinandersetzen musste. Es ist die Illusion, Leben
und Glick seien im Haben und Immer-mehr-Haben, im Erobern und Unterwer-
fen zu finden.
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Die Weisheiten der Menschheit, die Bibel, die Religionen und Philosophien
haben stets gewusst, dass dies eine zerstérerische Verkennung des Lebens ist.
Und es war eine ihrer grofSten ethischen Herausforderungen und Anstrengun-
gen, diesem Irrtum immer wieder entgegenzutreten.
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Abb. 4: Die Leere in der Fulle

Das Verheerende der kapitalistischen Ideologien und Praktiken ist, dass sie
diesen Grundirrtum zum System, zum Leitprinzip menschlichen Lebens ma-
chen.” Dieses geschah und geschieht nicht durch eine Staatsideologie, die
klar definiert und postuliert wird und der dann auch klar widerstanden werden
kann, wie es gegeniiber der kommunistischen Staatsideologie moglich war. Es
gibt zwar neoliberale Wirtschaftstheorien, entsprechende Wissenschaftler,
Lehrer und Schulen, die die oben benannten neoliberalen Glaubenssatze theo-
retisch begriindet und ausformuliert haben (z. B. Friedrich August von Hayek
und Milton Friedman. Doch die Massenwirksamkeit dieser Glaubenssatze liegt
in der latenten oder auch gezielten Verbreitung des sozialdarwinistischen
Menschenbildes und Lebensverstandnisses. Es besagt: Der Mensch sei ein auf
Egoismus, materielle Bereicherung, Neid, Konkurrenz, und Aggressivitdt hin
angelegtes Wesen. Nur im Ausleben dieser Gaben kdnne er liberleben. Die
Gaben von Solidaritat, Teilen und Verzichten, N&chstenliebe, Verantwortung

% Grundlegend dargestellt durch Erich Fromm in »Haben oder Sein.
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und spiritueller Sinngebung werden abgewertet und im besten Fall ins rein
Private oder Religiose abgeschoben.

Die Kombination des sozialdarwinistischen Menschenbildes mit dem prak-
tisch gelebten Kapitalismus und der oben benannten Wirtschaftsideologie
flihrten und fihren dazu, dass der Egoismus und das Streben nach Reichtum,
das Austricksen und Ubervorteilen des anderen, Konkurrenzdenken, Ellbo-
genmentalitat, Aggression und Gewalt auf allen Ebenen des Lebens und der
Gesellschaft zum selbstverstandlichen Leitbild und verbreiteten Lebensstil
unserer Zivilisation geworden sind. Deutlich wird dies im herrschenden
Mainstream, in Medien und Werbung, in den stereotypen Rollen und Kulissen
der Unterhaltungsindustrie, im »Kampf um Arbeitspldtze«, in der Kindererzie-
hung usw.

Solange dieses Menschenbild und Lebensverstandnis dominant bleiben
und propagiert werden, ist eine von Egoismus, Konkurrenz und Verantwor-
tungslosigkeit gekennzeichnete Wirtschaftsweise uniberwindbar. Insofern
sind Menschenbild und Lebensverstandnis Schlisselfragen fur die Ermogli-
chung einer lebensdienlichen Okonomie und einer zukunftsfahigen Zivilisation.

13 Beispiel Wachstumsirrtum

Es gibt wohl keinen Bereich, in dem bei kritischer Betrachtungsweise die men-
tale Verblendung und strukturelle Fehlentwicklung des kapitalistischen Sys-
tems so deutlich wird wie im Dogma eines standigen Wirtschaftswachstums.
Darum soll im Folgenden an der Wachstumsfrage, exemplarisch fiir das Ganze
die Sackgassenentwicklung des Kapitalismus genauer betrachtet werden.

Was ist Wachstum?

Wachstum ist ein wesentliches Merkmal der Evolution und findet sich berall
in Natur und Gesellschaft. Auch in der Okonomie spielt Wachstum eine zentra-
le Rolle und gehorte bislang zu den selbstverstdndlichsten ZielgroRen der Un-
ternehmen und der Volkswirtschaft. Diese Selbstverstandlichkeit wurde 1972
durch die Studie des Club of Rome »Grenzen des Wachstums« das erste Mal
schwer erschittert. Angesichts des vermeintlichen Siegeszuges neoliberaler
Wirtschaftsweise triumphierte dann aber bis in einzelne Gruppierungen der
Griinen Partei hinein das Vergessen.
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Um die unabdingbaren Grenzen wirtschaftlichen Wachstums zu verstehen,
missen folgende Zusammenhange erkannt werden.
Es sind drei Arten des Wachstums zu unterscheiden:
a) Lineares  Wachstum: A
hier wachst ein Bestand
pro Zeiteinheit linear mit
einem gleichbleibenden
absoluten Betrag (Wachs-
tums-Gréfie). Beispiel:
Zuwachs der Autoproduk-
tionszahl um 30.000 Stiick
in jedem Jahr.
b) Exponentielles Wachs- ”’
tum: hier wachst ein Be- A, o
stand pro Zeiteinheit mit
einem Prozentsatz von
2.B. 3% (Wachstums-Rate) Abb. 5: Wachstumskurven
exponentiell — exponentiell,
da der Zuwachs der zuriickliegenden Zeiteinheit in den Ausgangswert der
folgenden Zeiteinheit mit hineingerechnet wird. Das fiihrt zu einem standigen
Anwachsen der Stlickzahl. Beispiel: Zuwachs der jahrlichen Autoproduktion
um 3 % ergibt ein exponentielles Wachstum mit einer Verdopplungsrate von
z. B. urspriinglich 30.000 Autos im ersten Jahr auf 60.000 Autos im vierund-
zwanzigsten Jahr.

v

¢) Natiirliches Wachstum ist ein Vorgang, wie ihn die Natur vorgibt. Ein Baum
z. B. wachst anfangs mit steigenden Zuwdachsen (exponentiell), danach tber
lange Zeit gleich (linear), bis schlieRlich eine Sattigungsphase erreicht ist, in
der das Wachstum abebbt. Am Ende Gberwiegen die abbauenden Krafte und
machen einer nachsten Generation Platz.

Schon die einfache Logik sagt, dass es auch in der Wirtschaft kein standiges
exponentielles Wachstum geben kann: Die Erde ware in relativer kurzer Zeit
mit den sich standig verdoppelnden Gitern zugeschiittet. Die Statistik weist
nach, dass es im Zeitverlauf der Realwirtschaft immer nur ein lineares Wachs-
tum mit fallenden Wachstumsraten gibt.
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Das BIP - eine unsinnige Bemessung von Wohlstandsentwicklung

Ein zweiter Widersinn dieses Denkens liegt in der Bemessung des Wirtschafts-
wachstums. Es wird mit dem Bruttoinlandprodukt (BIP) bemessen, das die
GroRe der Warenproduktion und Dienstleistungen nach Abzug von Vorleistun-
gen und Importen in Geldwerten misst. Das Paradoxe dieser Messung ist, dass
es nur die GroRe des Durchsatzes, nicht die Qualitdat misst. So ergibt Zersto-
rung und Wiederaufbau nach Naturkatastrophen oder Kriegen eine hohe
Wachstumsrate, wahrend ein Fortschritt durch Erfindung ressourcensparen-
der Produkte die Wachstumsrate senkt und nach dieser Bemessung negativ
ausfallt.

Ein weiterer Widersinn liegt darin, dass diese Bemessung nur Geld- und
Materialdurchsatz misst, nicht aber die Qualitdten wie das soziale Wohlerge-
hen, Kultur und Bildung, die Intaktheit der Natur, die Gesundheit und Lebens-
zufriedenheit der Menschen u. a. — also das, was unsere eigentliche Lebens-
qualitdt ausmacht. Schon seit 1990 fordert UNO die Bemessung der Entwick-
lung mit ganzheitlichen Indizes z. B. mit einem »Neuen Wohlfahrtsindex« oder
»Human Development Index« und dhnlichen Indizes, die die benannten Werte
mit einbeziehen. Bisher hat nur der kleine Himalaja-Staat Bhutan an Stelle des
BIP das »Brutto-Sozialgliick« gesetzt. Dass dies fur die Wohlfahrt der Men-
schen viel wesentlicher ist, hat die Glicksforschung in verschiedenen Studien
nachgewiesen: die groRRte Lebenszufriedenheit liegt in Landern mit mittlerem
Durchschnittseinkommen, z. B. in Costa Rica, Danemark, Skandinavien und
Island. Das reiche Deutschland liegt erst an 30. Stelle. Ab einem Jahresein-
kommen von Uber 20.000 Dollar steigt der Gliickspegel kaum noch.”’ Es ist
eine alte Erfahrung, dass UbermaRiger Reichtum fast immer die moralischen
und Personlichkeitswerte eines Menschen zerstort. Dass dennoch vielfach
nach weiterem materiellem Wachstum gestrebt wird, liegt an dem, was oben
mit dem »materialistischen Grundirrtum« umschrieben wurde und die Ideolo-
gien des Kapitalismus tagtaglich verkiindigen: die lllusion, mit einem »immer
Mehr« glicklicher zu werden.

Voraussetzungen wirtschaftlichen Wachstums
Weitere grundlegende Unklarheit gibt es bei den unabdingbaren Vorausset-
zungen wirtschaftlichen Wachstums. Wachstum kann es nur bei offenen

*! studie des World Values Survey von 2010 nach »Thiringer Allgemeine« vom 26.5.2010
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Wachstumsfeldern geben. Diese sind: 1. ungesattigte Markte, 2. Bevoélke-
rungswachstum, 3. neue Aufbauphasen, 4. unbegrenzte Ressourcen (Rohstof-
fe und Aufnahmeféhigkeit von Abprodukten). Diese kdnnen zeitweise offen
sein wie in Deutschland nach dem zweiten Weltkrieg oder in Entwicklungslan-
dern wie in China, Brasilien u. a. — scheinbar, denn die 6kologischen Ressour-
cen sind auch dort schon lange nicht mehr offen, d. h. eigentlich nicht weiter
belastbar.

4 I Ungesittigte Mérkte
)
= ‘Wirtschafts- Unbegrenzte
Bevolkenmgswachstum] G o " Ressourcen e
— i
Neue Aufbauphasen |~

Abb. 6: Wachstumsfelder offen oder geschlossen

Sind die Wachstumsfelder nahezu oder (iberwiegend geschlossen, wie in den
hochindustrialisierten Landern, gibt es einen Wachstumsstau. D.h. die Wirt-
schaft kann nicht weiter in die geschlossenen Felder hineinwachsen. Hier ware
eine Wirtschaftsweise geboten und verninftig, die sich wohl standig weiter
entwickelt und die Menschen ausreichend und gut versorgt, die aber quantita-
tiv nicht standig weiter wachsen muss. Genau das aber kann die kapitalistische
Wirtschaftsweise nicht.

Die oben genannten Prinzipien und Mechanismen kapitalistischer Wirt-
schaftsweise machen deutlich, dass Wirtschaftswachstum ein unabdingbarer
Teil des kapitalistischen Systems ist. Vor allem das Profitmaximierungsprinzip
und das Konkurrenzprinzip erzwingen einen Wachstumswettlauf: Wer nicht
mit wachst oder schneller wachst, fallt raus. Und dies geschieht abrupter je
enger die Wachstumsfelder sind, also hier ein Ausweichen kaum noch maglich
ist. Denn Kapitalismus ohne Wachstum »féllt um wie ein Fahrrad, das nicht
mebhr rollt«.
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Systemische Crashtendenzen und Wachstumsfalle

Die Versuche, gegen die natirlichen Begrenzungen fortlaufendes Wachstum
so oder so zu erzwingen, flihrt unweigerlich in Crashsituationen. Dass ein un-
begrenztes wirtschaftliches Wachstum in einen 6kologischen Crash fihrt, ist
fast durchgingig anerkannt: ein weiteres Uberschreiten des 6kologisch ver-
traglichen FuRabdrucks, wie es in den Zahlen und Fakten oben (S. 19) skizziert
wurde, fihrt die Menschheit in eine selbstmoérderische Zukunft.?

Weniger bedacht und verstanden werden bisher die sozialen und 6kono-
mischen Crash-Tendenzen, die im Wachstumszwang des kapitalistischen Sys-
tems liegen. Wird bei anndahernd geschlossenen Wachstumsfeldern Wachstum
durch weitere Rationalisierung, durch Arbeitsplatzabbau, Absenken der Lohne,
Uberforderung des Sozialstaates erzwungen, kommt es zu einer sich negativ
verstirkenden Riickkopplung von Uberproduktion, Arbeitslosigkeit und Praka-
risierung eines wachsenden Bevélkerungsanteils und dadurch zur weiter sin-
kenden Kaufkraft und zu Gbersattigten Markten. Dies soll nun wieder mit wei-
terer Rationalisierung aufgefangen werden, aber genau das verstarkt die Aus-
weglosigkeit der »Wachstumsfalle«. 2

Uber-
produktivitit

Gesiittigter Markt/
geringe Kaufkraft

Wachstumsfalle
Wirtschaftscrash

Arbeitslosigkeit

Abb. 7: Wachstumsfalle

22 Manfred Linz »Was wird aus der Wirtschaft?«, S. 15
250 schon skizziert bei Hans-Peter Martin, Harald Schumann: »Die Globalisierungsfalle« 1997;
auch bei Wolfgang Kessler: »Weltbeben. Auswege aus der Globalisierungsfalle« 2004
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Diese Wachstumsfalle ist mehr als nur der bekannte Zyklenverlauf von
Konjunktur und Rezession. Es ist die von Maynard Keynes beschriebene »en-
dogen bedingte Wachstumsabschwéchung« in hochentwickelten Volkswirt-
schaften mit einem fortlaufenden Absinken der Wachstumsraten.”* Zu beach-
ten ist hier allerdings, dass das zunachst nur ein langsameres Wachsen ist,
noch kein Uberwinden der systemischen Wachstumszwinge bedeutet. Und zu
beachten ist, dass der in der Globalisierung gesuchte Ausweg den Weg in die
Wachstumsfalle bzw. soziale und dkonomische Crashsituationen nur verlan-
gert, nicht verhindert. Denn schon jetzt beginnt unsere Welt ein begrenztes
»Dorf« zu werden. Wachstum kommt Uberall an seine gesetzmaRigen Gren-
zen.

Vermeintliche Wege aus der Wachstumsfalle
Um trotz enger oder geschlossener Wachstumsfelder wachsen zu kénnen,
werden verschiedene Auswege aus der Wachstumsfalle gesucht.

Der eine ist der Weg nach innen: ein weiteres Wachstum nach innen er-
zwingen. Dies kann wiederum auf zwei Wegen geschehen: einmal durch Ent-
sattigung der Markte, dies z. B. durch Wecken neuer Bedirfnisse mittels Wer-
bung, durch immer schnellere Produktion neuer Produkte, durch kiinstliches
Kurzlebighalten der Produkte u. 8. Zum anderen geschieht es durch Rationali-
sierung der Produktion, d.h. es werden Produkte durch Technisierung, durch
Abbau von Arbeitskraften (»Entlassungsproduktivitdt«) und durch Lohnabsen-
kung in billigerer und groRerer Stlickzahl auf den Markt geworfen, so zu weite-
rem Kaufen verfiihrt und zugleich die Konkurrenten verdrangt, um dann die
Preise wieder anzuziehen und den Markt zu beherrschen. Die Folgen sind klar:
einmal strukturelle Arbeitslosigkeit, Lohndumping, Zunahme von Armut und
Prakariat, soziale Spannungen usw., zum anderen zunehmende Monopolisie-
rung der Unternehmen, Zerstérung der Marktvielfalt.

Ein anderer Weg, neues Wachstum anzukurbeln, ist die Vision eines
»Green New Deal«: durch Umstieg auf hocheffiziente, umweltfreundlichen
Energie- und Material sparende Technologien kénne es im Ubergang zum
»solaren Zeitalter« weiteres groReres Wachstum geben — dies durch einen
groRen Bedarf an neuen Techniken, Giitern, Branchen und Arbeitsplatzen. Sie

** Nach Karl Georg Zinn »Rezeptionsliicken des Keynesianismus«, Hamburg 2008. Vgl. auch May-
nard Keynes Buch »Allgemeine Theorie der Beschéftigung, des Zins und des Geldes« 1936 oder
den Aufsatz »Das Langzeitproblem der Vollbeschaftigung« 1934.



36 Bernd Winkelmann

wirden Umweltverbrauch und Umweltbelastungen mindern und zugleich
neue Wachstumsschiibe und neue Arbeitsplatze bringen. Damit kdnnte man
zugleich ein weiteres Wachsen an Wohlstand absichern, in dem mit einem
Flinftel bis zu einem Zehntel Ressourceneinsatz nicht nur der heutige Wohl-
stand gesichert wird, sondern fiir die ganze Menschheit fortentwickelt werden
kann.”

Jedoch werden in dieser Sicht zwei Dinge ausgeblendet: erstens, dass es
auch hier nach groBen Boom-Phasen in absehbarer Zukunft eine Sattigung der
Markte und ein Wegrationalisieren von Arbeitsplatzen gibt. Und zweitens gibt
es hier den sogenannten Rebound-Effekt, auch »Bumerang-Effekt« genannt.
Gemeint ist zundchst auf materiellem Gebiet die Tatsache, dass die 6kologi-
sche Qualifizierung des Produkts durch eine Mengenzunahme des Produkts
unter dem Strich den Effekt wieder zunichtemacht, z. B. sparsamere Autos und
Flugzeuge, aber gerade dadurch Zunahme von PKW- und Flugverkehr; oder
vermehrter Computereinsatz, aber entgegen den Erwartungen kein papierlo-
ses Biiro usw.

Neben dem materiellen Rebound-Effekt kommt es zudem zum psychologi-
schen Rebound-Effekt: Sich ein umweltschonendes Auto kaufen, beruhigt das
Gewissen, flihrt damit aber zu starkerem Individualverkehr. Oder: Mehr Bio-
produkte kaufen kann zu einem groReren Flachenverbrauch fihren. Kritische
Okonomen sind sich zunehmend darin einig, dass zu einer Effizienzstrategie
die Suffizienzstrategie hinzukommen muss: »Mit weniger besser leben«. 2

Der weitere Weg, dem Wachstumsstau zu entgehen, ist der Weg nach au-
RBen: die Globalisierung der Wirtschaft. Konkret: Eroberung neuer, offener
Absatzmarkte in anderen Regionen, Verlagerung der Unternehmen in Lander
mit scheinbar unerschopften Ressourcen, billigsten Arbeitskraften und ge-
ringsten okologischen und sozialen Auflagen. Auch hier sind die Auswirkungen
klar zu sehen: wirtschaftliche Regression im Ursprungsland, schwere Umwelt-
schaden und ausbeutende menschenverachtende Arbeitsplatze in den erober-
ten Léndern.

2 Ernst Ulrich von Weizsicker, Karlson Hatgroves, Michael Smith: »Faktor Finf: Die Formel fir
nachhaltiges Wachstum« 2010

%% 2.B. Niko Paech in »Nachhaltigkeit zwischen 6kologischer Konsistenz und Dematerialisierung:
Hat sich die Wachstumsfrage erledigt?« Manfred Linz »Was wird dann aus der Wirtschaft? Suffi-
zienz, Wirtschaftswachstum und Arbeitslosigkeit«
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Ein vierter Weg, den Wachstumsstau zu umgehen, ist die Flucht der GroR-
unternehmen an die Boérse, d. h. in das Geldanlagen- und Spekulationsge-
schaft. Hier werden, wenn es gut geht, Renditen von 10-20 % erzielt, weit
mehr als in der Realwirtschaft. Wenn es schief geht, kann das ein realwirt-
schaftlich gutes Unternehmen (iber Nacht in den Ruin stlirzen und mit ihm
viele Mitarbeiter und ihre Familien.

Wachstumstreibende Faktoren und Mechanismen

Wie kann nun generell der Wachstumszwang in der Wirtschaft Glberwunden,
ein sozial und 6konomisch nachhaltig stabiles Wirtschaften und ein notwendi-
ges Schrumpfen des Umweltverbrauchs erreicht werden?

Das ist nur moglich, wenn prazis die wachstumstreibenden Faktoren der
kapitalistischen Wirtschaftsweise erkannt und durch nachhaltig wirkende
ersetzt werden. Folgende wachstumstreibende Faktoren sind erkennbar:

Auf der mentalen Ebene ist es erstens der oben beschriebene materialisti-
sche Grundirrtum des Menschen, im ,,immer Mehr“ Leben und Gliick finden zu
wollen. Daraus folgend zweitens die systemische Verankerung des Kapital-
mehrungsprinzips, des Verwertungs- und Konkurrenzprinzips als treibender
Motor allen Wirtschaftens. Und drittens sind es die entsprechend stiitzenden
Glaubenssatze, die ldeologie und die Verblendungen kapitalistischer Wirt-
schaftsweise.

Auf der strukturellen Ebene sind es die ebenfalls schon beschriebenen

Ordnungs- und Strukturfehler des kapitalistischen Systems vom Finanzwesen
Uber die Eigentumsordnung bis zur kapitalistischen Unternehmensverfassung
und den entsprechenden Marktregeln.
Ein besonderes Augenmerk muss auf die Fehlkonstruktionen im Geldsystem
gelegt werden. Hier ist der Zins die entscheidende wachstumstreibende Kraft,
vor allem der Zins auf Investitionskrediten, bei denen der Kapitalgeber den
Zinserlos reinvestiert, um wieder und wieder den neuerlichen Zinsertrag zu
vereinnahmen bzw. zinsbringend zu reinvestieren. Wahrend der Kapitalgeber
sich dabei in steigendem MaRe bereichert, da er fortlaufend vom Zinseszinsef-
fekt der Zinsertrage profitiert, wird die Realwirtschaft in Hohe eben dieser
Bereicherung abgeschopft. Sie kann diesen Aderlass nur durch Wachstum von
Produktivitdt und Umsatz ausgleichen. Hans Christoph Binswanger stellt fest:
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»Verzinsung verlangt eine Vermehrung des vorhandenen Bestandes an Geld«,
das durch Wachstum des Unternehmens erbracht werden muss.”’

Zur Fehlkonstruktion des Zinssystems gehort die spekulative Finanzwirt-
schaft. Vor allem haben die Hedgefonds und der aus Buchwerten abgeleitete
Derivatehandel eine starke, die Realwirtschaft abschépfende und wachstums-
treibende Kraft. Wo es im urspriinglichen Aktienwesen noch eine Beziehung
zwischen Unternehmenswert und Wert der Unternehmensanteile gab, han-
delt das »moderne« Investmentbanking nicht mehr mit realen Werten, son-
dern mit Erwartungen kiinftiger Zustande oder Ereignisse, die gleichwohl in
Bilanzen verbucht, verbrieft und wiederum gehandelt werden. Der Anleger
kann durch elektronische Kommunikation in Sekundenschnelle weltweit in ein
anderes lukratives Geschaft springen, dem alten Unternehmen sein Kapital
entziehen und durch bewusst gestreute Spekulationsgeriichte die Kurse nach
oben oder unten treiben und entsprechend abschépfen. Dies treibt die real-
wirtschaftlichen Unternehmen regelrecht vor sich her und zwingt sie zum
ricksichtslosesten Wirtschaften mit weiteren Wachstumszwéngen und den
oben benannten sozialen und 6kologischen Verwerfungen.

Klarheit muss gegentiber falschen Wachstumsbegriindungen bzw. Verspre-
chungen gefunden werden. Einmal ist es die Behauptung, die Uberwindung
der Arbeitslosigkeit braucht Wirtschaftswachstum. Das ist nur bei offenen
Wachstumsfeldern moglich. Aber die Arbeitslosigkeit in den Industriestaaten
ist primar nicht konjunkturbedingt (schwache Konjunkturphase), sondern
systemisch bedingt. Sie liegt in der oben benannten Spannung zwischen Uber-
produktivitdt und gesattigten Markten bzw. geringer Kaufkraft. Z. B. ware bei
einer Steigerung der Arbeitsproduktivitdt von nur 1,5 % zur Beschéaftigungssi-
cherung ein Wirtschaftswachstum von 3 % oder mehr erforderlich. Die Be-
hauptung, dass technischer Fortschritt und Produktivitdtszuwachse nicht nur
alte Arbeitsplatze vernichten, sondern neue schaffen, die die Zahl der verlore-
nen Arbeitsplatze Gbertrifft, hat sich somit als Illusion erwiesen. Das Gegenteil
ist der Fall: wahrend in Deutschland von 1991 bis 2003 das Bruttoinlandspro-
dukt inflationsbereinigt um gut 16 % gewachsen ist, ist die Arbeitslosigkeit und
der Niedriglohnbereich in dieser Zeit um ca. 50 % gewachsen. Es entsteht ein

* Hans Christoph Binswanger: »Die Wachstumsspirale«, Marburg 2006, S.314
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»Jobless Growth«, ein durch rationalisierte Produktionsweise strukturell be-
dingtes Wachsen der Arbeitslosigkeit.28

Ebenso verhalt es sich mit der Behauptung, durch Wachstum Armut im ei-
genen Land und weltweit Gberwinden zu kdénnen. Dies solle der sogenannte
»Trickle-down-Effekt« bewirken: das Hinuntertropfeln von Reichtum in die
unteren Schichten. Die Fakten, die oben unter »Reichtumsparadoxie« genannt
wurden, widerlegen das eindeutig: Wachstum hat bislang die Kluft zwischen
Arm und Reich nicht verringert, sondern vergrofert. Daflir sorgt schon der
exponentielle Abstandsmechanismus: Bei einem gleichen prozentualen An-
stieg wird der Abstand zwischen oben und unten automatisch groRer. Wenn
z. B. das jahrliche Einkommen fir alle um 3 % wachst, wiirde ein Monatsein-
kommen von 10.000 € nach 12 Jahren bei 15.000 € liegen; ein Monatsein-
kommen von 1.000 € wiirde nach 12 Jahren bei 1.500 € liegen — der Einkom-
mensabstand ware von 9.000 € auf 13.500 € gestiegen. In der Realitat: 1960
lag das Pro-Kopfeinkommen des reichsten Flinftel der Weltbevélkerung 30-
mal Uber dem Pro-Kopf-Einkommen des darmsten Finftels. FlinfunddreiRRig
Jahre spater lag das Pro-Kopfeinkommen des reichsten Fiinftels 80-mal tber
dem Pro-Kopf-Einkommen des drmsten Flnftels.

Ein grundlegender Paradigmenwechsel und Systemumbau stehen an
Um den zerstérerischen Tendenzen der kapitalistischen Wachstumsékonomie
nicht zu erliegen, misste eine Postwachstumsékonomie entwickelt werden.”
Dies ware eine Gleichgewichts- und Gerechtigkeitsékonomie, in der einzelne
Bereiche der Wirtschaft und die Wirtschaft insgesamt in bestimmten Aufbau-
phasen durchaus wachsen kénnen. Doch bei Erreichen eines Sattigungsgrades
—und fortlaufend schon vorher — geht das Wachsen in qualitative Entwicklung
Uber: Qualitatsprodukte, Wachsen des sozialen Ausgleichs, der kulturellen,
zwischenmenschlichen, geistigen und spirituellen Lebensqualitaten. Dabei
muss allerdings der materielle Verbrauch insgesamt drastisch schrumpfen.
Unabdingbare Voraussetzung fir solch eine Postwachstumsékonomie wa-
re die Herausnahme der kapitalistischen Prinzipien, Glaubensatze und Mecha-
nismen aus dem Wirtschaften der Menschen und das Implementieren nach-
haltiger, lebensdienlicher und solidarischer Prinzipien und Strukturen. Dies

8 Vgl. Manfred Linz »Was wird aus der Wirtschaft?«, S.15
% Wie sie vor allem Niko Paech entwickelt, siehe Anmerkung oben S. 37
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kann nur durch einen tiefgreifenden Paradigmenwechsel in den Herzen und
Kopfen der Menschen geschehen und mit einem grundlegenden Umbau des
Wirtschaftssystems. Voraussetzungen und Moglichkeiten hierfiir werden in
den folgenden Abschnitten erlautert.



II. Vision einer Okonomie im Dienste der
Menschen

Norbert Bernholt
1 Die Frage des Menschenbildes

Bei Diskussionen {iber eine neue Wirtschaftsweise taucht unweigerlich die
Frage auf, was der Mensch denn eigentlich sei und was er wolle. Die gangige
Meinung lautet dann haufig, die meisten Menschen seien nun mal vornehm-
lich auf ihren eigenen Vorteil und die Durchsetzung ihrer individualistischen
Interessen bedacht. Die kapitalistische Wirtschaftsweise sei deshalb so erfolg-
reich, weil sie genau diese quasi gottgegebene Eigenschaft des Menschen
erkannt habe und mittels des Marktes in konstruktive Bahnen letztlich zum
Wohle der Allgemeinheit gelenkt habe. Nun wird niemand, der sich in dieser
Welt umschaut, abstreiten kénnen, dass Menschen einen starken Drang zum
Egoismus haben. Zweifel kommen freilich, ob dieser Hang nun Gott gewollt,
bzw. einem Naturgesetz gleich kommt, und ob die Ergebnisse dieses Handelns
wirklich so effektiv und gemeinwohlférdernd seien. Fragt man dieselben Men-
schen, was sie denn gliicklich und zufrieden mache, nennen nahezu alle Be-
fragten Begriffe wie »gute menschliche Beziehungen«, »Freundschaft«, »Mit-
gefiihl«, »fiir andere da sein«, »Nahe zur Natur« o. a. Hier offenbart sich ein
Widerspruch unserer Kultur. Fir alle Prozesse, die in irgendeiner Weise der
Wirtschaft zuzuordnen sind, und dieser Anteil wachst unaufhorlich in einem
kapitalistisch gepragten System, gilt der Egoismus als leitendes Prinzip, fir alle
sonstigen Bereiche gelten andere Leitvorstellungen. Man muss sich den Men-
schen im Kapitalismus als ein gespaltenes Wesen vorstellen.

1.1 Schwachpunkte des Menschenbildes in den westlichen
Industrieldndern

Das dem Menschenbild einer kapitalistischen Wirtschaftsweise zugrunde lie-
gende Konzept liest sich als eine Anleitung zum Ungliicklich sein. Es weist,
unserer Ansicht nach, entscheidende Fehler auf, die zu verheerenden Fehl-
entwicklungen fir die gesamte Menschheit filhren kénnen.

1. Es scheint sehr fraglich, inwieweit es gelingen kann, dass Menschen in kiir-
zester Zeit, je nach Kontext, sich vornehmlich egoistisch motiviert verhalten
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um dann, in einem anderen Kontext, emphatisch und solidarisch zu sein. Wah-
rend der Arbeit missen sich die Beschéaftigten den auf Gewinn orientierten
Regeln der Wirtschaft beugen. Am Abend ist der gleiche Mensch der/die
solidarisch empathische Familienvater/Familienmutter und Mitglied einer
ortlichen Birgerinitiative, die sich fiir den Erhalt eines Naturschutzgebietes
einsetzt. Man muss schon ein(e) virtuose(r) Lebenskiinstler(in) sein, um mit
diesem Konflikt gut leben zu kénnen.

2. Das in der Okonomie iibliche Konstrukt des homo oeconomicus verkiirzt
das menschliche Sein auf seine egoistische Eigenschaft. Andere Eigenschaften
bleiben in diesem Modell unberticksichtigt, da sie fir die Entscheidungen der
Menschen von nicht untergeordneter Bedeutung seien. Die Motivation fiir
menschliches Handeln wird im Wesentlichen durch seine Vernunft und seinen
Egoismus begriindet. Auch wenn dieses Konstrukt mittlerweile ausdifferen-
ziert worden ist, bleibt der Kern, ndmlich das individuelle Nutzenmaximieren,
erhalten. Selbst Mitgefiihl und Empathie sind in dieser Sichtweise nichts wei-
ter als nlichternes Kalkil des Egoisten. Aus dieser Sichtweise ist dann im Laufe
des letzten Jahrhunderts ein sozialdarwinistisches Menschenbild entwickelt
worden, demzufolge nur die diejenigen zu belohnen seien, die sich im gesell-
schaftlichen Kampf gut durchsetzen konnen. Vor allem der Neoliberalismus
um Hayek und Friedman hat wiederholt die Notwendigkeit des Kampfes tber
den Markt fir die Evolution der Menschheit betont.

3. Die naturwissenschaftlich begriindete Festschreibung bestimmter mensch-
licher Eigenschaften, hier der Egoismus, macht dynamische Verdnderung des
Menschenbildes unmdglich. Andere Konstrukte, die die Wissenschaften anbie-
ten, werden in ihrer Konsequenz nicht zur Kenntnis genommen. Es liegt auf
der Hand, dass dieses Menschenbild wenig mit Wissenschaft aber viel mit
Machtpolitik zu tun hat.

4. |Im Unterschied zu vielen asiatischen Kulturen, sind viele Menschen in den
westlichen Industrielandern noch immer auf ein autonomes Individuum fixiert,
das die Gesellschaft und die Sachwelt pragen konne. Andere Kulturen sehen
dies gerade umgekehrt, Individualitdten bilden sich erst durch Erfahrungen mit
der sachlichen und personellen Umwelt. Statt eines interkulturellen Austau-
sches ist jedoch eher ein Beharren auf der eigenen Position zu beobachten.*

* Um Missverstindnissen vorzubeugen, sei explizit darauf hingewiesen, dass wir keinesfalls den
Umgang mit den Menschenrechten etwa in China oder Japan als vorbildlich darstellen wollen.
Im Gegenteil sehen wir den enormen Fortschritt, den die Aufklarung in den westlichen Landern
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Unabhangig von den offensichtlichen Schwachpunkten kann sich das zurzeit
vorherrschende Menschenbild als die passende Adaption zur kapitalistischen
Wirtschaftsweise behaupten. Dieses Menschenbild ist im Sinne der Herr-
schenden und Gewinner dieses Systems, die damit ihre Herrschaftsgewalt
rechtfertigen konnen. Zugleich schafft dieses System eine groRe Mehrheit von
Verlierern, die gezwungen sind, ihr Leben den eindimensionalen Gesetzen des
Marktes zu anzupassen. Wer dieser Spielregel nicht folgt, muss Nachteile in
Kauf nehmen oder sich so verbiegen, dass er einigermalen erfolgreich »mit-
spielen« kann. Notgedrungen muss sich der weitaus groRte Teil der Mensch-
heit anpassen. Allerdings bleibt diese Fremdbestimmung nicht ohne Folgen:

1. Fir den einzelnen Menschen: Die Zahl der psychosomatischen Krankhei-
ten steigt unaufhérlich.®

2.  Fir das soziale Miteinander: In ihrem Kampf um das Dasein verlieren die
Menschen die Fahigkeit des Mitfiihlens und Mitempfindens. Soziale Fragen,
soziale Schicksale werden verdrangt und — was noch schlimmer ist — der Un-
fahigkeit des jeweils Betroffenen zugeschrieben.

3.  Fir das Uberleben der Gattung: Menschen werden unfihig, Verantwor-
tung fir die selbst verursachte Zerstorung ihrer Umwelt zu Gbernehmen und
zerstéren damit systematisch die Lebensgrundlage fiir die kommenden Gene-
rationen.

fir die freiheitlichen Biirgerrechte bewirkt hat. Chinesische Dissidenten fordern zurzeit genau
diese Freiheitsrechte, die Freiheit des Einzelnen, als Meinungsfreiheit und als politische Freiheit
ein. Das Aufgehen des Einzelnen im Kollektiven hat zwar bspw. in Japan zu einer hohen Identifi-
kation mit den Unternehmen (z. B. bei Toyota) gefiihrt und hierdurch auch weltweite Konkur-
renzvorteile geschaffen, aus unserer Sicht tragt — unter der Bedingung eines weltweiten Kapita-
lismus — jedoch gerade dieser kollektive Geist zu einer nicht unerheblichen Ausbeutung der Be-
schaftigen bei. Auf einem anderen Blatt steht, dass Asien dem westlichen Abendland in der
Entwicklung der Spiritualitat voraus zu sein scheint. Soziokulturelle Entwicklungen und Religion
(Buddhismus) sind allerdings zwei verschiedene Dinge, die auseinandergehalten werden mus-
sen. In diesem Buch kdnnen diese Zusammenhdnge nicht weiter untersucht werden. Sie sollten
jedoch in einer der folgenden Bande intensiv bedacht werden.

3! vgl. OECD-Bericht »Sick on the job? - Myths and realities about mental health and work, Paris
26.1.2012
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1.2 Das Menschenbild in einer solidarisch organisierten
Gesellschaft

Zunachst ist noch einmal festzuhalten, dass sich das Menschenbild nicht mit
naturwissenschaftlichen Methoden objektiv und auf unbestimmte Dauer be-
stimmen lasst. Es basiert auf den Erkenntnissen z. B. der Biologie, der Neuro-
biologie und der Verhaltensforschung,32 aber ebenso auf normativen Aussa-
gen, die explizit die kulturell bedingten Potenziale, also die (evolutionare)
Entwicklung und Veranderbarkeit des Menschen mit einbeziehen.

Entsprechend kénnen Menschenbilder auch innerhalb einer Kulturgemein-
schaft verschieden sein. Da fir die jeweiligen Menschen und Menschengrup-
pen die Frage des Menschenbildes geradezu ldentitat stiftend ist, ist eine tole-
rante und sich gegenseitig wertschatzende Haltung die Voraussetzung fiir jede
Diskussion zu diesem Thema.

Wir kénnen an dieser Stelle nicht auf die groRe Diskussion um das Wesen
des Menschen eingehen. Wir wollen uns darauf beschranken, zwei aktuelle
und in groRen Teilen der Wissenschaften akzeptierte Ansatze skizzenhaft
vorzustellen.>

1.2.1 Das Menschenbild nach Erich Fromm

Ein fiir die solidarische Okonomie entscheidender Entwurf beruht auf den
Ausfihrungen von Erich Fromm in »Haben oder Sein«.> Diese Schrift ist zu-
gleich eine entschiedene Absage an das kapitalistische Menschenbild: Er
unterscheidet zwei sich ergdnzende Existenzweisen:

Das Leben im Habenmodus: Der Mensch definiert sich weitgehend dar-
iber, was er besitzt. (Guter, Bildung, Geld, Ansehen, Kinder, Beruf, ...).

Dieser Besitz ist zum Teil lebensnotwendig und sinnvoll. Man kann diesen
Besitz — und damit auch die eigene Existenz — relativ einfach erfassen, hand-
haben und in Worte kleiden. Das Leben in diesem Modus erlaubt klare Be-
zugspunkte und Zielsetzungen.

32 ;. B. Bauer, Joachim »Prinzip Menschlichkeit«, Miinchen 2008; Huther, Gerold, »Bedienungsan-
leitung flr ein menschliches Gehirn«, Gottingen 2010, 10. Auflage

3 Es wire an dieser Stelle interessant und sinnvoll, weitere Ansdtze, wie die von Ken Wilber
vertretene Theorie einer integralen Vision von Mensch und Gesellschaft zu verfolgen. Diese Dis-
kussion miissen wir allerdings auf einen der folgenden Bande verschieben.

3* Erich Fromm »Haben oder Sein« 1979
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Auf der anderen Seite ist das Leben in diesem Modus aufRerordentlich starr
und unbeweglich. Besitz ist nicht lebendig (sondern statisch). Menschen
kénnen alle Formen von Besitz schnell verlieren, sie missen bestandig um
diesen Besitz kdimpfen, daraus entwickelt sich konsequenterweise ein hohes
Bediirfnis nach Sicherheit und Stabilitat. Die extremen Folgen dieses Denkens
sind Habgier, Kriege, brutale Unterdriickung zum Erhalt des Besitzes u. &. Der
marktwirtschaftliche Kapitalismus steht mit seinen zentralen Kategorien: Pri-
vateigentum — Profit — Eigennutz ganz im Zeichen des Habenmodus. Der
Mensch des Habenmodus muss aus seinem (ibersteigerten Sicherheitsbediirf-
nis und Besitzdenken heraus immer mehr haben; Neid und Konkurrenz stimu-
lieren ihn zu hochsten Leistungen; er ist kauflich, kampft rlcksichtslos und
zerstort damit zahllose andere Werte. Ein Held des Habenmodus” ist ein grie-
chischer Held wie Odysseus.

Das Leben im Seinmodus: Menschen definieren sich weitgehend dariber,
was sie empfinden, was sie denken und fiihlen. Menschen erleben sich als
dynamische, veranderbare und lebendige Wesen. Menschen sind fahig, aktiv
zu genieRen und zu empfangen. Empathie, Nachstenliebe und das Eingebun-
densein in den Kosmos, sowie das Streben nach einer spirituellen Sinnfindung
sind zentrale Begriffe des Lebens in einem Seinmodus.

Die Seinsform des Menschen sucht die Gemeinschaft, fuhlt sich ihr ver-
pflichtet, weil er ohne ein gelingendes Zusammenleben mit anderen Men-
schen und der gesamten Schopfung nicht lebensfahig ist. Dies sind uralte Er-
kenntnisse Uber das Wesen des Menschen, die in den groRen Religionen und
Philosophien verankert sind und offensichtlich durch neuere naturwissen-
schaftliche Erkenntnisse der Hirnforschung bestatigt werden.® Ein Held des
Seinmodus ist Jesus.

Leben im Spannungsfeld zwischen Haben und Sein: Der Mensch hat die
Fahigkeit und den Wunsch zum Egoismus, Materialismus und zur Aggressivitat.
Diese Fahigkeiten werden in jedem menschlichen Leben benétigt.

Der Mensch hat ebenso die Fahigkeit und den Wunsch zur Empathie, zum
Leben in der Gemeinschaft, zur gelebten Solidaritdt. Er hat ein Verlangen da-
nach, Verantwortung zu lbernehmen, ein sinnhaftes Leben zu fiihren und

% 7. B. Walter Bauer »Prinzip Menschlichkeit« 2006
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Raum fiir seine Spiritualitat zu haben.*® Menschliches Leben findet in einem
permanenten Verdnderungsprozess zwischen diesen Polen statt. Es gibt Men-
schen, die von |hrer Disposition eher dem Haben-, andere die eher dem Sein-
modus zuneigen.

Fiir eine Gesellschaft ist es lebenswichtig, beide Modi zu kultivieren und zu
fordern. Ohne die Haben-Seite wiirde der Mensch die Fahigkeit zur Selbstbe-
hauptung verlieren. Diese Fahigkeit muss jedoch eingebettet sein in die Spha-
re des Seins, sie muss aus diesen Eigenschaften heraus geleitet und getragen
werden, da sonst keine Gemeinschaft entwickelt werden kann, ohne die wie-
derum der Mensch nicht lebensfahig ist. Hier liegen zentrale Aufgaben des
Bildungssystems, der Kirchen und der Kultur.

1.2.2  Das Menschenbild aus der Sicht der relationalen Theorie®

Seit Beginn des 20. Jahrhunderts gibt es Stromungen in der Philosophie und
der Psychoanalyse, die sich von einer individualtheoretischen Deutung des
Subjekts trennen und das Subjekt nicht als Ausgangspunkt sondern eher als
sich fortwdahrend verdanderndes Ergebnis eines komplexen Beziehungsge-
flechts begreifen. In diesem Zusammenhang ist dann von einem intersubjekti-
ven oder relationalen Menschenbild die Rede. Bedeutende Vertreter dieses
Ansatzes sind der Soziologe Norbert Elias, Martin Buber, Stephen Mitchell,
Jlirgen Habermas u. a.

Menschliche Existenz ist nicht denkbar ohne den Bezug, bzw. die Bezie-
hung zu anderen Menschen und Dingen. Schon die Zeugung des Menschen ist
Resultat einer Beziehung. Ein Sdugling oder auch ein Kind benétigt existentiell
die Beziehung zu der Mutter oder entsprechenden anderen Menschen. Umge-
kehrt suchen diese anderen Menschen, insbesondere die Eltern, den Kontakt,
die Beziehung zu dem Kind. Es handelt sich also nicht um eine einseitige Be-
ziehung. Dieses Begehren nach Beziehung kann Uber das ganze Leben hinweg
plausibel nachgewiesen werden.”® Das westliche Denken aus der Tradition der
Aufklarung blendet diese Tatsache vielfach aus. Der Ausgangspunkt dieses

3¢ sowohl die neueren Erkenntnis aus der Hirnforschung (vgl. etwa Hiither und Bauer) als auch die
Berichte aus der Glucksforschung (vgl. hierzu u. a. Stefanie Schramm »Kann man Glick lernen?«
In: »Die Zeit« vom 2.1. 2012) bestdtigen diese Seite des Menschen.

¥ Die Ausfiihrungen zu diesem Abschnitt beziehen sich weitgehend auf das Buch von Tobias
Kiinkler »Lernen in Beziehung« Bielefeld 2011

38 Vgl. hierzu die Ausfiihrungen bei Kiinkler, S. 539ff
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Denkens ist das einzelne, im Prinzip abgeschlossene Subjekt. Diesem Primat
des Subjekts vor der Beziehung wird von vielen Philosophen und Psychoanaly-
tikern das Primat der Beziehungen entgegengehalten. Nicht allein das isolierte
Individuum und gelebter Egoismus machen den Menschen lebensfahig,
sondern die erfahrene Beziehung, Gemeinschaft und Empathie. Descartes
abgewandelt hieBe das: »Ich nehme teil, also bin ich«. Die Gemeinschaft wird
nicht von Individuen geschaffen, sondern erst in erfahrener Gemeinschaft
kommt das Individuum zur Welt. Die Beziehung wird demnach nicht als eine
nachtragliche Verbindung zwischen zwei bereits bestehenden Individualitaten
betrachtet, sondern man geht davon aus, dass die Individuen erst durch die
vorausgegangene und gegenwartige Beziehung geschaffen wurden. Die Bezie-
hung schafft sozusagen die Wirklichkeit.*® Wie kann man sich dieses Bezie-
hungsgeflecht, in das jeder Mensch hineingeboren wird, vorstellen? Menschli-
ches Dasein befindet sich der relationalen Theorie ~ufolge stets in einem
Spannungsfeld, das sich aus den drei Polen Subjekt, andere Menschen und der
Dingwelt ergibt. Dabei ist eine standige Rickkoppelung zwischen den einzel-
nen Polen (die genau genommen keine Pole im statischen Sinne sind, sondern
wiederum Beziehungsgebilde) wesentlich: Menschlictie Existenz ist gekenn-
zeichnet durch die fortwahrende Interaktion zwischen diesen Polen, wobei
keinem dieser Pole eine Art Substanz beigemessen wird. Diese Pole sind ja
wiederum das Ergebnis eines relationalen Prozesses. Die ldentitat befindet
sich bildlich gesprochen in dem Zwischenraum dieser drei Pole.

¥ Auffallend ist die Parallelitit dieses sogenannten relationalen Denkansatzes mit den Entwick-
lungen der Quantenphysik zu Beginn des 20. Jahrhunderts. Hier geht es auch nicht mehr primar
um die Erforschung der Teilchen — als Bausteine der Materie — sondern um die Relationen, die
Beziehung zwischen diesen Teilchen, als sich wechselseitig konstituierende Energiefelder. Au-
Rerhalb westlicher Tradition spielt die Kategorie des »Zwischen« eine bedeutende Rolle im &st-
lich asiatischen Denken z. B. in der Kategorie des Chi. Die moderne Physik des 20. Jahrhunderts
hat die bei uns immer noch vorherrschende mechanische Denkweise ad absurdum gefihrt. Es
wurden zwar die technischen Moglichkeiten (Atomphysik, Mikroelektronik,...) entschlossen vo-
rangetrieben, die Implikationen fiir das menschliche Sein aber eher verdrangt. In den Worten
von Hans-Peter Dirr: »Wir versuchen heute, die Probleme des 21. Jahrhunderts mit dem Den-
ken des 19. Jahrhunderts zu I6sen, das kann nur im Graben enden.« In: H .P. Durr: Warum es
ums Ganze geht. Frankfurt 2011, S. 9.
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Andere
Menschen

Subjekt

(Ich/Selbst) Dingwelt

Abb. 8: Identitét in der Sichtweise der relationalen Theorie

Norbert Elias betont in diesem Zusammenhang die radikale Wandelbarkeit des
Menschen, der eben im Laufe seines Lebens nicht verschiedene Verande-
rungsprozesse durchlauft, sondern ein Verdanderungsprozess ist. Die Entste-
hungsgeschichte des Selbst wird damit zu einer Beziehungsgeschichte.

Empirische Belege zu diesem Menschenbild werden in jlingerer Zeit u.a.
von Michael Tomasello vorgelegt4°, der in zahlreichen Experimenten nach-
weist, dass Kinder von sich aus kooperativ und hilfsbereit sind, ohne davon
personliche Vorteile zu erwarten. Sie haben kein Interesse an individuellen
Erfolgen, sie wollen vielmehr ihre Erfahrungen und Gefiihle mit anderen tei-
len. Er spricht in diesem Zusammenhang von einem »Wir-Modus« in dem die
Kinder denken und handeln. Nicht irgendeine materielle Belohnung sondern
die in dieser Situation gelungene Beziehung entscheidet liber das Verhalten
der Kinder.

1.3 Umrrisse einer solidarischen Kultur

Das einseitige und statische Menschenbild, das der kapitalistisch organisierten
Gesellschaft zugrunde liegt, ist nicht vereinbar mit dynamischen und offenen
Konzepten, die seit Gber 100 Jahren in der Philosophie und Psychologie disku-
tiert werden. Das Menschenbild einer solidarisch organisierten Gesellschaft
fiihrt zu einer Kultur, die die Ganzheitlichkeit und die Prozesshaftigkeit

o Vgl. hierzu: Tomasello, Michael »Warum wir kooperieren«, Berlin 2010
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menschlichen Seins in den Mittelpunkt stellt. Es gilt, eine Kultur zu schaffen,
die die Fahigkeit zur Empathie der Menschen fordert und sie damit 6ffnet fir
das, was um sie herum ist. Dies betrifft die anderen Menschen, die Dingwelt
(z. B. unsere Erde) und auch Spiritualitdt der Menschen.

Die Offnung bewirkt, dass das Leid und die Not des Anderen die Menschen
beriihren und sie zum solidarischen Handeln fiihrt.** Menschen bzw. Ge-
meinschaften, die verdriangen und verschlieRen, schaden sich auf die Dauer
selber. Dies sind uralte Weisheiten, die sich in vielen alten Texten finden.* So
lautet eine uralte Regel menschlicher Zivilisation: »Was du willst, das dir die
Leute Gutes tun, das tue ihnen auch« oder spater bei Kant: »Handle nur nach
derjenigen Maxime, durch die du zugleich wollen kannst, dass sie ein
allgemeines Gesetz werde«® Seit Beginn der Zivilisation haben sich Menschen
ethische und sozial leitende Regeln fiir das Leben in der Gemeinschaft gege-
ben, so dass wir hier durchaus von einer sozialethischen Bestimmung des
Menschen sprechen kénnen. Diese Regeln driicken die Erfahrung aus, dass es
den Menschen erst dann nachhaltig gut geht, wenn es auch den anderen und
der Gemeinschaft gut geht. Jede Gesellschaft hat Rahmenbedingungen zu
schaffen, in denen diese uralten Weisheiten, die durch neue Erkenntnisse nur
bestdrkt werden, auch geférdert werden. Die Offnung bewirkt die Wahrneh-
mung und nicht die Verdrangung der Zerstérung der Umwelt, in der wir leben.

Die hier beschriebene Kultur eines ganzheitlichen und offenen Menschen-
bildes bedeutet nicht das Ende von Konflikten und von Verbrechen. Die Pro-
zesshaftigkeit schlieBt Irrtimer und Unrecht nicht aus.

Uniibersehbar lehrt uns die Geschichte, dass alle — auch die positiven —
Errungenschaften immer wieder Angriffen und Unterwanderungen unter-
liegen. Menschen sind als soziales und gesellschaftliches Wesen auch zu Krieg,
Massenmord und Ausbeutung fahig. Entscheidend ist, eine Kultur zu schaffen,
die die Empfanglichkeit fir die benannte sozialethische Wertebestimmung
fordert und Rahmenbedingungen menschlichen Zusammenlebens zu
entwickeln, in denen zerstorerische Eigenschaften systematisch bestraft und
begrenzt werden und lebensdienliche Eigenschaften gefordert und belohnt

I Klassische Texte hierfiir die Erzdhlung vom »Barmherzigen Samariter«, Lukas 10,30ff.

*Vgl. z. B. »Was niitzt es dem Menschen, wenn er auch die ganze Welt gewinnen wiirde, aber an
seiner Seele Schaden erleidet«. Mt.16, 26

3 Kant, Akademie-Ausgabe Bd. IV, 421
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werden. Dieser Anspruch ladsst sich nur in einem permanenten
gesellschaftlichen Meinungsbildungsprozess umsetzen.

1.4 Konkretisierung am Beispiel »Schulischer Bildung«

Neben der Familie ist die Schule eine Institution, die entscheidend zur Pragung
der Menschen beitrdgt. Im Rahmen eines kapitalistisch orientierten Systems
befindet sie sich dabei in einer paradoxen Situation. Einerseits soll und will sie
die Personlichkeit bilden und stirken, andererseits muss sie in ihrer Selekti-
onsfunktion die Schiler nach Gewinnern und Verlierern sortieren, so dass am
Ende die Ungleichheit innerhalb der Gesellschaft wieder reproduziert wird.

Zur Wahrnehmung ihrer zentralen Aufgaben geht das staatliche Bildungs-
wesen von einem individualistischen Ansatz unter den Bedingungen eines
rigiden Wettbewerbs aus. Konkurrenz und die Verwertbarkeit der erworbe-
nen Kompetenzen stehen von Beginn einer Schullaufbahn im Mittelpunkt des
Interesses. Weitgehend unabhangig von den personlichen Voraussetzungen
der Schiler(innen) wird ein bestimmter Kanon an Wissen und Kompetenzen
vorgeschrieben, den die Schiiler(innen) im Laufe der Schulzeit zu erfillen ha-
ben. Die vermittelnde Instanz sind die Lehrer(innen), die als Reprasentanten
des Systems mehr oder weniger autoritdr dafiir zu sorgen haben, den Schi-
ler(innen) den Unterrichtsstoff zu vermitteln. Eigene Gestaltungsmoglichkei-
ten haben die Schiiler(innen) — (auch in einem handlungsorientierten Unter-
richt — kaum. Sie werden bei diesem Unterfangen durchaus individuell gef6r-
dert, wer den Standards aber nicht entspricht, wird durch schlechte Zensuren
und den damit verbundenen Konsequenzen bestraft. Den Regeln des individu-
ellen Wettbewerbs folgend, werden von Beginn der Schulzeit an Gewinner
und Verlierer produziert. Bei allen Verlierern, und das sind nicht wenige, sinkt
in der Folgezeit die Motivation nach kurzer Zeit gegen Null. Alle Motivations-
theorien sind sich einig, dass Druck von auRen (hier der Wettbewerb mit an-
schlieBender Selektion) nachhaltig demotiviert. Fiir das Leben haben die Schi-
ler(innen) allerdings gelernt, dass es Gewinner und Verlierer geben muss.
Letztlich liegt es an dem Einsatz des Individuums, welcher Gruppe er/sie sich
zuordnen will. (»Das Leben ist keine Hingematte«). Die damit verbundenen
Emotionen (Selbstwertgefiihle) muss er/sie ebenso individuell mit sich ausma-
chen.
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Das Gegenbild zu dieser Art der Bildung, ist ein Ansatz, der von Beginn an
nicht die Individualisierung sondern die Kooperation, (d. h. vor allem die Off-
nung aller zu den Mitmenschen und zur dinglichen Umwelt) in den Vorder-
grund stellt. Nicht die Lehrkraft, sondern eine Gruppe, bestehend aus Lehrern,
Schiler(innen) und Eltern stellt sich gemeinsam der Aufgabe, bestimmte Kom-
petenzen zu erwerben. Auch wenn es zu Konkurrenzsituationen kommen wird,
werden diese nicht systemisch als Mittel zum Aufbau von Leistungsdruck
missbraucht. Zensuren spielen erst in den oberen Klassen eine Rolle. Es gibt
nur sehr wenige Schulen in Deutschland, die ein derartiges Konzept verfolgen
und von Beginn an auf Kooperation setzen. Hierzu gehoren viele integrierte
Gesamtschulen. Zum Erstaunen vieler Bildungsforscher sind die Schiiler/inne)n
in diesen Schulen nicht nur wesentlich zufriedener, sie schneiden auch im
Zentralabitur und in den Vergleichstests (z. B. PISA) besser ab, als die her-
kémmlichen Gymnasien.44 Wir werten dies als Hinweis, dass die hier vorgetra-
genen kooperativen Verhaltensweisen nicht nur bessere Leistungen hervor-
bringen, sie machen die Beteiligten auch gliicklicher und zufriedener.

Inwieweit ist das Modell der Kooperation auch fiir die Wirtschaft ibertrag-
bar? Dieser Frage werden wir im Folgenden nachgehen. Dazu missen wir
allerdings einige kldrende Satze zu dem Begriff »Solidarische Okonomie« vo-
ranstellen.

Norbert Bernholt
2 Leitvorstellungen und Pramissen einer
Solidarischen Okonomie

21 Das Anliegen und die Wurzeln der Solidarischen Okonomie

Solidarische Okonomie ist eine Wirtschaftsweise, die Wirtschaften nicht als
Konkurrenz, sondern als kooperativen Prozess zum Nutzen der ganzen Gesell-
schaft gestalten will. Dies setzt selbstverstandlich voraus, dass wirtschafltiche
Prozesse sich an grundlegenden Werten wie die Einhaltung der Menschen-
rechte und der Pflege und Erhaltung der Natur orientieren. Dieser Anspruch

“*Vgl. hierzu die Homepage der IGS Géttingen. Diese Schule wurde im Jahr 2011 als beste Schule
Deutschlands ausgezeichnet.
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ist der Ausgangspunkt fiir den programmatischen Begriff »Solidarisch«, der in

den Texten dieses Buches an vielen Stellen ausdifferenziert wird. In dem Buch

»Solidarische Okonomie im globalisierten Kapitalismus«45 schreiben Dagmar

Embshoff und Sven Giegold: »Solidarische Okonomie (SO) bezeichnet Formen

des Wirtschaftens, die menschliche Bediirfnisse auf der Basis freiwilliger

Kooperation, Selbstorganisation und gegenseitiger Hilfe befriedigen. Das

Prinzip der Solidaritdt steht dabei im Gegensatz zu Orientierung an Konkurrenz,

zynischer Eigenverantwortung und Gewinnmaximierung in kapitalistischen

Wirtschaften. Solidaritét in der Wirtschaft bedeutet, sich an den Bedlirfnissen

der Kooperationspartnerinnen zu orientieren. Damit emanzipieren sich die

Aktuerlnnen von der durch den Markt vorgegebenen Handlungslogik {...)

Solidarische Okonomie kann sich als humanere Ergédnzung kapitalistischer

Marktwirtschaften verstehen oder das Ziel der Uberwindung des Kapitalismus

verfolgen.«

Viele, die sich fiir die Idee einer Solidarischen Okonomie engagieren,
sind oder waren in anderen sozialen Bewegungen aktiv. Solidarische
Okonomie ist aus verschiedenen gesellschaftlichen Strémungen erwachsen.
Wichtige Wurzeln findet man in
e der Genossenschaftsbewegung
e dem konziliaren Prozess, einer 1983 in Vancouver ins Leben gerufenen

Bewegung der Kirchen, die sich weltweit fiir Gerechtigkeit, Frieden und

Bewahrung der Schopfung einsetzt.

e der Umwelt- und Friedensbewegung mit ihren Urspriingen in den
70er/80er-Jahren des letzten Jahrhunderts.

e der groRen Bewegung der Globalisierungskritiker im Umfeld von attac.

e dem Widerstand vieler Birgerinnen und Biirger aus der ehemaligen DDR,
die sich dort gegen das diktatorische System aufgelehnt haben, die aber
auch im Kapitalismus keine (berzeugende menschenfreundliche und
lebensdienliche Alternative sehen kdnnen.

Der notwendige Systemwandel

Das in diesem Buch vorgetragene Verstandnis von Solidaritdt ist unseres
Erachtens nicht mit den Grundsatzen einer kapitalistischen Wirtschaftsweise
vereinbar. Solidarische Okonomie, wie wir sie verstehen, kann unter den
Rahmenbedingungen einer kapitalistischen Wirtschaftsweise nicht realisiert

* Giegold, Sven / Embshoff Dagmar (Hrsg.) »Solidarische Okonomie im globalisierten Kapitalis-
mus«, Hamburg 2008, S.12f
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werden und fordert in der Konsequenz die Uberwindung des kapitalistischen
Systems ein. Die dazu notwendigen Uberlegungen sollen im Rahmen dieses
Buches zumindest auf zwei Ebenen durchdacht werden.

Auf der strukturellen Ebene sind einerseits praktische solidarische Projekte
zu initiieren und zu fordern, andererseits gesetzliche Rahmenbedingungen zu
entwerfen, die ein dauerhaftes, ein solidarisches Wirtschaften erst ermog-
lichen. Hierzu gehoéren beispielsweise gesetzliche Regelungen zu partizipato-
rischen Unternehmensstrukturen und zu einer neuen Finanzordnung.

Auf der mentalen Ebene ist der Systemwandel durch eine geeignete
Offentlichkeitsarbeit zu unterstiitzen, in der die vielen Mythen des kapita-
listischen Systems entlarvt werden und die realen Moglichkeiten einer neuen
lebensdienlichen Okonomie im Bewusstsein der Menschen verankert werden.

2.2 Verbindende Primissen vieler alternativer Okonomieansitze

Es gibt eine Reihe alternativer Okonomieansitze, die von vergleichbaren
Uberlegungen, wie den in diesem Text vorgestellten, ausgehen. Zu unserem
Bedauern  haben diese unterschiedlichen Ansdtze jedoch noch keine
gemeinsame Stimme gefunden. Dennoch muss an dieser Stelle herausgestellt
werden, dass trotz vieler unterschiedlicher Einschatzungen und Ansichten in
einer Fiille von Detailfragen es fiir viele Initiativen einen Konsens in grundle-
genden Fragen gibt, aus dem heraus sich ein breites Feld fiir Vernetzungen
und Kooperationen ergeben kdnnte. Weitgehende Einigkeit besteht unserer
Ansicht bei den folgenden Priamissen einer alternativen Okonomie:
1. Anerkennung der Menschenwiirde und der Grundrechte eines jeden
Menschen. Die Geltung der Menschenwiirde und der Menschenrechte, wie sie
in der Allgemeinen Erklarung der Menschenrechte, der Europdischen Men-
schenrechtskonvention und dem Grundgesetz der Bundesrepublik proklamiert
werden, sind auch in der Wirtschaft und in den wirtschaftlichen Strukturen
durchzusetzen.
2.  Wirtschaften muss in einem umfassenden Verstdandnis den Prinzipien
der sozialen, 6kologischen und 6konomischen Nachhaltigkeit folgen.
e Die soziale Nachhaltigkeit bezieht sich auf das gegenwartige und zukiinfti-
ge Wohlergehen aller in einer Gemeinschaft lebenden Menschen.
e Die Okologische Nachhaltigkeit bezieht sich auf das gegenwartige und zu-
kiinftige Wohlergehen des gesamten Lebens auf der Erde.
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e Die O0konomische Nachhaltigkeit beriicksichtigt, dass Unternehmen aus
eigener Kraft heraus die grundsatzliche Maoglichkeit haben, sich fortwah-
rend zu regenerieren und so (iber Generationen bestehen bleiben kénnen.

3. Bei allen wirtschaftlichen Prozessen gilt grundsatzlich das Primat des

Gemeinwohls vor der Berlicksichtigung anderer dkonomischer oder gesell-

schaftlicher Sonderinteressen.

2.3 Zielvorstellungen einer Solidarischen Okonomie

Erste Differenzen mag es nun geben, wenn man sich daran macht, die noch
sehr allgemein formulierten Pramissen zu konkretisieren. Das heil3t, genauer
zu formulieren, was und wohin wir eigentlich wollen. Welche Ziele haben wir
mit einer Systemverdnderung im Auge? AnschlieBRend werden wir im Kapitel 3
an die Vorstellung und Erarbeitung konkreter Handlungsschritte gehen kon-
nen.

In der folgenden Grafik (Abbildung 9) zeigen wir im Uberblick grundle-
gende Zielvorstellungen (innerer Kreis) und daraus folgend weitere — uns be-
deutsam erscheinende - Zielvorstellungen (im duBeren Kreis) eines System-
wandels. Natirlich erhebt diese Zusammenstellung keinen Anspruch auf Voll-
standigkeit, sie gibt allerdings die Richtung vor.*®

Ziel 1: Zu einer wertegeleiteten Wirtschaft zuriickfinden. Die neoliberale
kapitalistische Wirtschaftsethik macht den Markt und den damit verbundenen
Konkurrenzkampf zum MaR aller Dinge. Der Markt sei das einzig geeignete
Instrument zur Herstellung einer allgemein akzeptierten Gerechtigkeit, da
jeder die Chance habe, sich hier zu bewédhren. Die Umsetzung von Werten, wie
Fiirsorge fiir die Mitarbeiter, Forderung des Gemeinwohls, Erhaltung einer
gesunden Umwelt etc. wird in der neoliberalen Theorie den evolutiondren
Kraften des Marktprozesses (iberlassen. Ethische Anspriiche des Staates, der
Gewerkschaften, der Kirchen, sozialer Verbidnde und anderer zivil-

*In diesem Abschnitt geht es um eine iiberblickartige Darstellung. Manches mag in diesem
Abschnitt noch allzu holzschnittartig und mitunter geradezu naiv wirken. Bevor die kritische
Leserin / der kritische Leser aber ein vorschnelles Urteil fillt, méchten wir darauf hinweisen,
dass alle in diesem Abschnitt aufgefiihrten Ziele an anderen Stellen in diesem Buch ausfiihrli-
cher behandelt und erldutert werden. Wir bitten die Leserin und den Leser daher, sich an den
jeweils anderen Stellen auf die hier vielleicht allzu provokanten Zielformulierungen einzulassen.
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gesellschaftlicher Krafte werden als unzuldssige Stérungen des Marktes
angesehen und als »ideologisch« gebrandmarkt und abgelehnt. Diese aus
unserer Sicht zynische und menschenverachtende Sichtweise lehnen wir ab.
Wenn aber — wie jlingst in der Finanzkrise — der Markt offensichtlich versagt,
wird der Staat zu Hilfe gerufen, um damit den Steuerzahler in Haft zu nehmen
fir unverantwortliche Risiken, die Finanzmarktakteure eingegangen sind. Auf
den Staat besinnen sich die Profiteure des Marktgeschehens immer wieder
gerne, wenn es um die Beseitigung der vom Markt errichteten Schaden geht.
Die Marktakteure (dazu gehoren u.a. die Finanzspekulanten und Unter-
nehmen, aber auch die Konsumenten) werden durch den Hinweis auf die
angeblichen GesetzmaRigkeiten des Marktes immer wieder dazu verleitet, sich
zu ihrer gesamtgesellschaftlichen ethischen Verantwortung fir ihr Handeln zu
bekennen.

Kooperative Marktwirtschaft Beteiligungsékonomie

statt Konkurrenzwirtschaft statt Ausgrenzung

Zur wertegeleiteten Wirtschaft \

Entschleunigung + ganzheit- zuriickfinden
Demokratisierung +
liche Wertschépfung / \ &
Mitbestimmung
Abschépfungs- und Statt Wachstums-
Bereicherungsmecha- dkonomie
nismen dberwinden 7] Gleichgewichtsékonomie
Primat der Okologie Primat der Politik

Neue Verfassungsordnung

Abb.9: Zielvorstellungen einer Solidarischen Okonomie
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Eine Gesellschaftsordnung, in der der gréRte Teil des gesellschaftlichen
Lebens, ndamlich die Wirtschaft, derart aus ethischen und sozialen Verant-
wortungen ausgeklammert ist, muss zu den oben benannten Widerspriichen
und zerstorerischen Entwicklungen fiihren und Menschen auch psychisch und
sozial krank werden lassen. Darum ist es die erste Pramisse einer lebens-
dienlichen Okonomie, wieder zu einer Wirtschaft zuriickzukehren, die sich an
grundlegenden Werten, wie sie in diesem Abschnitt beschrieben werden,
orientiert.

Ziel 2: Das Wirtschaften auf das Erreichen eines Gleichgewichts statt auf
Wachstum ausrichten. Die zwanghaft auf Wachstum orientierte Wirtschafts-
weise muss in eine Gleichgewichtsokonomie Uberfiihrt werden. In einer
Gleichgewichtstkonomie gibt es weiterhin dynamische Entwicklungen, die
aber nicht zwanghaft zum fortwahrenden (quantitativen) Wachstum fihren,
sondern sich immer wieder in ein 6kologisch und sozial vertragliches Mal
flexibel einpendeln. Unternehmen missen Anreize erhalten, ihre Unterneh-
mensstrategie an dem Ziel der optimalen BetriebsgroRe und nicht am Wachs-
tum auszurichten (vgl. Ausfiihrungen zur Unternehmensverfassung).

Ziel 3: Die Abschopfungs- und Bereicherungsmechanismen iiberwinden. Da

die Abschopfungs-, Bereicherungs- und Externalisierungsmechanismen der

kapitalistischen Wirtschaftsweise die Hauptkrafte der Ungerechtigkeit und

Zerstorungen sind, sollten sie auf allen Ebenen iberwunden werden. Zentrale

Ansatzpunkte hierflr sind:

e Die Uberwindung der Akkumulation des Mehrwertes in alleiniger Verfi-
gung der Kapitaleigner

e FEine leistungsgerechte Uberschussbeteiligung aller am Unternehmen Be-
teiligten

e Ein Finanzsystem und eine Eigentumsordnung, die leistungslose Abschop-
fung unméglich machen

e Gesetze und Regeln, die die Okologischen und sozialen Folgekosten im
Produktionsprozess und in der Wirtschaftsrechnung beriicksichtigen (in-
ternalisieren)

e Eine (Welt)Handelsordnung, die ein Ubervorteilen des Schwicheren ver-
hindert und auf ausgeglichene Handelsbilanzen abzielt.
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Ziel 4: Die Wirtschaft entschleunigen und eine ganzheitliche Wertsch6pfung
anstreben. Seit etwa 250 Jahren vollzieht sich die wissenschaftliche,
technische und 6konomische Entwicklung der Menschheit in einem nie da
gewesenen, sich standig beschleunigenden, explosiven Tempo. Eine der
gravierendsten Triebfedern dieser Entwicklung ist der kapitalistisch organisier-
te Markt und die damit eng verbundene Ideologie einer standigen materiellen
Wohlstandssteigerung.47

Sowohl die Logik wie auch die empirischen Wahrnehmungen zeigen, dass
diese »Stichflammenentwicklung«48 nicht endlos verlangert werden kann,
sondern kollabieren muss — dies nicht nur aus 6kologischen Griinden des be-
grenzten Erdraumes, sondern auch aus psychischen, ethischen, sozialen und
geistigen Grinden. Der Mensch kann weder emotional noch in seiner
personlichen Lebensgestaltung, noch im Wahrnehmen von Verantwortung
diesem Tempo und der sich potenzierenden Fille nachkommen. Wir wollen
damit nicht dem Stillstand oder der Rickwartsentwicklung das Wort reden,
setzen uns aber fiir eine Entschleunigung auf praktisch allen Ebenen ein. Man
denke nur an den rasenden, von keinem mehr zu Uberschauenden tech-
nischen Fortschritt, an die Informationsanhdufung oder den steten Drang zu
mehr materiellem Wohlstand. Die von uns gewiinschte Richtung fiihrt uns
fort von dem »Immer schneller, immer héher, immer mehr« hin zu einem
deutlich verlangsamten, vertraglichen Mall und zu einer verstarkt qualitativen
Entwicklung des Lebens.

Die Entschleunigung steht in einem engen Zusammenhang mit dem Kon-
zept einer ganzheitlichen Wertschopfung. Es dreht sich in der Solidarischen
Okonomie nicht mehr alles um die materielle Wertschépfung, sondern viel-
mehr um die geistige, seelische, emotionale, kulturelle, soziale, zwischen-
menschliche Wertschopfung und Wertebildung. Bei vielen Menschen gibt es
eine grolRe latente Sehnsucht nach eben diesen Werten. Diese sind allerdings
nur in das tagliche Leben zu integrieren, wenn es uns gelingt, das Leben zu
entschleunigen um dadurch die notwendigen Freirdume zu schaffen.

7 Vgl. hierzu auch Fritz Reheis in »Entschleunigung. Abschied vom Turbokapitalismus« 2004

*® Der Soziologe Meinhard Miegel umschreibt die friihere Entwicklung mit dem langsamen Auf-
leuchten von »lichterketten«, die gegenwadrtige Entwicklung mit einem Aufflammen einer
»Stichflamme, die in die Katastrophe fiihrt, in Miegel »Exit. Wohlstand ohne Wachstumg,
S.76ff.
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Der Vorwurf, dass eine Solidarische Okonomie weniger effizient arbeite,
kehrt sich somit in den immensen Vorzug um, dass das langsamere Tempo,
die Besinnung auf eine ganzheitliche Wertschopfung, endlich die Freirdaume
flir menschliche Beziehungen, MuRe und Selbstbesinnung, fiir kooperatives,
kreatives, humaneres und naturvertraglicheres Arbeiten und Leben schaffe. Zu
den konkreten Schritten in Richtung auf eine Entschleunigung gehoren fiir uns
beispielsweise:

e Uberwindung des BIP als Bemessungsgrundlage des gesellschaftlichen
Wohlergehens, dafiir Einfihrung ganzheitlicher Indizes, die neben den
okonomischen Parametern auch okologische und soziale Parameter,
Gesundheitsentwicklung, Zeitwohlstand, kulturelle Entwicklung u.a.
bemessen (»Brutto-Sozialgliick«, »Human Development Index«, Gemein-
wohlprodukt u. 3.)

e Eine drastische Reduzierung der Regelarbeitszeit

e Eine Reduzierung des Uberangebots von Waren

e Eine Fortentwicklung neuer Technologien, die sich primar an den Bediirf-
nissen der Menschen ausrichtet und nicht an den Renditeaussichten. Die-
ser Grundsatz kann in bestimmten Fallen zu einer erheblichen Beschleuni-
gung in der Entwicklung neuer Technologien fiihren, er diirfte in den meis-
ten Bereichen aber eher zu einer gravierenden Entschleunigung beitragen

e Forderung des Orientierungswissens, Riicknahme der Informationsiberflu-
tung

e Bejahung eines geringeren materiellen Wohlstandes der Wohlhabenden
(»Mit weniger besser leben«)

Ziel 5: Menschen in die Wirtschaftsprozesse einschlieBen statt ausschlieBen
(Inklusion statt Exklusion). Die heutige Wirtschaftsweise ist eine Okonomie
der Ausgrenzung. Das Verdridngen oder Vernichten des moglichen
Konkurrenten, die Konzentration der Entscheidungsgewalt in den Handen
einer Minderheit, die Gewinnsteigerung durch Abbau von Arbeitsplatzen
(»Entlassungsproduktivitat«), die Akkumulation des Mehrwertes in Verfligung
der Kapitaleigner und die fehlende Beriicksichtigung der 6kologischen und
sozialen Kosten der Allgemeinheit grenzen Andere aus dem 6konomischen
Prozess permanent aus. Dabei ist eine nachhaltige Okonomie nur durch das
Zusammenwirken, also die Hereinnahme, aller am 6konomischen Prozess
Beteiligten zu verwirklichen. Die Solidarische Okonomie will strukturell die
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Interessen der Natur, derjenigen, die an der Produktion mitwirken, die Kon-
sumenten, sowie die Interessen der Allgemeinheit in die wirtschaftlichen
Prozesse einschlieBen. Eine Voraussetzung der Inklusion ist fiir uns die soziale
Grundabsicherung aller Mitglieder der Gesellschaft, damit sich alle entspre-
chend ihrer Moglichkeiten und Interessen am gesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Geschehen beteiligen kdnnen. (vgl. Abschnitt: »Grundlagen und
Konturen eines solidarischen Steuer- und Sozialsystems«)

Ziel 6: Kooperatives statt konkurrierendes Verhalten foérdern. Die
kapitalistische Wirtschaftsideologie behauptet, dass der auf Konkurrenz basie-
rende Markt die hohe Leistungsfdhigkeit und groRe Effizienz des Systems
hervorbringe. Nun kann Konkurrenz zwar hohe Leistungen freisetzen, zugleich
erzeugt sie aber auch Angst, schafft viele Verlierer und engt damit Kreativitat
und Entfaltungsmoglichkeiten eines groBen Teils der Bevoélkerung ein. Wie
ausgefiihrt, zeigen neuere sozialpsychologische und neurobiologische For-
schungen, dass gegenseitige Wertschatzung und Kooperation zu starkerer
Motivation und zu einer groReren Entfaltung der menschlichen Potentiale
fuhren als Konkurrenz.® Darum sollen Arbeits- und Marktbedingungen ge-
schaffen werden, in denen das Konkurrenzprinzip des Wirtschaftens durch das
Prinzip der Kooperation liberwunden wird. Die Arbeitsbedingungen in den
Betrieben sollen so gestaltet werden, dass hier vor allem das kooperative
Zusammenwirken gepflegt wird. Auch der Markt ist nach den Prinzipien der
Kooperation zu gestalten.50 Dabei soll es durchaus Elemente eines fairen
Wettbewerbs geben, diese zielen aber nicht darauf ab, Verlierer zu produzie-
ren, sondern gemeinsam ein Ergebnis zu erreichen, an dessen Umsetzung
und Erfolgen dann alle beteiligt sind.

Ziel 7: Demokratie und Mitbestimmung in der Wirtschaft verwirklichen. Die
hoch entwickelten Staaten sind stolz auf ihre Demokratie und auf das
Zusammenspiel von politischer Freiheit und Demokratie. Das sind kostbare
Werte. Umso erstaunlicher ist es, dass Prinzipien und Regeln der Demokratie
in dem groRten Bereich offentlichen Lebens, der Wirtschaft, weitgehend
ausgeschlossen werden. Es gibt zwar einige in der Sozialen Marktwirtschaft

*Vgl. neben den Ausfiihrungen hierzu in diesem Buch auch Felber »Gemeinwohl-Okonomie. Das
Wirtschaftsmodell der Zukunft, S.44 f.; 79 ff.
*%vgl. hierzu ausfihrlich den Abschnitt »Das Ende des Mythos Markt«
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erkdmpfte demokratische Elemente in der Wirtschaft, z.B. die Tarif-
partnerschaft, Mitarbeitervertretung durch Betriebsrate, bestimmte Mitbe-
stimmungsgesetze u. . Doch geraten diese im Zug der Neoliberalisierung der
Wirtschaft immer mehr ins Hintertreffen und in den entscheidenden Fragen
regieren fast ausschlieBlich die Kapitaleigner und ihre Manager unter
weitgehendem Ausschluss demokratischen Mitwirkens aller Beteiligten und
der offentlichen Kontrolle. Dies bedeutet nicht nur das Ausschalten von
demokratischen Grundregeln in der Wirtschaft, sondern eine Unterhdhlung
der gesamtgesellschaftlichen Demokratie. Denn unkontrolliertes Agieren
groBer Wirtschaftsmachte ignoriert nur allzu oft die demokratische Willens-
bildung des Volkes bzw. der Betroffenen (Beispiel: die Auseinandersetzung um
den Atomenergieausstieg oder die Bankenrettung).

Es sind Institutionen und Gesetze zu schaffen, in denen die Partizipation
aller am Unternehmen Beteiligten gesichert wird, in der leitende Funktionen
in der Wirtschaft den demokratischen Wahlprinzipien unterstellt werden, und
eine 6ffentliche Kontrolle der grundlegenden Wirtschaftsabldufe gesichert ist.

Ziel 8: Die Erhaltung der Umwelt als wertvolles Gut achten. Das einzigartige
Okosystem unserer Erde ist Grundvoraussetzung allen Lebens, auch des
menschlichen Lebens. Der Mensch kann nur eingebunden und in
Ubereinstimmung mit dem &kologischen Netzwerk der Erde leben und
liberleben. Die heute verheerend um sich greifende Gefahrdung dieses
Okosystems hat einen Stand erreicht, der das weitere Leben auf der Erde in
absehbarer Zukunft erheblich gefdhrdet. Nimmt man den &kologischen
FuBabdruck als MessgroRe, beansprucht jeder Deutsche mit einem
durchschnittlichen FuBabdruck von 5,1 ha (USA 8,0 ha) bereits das Vielfache
dessen, was die Erde ékologisch (1,8 ha) regenerieren kann.”" Bleibt es trotz
gegenwirkender Bemiihungen bei der immer noch vorherrschenden Tendenz
weiterer Umweltzerstérungen, kénnte der Mensch von der Natur als »Parasit«
ausgestolRen werden; menschliches Leben auf der Erde ware dann nur eine
sehr kurze Episode in der Evolution des Lebens gewesen.52

Es gehort zu den grundlegenden Pramissen einer Solidarischen Okonomie,
Strukturen zu schaffen, die dazu fiihren, dass Wirtschaften das Leben auf der

*! Quelle: www.footprintnetwork.org/atlas
> Vgl. Hoimar von Ditfurth in »So laRt uns denn ein Apfelbdumchen pflanzen. Es ist soweit.«
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Erde schiitzen und férdern kann. Dieses Gebot der 6kologischen Nachhaltig-
keit muss ein entscheidender Prifstein fur die Beurteilung aller MaBnahmen
und Handlungsweisen im Rahmen einer Solidarischen Okonomie sein.

Ziel 9: Das Primat der Politik vor der Wirtschaft achten. Wie schon unter
»Demokratie und Mitbestimmung in der Wirtschaft« beschrieben, kénnen
grofle wirtschaftliche Machtzusammenschlisse demokratische Willensbildung
und deren Durchsetzung empfindlich stéren und verhindern. Die Ublichen
Mittel hierflr sind Drohungen oder Versprechungen durch die Wirtschaft, ein
mit allen Mitteln ausgestattetes Lobbyistentum bis hin zur gezielten
Korruption.

Damit diese »Ohnmacht der Politik« Gberwunden werden kann, und es
moglich wird, die Wirtschaft in den Dienst der Gesellschaft zu stellen, muss
ein Primat der Politik und des Rechts gegenliber der Wirtschaft hergestellt und
gesichert werden. Das heifst nicht die Installation eines Staatssozialismus und
einer zentralistischen Planwirtschaft. Es heiSt vielmehr, dass der demokratisch
legitimierte Staat in die Lage versetzt wird, Rahmenbedingungen und Regeln
zu setzen, die ein effizientes Wirtschaften innerhalb der Bedingungen des
Gemeinwohls, der sozialen Gerechtigkeit und der 6kologischen Nachhaltigkeit
ermoglichen. Hierzu sind auf den jeweiligen Ebenen Institutionen und 6ffent-
lich-rechtliche Einrichtungen zu schaffen, durch die es auch fir die Wirtschaft
moglich und sinnvoll wird, ihr Handeln an den Regeln umfassender
Nachhaltigkeit und des Gemeinwohls zu orientieren. Das Ubergeordnete
Erfordernis des »Primats der Politik« muss deshalb mit kooperativen
Umsetzungsformen »vor Ort« einher gehen, bei dem die Betroffenen
gemeinsam Wege entwickeln, gesellschaftliche Vorgaben auch zum Wohl des
Unternehmens umzusetzen.

Ziel 10: Eine neue Verfassungsordnung erstellen. Aus all dem vorher Gesag-
ten ergibt sich die Notwendigkeit, die 6konomischen und 0kologischen
Pramissen einer lebensdienlichen Okonomie in die Verfassungsordnung
unseres Gemeinwesens einzuarbeiten. Die Systematik unseres Rechtssystems,
die jede Gesetzgebung an die Verfassung, insbesondere an den Grund-
rechtskatalog und die Staatsziele bindet, erfordert bei der systematischen
Umsetzung der hier vorgestellten Ziele zumindest eine teilweise Anderung der
Verfassung. Neben den individuellen und politischen Grundrechten sind nun
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auch wirtschaftliche Grundrechte in der Verfassung als Staatsziele zu
verankern - konkret das Nachhaltigkeitsgebot und das Gemeinwohlgebot der
Wirtschaft sowie das demokratische Gestaltungs- und Okonomische
Teilhaberecht aller.> Dieser Prozess kénnte durch einen breiten &ffentlichen
Diskurs mit dem Ziel eines neuen »Gesellschaftsvertrages« in Gang gesetzt
werden.>

Norbert Bernholt
3 Das Ende des Mythos Markt — Moglichkeiten eines
kooperativen Wettbewerbs

3.1 Markt ist nicht gleich Markt

Markte sind keine Erfindung des Kapitalismus. Bereits im antiken Athen gab es
einen eigens markierten Bereich, in dem Handler ihre Waren anboten. Spezi-
ell dazu ernannte Beamte sorgten dafiir, dass auf dem Markt Ordnung
herrschte, genaue Mal3e und Gewichte verwendet wurden und kein Falschgeld
im Umlauf war. Auf dem Markt veriibte Straftaten wurden von speziellen
Gerichten geahndet.55 Vermutlich haben viele, die den Begriff Markt heute
verwenden, einen derart organisierten Tausch vor Augen. Der Handel ist aber
mittlerweile bedeutend komplizierter geworden, und damit auch eine Be-
stimmung des Begriffes Markt. Dieser entpuppt sich bei genauerer Betrach-
tung als ein Uberaus schillerndes Wesen. Adam Smith, haufig als Vater der
freien Marktwirtschaft tituliert, hatte beispielsweise einen ganz anderen
Markt vor Augen, als die sogenannten Klassiker am Ende des 19. Jahrhun-
derts. Wenn August v. Hayek lber den Markt schreibt, meint er wiederum
einen anderen Markt als heutige Okonomen wie der Nobelpreistrager Ronald

> vgl. schon heute den Wortlaut der Bayrischen Verfassung in Art. 151: »Alle wirtschaftliche
Tatigkeit dient dem Gemeinwohl«

> Der von Jean-Jacques Rousseau 1762 geprigte Begriff des »Gesellschaftsvertrages« wird in der
Diskussion heute aufgenommen, um grundlegend Ziele, Rechte und Pflichten einer lebenswer-
ten und zukunftsfahigen Gesellschaft neu zu definieren; vgl. Joschka Fischer: »Fiir einen neuen
Gesellschaftsvertrag. Eine politische Antwort auf die globale Revolution« 1998

> vgl. Swedberg, Richard, Vorwort in: Beckert, Diaz-Bone, GanRmann (Hrsg.) »Mérkte als soziale
Struktureng, S. 14, Frankfurt 2007
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Coase.’® Man kann also wohl davon ausgehen, dass, wenn in den hoch emoti-
onal besetzten Debatten Uber »den Markt« diskutiert wird, die Teilnehmer
keinesfalls immer von der gleichen Sache reden. Im Zusammenhang dieses
Buches legen wir eine Beschreibung in Anlehnung an R. Czada zugrunde, dem-
zufolge Markte sich selbst steuernde Einrichtungen sind, die mehrere Kaufer
und Verkdufer zum Zweck eines freiwilligen Tausches beliebiger Giter zu-
sammenfiihren. Idealtypischer Weise missen
o alle Markteilnehmer einen freien Zugang haben
e die Marktteilnehmer sich auf gleicher Augenhéhe gegeniiber stehen, also
Uiber das gleiche Machtpotential verfiigen
e sich alle Marktteilnehmer utilitaristisch verhalten, d. h. ihr individualisti-
sches Nutzenkalkdl richtet sich zweckbestimmt auf das Tauschobjekt.57
Notwendige Voraussetzung fiir einen funktionierenden Markt ist ein freier
Wettbewerb. Die Beteiligten begeben sich also mehr oder weniger freiwillig
in eine Konkurrenzsituation, um daraus fir sich einen — wie auch immer gear-
teten — Vorteil zu erzielen. Daraus ergeben sich aus volkswirtschaftlicher Per-
spektive gesehen zwei zentrale Funktionen des Marktes:
1. Der Markt ist ein Instrument zur Herausbildung eines allgemeinen
Tauschwertes bzw. Preises. Auf diesen Aspekt hat insbesondere die klassische
Okonomie des 19. Jahrhunderts besonderen Wert gelegt und in diesem Zu-
sammenhang durch — mitunter vollkommen unrealistische — Modellbildungen
die Mathematisierung der Okonomie wesentlich vorangetrieben. Wenn heute
vielfach von den GesetzmiRigkeiten des Marktes die Rede ist, stammt diese
Argumentation zumeist aus dieser Denkrichtung.
2.  Mit Hilfe der auf den Markten ermittelten Preise werden nun Signale an
die Marktteilnehmer gegeben, die fiir eine effiziente Allokation der Ressour-
cen und Guterdistribution sorgen.58 Wie bereits erwahnt, funktioniert eine
Guterverteilung Gber den Markt nur, wenn sich die Beteiligten daraus einen
Vorteil versprechen kdnnen. Im Kapitalismus besteht dieser Vorteil vor allem
in dem Gewinn, den der Anbieter Uber den Markt erzielen kann. Da der Anbie-
ter, um weiterhin im Wettbewerb bestehen zu kénnen, diesen Gewinn in aller
Regel wieder reinvestiert, erzeugt der Markt eine enorme Wachstumsdyna-

%6 Vgl. Czada, Rolan »Markt« in: Benz, Litz u. a. (Hrsg.) »Governance - ein Handbuch« Wiesbaden,
2006, S. 70ff

*7 vgl. ebda. 5.68

*® vgl. Swedberg, Richard S. 16ff
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mik. Die Anbieter werden getrieben, immer die neueste und effizienteste
Technik zu verwenden.

Hier liegt eine entscheidende Herausforderung fir den Entwurf einer soli-
darischen Okonomie. Wenn groRe Bereiche Giiterverteilung und die Ressour-
cenallokation weiterhin tiber den Markt organisiert werden sollen, bendétigen
wir Wettbewerb, dem sich die Beteiligten allerdings nur stellen werden, wenn
sie sich daraus Vorteile versprechen kénnen. Kann dieser Wettbewerb so
gestaltet werden, dass er durchaus effektiv ist, aber nicht mehr die Wachs-
tumsdynamik kapitalistischer Markte erzeugt? Darauf missen wir weiter un-
ten zu sprechen kommen.

3.2 Markte und soziale Beziehungen

Zuvor sei ein weiterer wichtiger Aspekt zur Funktionsfahigkeit des Marktes
erwahnt, namlich die Frage der sozialen Beziehungen zwischen den Marktteil-
nehmern. Es ist flir das Verhalten der Anbieter und Nachfrager von entschei-
dender Bedeutung, ob die beiden sich Aug in Aug gegenliberstehen, wie es auf
dem antiken Markt in Griechenland oder auf jedem Wochenmarkt des 21.
Jahrhunderts der Fall ist, oder ob die Marktteilnehmer in vollkommener Ano-
nymitadt, beispielsweise im Rahmen der Institutionen eines internationalen
Finanzmarktes, ihren Handel treiben. Wenn Kaufer und Verkaufer sich ken-
nen, werden sie zunachst einmal schlicht groRere moralische Skrupel haben,
das Gegeniber in irgendeiner Weise zu betriigen und sich auf dessen Kosten
unfaire Vorteile zu verschaffen. Dariiber hinaus miissen die Beteiligten damit
rechnen, sich am nachsten Tag wieder zu begegnen. Sie werden dann zur Re-
chenschaft gezogen, andere Marktteilnehmer werden mit in die Auseinander-
setzung einbezogen, das unfaire Verhalten des Betriigers spricht sich herum,
und er muss auf die Dauer mit erheblichen Nachteilen rechnen. Zumindest
grobes unfaires Verhalten zeugt unter diesen Bedingungen einfach von
Dummbheit. Bemerkenswert ist, dass der griechische Staat es dennoch fir
notwendig gehalten hat, eigens Regeln zu bestimmen und Beamte zu bestel-
len, die fir einen ordentlichen und fairen Markt sorgen. Selbst ein kleiner,

* Mit der enormen Dynamik erweckt der Markt allerdings gleichzeitig ein selbstzerstorerisches
Potential. Durch die fortlaufende Produktion von Marktverlierern zerstért der Markt letztend-
lich die Gesellschaft und damit auch das innovative Potential. Die Geschichte belegt diese ambi-
valente Dynamik des Marktes regelmaRig.
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durch personliche Beziehungen gekennzeichneter, Markt erfordert immer
einen starken und aktiven Staat. Dies wissen auch neoliberale Fundamentalis-
ten, auch wenn sie stets nach weniger Staat rufen.

Mit dem aufkommenden Kapitalismus werden viele Markte anonymer.
Man kennt seine Geschaftspartner kaum noch oder gar nicht mehr. Polanyi
spricht von einer sozialen Entbettung der Markte, in denen nun affektive,
soziale Handlungsmotive weitgehend durch pures individualistisches Nutzen-
kalkil verdrangt werden 60, Betriigereien, Versuche, den Marktteilnehmer
zugunsten des eigenen Vorteils zu Uibervorteilen, kdnnen jetzt relativ risikolos
und ohne groRe moralische Hemmschwellen vorgenommen werden. Anony-
me Markte stehen somit in der standigen Gefahr durch Gier, (bertriebenen
Eigennutz und Betriigereien den Gegeniiber und letztlich sich selbst zu zerst6-
ren. Die soziale Entbettung der Markte in den kapitalistischen Marktwirtschaf-
ten hat deshalb immer wieder die Errichtung starker rechtlicher und sozialmo-
ralischer Regelwerke zur Eindammung der Betriigereien notwendig gemacht.

Als ein Musterbeispiel des anonymisierten Marktes kénnen heute weite
Teile der internationalen Finanzmarkte angesehen werden. Die Handlungs-
partner kennen sich nicht. Die Verkaufs- bzw. Ankaufsentscheidungen werden
aufgrund mathematischer Modelle getroffen, die ein Computer in Sekunden-
schnelle durchrechnen kann. Soziale Erwagungen haben in diesen Modellen
keine Bedeutung, das Handeln der Akteure ist Uberwiegend auf kurzfristige
Mitnahmeeffekte ausgerichtet. Allerdings hat man seit jeher auch in den
groBen internationalen Unternehmen die Vorteile eines kooperativen Verhal-
tens gesehen. Dieses wird zum Teil durch die Gesetzgeber (Kartellamter) ver-
sucht zu unterbinden, zum Teil wird kooperatives Verhalten auch als Bestand-
teil des modernen Qualitatsmanagements akzeptiert. Wenn z. B. Beispiel die
Mehrzahl der Unternehmen heute bestrebt ist , dauerhafte und verldssliche
Lieferantenbeziehungen herzustellen, und damit die Lieferanten nicht mehr in
einen fortwahrenden Preiskampf schickt, ist dies nichts weiter, als die Vorteil-
haftigkeit des kooperativen Verhaltens auszunutzen. Verkdufer und Kaufer
profitieren von diesem Verhalten. Im schénen Neudeutsch ist dann von einer
Win-Win-Situation die Rede.

Eine Solidarische Okonomie ist natiirlich bestrebt, méglichst viele Markte
mit verbindlichen sozialen Beziehungen zu schaffen, selbst wenn dies in einer

®vgl. Czada, S. 68
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globalisierten Welt nicht vollstdandig realisierbar sein durfte. Allerdings ergibt
sich aus der Sicht der Solidarischen Okonomie sowohl aus den angefiihrten
sozialen Aspekten als auch aus den Geboten der 6kologischen Nachhaltigkeit
die unbedingte Notwendigkeit fiir eine strukturelle Forderung kleiner und
regional verankerte Markte.®

An dieser Stelle sei aber auch noch einmal explizit darauf hingewiesen,
dass es in einer Solidarischen Okonomie eine Reihe von Giitern geben wird,
bei denen der Markt als Instrument der Verteilung ganzlich ungeeignet ist.

3.3 Grenzen des kapitalistischen Marktes

Markte werden im Kapitalismus wie heilige Kiihe im Hinduismus behandelt.
Die Markte, genauer die Marktteilnehmer, kénnen machen was sie wollen, sie
miissen sich keiner ernsthaften Rechenschaft unterziehen. Die kapitalistische
Wirtschaftsideologie behauptet, ein freier Markt, auf dem sich die Menschen
in einem konkurrierenden Wettbewerb gegeniberstehen, sei das ideale In-
strument um bestmogliche Leistungen, hohe Effizienz und Gerechtigkeit in-
nerhalb einer Gemeinschaft zu erzielen. Der Markt sorge dafiir, dass sich der
jeweils Beste durchsetzen kann, und da jeder die Chance habe, sich an diesem
Wettbewerb zu beteiligen, sorge dieses Verfahren zudem auch fir ein gerech-
tes Ergebnis fir alle Beteiligten. Auf Dauer komme es so zu einer optimalen
Entwicklung fir die gesamte Gesellschaft. Hayek nennt diese Entwicklung
kulturelle Evolution®. Diesem Zusammenspiel von Eigennutz, Konkurrenz und
Markt wird eine geradezu gottdhnliche Bedeutung zugeschrieben (»die
unsichtbare Hand«). Markte erhalten Eigenschaften wie lebendigen Personen.
Sie sind nervds, zurlickhaltend oder euphorisch. Markte kénnen auch angrei-
fen oder angegriffen werden. Die Tatsache, dass Markte ein von Menschen-
hand erfundenes System sind, hinter dem sich einerseits viele Menschen ver-
stecken kénnen, dem andererseits auch viele ausgeliefert sind, wird in den
Medien und auch in der Fachliteratur gemeinhin verschwiegen. Schlimmer
noch, der Marktmechanismus wird in vollkommener Ausblendung der Realitat
immer wieder als ein unumstéBliches Naturgesetz dargestellt. Wer an dieser

*! vgl. hierzu auch die Ausfiihrungen im 3. Kapitel Abschnitt 5, Okosoziale Globalisierung, Regiona-
lisierung und Subsistenzwirtschaft
62 Vgl. Hayek »Recht, Gesetzgebung und Freiheit«, Bd.3, S. 210 ff.
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GesetzmaRigkeit zweifelt, wird o6ffentlich als naiv und inkompetent

gebrandmarkt.

Angesichts der enormen Probleme, die der kapitalistisch organisierte
Markt generiert, ist es allerdings kaum verstandlich, warum die Menschen
weiterhin an dem Modell des Marktes mit einem konkurrierenden Wettbe-
werb festhalten.

e Schon die einfache Logik verweist auf ein zwangsldufiges Versagen des
Marktes. Bei einem nur geringen Anfangsunterschied zwischen dem
Starkeren und Schwacheren fiihrt dies im Fortgang unaufhaltsam zur
Bevorteilung des Starkeren. Diese disproportionale GesetzmaRigkeit des
Marktes bedingt, dass die Vorteile der Gewinner immer groRer werden,
die Position der Verlierer dagegen wird immer schwacher. Es kommt zu ei-
ner Spaltung der Gesellschaft.

o Markte verursachen verheerende Fehlsteuerungen. Es gibt viele Bereiche,
in denen Markte offensichtlich versagen. Hierzu gehoren z. B. weite Be-
reiche der Landwirtschaft, des Gesundheitswesens, der Wasserversorgung,
der Finanzmarkt oder der Arbeitsmarkt.

e Auf Konkurrenz ausgerichtete Markte erzeugen bei den Marktteilnehmern
haufig einen enormen Leistungsdruck, dem nur wenige dauerhaft gewach-
sen sind. Die Folge sind zahlreiche psychische und psychosomatische
Krankheiten. Zudem wissen wir, dass die gnadenlose Konkurrenz die Masse
der Menschheit nicht nur ungliicklich sondern vielfach krank macht. Noch
nie war die Zahl der psychischen und psychosomatischen Krankheiten so
hoch wie gegenwértig.63

e Unter den Rahmenbedingungen einer kapitalistisch organisierten Okono-
mie sind Mérkte in Bezug auf 6kologische und soziale Nachhaltigkeit blind.

e Kapitalistisch organisierte Markte stlirzen gerade die Menschen in ein
Dilemma, die sich mental in dem Haben-Modus, dem im Kapitalismus do-
minierenden Modus (vgl. Menschenbild), einrichten méchten. Auf der ei-
nen Seite versprechen die Markte durch ihre angebliche GesetzmaRigkeit
eine grofle Sicherheit. An Gesetze kann man sich halten, man kann wohl
kalkuliert sein eigenes Verhalten darauf einstellen. Auf der anderen Seite
tragen Markte zu einer stindigen Verunsicherung des Lebens bei. Men-

 vgl. SZ vom 27.9.2011, »Burnout — Hier tickt eine gesellschaftliche Zeitbombe« oder OECD-
Bericht: »Sick on the job? - Myths and realities about mental health and work«, 26.1.2012
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schen sind fortwdhrend mit der Gefahr konfrontiert, aus diesem oder je-
nem Markt ausgeschlossen zu werden, den GesetzmaRigkeiten nicht mehr
zu entsprechen und nicht mehr mithalten zu kénnen. Da die Gesellschaft
diese Exklusion den Betroffenen selbst zuschreibt, befinden sich die meis-
ten Menschen in einem fortwdahrenden und oft verzweifelten und aus-
sichtslosen Kampf, ihre Stellung am Markt, bzw. ihren Besitzstand, zu wah-
ren. In dieser Logik ist es auch nachvollziehbar, wenn viele Menschen ge-
radezu eine Gier nach mehr Besitz und damit vermeintlicher Sicherheit
entwickeln.

Durch die systembedingte Erzeugung vieler Verlierer verursachen Markte
hohe volkswirtschaftliche Kosten, die durch die nachtragliche Beseitigung
der Schaden entstehen. Hierzu gehoren die Beseitigung von Umweltscha-
den ebenso wie die hohen Kosten im Gesundheitswesen oder die entgan-
gene Produktivitat und Kreativitat der vielen gefrusteten Marktteilnehmer.
Dies bedeutet, das Potential der Mehrheit der Menschen bleibt einfach
ungenutzt liegen, was einer ungeheuren Verschwendung an Ressourcen
gleichkommt.

Markte kdonnen geradezu absurde Ergebnisse hervorbringen, wenn die
Marktteilnehmer sich irrational verhalten missen, um Erfolg zu haben.
Dies zeigen am deutlichsten die Finanzmarkte, in denen nicht eine Ware
sondern Wetten gehandelt werden. Diese Wetten laufen unabhéangig von
der realen Okonomie. Spekulanten kaufen und verkaufen vielmehr da-
nach, wie sie vermuten, dass die meisten anderen Anbieter vermuten, wie
der Wert der Papiere sich entwickelt. Das Ergebnis dieses Marktes fiihrt zu
den uns allen bekannten Absurditdten des Finanzmarktes.

Begriffe
Ehe wir uns der Frage nach den Modglichkeiten eines solidarischen Marktes
zuwenden wollen, sind einige Begriffsklarungen notig:

Noch einmal »Markt«: Zu Beginn des Abschnitts wurde bereits eine mogli-

che Definition des Begriffs vorgestellt. Da in der Realitdt nie alle der oben
angefiihrten Voraussetzungen vorliegen, kann es die Idealform des Marktes
nicht geben. Der Theorie zu Folge hat der Staat allerdings dafiir zu sorgen,
dass Rahmenbedingungen geschaffen werden, die dieser Idealform moglichst
nahe kommen. Dadurch soll gewdhrleistet werden, dass die Dynamik des
Marktes weitest moglich funktionieren kann.
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Uber den rein wirtschaftlichen Bezugsrahmen hinaus kann Markt auch als
ein Instrument der Erkenntnisgewinnung interpretiert werden®. Akzeptiert
man die unabanderliche Begrenzung der individuellen menschlichen Erkennt-
nisfahigkeit (kein Individuum kann Uber alle notwendigen Informationen bei
Kauf bzw. Verkaufsentscheidungen verfiigen) kann es sinnvoll sein, das Wis-
sen, die Erfahrungen und Bediirfnisse der vielen Einzelnen zusammenzutragen
und mittels des Marktes zu koordinieren. Der Markt ist dann ein Instrument,
mit dessen Hilfe ein offener Suchprozess beginnt, so dass am Ende ein fir
die Gemeinschaft optimales Ergebnis erzielt werden kann. Es gehort zum
Wesen des Marktes, dass sich dieses Ergebnis durch permanente Riickkopp-
lung immer wieder korrigiert und verbessert.

Konkurrenz: In dem lateinischen Begriff »concurare« ist sowohl die Be-
deutung des a) miteinander Laufen als auch des b) gegeneinander Anlaufen
enthalten. Um in dem Bild zu bleiben, treten die Laufer zwar gemeinsam an,
allerdings mit dem Ziel, einen Gewinner und entsprechend viele Verlierer zu
produzieren. Individualistische Konkurrenz mag ein reizvolles Spiel sein, wenn
es um Dinge geht, die nicht von existenzieller Bedeutung sind. Im Sport oder
bei vielen Freizeitaktivitaiten kénnen sich Menschen ggf. freiwillig auf dieses
Spiel einlassen. Géanzlich ungeeignet ist die individualistische Konkurrenz,
wenn es um die Versorgung der Menschen mit elementaren Giitern oder um
ihre Arbeitskraft geht.

Der Wettbewerb setzt die Schaffung einer Konkurrenzsituation voraus. Im
Idealfall stimuliert er die Beteiligten zu groBen Anstrengungen und Leistungen.
In einem konkurrierenden Wettbewerb steht der Sieg eines Einzelnen, der mit
allen Mitteln versucht, die Konkurrenz zu verdrangen, im Vordergrund.

In einem kooperativen Wettbewerb steht eine Gemeinschaft vor einem
Problem, das sie kooperativ, im Ringen um die beste Losung fiir alle, bewalti-
gen will. Der kooperative Wettbewerb will unter Beachtung der weitgehen-
den Entscheidungsfreiheit des Einzelnen ebenso zu hohen Anstrengungen und
Leistungen stimulieren, wobei die Stimulanz aber nicht so sehr im Ausschalten
des Gegners gesehen wird, als vielmehr in der Anerkennung durch die Ge-
meinschaft.

* Diesen Aspekt des Marktes betont besonders die moderne Wirtschaftssoziologie. vgl. hierzu
etwa: Roth, Steffen, Markt ist nicht gleich Wirtschaft - These zur Begriindung einer allgemeinen
Marktsoziologie, Heidelberg 2010.
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Die solidarische Okonomie baut auf diesem Modell des Wettbewerbs auf.
Es soll im Folgenden genauer beschrieben werden.

34 Das Modell eines kooperativen Wettbewerbs in einer
solidarisch organisierten Okonomie

Wie ausgefiihrt, deuten neuere sozialpsychologische und neurobiologische
Forschungen darauf hin, dass gegenseitige Wertschatzung und Kooperation zu
starkerer Motivation und zu einer groReren Entfaltung der menschlichen
Potentiale filhren als Konkurrenz.® Probleme, die aus einem kooperativen
Denken heraus angegangen werden, schaffen ggf. auch Verlierer. Wie weiter
unten begrindet wird, sorgen die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen
aber dafir, dass die Verlierer nicht dauerhaft von dem allgemeinen Wohlstand
der Gemeinschaft ausgeschlossen werden.

3.4.1 Innerbetrieblicher kooperativer Wettbewerb

Kooperative Arbeitsstrukturen sind langst in den betrieblichen und wissen-
schaftlichen Alltag eingezogen%. In vielen Unternehmen arbeiten die Beschaf-
tigten in weitgehend autonomen Arbeitsgruppen, in denen den Gruppenmit-
gliedern die Verantwortung darliber libertragen wird, wie sie ein moglichst
gutes Arbeitsergebnis erzielen konnen. Hierzu gehort auch die weitgehend
autonome Organisation der Arbeit. Diese Arbeitsform entspricht prinzipiell
dem Anliegen einer Solidarischen Okonomie. Unter den Rahmenbedingungen
einer auf Konkurrenz getrimmten Gesellschaft wird der Ansatz der Kooperati-
on allerdings allzu haufig geradezu in das Gegenteil gewendet. Wenn eine
Arbeitsgruppe unter Erfolgsdruck von auBen gesetzt wird, sei es durch den
Chef oder durch den Markt, wird dieser Druck auf die Mitglieder des Teams
weitergegeben, die Situation des Einzelnen wird dadurch nur noch schlimmer.
Hier liegt eine wesentliche Ursache fiir die vielen Mobbing Konflikte in den
Unternehmen. In solidarisch organisierten Unternehmen sind die Arbeits-
bedingungen in den Betrieben so gestaltet, dass hier vor allem das

% vgl. dazu Abschnitt Menschenbild

% Literatur zur Vorteilhaftigkeit von Kooperation und Teamarbeit in Unternehmen gibt es in einer
kaum zu Uberschaubaren Menge. Beispielhaft seien zwei Blicher angefiihrt: Zippel, Ralf »An-
reizgestaltung bei Gruppen- und Teamarbeit in Unternehmen«, Norderstedt 2011; Blanchard,
Ken, »Go Team — Teamarbeit auf hochstem Niveau«, Offenbach 2010
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kooperative Zusammenwirken gepflegt wird. Es sind Strukturen zu schaffen, in
denen die Wertschatzung und die Achtung der Personen immer im Vorder-
grund stehen. Dies wirkt sich langfristig positiv auf das Betriebsklima und das
Arbeitsergebnis aus. Ein kooperativer Wettbewerb konzentriert sich auf die
Sache und ringt gemeinsam mit anderen um die beste Losung.

3.4.2 Zwischenbetrieblich kooperativer Wettbewerb

Viel schwerer ist es, sich einen kooperativen Wettbewerb auch zwischen

einzelnen Unternehmen vorzustellen. Wir sehen durchaus das Potential des

Marktes, den jeweils unvollkommenen Erkenntnisstand vieler Menschen

zusammenzufihren und hieraus in einem Wettbewerb eine fiir alle Beteiligten

optimale und dynamische Lésung zu entwickeln. Die gut koordinierte Zusam-
menfihrung des Wissens einer groBen Gemeinschaft ist wesentlich effektiver
und umfassender als das Wissen und die Entscheidung eines einzelnen Men-
schen.®” Die Frage ist, ob dieser Wettbewerb funktionieren wird, wenn er
nicht auf individuelle Konkurrenz sondern auf Kooperation ausgerichtet ist?

Wie sieht das Nutzenkalkil der Teilnehmer eines kooperativen Wettbewerbs

aus?

Aus unserer Sicht lassen sich einige Argumente flr einen funktionsfahigen
kooperativen Wettbewerb anfiihren:

e Wie an vielen anderen Stellen in diesem Buch erldutert, bestehen in der
Zusammenarbeit mit anderen Menschen und in einer von den Beteiligten
als sinnvoll empfundenen Arbeit die grofSten Potentiale, sich dauerhaft fir
eine Sache zu engagieren. Treten Teams in einen kooperativen Wettbe-
werb, um die jeweils beste Losung zu erzielen, erhoht dies noch einmal
das Engagement fir die Sache.

e Die Beteiligten eines kooperativen Wettbewerbs wissen, dass sie letztlich
Vorteile aus diesem Wettbewerb haben werden, auch wenn sie nicht die
beste Losung zu einem gegebenen Problem entwickelt haben. Sie werden
jedoch im Nachhinein an dieser besten Lésung partizipieren kénnen.

e Im Gegensatz zum individualistisch organisierten Wettbewerb ist koopera-
tiver Wettbewerb kein Nullsummenspiel, in dem es einen Gewinner und
mindestens einen Verlierer geben muss. Die Beteiligten eines kooperati-

¢ vgl. hierzu: Surowiecki, James »Die Weisheit der Vielen: Warum Gruppen kliiger sind als Einzel-
ne, Leipzig 2007
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ven Wettbewerbs tragen ihr Wissen oder andere Potentiale zusammen,
um so zu einem besseren Ergebnis fir alle zu kommen. Aus dem Nullsum-
menspiel wird dann ein Plussummenspiel. Plattformen wie Wikipedia sind
ein gutes Beispiel fir den Erfolg dieser Art des Wettbewerbs.

Solidarische Okonomie bevorzugt strukturell kleine und regional veranker-
te Markte und Unternehmen. Die sozialen Beziehungen unterstiitzen die
Suche nach effektiven und sinnvollen Losungen, ohne jedoch dabei auf
hohe GbermaRige Gewinnmitnahmen und Vernichtung der Konkurrenz zu
spekulieren.

Wenn ein Unternehmen dauerhaft wesentlich schlechter arbeitet als die
anderen Unternehmen, muss es auch in einem kooperativen Wettbewerb
damit rechnen, vom Markt verdrangt zu werden. Die Beteiligten werden
sich in aller Regel bemihen, diese Situation zu vermeiden.

Auf kooperativen Markten haben die besten Unternehmen durchaus mo-
netadre Vorteile, sie kdnnen durch effektivere Produktion und bessere Pro-
dukte héhere Uberschiisse erzielen. Die solidarische Unternehmensverfas-
sung (siehe Abschnitt I11.3) bewirkt allerdings, dass diese Uberschiisse
nicht zwangslaufig reinvestiert werden. Es gibt fiir die Beteiligten eine
Reihe weiterer attraktiver Verwendungsmoglichkeiten. Das bedeutet, auch
unter den Bedingungen eines kooperativen Wettbewerbs kann es Fort-
schritt und Dynamik geben, wenn die Gesellschaft, reprasentiert durch die
Teilnehmenden der Wirtschaftsrate, dies will. Dieser Fortschritt ist aller-
dings, nicht zuletzt durch die umfassenden Kriterien der Bilanzierung, ziel-
orientiert, und im Regelfall wesentlich langsamer als unter den Bedingun-
gen einer kapitalistischen Konkurrenz. Die letzten Ausfiihrungen leiten
unmittelbar Gber zu einer genaueren Betrachtung der gesetzlichen Rah-
menbedingungen in einem kooperativ organisierten Wettbewerb.

3.4.3 Rahmenbedingungen eines kooperativen Wettbewerbs

Es wurde bereits mehrfach darauf hingewiesen, dass funktionierende Markte
gesetzliche Rahmenbedingungen benétigen. So wie sich im Laufe der Zeit
Rahmenbedingungen fiir einen individualistisch konkurrierenden Wettbewerb
gebildet haben, muss die Politik auch fiir Markte mit einem kooperativen
Wettbewerb geeignete Rahmenbedingungen bereitstellen. Kooperatives Ver-
halten muss systemisch belohnt werden. Wie sehen die Rahmenbedingungen
fir einen kooperativen Wettbewerb aus?
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An vielen Stellen in diesem Buch werden ausfihrlich diese Rahmenbedin-

gungen erlautert, so dass hier nur kurze Verweise notig sind.

Das Anhaufen von Reichtum durch Kapitaleinsatz oder durch (iberzogene
Lohnanspriiche ist nicht moglich (vgl. Kapitel zur Finanzordnung und zur
Lohn- und Arbeitskultur). Dadurch entféllt eine wesentliche Motivation,
andere Markteilnehmer zu verdrangen.

Die Unternehmen werden partizipatorisch geleitet. Das heiRt, an den
grundlegenden Entscheidungen sind wesentliche gesellschaftliche Gruppen
wie die Beschaftigten, die Kunden, die Vertreter der Offentlichkeit und die
der Kapitalgeber beteiligt (vgl. Unternehmensverfassung). Diese gesell-
schaftlichen Gruppen haben in der Regel kein Interesse daran, einen Wett-
bewerb zu fihren, der andere Marktteilnehmer vom Markt treibt.

Die Besteuerung und die Unterstiitzung der Unternehmen durch staatliche
Aktivitdten sind abhdngig von den Werten der Nachhaltigkeitsbilanz. Ag-
gressive Unternehmenspolitik, die den anderen Marktteilnehmern Scha-
den zufligt, bewirkt eine Verschlechterung der Nachhaltigkeitspunkte. An-
ders ausgedriickt, auf individuelle Konkurrenz ausgerichtete Unterneh-
menspolitik bringt erhebliche 6konomische Nachteile mit sich, wahrend
auf Kooperation ausgerichtetes Verhalten Vorteile bringt.

Unternehmen einer Branche und einer bestimmten Region vernetzen sich
in regionalen Wirtschaftsraten, die wiederum partizipatorisch besetzt sind.
In diesen Raten kénnen — soweit dies notwendig ist — Weichen gestellt
werden, die einen konkurrierenden Wettbewerb tberflissig machen. Die-
se regionalen Wirtschaftsrate (mitunter auch der nationale Wirtschaftsrat)
haben die wichtige Aufgabe, einerseits der Entscheidungsfreiheit der ein-
zelnen Akteure einen groBen Raum zu geben, gleichzeitig die Berlicksichti-
gung der Interessen des Gemeinwohls in einem ausreichenden MaRe zu
gewahrleisten. (s. a. Abschnitt «Unternehmensverfassung«)

Allen Biirgerinnen und Biirgern wird eine Grundsicherung garantiert, die
ein wiirdevolles Leben in der Gemeinschaft garantiert. Die sozialversiche-
rungspflichtige Arbeit pendelt sich auf einen Umfang um 20 Stunden pro
Woche ein. Durch beide MalRnahmen wird Raum geschaffen fiir ehrenamt-
liche Tatigkeiten, fir Engagement in der Subsistenzwirtschaft oder fir die
aktive Teilnahme in den zahlreichen demokratischen Gremien. Neben der
gewerblichen Arbeit gibt es also zahlreiche Alternativen, sich sinnstiftend
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in der Gemeinschaft zu engagieren (siehe Kapitel zur Arbeits- und Sozial-
kultur).

e Die Bildung, die Kultur hat von Anfang an einen kooperativen Ansatz, in
dem nicht das Individuum sondern die Beziehung im Vordergrund steht.
Kleine Kinder werden somit nicht schon im Grundschulalter auf individuelle
Konkurrenz getrimmt, sondern lernen und begreifen die Welt als ein ge-
meinschaftliches Erlebnis (vgl. den Abschnitt zum Menschenbild).

In der Summe machen diese Rahmenbedingungen konkurrierenden Wettbe-

werb, also die zwangslaufige Produktion von Verlierern, unattraktiv. Markt-

teilnehmer, die sich trotzdem aggressiv egoistisch verhalten, handeln unter
den gegebenen Bedingungen nicht rational und werden dadurch friiher oder
spater ihr Verhalten korrigieren miissen.

Zur Verdeutlichung ein einfaches Beispiel

In einer mittelgrofien Stadt gibt es zehn Bdicker. Es ist sowohl im Interesse der
Kunden als auch der Beschdftigten, wenn diese Béicker getrennt produzieren,
also im Wettbewerb miteinander stehen. Trotzdem stehen diese Bdcker vor
einer gemeinsamen Aufgabe, ndmlich die Bevélkerung mit Brot und Brétchen
zu versorgen. Um diese Aufgabe zu lésen, treffen sie sich mit den Kunden und
Vertretern der Offentlichkeit in dem regionalen Wirtschaftsrat, um eine fiir alle
Beteiligten gute Lésung zu vereinbaren. Der Wettbewerb unter den Béickern
ist damit nicht aufgehoben, er wird aber intelligent und auf die Situation bezo-
gen organisiert. Aus den vielen denkbaren Szenarien sollen hier drei ange-
dacht werden:

1. Szenario: Die Beteiligten Bdcker finden ihren Ort (was hier nicht nur
rdumlich zu verstehen ist) in dem Markt, sie kénnen jeweils eine optimale
BetriebsgréfSe aufbauen, und so bildet sich ein relativ stabiles Gleichgewicht.

2. Szenario: Bdcker 3 stért dieses Gleichgewicht, indem er durch eine be-
sonders billige Brétchenvariante und Verwendung entsprechender Materialien
und ggf. auch durch schlechte Bezahlung der Beschdftigten versucht, einen
gréfieren Marktanteil zu erobern. Dieses Verhalten steht ihm natiirlich zu, er
wird aufgrund dieser Unternehmensstrategie allerdings durch die Nachhaltig-
keitsbilanzierung mit héheren Steuersdtzen rechnen miissen. Es ist fraglich, ob
diese Strategie dann noch fiir ihn vorteilhaft ist. Handelt es sich um eine Grof3-
bdckerei mit 30 oder mehr Beschdftigten, muss diese Politik zudem von den
innerbetrieblichen partizipatorisch besetzten Aufsichtsgremien beschlossen
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werden. Sollte es ihm trotzdem gelingen, durch seine Billigbrétchen den Markt
leerzufegen, so hat er offensichtlich den Kundennerv getroffen, und die ande-
ren Bdcker miissten reagieren oder vom diesem Markt ausscheiden.

3. Szenario: Das durchaus stabile Marktgleichgewicht wird durch eine
Grof3bdckerei, die im Franchiseverfahren Mdrkte erobern mdéchte, gestért. In
diesem Fall obliegt es dem regionalen Wirtschaftsrat, ob und unter welchen
Bedingungen dieses Grofsunternehmen fiir diesen Markt zugelassen wird.

Bei allen Szenarien kann es zu BetriebsschliefSungen oder auch Entlassun-
gen kommen. Aufgrund einer staatlich zugesicherten Grundsicherung ohne
Bedarfspriifung fallen die Angestellten dieser Unternehmen nicht in ein finan-
zielles Loch. Sie kénnen weiterhin ein menschenwiirdiges Leben fiihren. Wich-
tig ist, dass bei allen Problemen, die sich auf diesem Markt ergeben kénnen,
alle Beteiligten zum Finden einer gemeinsamen Lésung aufgefordert werden.

3.5 Grenzen des kooperativen Wettbewerbs

Wie oben erwahnt, sind der Markt und der damit verbundene Wettbewerb
keine Universalinstrumente. Es wird Gliter geben, bei denen der Markt auch
unter den Bedingungen des kooperativen Wettbewerbs nicht als Instrument
zur Verteilung geeignet ist. Wie die Verteilung dieser Giter zu organisieren ist,
entscheiden  letztendlich die regionalen und nationalen Wirtschaftsrate.
Unabhangig davon, ob sich die Beteiligten fur eine Verteilung iber den Markt,
eine Allmende, durch offentliche Unternehmen, eine Genossenschaft oder
eine andere Form entscheiden. Fiir alle Verteilungsformen gelten zwei
Grundsatze:

1. Sie missen partizipatorisch zusammengesetzt sein.

2. Sie haben die Pflicht, der Offentlichkeit gegeniiber eine Nachhaltigkeitsbi-
lanz zu erstellen, die als Grundlage fiir die Besteuerung und die staatliche
Forderung gilt.






III. Handlungsfelder einer Solidarischen
Okonomie

Bernd Winkelmann
Vorbemerkung

Nachdem in den vorangehenden Abschnitten die Sackgassenentwicklung der
kapitalistischen Wirtschaftsweise beschrieben und Vision und Leitvorstellun-
gen einer Okonomie im Dienst des Menschen skizziert wurden, sollen im fol-
genden Kapitel die wichtigsten Handlungsfelder einer postkapitalistischen,
solidarischen Okonomie beschrieben werden.

Diese Handlungsfelder sind in gewisser Weise als »Systemweichen« zu ver-
stehen, d. h. hier werden konkrete systemische und strukturelle Verdanderun-
gen aufgezeigt, in deren Zusammenwirken sich der gesamtwirtschaftliche
Prozess von einer kapitalistischen zu einer solidarischen Okonomie transfor-
mieren kann. Es geht darum, die Entwirfe einer »Utopie« in die Wirklichkeit
zu holen und hier ihre grundsatzliche 6konomische Realisierbarkeit zu priifen.

Um hier allerdings nicht in allgemeinen Postulaten stecken zu bleiben, be-
schreiben wir mogliche konkrete Neuregelungen auch anhand exemplarischer
Zahlen und Umsetzungsbeispiele. Natirlich ware es vermessen, hiermit ein
detailliert ausgefeiltes oder gar fertiges Konzept vorstellen zu wollen. Wir
kénnen von unseren Pramissen und Zielvorstellungen ausgehend nur grobe
Konturen, einen »Richtungsentwurf« einer alternativen Okonomie aufzeigen
und zur Diskussion stellen. Die tatsachliche Umsetzung und konkrete Gestal-
tung wird sich oft iberraschend anders ergeben. Sie muss in einem offenen
Suchprozess von »Versuch und Irrtum« mit allen Beteiligten entwickelt wer-
den — aber eben mit einer klaren Orientierung, wie sie oben entwickelt wurde.

In der folgenden Grafik werden im inneren Kreis die drei grundlegenden
Handlungsfelder einer Solidarischen Okonomie dargestellt: eine neue
Finanzordnung, eine neue Eigentumsordnung, eine partizipatorische Unter-
nehmensverfassung. Sie haben fiir die Veranderung des ganzen Wirtschafts-
systems eine Schlisselfunktion und sind grundlegend fiir die Handlungsfelder,
die auf dem &duReren Kreis benannt werden. Keines dieser Teilsysteme kann
flr sich funktionieren und allein eine Systemverdnderung bewirken. Dies kann
nur im systemischen Zusammenwirken dieser »Bausteine« geschehen, die
gewissermallen wie »Zahnrader« ineinander greifen mussten.
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Neue Arbeitskultur

Neue
Eigentums-
ordnung

Okologische Leistungsgerechtes
Kreislaufwirtschaft Lohnsystem
Partizipatorische
Neue
Unternehmens- .
Finanzordnung
verfassung

Okosoziale Solidarisches
Globalisierung und Steuer- und
Regionalisierung Sozialsystem

Abb.10: Zentrale Handlungsfelder einer Solidarischen Okonomie

Es ware durchaus sinnvoll, in einem dritten duReren Kreis gesellschaftliche
Bereiche wie Bildung, Kultur, gewaltfreie Konfliktlosung, partizipatorische
Demokratie etc. hinzuzufiigen und zu bearbeiten, die wiederum auf die 6ko-
nomischen Systeme einwirken.

In den folgenden Abschnitten werden die hier genannten Handlungsebenen
im Einzelnen vorgestellt. Dabei werden in dem jeweiligen Handlungsfeld zu-
nachst die bestehenden Verhaltnisse beschrieben und analysiert. In einem
zweiten Schritt skizzieren wir die moglichen konkreten Systemanderungen und
moglichen Neuregelungen.
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Harald Bender
1 Schuldgeld oder 6ffentliches Kapital — Grundziige
solidarwirtschaftlicher Finanzverfassung

1.1 Zur Produktivitat des Kapitals

Die Kritik der Kapitalwirtschaft, ihrer falschen Pramissen, Fehlentwicklungen
und destruktiven systemischen Mechanismen, die in den voranstehenden
Beitragen dieses Bandes dargelegt wurden, ginge an der empirischen Realitat
vorbei, wenn nicht auch die produktive Kraft des Kapitals und die historischen
Errungenschaften des kapitalwirtschaftlichen Prinzips in Rechnung gezogen
wirden. Nicht, um ein »fir und wider« abzuwéagen, also die wobhlfeile
Diagnose der moglicherweise »besten aller schlechten Wirtschaftsordnungen«
zu stellen, sondern um der Kritik die Perspektive einer Bewahrung der
produktiven Aspekte und Mechanismen bei Uberwindung der destruktiven zu
eroffnen.

Kapital stellt historisch eine spezifisch »moderne« Form der Mobilisierung
von Arbeit dar. Es reprasentiert ein System der Mobilisierung gesell-
schaftlicher Produktivkrafte, das seit den Tagen der industriellen Revolution
ein beispielloses Potential der Entfaltung technischer, sozialer und politischer
Innovationen entfaltet hat. Die umwaélzende Kraft des Kapitals und die
ungeheure Steigerung volkswirtschaftlicher Wertschépfung war schon in Karl
Marx’ »Kritik der politischen Okonomie« Ausgangspunkt der Analyse einer alle
standischen und feudalen Strukturen ersetzenden birgerlichen Gesellschaft.

Worauf beruht nun jene ungeheure Kraft, die heute im globalen MaRstab
wirkt und unter drohendem Verzehr weltweiter natirlicher Ressourcen bis in
die letzten Winkel der Erde hinein reicht? Um diese Frage hier fruchtbar zu
machen, ist eine Unterscheidung von zwei Grundformen des Kapitals notig:

a) Das aus vergangener Arbeit gewonnene und als »Mehrwert« abgeschépfte
Kapital, das der Bereicherung des Unternehmers bzw. der Anteilseigner oder
der Finanzierung neuer Investitionen aus akkumulierten Eigenkapitalmitteln
des Unternehmens dient (der »klassische« Gegenstand der marxschen Analy-
se) und

b) Das »geschépfte« Kapital, das der kreditformigen Finanzierung von Investi-
tionen dient und kein Eigenkapital sondern Fremdkapital darstellt.
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Schon die marxistische Analyse mit ihrem »Gesetz« des tendenziellen Falls der
Profitraten hatte gezeigt, dass das ungeheure Wachstum und die exponentiel-
len Steigerungen der Arbeitsproduktivitdit durch permanente Rationalisie-
rungsinvestitionen nicht oder allenfalls in einer Anfangsphase der »Ausbeu-
tung« geleisteter Arbeit abgerungen sein konnte.

Die volkswirtschaftlich wie auch global umwalzende Kraft des Kapitals
beruht statt dessen auf der stetig an Bedeutung gewinnenden zweiten Form:
auf dem »prospektivk Mehrwert erzeugenden Finanzkapital an Stelle des
»retrospektive aus Mehrwert-Profiten abgeschopften. In Anlehnung an die
Unterscheidung von Finanz- und Realwirtschaft kann man das »prospektive«
(zukunftsgerichtete) Finanzkapital also vom »retrospektiven« (vergangener
Wertschopfung entstammenden) Realkapital unterscheiden.

Dies ist unseres Erachtens der Kern der permanenten »Kapitalrevolution«:
In Form des prospektiven Finanzierungskapitals steht eine im Prinzip unbe-
grenzte Vorfinanzierung kiinftig zu leistender Arbeit zur Verfligung. Zum Zeit-
punkt X wird eine Summe bereitgestellt, die fiir ein aktuelles Projekt ausgege-
ben werden kann und die sich erst im Abschreibungszeitraum durch Wert-
schopfung — also Arbeit — amortisieren muss. Die Abschreibungszeitradume
kénnen dabei auf Jahrzehnte kalkuliert sein. So muss die jeweils nachste Stufe
der Produktionsausweitung und Rationalisierung nicht aus laufender Produk-
tion vom Lohn und — wie in den frilhen Tagen des Kapitalismus — vom Munde
der »Werktatigen« abgespart werden, sondern deren Lohn kann im Gegenteil
sofort an der durch die Investition erreichten Produktivitat orientiert sein.

Hierin liegt die enorme Attraktivitat der modernen »prospektiven« Kapi-
talwirtschaft und ihre enorme Kraft der Mobilisierung von Arbeit, Intelligenz,
Erfindungsgeist und Innovation. Es ist die »sofortige Vergltung«, die fur die
kreative Leistung der Innovation kapitalformig finanziert wird und all die Er-
folgsgeschichten hervorbringt, die mit der Entwicklung der modernen Kapital-
wirtschaft auch verbunden sind.

Auch aus der Perspektive »einfacher Arbeiter« ist das System dort, wo
solch »vorfinanziertes« Wachstum an Wertschopfung und Produktivitat statt-
findet, hochst attraktiv: Der Lohn wird bis zur Erschopfung der neuen Mittel
ausbezahlt, ohne dass es eine Gewahr gibt, dass die »Rechnung« dereinst
wirklich aufgeht. Der Lohnabhéangige ist so vom akuten Risiko vorlaufig freige-
stellt. Gleichwohl wird er viel daflr tun, durch persdnlichen Einsatz zur Ver-
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wirklichung der Geschaftsplane beizutragen, um seinen Arbeitsplatz, der von
neuen Erfolgen des Unternehmens abhangt, auch kiinftig behalten zu kénnen.

Eine schone, fast schon perfekte Welt, so scheint es. Doch fiir jede solcher
Finanzierungen — ob durch kiinftig eintretende Erfolge amortisiert oder nicht —
wird »die Rechnung« mit Zins- und Zinseszins aufgemacht. Und wo ein einzel-
nes Unternehmen oder ein persénlich haftender Unternehmer sie nicht zahlen
kann, zahlt letztlich die Allgemeinheit bzw. die Gesamtheit der Wirtschaftssub-
jekte. Wie solche Verluste, die oft aus falschen oder gar jeder realen Grundla-
ge entbehrenden Prognosen entstammen, »sozialisiert« werden, zeigen die
akuten Finanzkrisen nur allzu deutlich. Dass es dabei auch um die nachste
Potenz dieses Systems, namlich die finanzmarktinternen Gewinnprognosen
geht, deren Realisierung vorfinanziert wurde, ist eine aktuelle Besonderheit.
Sie sollte nicht dariber hinweg tduschen, dass auch der Zusammenbruch »sys-
temrelevanter« Realindustrien, dieselben Mechanismen des Ausfalls von Kre-
diten und der Letzthaftung des Staates zur Folge hatten.

Was sind nach dieser Analyse nun die »produktiven Aspekte und Mecha-
nismen« des kapitalwirtschaftlichen Systems, die beim Versuch der Uberwin-
dung seiner destruktiven Tendenzen bewahrenswert sind?

Auch hier kann die Antwort in historischer Perspektive gegeben werden:
Mechanismen gesellschaftsweiter Mobilisierung von Arbeit sind historisch —
wohl seit dem Bau der Pyramiden — mit autoritdren Zwangsregimen einherge-
gangen. Die Aufopferung fiir das Ganze war fir den Einzelnen dort Pflicht. Dies
wurde in friheren Epochen mit religiosem und in spateren mit auch »revoluti-
ondrem« Pathos kombiniert, das den Einzelnen zuséatzlich in den Dienst einer
»groBeren Sache« stellte und mit einer ideologischen Durchgestaltung aller
sozialen Verhaltnisse einherging.

Demgegeniber bringt die Arbeitsmobilisierung durch Kapital ein zumindest
groferes MaR an Handlungsfreiheit und Chancen personlicher Entfaltung mit
sich - auch abhangig von der Frage, in welcher Branche und zu welchem
Zweck welche Form von Kapital (privates oder o6ffentliches) von welcher Art
von Unternehmen (privat, genossenschaftlich, 6ffentlich-rechtlich) investiert
wird.

Wenn das kapitalwirtschaftliche Prinzip nicht mit den handlungsleitenden
Kriterien der Realisierung und Privatisierung von Gewinnen gleichgesetzt wird,
sondern als Organisationsprinzip von Zukunftsinvestitionen im o6ffentlichen
Interesse dienen kann, ergibt sich zumindest eine Chance, seine produktive
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Kraft von seinen destruktiven Mechanismen sukzessive abzuldsen und die
Zweckbestimmung dieses Prinzips zu transformieren.

1.2 Kredit und (Schuld-) Geldschopfung®®

Die Frage nach einem »guten«, im ethischen Sinne richtigen und mit den Wer-
ten unserer Verfassung vereinbaren Finanzsystem ist die Frage, wie finanzielle
Mittel, die noch nicht erarbeitet wurden, zugeteilt und bereit gestellt werden.
Dies ist eine im Kern politische statt »nur« ékonomische Frage, wenn Politik
als die Allokation von Giitern und Werten verstanden wird.

Die Bereitstellung noch nicht erarbeiteter Mittel flir in die Zukunft gerich-
tete Vorhaben ist der Kern dessen, was allgemein als »Kreditfinanzierung«
bezeichnet wird. Was genau bedeutet es aber, eine Investition oder ein Pro-
jekt mit einem »Kredit« zu finanzieren? Zur Beantwortung dieser Frage ist als
erstes die Eigenart des Kredites zu beleuchten. Dieser stellt nach den Befun-
den der Finanzwissenschaft - von den Kritikern unseres heutigen Finanzsys-
tems bis hin zu dessen Architekten — kein »Verleihen von Geld« dar. Es geht
beim »Kredit« vielmehr um den Tausch von Giitern oder Dienstleitungen ge-
gen ein in die Zukunft gerichtetes Zahlungsverspechen. Eichhorn und Solte
(2009)69 schreiben hierzu:

»Es hat sich nicht nur im Bewusstsein vieler Menschen, sondern auch in vie-
len Bereichen der wirtschaftswissenschaftlichen Literatur die Vorstellung ver-
festigt, dass ein Kredit das Ausleihen von Geld sei. (...) Dieses nicht den wirt-
schaftlichen Verhdltnissen entsprechende Verstdndnis ist als Grund fiir manche
Schwierigkeiten, das Geldsystem, das Finanzsystem und damit das gesamte
Wirtschaftssystem zu verstehen, sicherlich mit entscheidend. (...) Was ist ein
Kredit wirklich? (...) Ein (Geld-) Kredit ist ein Leerverkauf von Geld, ein Leerver-
kauf von gesetzlichen Zahlungsmitteln. Der Kreditnehmer, der Schuldner, ver-
kauft Geld, das er nicht hat, und verspricht, dieses Geld zum vereinbarten Ter-
min in der Zukunft (Kreditlaufzeit) zu liefern«.

% Zur kritischen Diskussion der Geldschépfung danke ich Kris Kunst und Dirk Vielmeyer, die im
Rahmen der Initiativgruppe Rhein-Main-Neckar der Akademie fiir Solidarische Okonomie zahl-
reiche Argumente, Quellen und Aspekte eingebracht haben.

69 Wolfgang Eichhorn/Dirk Solte, Das Kartenhaus des Finanzkapitalismus, Frankfurt am Main 2009,
S. 46f.
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Dieser Befund klingt zunachst befremdlich: Beim Kredit wird »kein Geld
verliehen«. Doch dies ist unmittelbar einleuchtend, wenn wir uns die einfache
Situation vorstellen, wir lieRen »beim Handler um die Ecke« anschreiben: Wir
vkaufen« (bzw. tauschen) die Ware, die wir bekommen und mitnehmen, ge-
gen ein Papier, auf dem unser Zahlungsversprechen notiert wird. Der Handler
hat uns »Kredit gegeben«, ohne dafiir Geld ausgezahlt zu haben.

Was ist bei diesem einfachen Vorgang geschehen? Wenn wir uns die Me-
chanismen der durch Kredite bewirkten »Geldschopfung«, von denen spater
die Rede sein wird, in ihrem urspriinglichen Kern veranschaulichen wollen,
miissen wir vergleichen, was die beiden Geschaftspartner vor und nach dem
Tausch in ihrer ganz privaten »Bilanz« jeweils zu Verfligung haben. Wir, die wir
ohne Geld zum Handler gegangen sind, haben nun die Ware - also mehr als
vorher. Der Handler hat die Ware nicht mehr - daflir aber ein Zertifikat, einen
Schuldschein, der nominell so viel Wert ist, wie die Ware, die er hergab. Noch
ungeachtet des Risikos, dass der Kaufer seiner Verpflichtung nicht nach-
kommt, steht beim Handler also derselbe nominelle Wert in der Bilanz. Der
»Kreditnehmer« hat nun also mehr, wahrend der »Kreditgeber« nicht weniger
hat. Wie ist das moglich? Wie wurde dieses Mehr geschaffen? Es wurde ge-
schaffen, indem der Kreditnehmer das Versprechen abgab, es in der Zukunft
bereit zu stellen, also die in den »Bilanzen« hinzugekommene Summe zu ei-
nem kiinftigen Zeitpunkt zu bezahlen. Die Aussicht auf Zahlung steht dabei in
der Bilanz mit gleichem »Gewicht« wie die kreditierte Ware selbst. Der Ware,
die der Kdufer mitgenommen hat, steht seine Verbindlichkeit gegeniber, die
in der Bilanz des Handlers ein Anspruch (bilanztechnisch: eine Forderung) ist,
flr die er die Ware hergegeben hat. Wo es zundchst nur die angebotene Ware
gab, gibt es nun die Ware und den mit dem gleichen nominellen Wert verse-
henen Schuldschein.

Auf der Seite des Kreditnehmers hat im oben beschriebenen Vorgang die in
der Finanz6konomie bestens bekannte »Bilanzverlangerung« stattgefunden:
Wo auf der Aktiv- wie auf der Passivseite im Anfangszustand nichts stand
(beide Werte waren 0), stehen nun zwei Werte: Der Wert der Ware auf der
Aktiv- (gleich Vermogensseite) und der Wert der Zahlungsverpflichtung auf der
»Passivseite« der eingesetzten Kapitalien. Wir betrachten hier den Warenkre-
dit, also den Tausch (Kauf) einer Ware gegen ein Geldversprechen. Beim Hand-
ler hat sich die Bilanz hierbei wohlgemerkt weder »verlangert« noch »ver-
kiirzt«, denn aus der Ware ist eine Forderung gleichen Wertes geworden, d. h.
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aus einem Handelsgut wurde ein nominell gleichwertiger Vermogensgegen-
stand (»Aktivtausch«).

Weshalb beginnen wir die Analyse der Grundlagen unseres heutigen Fi-
nanzsystems mit dieser zugleich einfachen wie bilanztechnisch abstrakten
Betrachtung? Wir tun dies, um im nachsten Schritt das »Ratsel« der Geld-
schopfung durch den Kredit zu entmystifizieren. Die Geldschopfung »ex nihi-
lo« — die Schaffung von etwas »aus dem Nichts« — hat in den kritischen Analy-
sen unseres heutigen Finanzsystems Prominenz erlangt und wird nur allzu oft
mit einem »ungedeckten« Hokuspokus verwechselt. Doch wir sehen, wie ein-
fach der Vorgang in Wirklichkeit ist, wenn wir die obenstehende Analyse vom
Warenkredit auf den Geldkredit libertragen und — ganz in der Logik unseres
Finanzsystems — auch Geld als »eingekaufte Ware« betrachten. Der Handler
ist nun »die Bank« bzw. das »Kreditinstitut« und der »Kadufer« ist wiederum
der Kreditnehmer. Dieser bekommt das Geld von der Bank auf einem Konto
gutgeschrieben. »Eingekauft« hat er es gegen das Versprechen, kiinftig eine
Zahlung gleicher Hohe an den »Verkaufer« (die Bank) zu leisten. Bei der nun
folgenden Betrachtung konnen wir den Zins, der fiir die Bank der Anreiz ist,
das Geschaft abzuschlieRen, zundchst aulRer Acht lassen: Die Bilanz des »K&u-
fers« (Schuldners) hat sich in der gleichen Weise wie zuvor verlangert: Auf der
Aktivseite steht das Geld, das dem Konto gutgeschrieben wurde und auf der
Passivseite steht die kiinftig einzulosende Zahlungsverpflichtung. Doch anders
als beim Warenkredit hat sich im Falle des Geldkredites auch die Bilanz der
Bank verlangert: Wo im Anfangszustand nichts war, finden sich nun auch hier
zwei Werte wieder: Die Forderung an den Kreditnehmer (seine Zahlungsver-
pflichtung zum Zeitpunkt der Falligkeit zu erflllen) und die Verbindlichkeit
gegeniiber dem Kreditnehmer, das auf seinem Konto verbuchte und ihm somit
»zustehende« Geld auf Verlangen auszuzahlen. Dies ist der exakte Moment
der »Buchgeld-« oder »Giralgeldschépfung«, die immer auch als Schopfung
von »Schuldgeld« zu verstehen ist. Dieser Moment bedarf keiner weiteren
Voraussetzung — abgesehen vom Recht der Bank oder des Kreditinstitutes, so
zu verfahren und natirlich der Fahigkeit, das gegen Schulden kontierte Buch-
geld nétigenfalls tatsachlich liquide bereit zu stellen. Wahrend die liquide
»Deckung« des Buchgeldes dabei grundsatzlich prekar ist, findet dessen
»Schoépfung« weitgehend losgeldst vom tatsachlichen Umfang spaterer Einl6-
sungen als Satz selbst geschaffener Bilanzpositionen statt.
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Um dies exakt zu verstehen, miissen wir uns klarmachen, dass das so »ge-
schopfte« (Schuld-) Geld zunéchst nur »in den Bichern« steht bzw. eine Zahl
auf dem Konto des Kreditnehmers darstellt. Mit der Kontierung wurde also
noch kein Geld transferiert, sondern erst der Anspruch auf einen entsprechen-
den Geldtransfer geschaffen. Erst wenn der Kreditnehmer das Geld von sei-
nem Konto tatsdchlich abhebt oder auf das Konto einer anderen Bank Uber-

Bank A

Forderung Passiva
90.000,00 100.000,00

(Kredit)
Unternehmen A
Aktiva Verbindlichkeit
90.000,00 90.000,00
Bank B
Forderung Passiva
81.000,00 90.000,00
(Kredit)
Unternehmen B
Aktiva Verbindlichkeit
81.000,00 81.000,00

\

USw.
Bank C \l,

Geldschopfung in diesem Fall: 900.000,00 € (bei Eigenkapitalreserve von 10 %).

Abb. 11: Multiple Giralgeldschopfung der Geschaftsbanken
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weist, muss die Bank ihre Verbindlichkeit gegeniiber dem Kreditnehmer einl6-
sen — »absolut«, indem sie ihm die kontierte Summe in bar auszahlt oder »re-
lativ«, indem sie die Summe dem Konto eines anderen Giralakteurs (in der
Regel einer anderen Bank) gutschreibt. Im letzteren Fall bleibt das Geld »Ge-
schaftsbankengeld« bzw. »Giralgeld«, das im Giralsystem der Banken weiter
zirkulieren kann und zur Grundlage einer »multiplen Giralgeldschopfung« der
Banken wird. Diese »aktive« und »multiple« Schaffung von Geschéaftsbanken-
geld (Giral- bzw. Schuldgeld) ist keine voreingenommene Deutung, die von
Kritikern des Finanzsystems in die Arena des Diskurses geworfen wird, son-
dern entspricht der fachwissenschaftlich unbestrittenen Darstellung, wie sie
in jedem Lehrbuch der Geldtheorie nachgelesen werden kann. Stellvertretend
sei hierfur auf das Grundlagenwerk des ehemaligen Direktoriumsmitglieds der
Bundesbank und der Europdischen Zentralbank, Ottmar Issing, verwiesen, der
dies in seinem »Klassiker zur Geldtheorie« (Das Wirtschaftsstudium) tibersicht-
lich und prazise dargelegt hat. 7

Die aktive (Schuld-) Geldschopfung durch die Geschaftsbanken wird im fi-
nanzmarktkritischen Diskurs oft in Abrede gestellt "t und es wird argumentiert,
nur die Zentralbank kénne »Geld schépfen«. Hier wird der politisch begriind-
bare Anspruch, ein solches »ungeheures« Privileg nur einer im besten Fall
offentlich legitimierten Instanz zugestehen zu wollen, mit der finanzwirtschaft-
lichen Wirklichkeit kurzgeschlossen. Hierzu noch einmal Ottmar Issing:

»In den modernen Volkswirtschaften existieren heute im Allgemeinen zwei
»Produzenten« von Geld, ndmlich die Notenbank und die Kreditinstitute (Ge-
schiéftsbanken). Der Notenbank (Zentralbank) obliegt die Schaffung des Zent-
ralbankgeldes; dazu rechnen das Bargeld und die Sichtguthaben bei der No-
tenbank. (...) Die Geschdftsbanken schaffen das Geschdftsbankengeld; hierun-
ter versteht man die Sichtguthaben der Nichtbanken [also der Kreditnehmer;
Anm. des Autors] bei den Kreditinstituten. Dieses Geschdftsbankengeld wird
auch als Buch- oder Giralgeld bezeichnet. « &

Auch die Sichtguthaben bei der Zentralbank stellen, so Issing weiter, natiir-
lich »Giralgeld« dar, das in gleicher Weise entsteht, wie das Giralgeld bei den

7 Siehe Ottmar Issing, Einfiihrung in die Geldtheorie, 15. Auflage, Miinchen 2011, S. 56f.

" Hierzu prominent Helmut Creutz, der keine aktive Schépfung, sondern nur eine »Umschépfung«
bei den Geschaftsbanken sieht. Vgl. z.B. ders. 2010, »Dauerbrenner Geldschépfungg, in: Huma-
ne-Wirtschaft.de, 03/2010, S. 3f.

7% |ssing 2011, S. 53
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Geschéftsbanken, namlich durch die Gewdhrung eines Kredites eben an die
Geschaftsbanken. In diesem Punkt unterscheiden sich die Geschaftsbanken
und die Zentralbank also nur hinsichtlich der »Kundschaft«, die hier die Bank-
kunden sind und dort (bei der Zentralbank) die Geschéaftsbanken selbst.

Was die Zentralbank nun von den Geschaftsbanken im Kern unterscheidet
ist die Schaffung von Bargeld (Minzen bzw. Banknoten in der berihmten
»Notenpresse«), das als »gesetzliches Zahlungsmittel« mit unbedingter Liqui-
ditat einhergeht. Dieses Bargeld ist die auszahlbare Deckungsreserve jeglicher
Giroverbindlichkeiten der Banken. Diese reale »Schaffung« (statt nur buch-
technische »Schopfungk) ist in der Tat das Privileg der Zentralbank und die
Voraussetzung der Buchgeldschdpfung durch die Geschaftsbanken, denn jeder
Besitzer von »Sichtguthaben« (also tagesfallige Guthaben auf dem Konto) hat
das Recht, dieses Guthaben in Bargeld einzuldsen.

Doch existieren bekanntlich wesentlich hohere Summen an Sichtguthaben
(Giralgeld), als an Bargeld zur Verfligung steht — das Verhéltnis liegt bei etwa
1:10. Die von den Banken geschopften und dabei als Forderungen an die
Kreditnehmer gebuchten Guthaben kdnnten von diesen also niemals vollstan-
dig als Bargeld eingelost werden. Das Kreditgeschaft der Banken beruht wie
gesehen auf der Buchung von »Verbindlichkeiten« (gegeniiber den Kredit-
nehmern!) gegen »Forderungen« (an die Kreditnehmer).

Schauen wir uns dies anhand eines Kredites von 1.000 € an, der dem Giro-
konto des Kreditnehmers gutgeschrieben wurde. Die Beispielbilanz zeigt auf
der linken Seite die Forderungen der Geschéaftsbank gegeniliber dem Kunden
und auf der rechten Seite die »Sichtverbindlichkeiten« der Bank, also das beim
Kunden kontierte Guthaben. Das Kontoguthaben des Kreditnehmers ist aus
Sicht der Geschaftsbank eine Verbindlichkeit, da sie es auf Verlangen auszah-
len muss. »Sichtverbindlichkeit« (bzw. Sichtguthaben aus der Perspektive des
Kreditnehmers) bedeutet dabei, dass die Auszahlung auf Verlangen am selben
Geschéftstag erfolgt. Man beachte hier, dass die elektronisch kontierte Sum-
me in diesem Moment also noch nicht geflossen oder von der Bank »bezahlt«
ist. Eben deshalb ist sie auf der »Passivseite« eine Verbindlichkeit.
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Bilanz Ge-
Aktiva schafts- Passiva
bank
Forderungen | +1000 Sichtverbindlich- +1000
(an Kredit- keiten (Kontogut-
nehmer) haben des Kredit-
nehmers)
Aktiva Bilanz Un- Passiva
ternehmen
Sicht- +1000 Verbindlichkeiten +1000
guthaben (Zzahlungsverpflich-
(Summe auf tung gegeniiber
dem Konto) der Bank)

Abb. 12, BILANZTABELLE nach Issing, 2011, S. 56

Um das Prekare dieser Bilanzierung zu verstehen, muss man sich zunachst
vor Augen fuhren, was »Aktiva« und »Passiva« urspringlich sind: Aktiva sind
die Vermogensgegenstiande und das Umlaufvermdgen eines Unternehmens.
Als »Passiva« gelten die diesen Vermdgen entsprechenden Kapitalsummen,
also das Eigen- oder Fremdkapital. Aus der Sicht des Kreditnehmers bzw. Un-
ternehmens »stimmt« in unserem Kreditbeispiel diese Sicht: Dem Kontogut-
haben (Umlaufvermaogen), das auf der Aktivseite steht, entspricht das bei der
Bank aufgenommene Fremdkapital der Passivseite.

Anders bei der Bank: Sie hat durch die Kreditierung auf der Passivseite eine
Verbindlichkeit erzeugt, der auf der Aktivseite kein tatsachliches Vermdgen
gegeniiber steht, sondern nur eine Forderung. Diese Buchung von »Forderun-
gen gegen Verbindlichkeiten« im Zuge der »bilanziellen Erzeugung von elekt-
ronischem Geld« ohne effektive reale Deckung sieht Franz Hérmann (2011) als
»den Tod des Geldes« und als »Hutchenspielertrick« unseres heutigen Finanz-
systems an.”

7 Franz Hérmann/Otmar Pregeter, »Das Ende des Geldes. Wegweiser in eine 6kosoziale Gesell-
schaft«, Etsdorf am Kamp 2011, S. 148-152
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Ob wir dies nun »Hutchenspielertrick« oder »aktive Geldschépfung« nen-
nen wollen: Im Kern geht es darum, dass die geschaffene Summe (noch) nicht
real gedeckt ist. Das Kapital ist insofern »prospektiv«. Sein Gegenwert muss
erst noch erarbeitet werden — und zwar vom Kreditnehmer, der aus seiner
kiinftigen Arbeit und Wertschopfung die Forderung der Geschaftsbank erfiillen
muss. Dennoch werden die durch Kreditierung entstehenden Forderungen bei
den Geschaftsbanken zu einem »Vermogen«, das seinerseits kapitalschdpfend
eingesetzt wird — und zwar durch die Investmentbanken bzw. -abteilungen.
Das Unternehmen hingegen muss die »Schuld« vom Moment der Kontierung
an verzinsen und sie bei der Bank, die Uber ihre Investmentabteilung genau
mit dieser Forderung »arbeitet«, wieder tilgen oder »refinanzieren«.

Die obenstehende Analyse ist nicht unumstritten. So meinte beispielsweise
Erhard Glotzl (2000) vermeintliche »Verwirrungen« um die Giralgeldschopfung
mit folgendem Argument aufklaren zu miissen: Sobald Geld »kaufkraftig«
werde — also als Bargeld ausgezahlt oder zur Begleichung von Forderungen auf
das Konto einer anderen Bank {iberwiesen wird — miisse ein entsprechendes
Sichtgeldkonto, das die Geschaftsbank bei der Zentralbank fihrt, belastet
werden. Dieses Konto aber misse durch Eigenkapital der Geschaftsbank oder
durch als Sicherheiten hinterlegte Wertpapiere gedeckt sein. " Doch wird
hiermit nur die bekanntlich nicht vollstdndige Deckung der Kredite durch eine
entsprechenden »Mindestreserve« nachgewiesen, die dem durchschnittlichen
tatsachlichen Anteil solcher Geldbewegungen (also Bargeldauszahlungen oder
Saldendifferenzen bei Zahlungen von und auf Konten anderer Banken) ent-
spricht. Dieser Anteil und die entsprechende Mindest- oder »Deckungsreser-
ve« liegt je nach Rechnungsweise in der Summe aller Kreditgeschafte nach
allen Quellen und insbesondere den giiltigen Eigenkapitalvorschriften deutlich
unter 10 %!

Wie unvollstandig und prekar die »reale« Deckung der Kreditverbuchungen
der Geschéaftsbanken tatsachlich ist, zeigt ein einfacher und unbestrittener
Sachverhalt: Die Summe der »Sichtverbindlichkeiten«, die die Geschéaftsban-
ken bei ihren Giralgeldschopfungen bislang eingegangen sind, kénnten nie zu
mehr als dem Anteil der jeweiligen »Mindestreserve« — also nur zu wenigen
Prozent — tatsachlich in bar eingel6st werden. Deshalb wiirde der sogenannte

" Erhard Glétzl, »Die Verwirrungen um die vermeintliche Giralgeldschépfung der Geschéftsban-
ken«, Manuskript, Linz 2000, S. 3-5
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»Bank-Run, also der Versuch der Kunden, die Gelder aller Konten kurzfristig
abzuheben, die Insolvenz der Banken bedeuten. Hier ist genau zu beachten,
flir welche »Seite« der Bilanz dieser Umstand gilt: Er gilt flr die »Passivseite«
der kontierten Verbindlichkeiten gegeniiber den Kunden! Auch wenn die Ban-
ken die »Aktivseite« der Forderungen, die sie an die Kunden haben, durch
Grundschuldbriefe, Wertpapiere, Unternehmensanteile und dhnliches theore-
tisch abdecken kdnnten und man also annimmt, dass diese Papiere zu liquiden
Mitteln gemacht werden kdnnten, waren sie doch auf ihrer Passivseite immer
nur zum kleinsten Teil zahlungsfahig, wenn »morgen« oder auch nur innerhalb
eines Geschaftsjahres alles »glattgestellt und ausgezahlt« werden misste.
Dass die dann notwendige Liquiditat (also die Beschaffung »echten Geldes«)
auch nicht mittelfristig durch die Verwertung der Sicherheiten beschafft wer-
den konnte, ergibt sich schon aus der Tatsache, dass die Sicherheiten am
Markt drastisch im Preis verfielen, sobald »alle« sie verwerten wollten. Dieser
einfache (und von den »Experten« geflissentlich Gbersehene) Marktzusam-
menhang war einer der beschleunigenden Faktoren der amerikanischen Im-
mobilienkrise mit der folgenden Pleite der Lehman Brothers und der seit die-
sen Tagen mal schwelenden mal in neuen Schilben manifesten Weltfinanzkri-
se.

Die Geschéaftsbanken konnen ihre Verbindlichkeiten also nicht einldsen;
nicht kurzfristig, denn hierfur gibt es keine Liquiditatsreserven, und nicht mit-
telfristig, denn das gabe der Markt der hierfiir im besten Fall zu verwertenden
Sicherheiten nicht her. Obwohl die Geschaftsbanken den groften Teil der
kontierten Kreditsumme auf absehbare Zeit also selbst schuldig bleiben, be-
rechnen sie doch fir den gesamten Betrag einen Zins, als hatten sie dieses
Geld tatsachlich »hergegeben«.75 Genau hier liegt die Crux der fur die Banken
in der Tat realen Wertaneignung (statt nur »giralen« Geldschopfung) mit Hilfe
des Zinsinstruments. Und diese Wertaneignung findet keineswegs nur als
Buchungssatz auf korrespondierenden Bilanzkonten statt, sondern als perma-
nente Abfiihrung von Einkommens- oder Gewinnanteilen an die kreditkontie-
rende Bank! Wahrend die Summe aller Kredite und damit aller Giralgelder seit
den Tagen der groRBen Rezession (1929) und in bisher jeder Phase vor einem
grolRen Zusammenbruch kontinuierlich steigt, also bestdndig mehr Kredite
aufgenommen als getilgt werden, wachsen entsprechend die Summen, die als

” Dies ist die sog. »englische Methodec, vgl. Issing, S. 56
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Zinsen (bei kreditiertem Kapital) oder als Kapitalrenditen (bei Finanzierung
durch Investoren, die die Zinsgewinne reinvestieren) dem produktiven 6ko-
nomischen Prozess in Richtung des Finanzsystems entzogen und von dort mit
»Marktmacht« neu wieder zugeteilt werden. Entsprechend der Zinseszins-
funktion ist dieses Wachstum der Kapitalertrage exponentiell, was sich fir die
vergangenen Zeitraume empirisch beobachten und fiir die kommenden Jahr-
zehnte hochrechnen lasst.

i
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Abb.13: Kapitalertrag vs. Arbeitsertrag
Quelle: W. Fabricius, 2005

Da das reale Bruttoinlandsprodukt zugleich nur linear, also mit abnehmenden
jahrlichen Wachstumsraten ansteigt (unten dargestellt am Beispiel der BRD),
ist der Punkt absehbar, an dem die vollstdndige Aufzehrung des Bruttoin-
landsproduktes durch Kapitaldienste (die Kehrseite des Kapitalertrags) das
System voéllig ad absurdum fiihrt.
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Wachstumsraten des realen Bruttoinlandsprodukts in Deutschland 1951-2010
je Einwchner in Prozent
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Abb. 14: Wachstumsraten des realen Bruttoinlandsprodukts, Quelle: www.denkwerkzukunft.de;
Darstellung nach Focus 09/2010

Der oben skizzierte Sachverhalt hat weitreichende und sich riickverstarkende
Folgen: In den meisten Landern der sogenannten Eurozone ist heute ein direk-
ter Zusammenhang von stetig anwachsenden Giralgeldmengen und Verbind-
lichkeiten — also von Schuldgeldsummen — und einer negativen Entwicklung
der aus realer Wertschopfung verfligbaren Einkommen beobachtbar. Dies
wiederum reduziert die Steuerbasis des Staates und fiihrt zu Haushaltsliicken
und Staatsverschuldung mit wieder neuem Kreditbedarf. Ein solcher »Teufels-
kreis« ist immer dann gegeben, wenn der Produktivitatsfortschritt und das
Wachstum der Wirtschaft mit dem Anwachsen der Schuldgeldsummen nicht
Schritt halten kénnen. Das Anwachsen dieser Summen ist wiederum eine sich
liber mittelfristige Zeitreihen von wenigen Jahrzehnten ergebende Folge des
bekannten Zinseszinseffektes: Eine jahrliche Zinsrate von nur wenigen Prozent
ergibt ein exponentielles Wachstum der Verbindlichkeit, wenn der Kapital-
dienst im Zuge der Ausweitung der Kreditvolumina refinanziert — also wiede-
rum als Kredit aufgenommen wird. Bei vollstandiger Refinanzierung der Zinsen
steigt die »zu bedienende« Kreditsumme also im Durchschnitt der Jahre um
den jeweiligen Zinsbetrag, was seit langem in fast allen Industrienationen
beobachtbar ist.
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Weshalb nun werden die Kredite selbst in Phasen wirtschaftlicher Prosperi-
tat permanent ausgeweitet statt getilgt? Der Grund liegt in der Kombination
des Kapitalabflusses durch Zinszahlung und der Marktkonkurrenz, die jedes
negative Saldo von Kapitaldienst und Neukredit zur vergleichsweise geringeren
Rentabilitdt gegeniiber dem Wettbewerber werden ldsst. Wo der Neukredit
die Summe des Kapitaldienstes aber Ubersteigt, sind rentabilitatssteigernde
Investitionen Uber das Mal} der aus der Wertschopfung erzielten Gewinne
hinaus moglich, wahrend die Investitionsfahigkeit des nicht refinanzierenden
Wettbewerbers bei gleicher Wertschopfung durch den Kapitaldienst reduziert
wird. Da gerade die rentablen Unternehmen am leichtesten an Kredite oder
Investitionskapital heran kommen, werden sie um die hdchsten Summen
zusatzlichen Kapitals konkurrieren, um gegeniiber dem Wettbewerb, der das-
selbe versucht, nicht in einen Nachteil zu geraten. Hier ist der Neukredit ein
offensives Instrument im Kampf um Marktanteile. Die weniger rentablen
Unternehmen stehen vor der gleichen, aber schwieriger zu I6senden Aufgabe:
Sie missen rentabilitatssteigernde Investitionen nachholen, um nicht unterzu-
gehen. Dies gelingt in der Regel durch extensive Verpfandung von Vermo-
genswerten oder durch in Aussicht gestellte Sonderrenditen fir private Inves-
toren durch »Umstrukturierungen« und »Entlassungsproduktivitat«. Auf die-
sen Wegen kommen auch die Unternehmen der »zweiten Reihe« an neue
Kapitalmittel, die den bisherigen Kapitaldienst (iberkompensieren.

Das Wachstum der Gesamtverschuldung der volkswirtschaftlichen Akteure,
das eine exponentielle Dynamik aufweist und das Anwachsen der Staatsver-
schuldung einschieft, hat seine Ursache also in eben jenen Mechanismen der
kreditfinanzierten Marktkonkurrenz, die zugleich die Bedingungen des moder-
nen Kreditsystems darstellen. Nur wer sich »Schulden leisten« kann und inso-
fern »kapitaldienstfahig« ist, kann in diesem System ein »erfolgreicher« Ak-
teur sein. Die kreditformige Allokation von Wachstumschancen nach dem
Kriterium der Fahigkeit, Schulden abzuzahlen, fiihrt dabei zu einer »prozykli-
schen, sich also selbst riickverstarkenden Steuerung, in der genau die Unter-
nehmen mittelfristig die besten Wachstumschancen haben, die aktuell am
starksten und schnellsten wachsen.

Es ist offenkundig, dass Kriterien der Nachhaltigkeit, der bewussten und
gewollten Entschleunigung wie auch des selektiven Wachsens und Schrump-
fens nach 6kologischen und sozialen Notwendigkeiten mit dieser Art systemi-
scher Steuerung nicht vereinbar sind. In den folgenden Abschnitten sollen
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deshalb konkrete Umbauschritte sowie der Ausblick auf ein prinzipiell anderes
System der Unternehmensfinanzierung dargelegt werden.

1.3 Schritte zu einer neuen Finanzordnung ’®

1.3.1 Zusammenfassende Analyse

Renditesteuerung und Privatisierung. Das heutige Finanz- und Kreditsystem
fuhrt dazu, dass aus jedem Unternehmen, das Kreditfinanzierungen (Fremd-
kapital) oder Kapitalbeteiligungen (sog. Eigenkapital) nutzt, Wertschépfungs-
beitrage abflieRen — und zwar umso gréRere, je héher der relativ und absolut
zu zahlende Zins (Fremdfinanzierung) oder je groRer die vom Investor im
Marktvergleich erwartete Kapitalrendite ist. Es sind deshalb die kapital- und
wachstumsintensiven Unternehmen und Branchen, die die grofRten Summen
»einzahlen« und zugleich die grofften Summen »frischen Kapitals« neu auf-
nehmen kénnen. Kapitalextensive und »wachstumsschwache« Akteure sind
hingegen einem doppelten negativen Effekt ausgesetzt: Sie miissen zum einen
héhere Zinsen fiir Fremdkapital aufwenden, wahrend sie fir Investoren (also
fir Eigenkapitalgeber) nicht attraktiv sind. Zugleich verkiirzen sich ihre Kredit-
linien, so dass sie den relativ zur Wertschopfung hoheren Kapitaldienst nicht
mehr »refinanzieren« kénnen und bei fehlendem Wachstum vor der Insolvenz
stehen. Dieser »\Wachstumszwang« wirkt auf jeden einzelnen Akteur. Er fuhrt
dazu, dass Uber alle Unternehmen, Branchen und Akteure die beschriebenen
Rickverstarkungseffekte auftreten, die Wachstum dort beschleunigen, wo
schon Wachstum ist und zum Niedergang fiihren, wo Wachstum ausbleibt.
Dies geht bis hin zur Insolvenz, die bei Schrumpfungsprozessen in der Regel
droht.

Mit dieser Analyse ist die Frage der Re-Allokation der Kapitalmittel aufge-
worfen, die der Verfligung der realwirtschaftlichen, d. h. wertschdopfenden
Akteure zunachst entzogen und in die Verfligung der Finanzmarktakteure (im
Wesentlichen der Banken und Investmentfonds) gebracht werden. Die Re-
Investition unter Renditekriterien ist dabei nur eine Form der Re-Allokation.
Die andere Form ist die der Privatisierung. Die individuellen Akteure der Fi-
nanzmarkte, bringen namlich nicht die gesamte entzogene Summe wieder in

”® Vgl. hierfur auch Hans-Jiirgen Fischbeck, »Das bestehende Geldsystem und der Finanzkapitalis-
mus - Uberlegungen zu einem Geldsystem fiir eine solidarische Okonomie«, Akademie fiir Soli-
darische Okonomie 2011



Schuldgeld oder 6ffentliches Kapital 95

den Wertschopfungsprozess ein, sondern schopfen aus ihrer Verfligungsge-
walt Gber die ungeheuren sich ansammelnden Mittel

a) private Einkommen, die um das Vielfache Gber denen vergleichbarer Tatig-
keiten in Wirtschaft, Politik oder Verwaltung liegen. Der Faktor liegt hier —
zusatzlich zu den in den westlichen Landern (iblichen Einkommensspreizungen
—noch einmal beim Faktor 10 bis 100!

b) privaten Zugriff auf Gemeingiter und Produktionsfaktoren wie Boden,
Wasser, Luft, konkret auf Immobilien, Landereien und Bodenschéatze und

c) politische Macht durch die Ausweitung der Finanzierungen von wirtschaft-
lichen auf politische Akteure bzw. Haushalte und Staaten.

Aus der Kombination der beiden Faktoren — Renditesteuerung und Privati-
sierung — ergeben sich die kontraproduktiven Effekte unseres heutigen Wirt-
schafts- und Finanzsystems hinsichtlich der Kriterien der Nachhaltigkeit, des
Gemeinwohls und der politischen Steuerung bis hin zur Integration der Staats-
haushalte in das System der zinsbelasteten Schuldkreditierung.

Vom Waren- zum Finanzkapitalismus. Die Dynamik der kapitalistischen
Wirtschaftsweise ist spatestens seit den 70er-Jahren des 20. Jahrhunderts
durch ein Zurickdrangen der urspringlichen Geld-Waren-Geld-Beziehung (G-
W-G') zugunsten eines zunehmenden Handels Geld gegen Geld (G-G'-G") ge-
kennzeichnet. Geld vermehrt sich zunehmend durch den Handel mit Geld,
ohne einen produktiven Bezug zur realen Wertschopfung zu haben. Diese
Selbstbeziiglichkeit des Geldes muss friiher oder spater zu einem Kollaps des
O0konomischen Systems, in dem es um die Herstellung und Bereitstellung von
Guitern und Dienstleistung geht, fihren.

Der Handel von Geld gegen Geld beruht auf dem Prinzip der Verschuldung.
Der Geldempfanger (Schuldner) begibt sich in eine Schuld gegeniiber dem
Geldgeber (Gldubiger) und zahlt hierfiir den Preis in Form des Zinses. Im heuti-
gen Zirkel der Kreditfinanzierung wird der Zins durch einen neuen Schuldver-
trag (plus Zinsen) finanziert. Dies fihrt zum dargelegten exponentiellen An-
wachsen der Geldabgaben des Schuldners durch den Zinseszinseffekt. Drama-
tisch wird dies vor dem Hintergrund der prinzipiell »ewigen« Laufzeit der Zins-
belastung, wenn der Kredit nicht getilgt wird oder der Schuldner ihn nach
zwischenzeitlichen Tilgungen wieder auf seine urspriingliche Héhe bringt (Re-
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valutierung).77 Die Folge dieses Grundprinzips ist, dass die »Schere« zwischen
Schuldner und Glaubiger sich immer weiter 6ffnet und der Kreditgeber einen
immer hoéheren Anteil an der Wertschopfung des Kreditnehmers auf seine
Konten buchen kann. Je nach Laufzeit und Zinshéhe kann dies auf ein Vielfa-
ches des urspriinglichen Kredits anwachsen.”®

Bis zu diesem Punkt ist noch ein »realwirtschaftlicher« Vorgang der Wert-
schopfung impliziert, aus dem die Zinsen »bedient« werden. Doch schon hier
zeigt sich, dass das Anwachsen der Buchwerte der Wertschopfung permanent
»vorauseilt«: Das Fremdkapital ist zum einen auf der Schuldnerseite oft nur
theoretisch verfiigbar. Auf der Glaubigerseite steht es zum anderen als kom-
mende und deshalb nur mit Unsicherheiten zu erwartende Einnahme in den
Blchern, deren Summe je nach Zinssatz nach ca. 10 bis 20 Jahren aber das
Doppelte des beim Kreditnehmer kontierten Geldes ausmacht.

Der moderne Finanzkapitalismus bringt diesen Mechanismus der Aneig-
nung immer groRerer Anteile der Wertschopfung auf eine neue Stufe: Inves-
tiert wird nicht langer in konkrete Unternehmen und Projekte — dies ist die
urspriingliche Rolle der »Geschéaftsbanken« — sondern in Kapitalfonds, deren
Zweck darin besteht, maximale Verwertungschancen eines von jeder weiteren
Zweckbindung freigesetzten Kapitals zu finden und zu nutzen. Dies ist das
Geschéaft der urspriinglichen Investmentbanken, die heute zum Bestandteil
aller groRen Geschiftsbanken geworden sind. ”°

Der spekulative Geldhandel der modernen »Finanzindustrie« mit ihren
neuen »Finanzprodukten«, den Hedgefonds, dem Derivatehandel, dem Handel
mit Leerverkdufen, den Wahrungsspekulationen, dem spekulativen Rohstoff-
und Nahrungsmittelhandel usw. ist ein ins Extrem gesteigerter globaler Aneig-
nungsmechanismusso, der im Kern auf der »automatischen« Kapitalmehrung

77 Gerade bei wachsenden Unternehmen ist die Revalutierung von Krediten ein tibliches Mittel, da
mit dem Wachstum der Kreditbedarf eher steigt als sinkt.

8 Auch jeder Hauseigentiimer weil}, dass er seinen Kredit selbst bei planmaRiger Tilgung in der
Regel in doppelter Hohe an die Bank zuriickzahlen muss. Ein Hausbesitzer, der z. B. 100.000,00 €
aufnimmt (Zinsen 5% / Anfangstilgung 2 %) hat nach 25 Jahren, wenn der Kredit getilgt ist,
knapp 80.000,00 € nur Zinsen an die Bank gezahlt (eigene Berechnungen).

7 Die Verflechtung der unterschiedlichen Funktionen der Unternehmensfinanzierung und des
Investmentbanking wieder aufzulésen und die Banken entsprechend zu entflechten, gehort zu
den konkreten Schritten heute diskutierter Finanzmarktreformen.

¥ Hier kann grundsétzlich von einem »Aneignungsmechanismus« gesprochen werden — aber nicht
immer von einem »Abschépfungsmechanismus«, da »Abschopfung« reale Wertschépfung vo-
raussetzt, was oft gar nicht mehr gegeben ist. Angeeignet werden dann kiinftige Verpflichtun-
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in Folge des Zinsprinzips basiert. Die hier weltweit gehandelten spekulativen
Geldmengen liegen schon lange weit Uber allen in der Realwirtschaft ge-
brauchten und gehandelten Gegenwerten. Allein das Volumen der an den
Borsen gehandelten Finanzderivate Gbertraf im Jahr 2008 mit 2,2 Billiarden
US—Dollar das Weltbruttosozialprodukt (55 Billionen US-Dollar) um das 40—
fache.®" Die Finanzkrise von 2008 ff. zeigt, dass diese Loslosung des Geldhan-
dels von der Realwirtschaft ganze Volkswirtschaften und Staaten in den Ruin
treiben kann.

Diese sich immer weiter hochschaukelnden Mechanismen der zinsbasier-
ten Verschuldungsékonomie haben die Gefahr eines vollstandigen globalen
Zusammenbruchs heute akut und real werden lassen. Sie eréffnen dariiber
hinaus avancierten Betrugsmoglichkeiten, die durch die »Konstruktion« erfin-
dungsreicher (»innovativer«) Finanzprodukte zu infamer Perfektion getrieben
werden.

ZielgroRen einer solidarischen Okonomie. Eine solidarische Okonomie will
die Abschopfungs-, Aneignungs- und Bereicherungsfunktionen dieses Wirt-
schafts- und Finanzsystems sowie die selbstbeziigliche Funktion des Geldes
Uberwinden und das Geld wieder zu seinen produktiven und lebensdienlichen
Funktionen zuriickfuhren.

Dabei soll Geld als ein wichtiges Instrument des Wirtschaftens aber nicht
als Ware genutzt werden. Geld ist in diesem Sinne vor allem ein vorziigliches
Tauschmittel und ein allgemein anerkannter WertmaRstab. Dariiber hinaus
bleibt es jedermann freigestellt, Geld aufzubewahren, um es zu einem spate-
ren Zeitpunkt als Tauschmittel zu verwenden. Geld kann in einer solidarischen
Okonomie auch als »Kapital« im Sinne der Vorfinanzierung kiinftiger Leistun-
gen genutzt werden. Damit sind allerdings keine Rechte auf eine Gewinnzutei-
lung oder Verzinsung verbunden. Uber die Allokation von Kapital wird letztlich
die Gesellschaft entscheiden missen.

Dabei ist die Vergesellschaftung des Kapitals nicht gleichzusetzen mit der
»alten« Forderung der sozialistischen Arbeiterbewegung nach einer Vergesell-
schaftung der Produktionsmittel. Vielmehr wird die Vielgestaltigkeit privater,
genossenschaftlicher, 6ffentlicher und staatlicher Eigentumsformen vor dem

gen Dritter, Schulden zu begleichen (was als Letztblrgen in der derzeitigen Praxis die Staaten
Gbernehmen).

8 8|z / Bank fir Internationalen Zahlungsausgleich (2009): BIS Quarterly Review, M&rz 2009. Vgl.
auch Basisinformation Attac vom 19.11.2008
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Hintergrund eines sozialisierten Kapitals als Kennzeichen einer »pluralen« und
in ihren Wertsetzungen solidarischen Wirtschaftsweise angesehen.

1.3.2  Vorschlage zur Neuordnung

Reform des Schuldgeldzinses. Ein Geld- und Finanzsystem, das sowohl die
Effekte des »abgekoppelten« Kapitalwachstums als auch die leistungslosen
Aneignungs- und Bereicherungseffekte Uberwindet, muss zunachst zwei
grundlegende Félle unterscheiden:

a) Die Anlage von Riicklagen oder Ersparnissen, die aus realer und somit
schon erfolgter Wertschépfung resultieren, also die Anlage von Realgeld und
b) Die Aufnahme von neuem und »geschopftem« Geld, das kinftige Wert-
schopfungen finanzieren soll, also die Aufnahme von Schuldgeld.

Eine wesentliche Fehlfunktion des heutigen Geld- und Finanzsystems be-
steht darin, Schuldgeld, dessen Gegenwert erst noch erarbeitet werden muss,
mit einem Zins zu belegen, der
1. eine zusatzliche, nicht im urspringlichen Bedarf begriindete Wertschop-
fung erforderlich macht und der
2. diesen zusatzlichen Anteil einem externen Akteur, ndmlich dem Kapitalge-
ber Gbereignet.

In der herrschenden Volkswirtschaftslehre kommt dem Zins als Preis fir
das geliehene Geld die Aufgabe der effektiven Allokation zu. Das heifit, das
Geld, bzw. der Kredit, flieBt dorthin, wo die erwartete Wertschopfung hoher
ist als die notwendige Tilgung und die Zinsbelastung. Entscheidend fiir die
Kreditaufnahme ist also die Hohe des Zinses im Vergleich zu den Zukunftser-
wartungen. In der Konsequenz ist gerade in Wachstumsphasen ein entspre-
chend hohes Wachstum der Kreditsummen zu beobachten. Eine effektive
Tilgung von Kreditvolumina kann volkswirtschaftlich gesehen, wie dargelegt,
gar nicht stattfinden. In der Praxis ist stattdessen eine sich beschleunigende
Aufbldhung zu konstatieren.

Das zinsbasierende System der Schuldgeldfinanzierung ist deshalb grund-
legend auf das Kriterium der Abschreibung bei entfristeter Tilgung umzustel-
len (vgl. hierzu auch die Ausfiihrungen im folgenden Abschnitt). Um dies zu
erreichen, kann der ibliche Zins durch eine einmalige Kreditgebiihr® ersetzt

# Die Hohe der Kreditgebiihr ist abhingig von der Inflationsrate, der aktuellen Knappheit des
Geldes und ggf. der Laufzeit des Kredits. Sie kann von der Zentralbank also durchaus als Instru-
ment zur Konjunktursteuerung eingesetzt werden.
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werden, die vom Kreditnehmer (oder einem Dritten) als Entgelt an die kredit-
vermittelnde Stelle — also in der Regel an die Bank — gezahlt wird. Damit ent-
fallt das exponentielle Wachstum der Zinsschuld.

Die Kreditgebuhr ist dabei kein »Preis«, der sich am Markt bildet und auch
keine Risikopramie. Die Gebihr ist stattdessen die finanzielle Gegenleistung,
die die kreditausgebende Stelle fiir ihre Aufwendungen der Bonitétsprufung83,
der Prifung des Investitionsvorhabens und der technischen Abwicklung sowie
Verwaltung des Kredites enthalt. Das Risiko des Kreditausfalls kann in dieser
Gebihr ebenfalls enthalten sein. Der Kreditmittler misste in diesem Fall
verpflichtet sein, Riicklagen bei der Zentralbank fiir ausfallende Kredite zu
bilden.

Grundsatzlich werden Schuldner nicht aus der Tilgungspflicht entlassen.
Kann ein Schuldner einen Kredit weder zuriickzahlen noch gegen Wert-
schopfungen und Einkommen der Beschaftigten abschreiben, muss er in
einem geregelten Verfahren (Insolvenzrecht) fir die Tilgung einstehen. Kann
der Kreditgeber das Geld nicht =zurlickerhalten, muss er auf seine
Zentralbankriicklagen zuriickgreifen, ist auch dieses erfolglos, zahlt letztlich
die Allgemeinheit den Kreditausfall. 8

Eine solche Neuordnung setzt die konsequente Betrachtung neu
geschopften Geldes als »6ffentliches Kapital« voraus, also als Kapital, das der
Allgemeinheit, aus deren Hand es geschaffen wurde, gehort und das
entsprechend nur treuhdnderisch, nicht aber zur Erzielung eigenstandiger, von
Zwecken freigesetzter »Kapitalrenditen« eingesetzt werden darf. Wo immer
solche anfallen, stehen sie im Falle 6ffentlichen Kapitals der Allgemeinheit zu,
die auch die Entlohnung der »Treuhander« festlegt sowie das Mal ihrer
Unabhangigkeit (evtl. vergleichbar der von Richtern).

Anlageformen von Realgeld und Realkapital. Unter den heute weltweit
umlaufenden Kapitalien befinden sich Einlagen, Riicklagen oder Ersparnisse,
die aus realer und somit schon erfolgter Wertschépfung resultieren, also
durch Leistung schon gedecktes Realgeld. &

® Hier sind Richtlinien zur Bonitatsprifung notwendig. Um dem Kreditvermittler einen Anreiz fiir
eine sorgsame Prufung zu geben, kann es sinnvoll sein, dass ein Teil der Gebihren erst nach
Abschluss der Tilgung fallig wird.

¥ In diesem Fall steigt die Geldmenge ohne einen realen Gegenwert, was zu einer Geldentwer-
tung beitragt.

® Die heutigen liquiden oder liquidierbaren Mittel sind allerdings in einem MaRe ungleich verteilt,
das nicht aus den Unterschieden tatsachlicher menschlicher Leistungen resultieren kann. Dem
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Im Zuge einer Geld- und Zinsreform mit genannter Zielsetzung gibt es
hierfiir, was Spareinlagen betrifft, im Wesentlichen zwei Alternativen:

a) Fur Spareinlagen gibt es keinen Zins; die kostenlose, diebstahlsichere und
fir Uberweisungen verfiigbare Sparméglichkeit muss dann ausreichende
Gegenleistung fiir das Deponieren von Geld auf den Banken sein.® Die Gefahr,
die hierbei besteht, ist das Entstehen »grauer« oder »schwarzer« Geldmarkte,
die Grundlage einer neuen Form der Schattenwirtschaft werden.

b) Die Verzinsung von Spareinlagen wird als Privileg 6ffentlicher Geldinstitute
behandelt. Diese gleichen den Zinssatz an die durch die Zentralbank
gesteuerte Inflationsrate an, um ein starkeres Wachstum des Kapitals
gegeniiber der realen Wirtschaftsleistung zu verhindern. Auch hier gibt es die
Gefahr der Schattenmarkte, die aber relativ kleiner ist, da der »legale« Anleger
hier auch ohne Realzinsgewinne viele Vorteile genief3t.

Bei der Geldanlage zur Finanzierung von Unternehmen stellt sich eine
Neuordnung schwieriger dar, da ein prinzipieller Anreiz solcher Investitionen
bzw. Kapitaleinlagen ein konstitutives Element privaten Unternehmertums ist.
Hier sind dennoch Formen madglich, die den nominellen Kapitalzins vermeiden
und sich an Formen des Islamic Banking anlehnen kodnnen, die das
Zinsinstrument bekanntlich in langer Tradition erfolgreich ausschlieRen.
Investive Geldanlagen konnen dabei keinen »festen Zins« beanspruchen,
sondern begriinden ein Mitentscheidungsrecht bei wichtigen unterneh-
merischen Entscheidungen. Hierzu zahlt dann ggf. auch die Beteiligung am
Unternehmenserfolg.87

Andere Varianten fiir die Uberwindung oder zumindest Eingrenzung der
Abschopfungsmechanismen des Zinses sind dessen Linearisierung (jahrliche
Abschwachung des Zinses bis auf 0) oder die negative Verzinsung liquider

ist so, weil sie »ihren Anteil« an den historischen Folgen des Kreditzinsregiments enthalten, der
alle Unterschiede wie auch die vorhandene Geldmenge in wenigen Jahrzehnten vervielfachend
»aufbldht«. Das »Realgeld« ist vom »Bldhgeld« deshalb praktisch kaum zu unterscheiden. Um
eine Abgrenzung und systematische Betrachtung zu ermoglichen, wird es dennoch zu einem
groRzligig so genannten »Realgeld« zusammen gefasst, das vom »Schuldgeld«, das nur 6ffent-
lich geschopft werden darf, unterschieden wird.

8 Nach dem Modell der »Demokratischen Bankenc, vgl. Christian Felber, Gemeinwohl-Okonomie
2011, S. 50 ff.

¥ vgl. hierzu die Ausfiihrungen in dem Abschnitt zur partizipatorischen Unternehmensverfassung.
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Guthaben, um auch bei fehlendem positivem Realzins einen Anreiz zur
Kapitalanlage zu schaffen (Liquiditatsabgabe nach Gesell, Keynes u. a.).88
Reform des Bankwesens. Banken, die Zentralbankgeld als Kredite zur
Verfliigung stellen, sind im Grundsatz als offentliche Einrichtungen des
Gemeinwesens oder als dessen Treuhdnder zu organisieren. Dabei sollten sie
auf ihre gemeinniitzige Dienstleistungsfunktion in Verantwortung der
Offentlichen Hand oder o6ffentlich-rechtlicher Institutionen zuriickgefiihrt
werden:
e auf die Aufbewahrungsfunktion,
e auf die Maklerfunktion zwischen Spareinlagen und Krediten ohne Gewinn-
abschopfung fiir die Bank und
e auf die gemeinwohlorientierte Allokationsfunktion®’.
Die betriebswirtschaftlichen Aufwendungen werden wie dargelegt aus den
Kreditgeblhren aufgebracht. Die Mitarbeiter der o6ffentlichen Banken sind
Angestellte mit festen tariflichen Gehaltern ohne Boni wie in anderen
Verwaltungsbehérden oder &ffentlichen Einrichtungen. Offentliche Banken
kann es auf regional-kommunaler Ebene und auf Landerebene geben. %
Dariiber hinaus kann es genossenschaftliche Banken und dem Gemeinwohl
treuhanderisch verpflichtete Privatbanken geben. Das Recht zur Geld-
schopfung liegt aber allein bei der Zentralbank. Die bislang praktizierte
Geldschopfung durch die Geschaftsbanken ist dann nicht mehr m('jglich.91
Verbot jeden spekulativen Geldhandels und direkte Risikoversicherung
der Wirtschaft ohne Geschéafte Dritter. Das Grundprinzip eines solidar-
wirtschaftlichen Geldwesen liegt darin, Geld nur mehr als Instrument, nicht
aber als Ware einzusetzen. Entsprechend sind spekulativen Geldprodukten,
»gehebelten derivaten Instrumenten«, dem Handel mit gedeckten oder
ungedeckten Leerverkdufen (»settled und unsettled Shortselling«), speku-
lativen Wetten auf fallende oder steigende Kurse (Optionsscheinhandel) von
Wertpapieren, Wahrungen oder von Preisen fiir Rohstoffe und Nahrungs-
mittel - also der bekannten und beriichtigten Palette des »modernen«

® Eine differenzierte Diskussion dieser Modelle ist im Baustein »Finanzordnung« (Fischbeck 2010)
nachzulesen.

8 Allokation meint Verteilung, auch HinflieRen des Geldes, wo es der Wirtschaft am besten dient.

% 56 das Modell der »Demokratischen Banken« bei Christian Felber in »Gemeinwohl-Okonomiex,
S. 50 ff.

%! Dies kann z. B. durch eine 100 % Mindestreservepflicht der Banken umgesetzt werden.
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Investment Banking — die Zulassung zu entziehen. Dies gilt auch fir
sogenannte Hedgefonds.

Dem Bediirfnis der Wirtschaft nach einer Absicherung typischer Risiken soll
stattdessen durch direkte Versicherungsbeziehungen - also z.B. Versiche-
rungen gegen einen Preis- oder Devisenkursanstieg bis zum Kaufdatum oder
einen Preisverfall bis zum Lieferdatum — nachgekommen werden. Auch dabei
wird gegen eine Pramie an das Unternehmen Ersatz geleistet. Es miissen dann
aber die Prinzipien gelten, dass a) mit dem Versicherungsschein nicht gehan-
delt werden darf und b) die Versicherung nur vom betroffenen Akteur und
einem zugelassenen Versicherer abgeschlossen werden darf. Eine Situation,
wie sie bei den sogenannten »Credit Default Swaps« (CDS) auftritt, in der ein
vollig unbeteiligtes Investmenthaus eine Wette auf den Kreditausfall zwischen
zwei anderen Parteien abschlieen kann, um bei Eintreten des Schadens daran
zu verdienen, muss als sittenwidrig und illegal juristisch vollstandig ausge-
schlossen werden.

Bei einem Verbot jeglicher Geldspekulation und jeglichen Handels mit
Schuldtiteln kdme den Borsen vornehmlich die Funktion des Maklers zu. Die
Kapitalbérse ware also der Ort, an dem tatsachliche Unternehmensanteile
vermittelt werden, die Devisenborse der Ort, an dem sich tatsdchliche
Wechselkurse bilden und Rohstoffbdrsen der Ort, an dem sich entsprechende
Marktpreise fir Grundstoffe oder Nahrungsmittel bilden. Ein »Investment-
banking« ware an Borsen dann nicht mehr moglich und diese wiirden einen
GrofRteil ihres Umsatzes verlieren. Als Weg der Eigenkapitalbeschaffung
wirden die Borsen aber auch in einem gemischten markt- und solidar-
wirtschaftlichen System ihre Funktion behalten. Die fiir die Realwirtschaft
notigen Kapitalbeschaffungen kénnen zwar auch fiir GroBunternehmen und
im internationalen Bereich durch GroRbanken bzw. Zentralbanken mit dem
beschriebenen Kreditverfahren wahrgenommen werden, doch solange auch
Eigenkapital in der Wirtschaft eine Rolle spielt bzw. spielen soll, sind Bérsen —
reduziert auf ihre Rolle als Makler — nétig und sinnvoll.

Die Allokation des Geldes kann in dem System einer solidarischen
Okonomie nicht vollstindig durch eine Investitions- und Steuerpolitik des
Staates, also durch 6ffentliches Fremdkapital geschehen. Eigenkapital ist fiir
die meisten Unternehmensformen ein probates Mittel, die eigene Situation
»unbirokratisch« zu verbessern und Wege der kollektiven Selbsthilfe zu er-
schlieBen. Anders kann die Frage der Feststellung von Wechselkursen
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gesehen werden. Dies kann durch das Zusammenwirken von Zentralbanken
geschehen. Hierflir kdnnte der Vorschlag von John Maynard Keynes hilfreich
sein: Die Schaffung eines »Globo« als internationaler neutraler Verrechnungs-
einheit, mit dem internationale Geschifte verrechnet und an dem die
Wechselkurse der Nationen oder Regionen gemessen werden.”

Einfilhrung eines dualen Geldsystems. Regionale Wahrungen und global
konvertible Wahrungen kdnnen einander erganzen: Regionale Wahrungen
koénnen sofort als zinsfreies Tauschaquivalent flir Waren und Leistungen in der
jeweiligen Region fungieren. Sie haben gegeniiber den globalisierten
Zentralwdhrungen eine die Regionalwirtschaft schiitzende, starkende und
belebende Funktion. Die konvertiblen Landeswahrungen dienen dabei weiter
dem {berregionalen und globalen Handel und bedienen die Spar- und
Kreditnotwendigkeiten.

Diese utopisch anmutenden Vorschlage liegen nicht so weit von der
Realitdit entfernt wie es scheint: Gemeinniitzige, nicht abschépfende
Genossenschaftsbanken gibt es schon, z. B. die GLS-Bank; es gibt regionale
zinsfreie »Komplementarwdhrungen« bzw. ein »Regio-Geld« neben den
Ublichen Landeswahrungen, es gibt Leihgemeinschaften, die weitgehend auf
einen Kreditzins verzichten, es gibt Tauschwdhrungen, Zeitbanken u. a. Alle
diese Anfiange sind Ausdruck und Experimentierfelder von alternativen
Geldsystemen. Mit den skizzierten Veranderungen des Geldsystems wadren
noch nicht alle in unserem Wirtschaftssystem angelegten Abschépfungs-
mechanismen lGberwunden, aber wohl entscheidende Weichen gestellt.

1.3.3  Sofort-MaBnahmen zur Finanzmarktkontrolle und zur
Dampfung der Spekulation

Die Steuerung ganzer Volkswirtschaften Gber die Vorgange an hoch volatilen
Wertpapiermdrkten und die Potenzierung der Volatilitdt — also der
Kursausschlage — durch vielfache Effekte systematischer und mit Finanzmarkt-
instrumenten bewehrter Spekulation macht die Politik zum Handlanger und
Reparaturbetrieb des Finanzsystems.

Um lberhaupt wieder eigenstdndig gestaltungsfahig zu werden, sind eine
Reihe von Sofort-MalRnahmen erforderlich, um

%2 vgl. Felber 2011, S. 58ff.
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a) die Finanzmarkte zu kontrollieren und dabei in ihren Moglichkeiten effektiv

zu begrenzen und

b) die Instrumente, die durch systematische Spekulation die Volatilitat

erhohen, so weit als moglich aus dem Markt zu nehmen.

Die Bewegungen der Wertpapiermarkte stellen fir jede konjunkturelle

Entwicklung einen »prozyklisch« verstarkenden Effekt dar und sind oft sogar

Ausléser von Rezessionen oder eines folgenden Booms (oder umgekehrt). Im

Sinne des volkswirtschaftlichen Prinzips der w»antizyklischen Globalsteue-

rung« » sind  diese Bewegungen prinzipiell zu dampfen, um die

volkswirtschaftlichen Konjunkturen und Zyklen wieder primar

wirtschaftspolitisch steuern zu kdnnen. Ein praktischer Mallnahmenkatalog

kann heute etwa wie folgt aussehen:

e Trennung von Geschaftsbanken und Investmentbanken

e Zentralbankmonopol der Geldschopfung

e Demokratische Kontrolle der Zentralbanken

e Verbot von Leerverkdufen (»Shortsellings) und dem Handel mit
Kreditausfallversicherungen

e Transparente Kontrolle von Hedge-Fonds und Derivaten

e Generelle Begrenzung der Boni und Verbot kurzfristiger (»prozyklischer«)
Boni

e Erhohung der notwendigen Eigenkapitalquoten und der Mindest-
reservesatze fur Geschaftsbanken

e Einrichtung offentlich-rechtlicher Rating-Agenturen

e Finanztransaktionssteuern, um sowohl »grofle« als auch »schnelle«
Spekulationen mit ihren prozyklischen Effekten zu erschweren und Mittel
zur Kompensation der Schaden zu gewinnen

e Ein offentlicher Kredit- und Schulden-Audit, durch den die Ursachen der
Verschuldung von Landern, gegen die an den Finanzmarkten spekuliert
wird, transparent werden.

Diese Uberlegungen und Vorschlidge bringen — das muss hier betont werden —

kein neues und solidarisches Geld- und Finanzsystem hervor. Es sind aber

% Dieses Prinzip den »Aufschwung« oder »Boom« zu dampfen und den »Abschwung« oder die
Rezession abzufedern, war bis zum Beginn der neoliberalen Welle Anfang der 80er-Jahre und in
Deutschland noch bis weit in die 90er-Jahre hinein Grundlage staatlicher Wirtschaftspolitik. Erst
die Paradigmen der »New Economy« haben extreme Wachstumsraten als etwas Positives dar-
gestellt und zu den unvermeidlichen Gegenbewegungen das Investmentprinzip formuliert, »aus
jeder Marktbewegung profitieren« zu kénnen.
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wichtige SofortmalRnahmen, die das bestehende System in seinen Auswirkun-
gen mildern und zum Teil destruktive Effekte auch korrigieren kdnnen —
wenngleich sie den Kardinalfehler der Selbstbeziiglichkeit des Geldes und der
darauf aufgebauten Strukturen nicht grundsatzlich andern.

1.4  Ausblick: Neue Finanzierungsformen vergesellschafteten
Kapitals

Im Abschnitt »Grundlagen« wurde der Kredit als »Leerverkauf« von Geld be-
schrieben; als Verkauf einer Ware, die der Verkdufer noch gar nicht besitzt, in
dessen Besitz er durch das Schuldverhiltnis, das mit dem Kredit einhergeht,
aber gelangt. Der Kredit ist insofern eine Art Terminkontrakt, der sich auf die
kiinftige Lieferung der kreditierten Summe durch den Kreditnehmer bezieht —
also letztlich darauf, dass der »Kaufer« selbst die gekaufte Ware dereinst zur
Verfligung stellt. Fir diese Pflicht wird der Kreditnehmer zwar mit der Bereit-
stellung eines Kontoguthabens entschadigt. In vielen, vielleicht den meisten
der genannten Falle muss er dieses Guthaben indes verwenden, um Verpflich-
tungen aus vorherigen Kontrakten einzuldésen und z. B. Verbindlichkeiten aus
vorangegangenen Schuldgeldbeziehungen zu »bedienen«. So wird die Schuld-
geldwirtschaft und das ihr nachgelagerte Investmentbanking zu einer sich
immer schneller drehenden Spirale aus Anspriichen, Spekulationen und Ver-
bindlichkeiten, die sich auf das Geld wie auf jede andere Ware und jeden an-
deren moglichen Zukunftsmarkt beziehen.

Was in der Summe der Buchungen, Finanzbewegungen und Schuldver-
schreibungen stattfindet, ist eine Verpfandung von Zukunft gegen ein »weiter
so«. Es sind Anspriiche auf die Arbeitsleistungen der kommenden Jahre und
Jahrzehnte, wovon einzelne Kreditnehmer betroffen sind, und kommender
Generationen, wenn es um die Kreditierung 6ffentlicher Haushalte geht.

Die Verpfédndung der Zukunft ist die Kehrseite dessen, was eingangs als
»Produktivitdt des Kapitals« beschrieben wurde. Der Verlust an personlicher
und politischer Freiheit, der hiermit einhergeht, ist das Stigma der privaten
Kapitalwirtschaft und die Preisgabe der Ziele und Werte unserer Verfassung.
In dem Mafe, in dem die multiplen Allokations- und Reallokationsprozesse des
Schuldgeldsystems immer grofere Bilanzsummen an Verbindlichkeiten wie
auch an Vermogensgiitern in die Verfligung global agierender privater Akteure
bringen, geht der Handlungsspielraum demokratisch legitimierter und natio-
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nalstaatlich verfasster Korperschaften zuriick. Einen hierzu gegenldufigen
Prozess in Gang zu setzen, liegt in der Verantwortung der heutigen politischen
Akteure. Dabei geht es darum, neue Finanzierungsformen und Allokationsme-
chanismen zu finden, die die Kraft der prospektiven Orientierung, die heute
zum Daytrading im Investmentbanking verkommt, bewahrt und den Akteuren
neue Optionen und Chancen jenseits der Schuldgeldspiralen und des Wachs-
tumszwangs erdffnen.

Die heute zahlreichen Kritiker unseres Geld- und Finanzsystems nehmen in
der Regel die beobachtbaren Aspekte des Systemzusammenhanges wie die
Geldschopfung, den Zins- und Zinseszinseffekt, den Wachstumszwang, die
Verschuldungsspiralen oder die Abschopfungs- und Aneignungsmechanismen
in den Blick. Auf dieser Ebene werden dann die bislang diskutierten Reform-
vorschldge angesetzt: Staatliches Privileg der Geldschopfung, Zinsverbot und
negativer Zins, »Vollgeld«-System (also 100 % Zentralbankreserve), Demokra-
tisierung des Bankwesens...

Bei allem Fir und Wider und bei aller Berechtigung, die diese Vorschlage
als Reaktion auf »unhaltbare« Zustiande haben mogen, dringen sie doch nur
teilweise zum freiheitsraubenden Mechanismus des finanzvermittelten Hand-
lungszusammenhanges und seinem Kern der Horigkeit vor. Dieser liegt in der
Aneignung und Preisgabe von Zukunft durch die komplementaren Rollen des
Schuldgeldsystems. Zins und Tilgung sind dabei die Instrumente, mit denen
das Macht- und Vermégensgefalle, das zwischen Schuldgeldschopfer und
Schuldgeldnehmer im Moment der Kreditierung entsteht, exekutiert wird.
Deshalb sind Zins- oder Geldreformen ohne einen grundlegenden Umbau
dieses Kernverhéltnisses nur GroBen auf dem Papier, die in Bereichen der
Schattenbanken und Schattenmarkte ausgehebelt und in ihr Gegen-
teil verwandelt werden kénnen.

Schauen wir uns den Zusammenhang im Detail an: Im Kern steht die
Schuldgeldschépfung bei der Kontierung der Kreditvolumina durch die Ge-
schaftsbanken — sei es fur Unternehmen oder 6ffentlichen oder privaten
Haushalte. Wahrend hierbei eine zum gréBeren Teil nur virtuelle Liquiditdt
geschaffen wird, findet lber die Laufzeiten der Kredite sowohl eine Zinsab-
schopfung als auch ein Transfer von Aktiva (Sicherungswerten) hin zu den
Banken oder ihren nachgelagerten Einrichtungen und Fonds statt. Die Zentral-
bank stellt dabei nur die »Deckungsreserve« dieser Operation zur Verfligung,
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Heutiges Kreditsystem:
Banken als Schépfer privaten Kapitals

Aktivseite

< Passivseite
(Vermdgen) (Kapital)

Tilgung / ‘ ‘ Diskontsatz

Besicherung Zentralbank Zentralbankgeld
Zentralbankgeld

T Kontierung Mindestreserve /
Steuerung Geldmenge
Tilgung / Geschaftsbanken (private, Zinssatz

Besicherung genossenschaftliche, 6ffentliche) Giralgeld

Giralgeld
Kontierung Kreditvolumen T F
l T (Schuldgeld) / Bereitstellung
virtueller Liquiditat

Unternehmen und Haushalte ‘ Zinsabschdpfung

Transfer von Aktiva ‘

(Sicherungswerten)

Abb. 15: eigene Darstellung

damit die Banken mogliche Auszahlungsanspriiche, also das Einfordern echter
Liquiditat, im Sonderfall bedienen konnen. Der Kreditnehmer aber verpfandet
seine Aktiva, verpflichtet sich zum Kapitaldienst und kann praktisch jederzeit
zur Tilgung aufgefordert werden (z. B. bei Kiindigung wegen »Verschlechte-
rung der wirtschaftlichen Verhaltnisse«). Sein Zinssatz fiir das »virtuelle« Gi-
ralgeld betragt ein Vielfaches des sogenannten Leitzinses, der fir das 100 %
kaufkraftige Zentralbankgeld gezahlt werden muss. In dieser Lage kann ihn nur
der Vorsprung vor seinen wirtschaftlichen Konkurrenten vor dem Machtgefille
gegeniliber seinen Schuldgeldgebern oder aber die Dreingabe seiner Siche-
rungs- bzw. Vermogenswerte retten. Immer hohere Vermogenswerte (Aktiva),
immer héhere Geldforderungen (Passiva) und immer mehr Macht kumulieren
so bei den Financiers und werden in neuen »Runden« renditengesteuerter
Aneignung und Abschépfung eingebracht.

Um diesen Zirkel zu durchbrechen, soll im Folgenden ein alternativer Weg
der Finanzierung von Unternehmen im Rahmen einer anderen Finanzverfas-
sung skizziert werden, der nicht langer auf dem Schuldgeldsystem basiert,
sondern andere Formen der Bereitstellung und produktiven Abschreibung von
Kapital beschreibt. »Kapital« als fiir Investitionen bereitgestelltes Zahlungsmit-
tel soll dabei als gesellschaftlicher Vorschuss (»Kredit«) zur Finanzierung wirt-
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schaftlicher Entwicklung und politisch gewollten Strukturwandels dienen, statt
als Instrument der Realisierung externer Gewinne. Bei diesem Vorschlag zur
Neuordnung soll nicht nur das Schuldzinsprinzip entmachtigt werden, sondern
dariiber hinaus die schuldgeldbezogene Tilgung durch ein Instrumentarium
ersetzt werden, das eine in Abschreibungszeitraumen erfolgenden Umwand-
lung von Fremdkapital in »neutrales Kapital« erlaubt. Ziel ist es dabei, eine
Befreiung der Wirtschaftsakteure vom zins- und renditeinduzierten Wachs-
tumszwang mit einer betriebswirtschaftlichen Rechnungsweise zu verbinden,
die erfolgreiche Investitionen an das Kriterium der langfristigen Realisierung
von Einkommen auf Seiten der Beschaftigten bindet.

Einkommen resultiert aus Wertschopfung. Da sich der 6konomische Wert
eines Produktes oder einer Dienstleistung zuverldssig nur anhand des Preises
ermitteln lasst, den andere bereit sind, dafiir zu zahlen, ist die Preisbildung auf
einem Giter und Dienstleitungsmarkt notwendige Voraussetzung dieses Vor-
schlages der Neuordnung. Nur wo in diesem Sinne Einkommen realisiert wer-
den, kann eine betriebswirtschaftlich »realistische« Amortisation neuer Form
offentlich bereitgestellten Kapitals stattfinden. Dies bedeutet zugleich, dass in
allen Sektoren oder Branchen, in denen dieses Amortisationsprinzip nicht aus
bewusster politischer Entscheidung auer Kraft gesetzt wird, ein Leistungskri-
terium existiert, das in 6konomischer Konsequenz Uber die Existenz oder
Nicht-Existenz eines Unternehmens oder Betriebs entscheidet. Das Prinzip der
gemischten Wirtschaft, in der unterschiedliche Organisations- und Eigentums-
formen wie auch unterschiedliche Finanzierungsformen existieren konnen,
schliet die bewusste Gestaltung von Leistungs- und Wachstumssektoren
neben der Gestaltung primdr solidarwirtschaftlicher oder auf o&ffentliche
Dienstleistungen gerichteter Bereiche mit ein. Doch ist dies in einem System
offentlichen Kapitals eine Frage bewusster und demokratisch legitimierter
Rahmenplanung, statt eine Frage des »blinden« Wirkens eines verselbstandig-
ten Renditekriteriums.

Schauen wir nun ein neuformiertes, nicht auf Schuldgeld basierendes Fi-
nanzierungssystem im Detail an: Hier wird von der Bank als Finanzierungsmitt-
ler ein Investitionsmittel in Hohe der kaufkraftigen, also effektiven Liquiditat
kontiert. Die Ausgabe flr das Investitionsgut bestimmt also die Hohe dieses
Investivkontos. Der Zins, den die Zentralbank im Zuge der Steuerung der
Geldmenge und der Investitionsvolumina einheitlich oder branchenspezifisch
erhebt, wird von den Banken direkt an die Zentralbank weiter gereicht. Die
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Banken erhalten fiir ihre Mittlertatigkeit, die die Bonitatsprifung und wirt-
schaftliche Prifung des Vorhabens einschlieRt, eine Gebiihr und eine von der
Zentralbank ausgezahlte Erfolgsprovision bei 6konomisch tragfahigen Vorha-
ben und tragen einen Teil des Insolvenzrisikos im gegenteiligen Fall.

Neuformiertes Finanzierungssystem:
Banken als Mittler 6ffentlichen Kapitals

Aktivsgite Passivseite
(Vermogen) (Kapital)
Abschreibung | Zentralbank |

Zentralbankgeld

(Neutralisierung) I Kontierung &ffentlichen Kapitals / Steuerung
Geldmenge u. Investitionsvolumen

Kredit- Geschaftsbanken (private, Diskontsatz
gebuhr genossenschaftliche, 6ffentliche) Zentralbankgeld

Kontierung Darlehen oder
I Investitionsmittel / Bereitstellung
kaufkraftiger Liquiditat

| Unternehmen und Haushalte |

Abb. 16: eigene Darstellung.

Das zur Verfligung gestellte Kapital wird in diesem Falle nur bei der Zentral-
bank oder ihren Gliederungen kontiert. Es wird als 6ffentliches Kapital »ge-
schopft«, also als Kapital, das weder als privates Kapital entsteht noch zu pri-
vatem Kapital werden kann (siehe unten). Die Geschaftsbanken legen nur
Unterkonten dieser Summen o6ffentlichen Kapitals an, verfligen dariber also
nicht in ihren eigenen Bilanzen. Die so entstehenden »neuen Finanzierungs-
mittel« stellen im Moment der Kontierung Geld der 6ffentlichen Hand dar. Im
Zuge einer Abschreibung durch Wertschépfung wird es in den Unternehmen zu
»neutralem Kapital« (Neutralisierung).

Abschreibungen werden nach heute giltiger Bilanztechnik nur auf der Sei-
te der Aktiva, also der Vermogenswerte vorgenommen, wahrend Passiva (also
Eigen- oder Fremdkapital) bei fehlender Tilgung oder investiver Ausgabe
»ewig« sind. Auch die Passiva — also die Kapitalseite der Bilanz — einer regel-
maRigen Reduktion zu unterwerfen, ist ein fundamentaler Schritt der Neuge-
staltung. Und doch erhebt er nur das zum geregelten Verfahren, was durch
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chaotische Formen der Kapitalvernichtung, wie groRe Inflationen oder Kriege,
historisch schon immer der »Ausweg« aus der Kapital- und Schuldspirale war.

Die Abschreibung und Neutralisierung des Kapitals ist der entscheidende
Punkt, der aus dem Schuldgeldsystem und seiner Abschattungen hinaus weist:
Auch das »6ffentliche Kapital« stellt flir ein Unternehmen zunachst Fremdka-
pital dar. Doch dieses ist nicht mit einem absoluten Tilgungsanspruch verbun-
den. Die Aufnahme des Kapitals konstituiert also nicht automatisch eine gleich
groRe »Schuld«, die aus Renditen abgezahlt werden muss und die zugleich fiir
den Glaubiger einen Vermogenswert darstellt. Stattdessen wird das Investiv-
kapital zu einem festgelegten Prozentsatz des durch seinen Einsatz erwirt-
schafteten Einkommens abgeschrieben, also periodisch in der Hohe reduziert.
Wenn also ein Unternehmen beispielsweise eine Lohn- und Gehaltssumme
von 10 Millionen € im Jahr erwirtschaftet und eine Investition z. B. 10 % des
Unternehmenskapitals abdeckt, wird aus entsprechend 10 % der Lohn- und
Gehaltssumme, in diesem Beispiel also aus einer Million, der festlegte Pro-
zentsatz (z. B. 5% pro Jahr) von der Investitionssumme abgeschrieben. Nach
20 Jahren ist das investierte Kapital also »abgeschrieben« und die Investition
(durch Wertschopfung!) amortisiert.

Die Abschreibung des Kapitals betrifft dabei nicht zugleich den Vermo-
genswert des Investitionsgutes selbst. Abgeschrieben wird lediglich die auf
dem Kapital lastende Verbindlichkeit (bei Fremdkapital) bzw. der mit dem
Kapital einhergehende Anspruch (bei Eigenkapital). Mit der Abschreibung wird
das Kapital im Unternehmen also nicht in jedem Fall wertlos, denn die mit
dem Kapital finanzierte Maschine wird vielleicht noch 50 Jahre tiber die Ab-
schreibung hinaus eingesetzt werden kdnnen. Der auf der Vermogensseite
betriebswirtschaftlich verbleibende Gegenwert wird in diesem Fall zu »neutra-
lem Kapital«, das »niemandem« gehort, sondern Teil des Unternehmens ist.
Wenn also alles Fremd- und Eigenkapital durch Wertschopfungen abgeschrie-
ben ware, wiirde die Bilanz des Unternehmens auf der Passivseite ausschliel3-
lich aus »neutralem Kapital« bestehen, das weder Fremd- noch Eigenkapital
ist. Die Bilanz ware dann — wie bei bisheriger Buchfiihrung — »ausgeglichen,
da die Summe des Anlage- und Umlaufvermogens der Summe des — jetzt neut-
ralen — Kapitals entsprache.

Das Konzept des »Neutralen Kapitals« geht auf Ota Sik, den 6konomischen
Vordenker des Prager Friihlings, zurlick, der es in seinem Buch »Humane Wirt-
schaftsdemokratie. Ein Dritter Weg« (Hamburg 1979) beschrieben hat. Neut-
rales Kapital beansprucht keine Kapitalrendite und keinen Zins. Ein Unterneh-
men, das vollstandig mit »neutralem Kapital finanziert ist, gehort niemandem
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und damit »sich selbst«. Offentliches Kapital ist im Rahmen eines Transforma-
tionspfades zu einer nicht renditegesteuerten Okonomie pradestiniert, zu
neutralem Kapital zu werden.

Das hier vorgeschlagene Prinzip ist leistungsgerecht und volkswirtschaft-
lich produktiv. Durch die Anbindung der Abschreibung an die Wertschopfung
stellt es sicher, dass die o6ffentlich geschopften Kapitalmittel dkonomisch
nachhaltig eingesetzt werden. Das Wertschépfungskriterium »Einkommen«
(aus Léhnen und Gehaltern) stellt zugleich sicher, dass jeder Renditeabfluss
die Abschreibungsquoten reduziert, wahrend Zahlungen an die Beschéftigten
ihn erhdhen. So ist also auch ein soziales Kriterium in das Finanzierungssystem
gleichsam »eingebaut«. Auch 6kologische Aspekte kdnnen in diesem System
leicht bericksichtigt werden, etwa, indem die Abschreibungssatze nach 6kolo-
gischen Kriterien variieren oder 6kologische Kosten als negative Abschreibun-
gen fungieren.

Das Instrument der »Abschreibung« ist betriebswirtschaftlich gut einge-
flhrt und kann bilanziell gut verarbeitet werden. Auch findet die Abschreibung
von Schulden schon heute indirekt statt, etwa indem Aktiva vom zu versteu-
ernden Gewinn abgeschrieben werden. Wahrend dies bisher aber mit einer
Extraktion von Mitteln aus dem Unternehmen heraus einhergeht, namlich mit
dem Abfluss von Gewinnen an die Kapital- bzw. Eigentlimerseite, fihrt dies
nach der vorgeschlagenen Neuordnung zur Starkung der Kapitalbasis des Un-
ternehmens selbst in Form des Anwachsens des zum Unternehmen gehoren-
den neutralen Kapitals.

Indem das angeschriebene und neutralisierte Kapital unverriickbar zum
Unternehmen gehort, verbleiben Wertschopfungsvorteile dort, wo sie ent-
standen sind und werden nicht zu »freiem Kapital«, das sich neue, lukrativere
Anlageformen sucht. Ganz praktisch bedeutet dass, das Arbeitspldtze da sicher
sind, wo sie das Einkommen der Beschéftigten finanzieren und nicht mehr
dorthin »verlagert« werden, wo zum Beispiel die Lohne geringer sind.

Insgesamt fiihrt dies zu einem Rickgang der »wirtschaftlichen Dynamik«
und einer Verlangsamung des Strukturwandels. Es ist ein Schritt auf dem Weg
zu einer »Steady State« Economy stabiler Einkommens- und Glterversorgung,
die gleichwohl in ausgewadhlten Bereichen dynamisiert werden kann, etwa
indem mehr 6ffentliches Kapital mit zugleich hoheren Abschreibungsquoten
nach politischen Rahmenvorgaben bereit gestellt wird.

Vor dem Hintergrund einer 6kologischen Krise, die die Uberwindung des
Wachstumszwanges der Schuldgeldwirtschaft zu einer existentiellen
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Notwendigkeit macht, kdnnte in diesen neuen Prinzipien ein Schlissel fir
grundlegende Transformationsprozesse unserer Wirtschaft und unserer
Gesellschaft im volkswirtschaftlichen wie auch im globalen Maf3stab liegen.

Bernd Winkelmann
2 Eigentum in einer Solidarischen Okonomie

Wie das Geld- und Finanzsystem ist Eigentum ein Schllsselbegriff und eine
entscheidende »Systemweiche« fiir Okonomie, Gesellschaft und die Freiheits-
rechte des Individuums. D. h. an der Frage, wie Eigentum verstanden, ange-
eignet und eingesetzt wird, entscheidet sich, in welche Richtung sich Okono-
mie und Gesellschaft entwickeln und wie sich die Grundrechte eines Men-
schen entfalten kénnen.

Im Folgenden entwerfen wir Ansatze einer Theorie und Praxis von Eigen-
tum, die die negativen Seiten des kapitalistischen Eigentums (iberwinden und
die Konturen einer gemeinwohlorientierten Eigentumspraxis herausarbeiten
will.

2.1 Zum Grundverstindnis und zur Geschichte des Eigentums®

Eigentum bezeichnet ein umfassendes Herrschaftsrecht und eine rechtliche
Verfiigungsgewalt Gber Dinge und Sachen. Darliber hinaus gibt es keine ein-
deutige Definition, vielmehr werden das konkrete Verstandnis und die prakti-
sche Anwendung von Eigentum in jeweils anderen Situationen und Zusam-
menhdngen immer wieder neu durch gewohnheitsrechtliche Praxis und
Rechtssatzungen geregelt.

Eigentum ist in seiner urspriinglichsten Form Aneignung von Natur durch
Arbeit, z. B. Friichte ernten, Werkzeuge, Wohnraum herstellen u. 4. Dieses so
gewonnene Eigentum galt und gilt in allen Kulturen als rechtmaRig erarbeite-
tes personliches Eigentum.

Es gibt heute insgesamt folgende allgemein anerkannte, legitimierte und
geschiitzte Grundformen von Privateigentum:

° Anregungen hierfiir aufgenommen aus: Religion in Geschichte und Gegenwart, Handwérterbuch
fur Theologie und Religionswissenschaft 1958, Artikel zu »Eigentum«. Auch Ausflihrungen aus
Wikipedia zu »Eigentum« vom 7.11.2011
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a) selbst erarbeitetes Eigentum;

b) gekauftes Eigentum, wobei im Geld die Eigenleistung ausgewiesen sein
soll;

c) geschenktes Eigentum, z. B. an Kinder, Erbschaften, Beihilfen, u. &;

d) verliehener Besitz, z. B. als Kredite, Mietwohnungen, Pachtland u. &.

Dabei ist zwischen Eigentum und Besitz zu unterscheiden: der Eigentliimer

kann sein Eigentum Anderen zur Nutzung durch Pacht oder Miete oder auch

kostenlos Uberlassen; er behélt dabei das Verfigungsrecht liber sein Eigen-

tum. Der Nutzer ist »Besitzer« des fremden Eigentums, kann aber nicht Gber

seinen Besitz uneingeschrankt frei verfiigen, z. B. nicht verkaufen oder ohne

Zustimmung des Eigentlimers gravierend verandern.

Heute wird »Eigentum« oft sehr verengt im kapitalistischen Sinne als Pri-
vateigentum des Individuums und als Instrument zur Mehrung von privatem
Eigentum verstanden. Doch die Geschichte des Eigentums zeigt ein viel brei-
teres Verstandnis und eine sehr vielfiltigere Praxis von Eigentum. Es lassen
sich in der Geschichte etwa folgende Hauptstrome der Eigentumsentwicklung
und der Eigentumsgestalten erkennen:

a) Menschheitseigentum: In sehr frithen Kulturen gab es wohl kein person-
liches Eigentum im heutigen Sinne. Alles wurde von allen genutzt und »gehor-
te« somit allen. Reste dieses »eigentumslosen« Lebens sind heute noch bei
einigen Inuit-Populationen zu finden. Naturgiiter wurden in allen friihen Kultu-
ren und werden heute noch in einigen indigenen Volkern als Gaben der Gott-
heiten angesehen, die dem Menschen zur gemeinsamen Nutzung und zur
gemeinsamen Pflege verliehen sind. Sie sind dem Menschen als »Heilige Gabe
Gottes« gegeben, damit er sie »nutze und bewahre«™. Sikular kann in diesem
Sinne gesagt werden, dass die Erde mit all ihren natirlichen Ressourcen der
ganzen Menschheit gehort und nicht privatisiert werden kann. Sie ist
»Menschheitseigentum«.

b) Selbst erarbeitetes persénliches Eigentum: Schon friih entwickelte sich
neben den Allen gehérenden Naturgiitern selbst erarbeitetes personliches
Eigentum wie Ernteertrdge, Werkzeuge, Wohnung, Waffen, Schmuck u. a.
Grabbeigaben zeigen, dass solche Gegenstdnde sehr personlich zugeordnet
wurden. Auch heute gilt selbst erarbeitetes und personlich genutztes Eigen-
tum von einfachen Alltagsgegenstdanden bis zum Auto und eigenen Haus als
die elementarste und unumstrittenste Form von Eigentum. Sie pragen den
Alltag des Menschen im groRten Mals und sind Voraussetzungen individueller

% 7.B. Ps. 24,1; Schopfungsauftrag im Alten Testament 1, Mose 1 und 2.



114 Bernd Winkelmann

Freiheit und Gestaltungsmoglichkeiten — wobei Armut an personlichem Eigen-
tum diese Freiheiten einschranken und Reichtum an persénlichem Eigentum
diese Gestaltungsfreiheiten auch auf Kosten anderer ausweiten kénnen.

c) Gemeinschaftliches bzw. kollektives Eigentum (»Commons«): Diese
Eigentumsform gab und gibt es in viel grolerem MaRB, als es heute meist gese-
hen wird. lhre wichtigsten Varianten sind:

Die klassische Allmende: gemeinsam genutzte und gepflegte Naturgiiter wie
Wiesen, Walder, Seen usw. Sie werden vor allem in dorflichen Gemeinschaften
gemeinsam genutzt und gepflegt.

Gemeingiiter der Daseinsvorsorge: Aus dem Wissen und der Erfahrung her-
aus, dass Uber Naturgiter hinaus bestimmte Dinge nur gemeinsam geschaf-
fen, genutzt, bewirtschaftet und erhalten werden kdénnen, gab es schon sehr
friih gemeinsam geschaffenes und genutztes Eigentum wie Briicken und Stra-
Ren, Deiche, Wehranlagen usw. Heute gehoren zu den Giitern der Daseinsvor-
sorge vor allem Einrichtungen der Offentlichen Hand, von der Wasser- und
Abwasserwirtschaft Gber das Energie- und Verkehrswesen bis hin zur sozialen
und medizinischen Versorgung, der Bildung und den Schulen, der Verwaltung,
der Kultur, der Polizei und den Finanzdienstleistungen (Banken). In »Stadtwer-
ken” werden diese teilweise privatisierten Giter wieder als kommunales
Gemeinguteigentum zuriickgewonnen. Verschiedene Bewegungen sprechen
von einer Renaissance der Allmende oder vom Entstehen einer »modernen
Allmende« oder von einer neuen »Commons-Okonomie« (Gemeingiiteréko-
nomie). Daneben hat es schon friih und in den vielféltigsten Formen Genos-
senschaftliches Eigentum wie landwirtschaftliche Genossenschaften, hand-
werkliche Genossenschaften, Betreibergenossenschaften, Konsumgenossen-
schaften u. d. gegeben. Kennzeichen ist hier, dass alle Mitglieder Eigentimer
mit gleichen Rechten und Pflichten sind.

d) Volks- oder Staatseigentum: Hier wurden und werden vor allem in den
Sozialistischen Staaten Grund und Boden, Bodenschédtze und alle natirlichen
Ressourcen und vor allem die »Produktionsmittel« in Form groRerer Betriebe
»vergesellschaftet«. Das heif3t, all diese Guter gehéren »dem ganzen Volk«.
Die Verfligung, Verwaltung und Verteilung des Erwirtschafteten lag bei Vertre-
tern des »Volkes«, bei staatlichen Betriebsleitern, Kommunalfunktiondren
u. a. Die Mitsprache der Betroffenen war formal méglich, konnte aber im
»Staatssozialismus« der Ostblockstaaten meist nur sehr ungeniigend realisiert
werden. Da sich Verantwortung und Motivation im Umgang mit dieser Eigen-
tumsform ohne private Anreize oft sehr wenig entfalteten, gab es neben dem
Volkseigentum auch begrenzt genossenschaftliches Eigentum und kleines
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Privatunternehmertum, hier auch als Mischformen von Privat- Staatseigentum
(Betriebe mit staatlicher Beteiligung).96

e) Verfiigtes Eigentum: Schon friih bekamen Stammesfihrer, Firsten, Ko-
nige, Priester o. 4. das Recht, Giber urspriinglich gemeinsames Eigentum (Land)
oder gemeinsam geschaffenes Eigentum (Burgen, Kl6ster) oder lber eroberte
Guter zu verfigen. Es konnte von ihnen einem Nutzer als »Besitz« zugespro-
chen, bzw. in »Lehn« gegeben oder auch in Tempelwirtschaft von Priestern
verwaltet und in Gemeinschaft betrieben werden. Staatseigentum kann auch
als eine Weiterentwicklung des verfligten Eigentums verstanden werden, in
dem Teilbereiche der Wirtschaft und des Sozialen in staatlicher Verwaltung
und Verfligung stehen, so z. B. in einer staatlichen Versicherung, in der frithe-
ren »Reichsbahn«, Bundesbahn, auch in Einrichtungen mit Staatsbeteiligun-
gen, Gebietskérperschaften o6ffentlichen Rechts wie dem ZDF, Bundesvermo-
gensamt u. a.

f)  »Privatisiertes« Eigentum: »Privatisieren« heilft vom lateinischen Wort-
stamm her »rauben«, aneignen, in Besitz nehmen. Dies geschah und geschieht
durch Aneignung eines Allgemeingutes oder eines von Anderen erarbeiteten
Gutes mittels willkirlichem Rechtsspruch, Gewalt oder Vorteilsnahme. Das
ergab sich z. B. bei Nomaden im Anspruch und Verteidigen bestimmter Weide-
flaichen, spater vor allem beim Ubergang zum Ackerbau: ein Stiick Land fiir
sich aus dem Allgemeingut der Natur herausnehmen, es erobern, anderen
wegnehmen. Bei den Rdmern wurde es durch den Rechtssatz »ich erkldre,
dass es mein ist!« zum Privateigentum des Privatisierenden gemacht. Im Lauf
der Geschichte geschah das vor allem in unendlichen Kriegen: im Erobern
fremder Lander, aber auch anderer Menschen, die zu Sklaven gemacht wur-
den. Nach Cicero ist Okkupation die urspriingliche Form der Eigentumsnahme.
Die Kolonialisierung fremder Lander ist eine der rduberischsten Formen der
»Privatisierung« fremden Eigentums. Heute ist »Land-Grabbing« zu einer mo-
dernen Form der Kolonialisierung fremden Landes geworden: auslandische
Konzerne »kaufen« grofRe Landflachen vor allem in Entwicklungsldndern zu
billigen Preisen, lassen dort von Einkaufsagenden die landlichen Kleinbauern
oft durch Drohung und kriminelle Handlungen vertreiben, bauen auf dem
eroberten Land meist Futtermittel und Biospritpflanzen fir die hochentwickel-
ten Industrieldnder an.

% Vgl. Kleines Politisches Worterbuch der DDR, Dietz Verlag Berlin 1967
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g) Eine spezielle Form privatisierten Eigentums ist das kapitalistische Eigen-
tum an Produktionsmitteln mit Aneignung der Wertschopfung in Privatverfi-
gung. Auch das hat es in der Grundform schon sehr frith gegeben, z.B. in den
grolen Latifundien der Antike mit groBem Landbesitz und Sklaven und
Taglohnern; in den staatlichen Domanen und groRen Manufakturen zu Beginn
der Neuzeit, in der industriellen Revolution des 19. Jahrhunderts und bis heu-
te. Das genauere Funktionieren dieser Eigentumspraxis wird im ndchsten Ab-
schnitt ausfuhrlicher erldutert. Hier soll zunachst festgestellt werden:

1. Es gab in der Menschheitsgeschichte Eigentum in den unterschiedlichs-
ten Formen. Formen und Nutzungen schwankten immer in der Spannung
zwischen Privateigentum und gemeinsamem Eigentum. Prinzip des gemein-
schaftlichen Eigentums ist die Inklusion, der Einschluss Anderer, wahrend
Separieren und Exklusion, der Ausschluss Anderer, Hauptmerkmal privatisie-
renden Eigentums ist.”’ Allerdings sind Exklusion und Inklusion nicht unbe-
dingte Gegensatze, sondern kdnnen sich auch verzahnen oder ergdnzen. So
sind Privateigentum und Gemeineigentum je nach Situation und Art des Eigen-
tums notig: Privateigentum gewdhrt Grundvoraussetzungen individueller Ge-
staltungsmoglichkeiten und Freiheiten, ohne die ein Einzelner nicht leben
kann und auch Gemeinschaft nicht gut funktioniert. Denn Gemeinschaft
braucht Individuen, die in Freiheit kreativ das lhre einbringen kénnen. Und
ebenso bedarf es gemeinsamen Eigentums, das der Einzelne nicht schaffen
kann, ihm und der Gemeinschaft aber unabdingbare Voraussetzung fiir das
Gemeinwohl ist. Die Geschichte zeigt: Eine Vergesellschaftung allen Eigentums
(Staatssozialismus) wie auch die Privatisierung aller Giter fihrt zu empfindli-
chen Deformationen in der Gesellschaft. Als Regel und Orientierung kann
gesagt werden: bei einem Eigentum, das von vielen oder allen erstellt und
genutzt wird, soll die Inklusion aller Beteiligten das Bestimmende sein.

2. Mit der Entstehung von immer gréRerem Privat- oder separiertem Eigen-
tum kam es zu einer immer groReren Asymmetrie zwischen Eigentumsexklusi-
on und -inklusion und damit zu einem wachsenden Machtgefdlle zugunsten
der groRen Eigentlimer. Es gab wohl keine groReren Konflikte der Menschheit
und keine groReren Kriege, in denen es nicht um Eigentums- und Machtan-
spriiche ging: um Land, Ressourcen, um Machtausweitung — dies mit unsagli-

% Dies besonders von Silke Helfrich herausgearbeitet; siehe Silke Helfrich: »Wem gehért die
Welt?« 2006
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chem Leid fiir die Mehrheit der Betroffenen. Schon das sollte Grund genug
sein, die Dominanz privaten Eigentums in unserer gegenwartigen Wirtschafts-
und Lebensweise zu hinterfragen. Aber auch in der »friedlichen Nutzung«
groflen privatisierten Eigentums liegt ihre Machtférmigkeit: Der GrolReigen-
timer kann politische, militarische, auch rechtliche Macht »kaufen” oder seine
Markt-Macht nutzen, um gegeniber kleineren Eigentiimern seine Interessen
durchzusetzen. Entsprechend der disproportionalen GesetzmaRigkeit des
Marktes”® hat der groRere Eigentiimer somit eine groBere Moglichkeit, sein
Eigentum zu sichern und zu vergréBern als der kleinere Eigentlimer. Das ge-
fahrdet die Chancengleichheit und Vielfalt der Marktakteure und flhrt zur
Konzentration wirtschaftlicher Macht in Konzernen, Monopolen und Oligopo-
len.

3. Das wiederum fiihrt zu einer empfindlichen Gefdhrdung der Demokratie.
Diese Gefdhrdung geschieht nicht nur darin, dass innerhalb kapitalistischen
Wirtschaftens die demokratische Mitbestimmung und Kontrolle weitgehend
ausgeschaltet ist, sondern dass durch die Macht der GroReigentiimer der Poli-
tik gegenitber Droh- und Druckkulissen aufgebaut werden kénnen. Dies ge-
schieht z. B. durch Drohung von Kapitalentzug und Arbeitsplatzverlagerungen
ins Ausland und durch massives, gut bezahltes und gut zahlendes Lobbyismus.
So wird die politische Demokratie unterwandert und entmachtet, erkennbar
im Ringen um Umweltschutz, Armutsbekampfung, Beschrankung von Ristung
und Ristungsexporten. Eine schwerwiegende Folge ist die Ausbreitung von
Politikverdrossenheit und Demokratiemidigkeit.

Aus den leidvollen Erfahrungen um Eigentumsaneignung und Anwendung
heraus haben sich allerdings schon friih sozialethische Implikationen im Um-
gang mit Eigentum entwickelt. Aristoteles legte Wert darauf, dass Eigentum
nicht Ziel, sondern Mittel zu einem guten Leben fir alle Birger sein sollte
(Sklaven wurden ausgenommen). Plato entwarf in seiner »politeia« ein
Staatswesen, in dem Eigentum ganz von seiner dienenden Funktion her ver-
standen wurde: die Handwerker und Bauern, der »N&hrstand”, bekommen
Wirtschaftseigentum, um mit diesem fiir die Allgemeinheit zu wirtschaften;
die »Wachter« (Polizei und Soldaten) wie auch die »Philosophen« als Regen-
ten des Gemeinwesens bekommen kein eigenes Wirtschaftseigentum, da ihr
Lebensunterhalt von der Allgemeinheit aufgebracht wurden sollte.

% Siehe Kapitel »Sackgasse Kapitalismus« S. 28
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Der Buddhismus, das Judentum, der Islam und die Kirchenvater formulier-
ten die Fiirsorgepflicht fiir die Armeren, die sich aus Eigentum ergibt. In der
Aufklarung (J. Locke, Rousseau u. a.) wurde Uber die natiirlichen zu schiitzen-
den Vorgaben der Natur, tGber die Grenzen und die Gemeinwohlorientierung
des Eigentumserwerbs nachgedacht. Die christliche Sozialethik hat wahrend
des Aufblihens der kapitalistischen Wirtschaftsweise im 19. Jahrhundert die
Sozialpflichtigkeit des Eigentums formuliert. Der moderne Sozialstaat versucht,
dies durch soziale Gesetzgebungen in einer »Sozialen Marktwirtschaft« umzu-
setzen.

Insgesamt entwickelten sich folgende sozialethische Implikationen in An-
eignung und Umgang mit Eigentum:

e Eigentum ist grundsatzlich durch eigene Leistungen zu erwerben.

e Eigentum steht unter rechtlichem Schutz: »Du sollst nicht stehlen«. Dieb-
stahl wurde als schweres Vergehen geahndet (das 7., 9. und 10. Gebot der
Bibel), geraubtes Eigentum ist wiederzugeben.

e Eigentum soll nicht gegen die Interessen und Freiheiten anderer bean-
sprucht bzw. genutzt werden, darum das Immissionsverbot: z.B. darf das
eigene Grundstick nicht das Nachbargrundstiick beeintrachtigen.

e Der Gebrauch des Eigentums soll das Allgemeinwohl nicht schadigen, son-
dern ihm dienen, ist immer auch sozialpflichtig (Grundgesetz Art. 14).

e Durch Tarifrecht, Mitbestimmungsgesetze und Ansatze von Gewinnbeteili-
gung wird versucht, die Alleinherrschaft der Unternehmenseigner zu be-
grenzen.

e Es gibt ein Minimum an Eigentumsanspriichen zur Grundsicherung des
Lebens, z. B. im Pfandungsverbot fir Minimalbesitz.

e Uber Eigentumsrechte soll die Allgemeinheit bzw. der Souverdn mittels
demokratischer Rechtsprechung entscheiden.

Die Umsetzung dieser sozialethischen Implikationen hat bis heute immer wie-

der etwas Gebrochenes und hat in Vielem einen mehr appellativischen Cha-

rakter wie z. B. die Sozialpflichtigkeit im Grundgesetz. Dennoch liegt in diesen
sozialethischen Implikationen im Keim alles, was den Missbrauch von Eigen-
tum wehren kénnte.
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2.2 Zum liberal-kapitalistischen Eigentumsverstandnis und
seinem Rechtssystem

Grundprinzip und Leitmotiv kapitalistischer Wirtschaftsweise ist die Mehrung
von Kapital und Reichtum in Privatverfiigung. Davon ist das kapitalistische
Eigentumsverstandnis ganzlich durchdrungen. So dient Eigentum nicht in ers-
ter Linie dem Erhalt und der Gestaltungsmoglichkeit des eigenen Lebens im
Einklang mit den Interessen Anderer und dem Gemeinwohl. Eigentum wird
vor allem als wirtschaftliches Instrument verstanden und soll als solches der
Mehrung von Reichtum und Kapital privater Eigner dienen. Dabei wird es
weitgehend von der eigenen realen Leistung gelost und als Abschépfungs-
instrument fremder Leistung benutzt. Nur dadurch kann es zu der in Kapitel |
genannten hohen Anhaufung von Reichtum in der Hand Weniger kommen.
Diese Abschdpfung und Anhaufung von Eigentum geschieht vor allem auf
vier rechtlich legalisierten Ebenen:
1. Privatisierung moglichst aller Giiter des Lebens: Dies geschieht einmal
durch Privatisierung von Grund und Boden und allen natiirlichen Ressourcen
(Menschheitseigentum, natiirliche Allmende). Darliber hinaus geschieht es
durch Privatisierung der Offentlichen Giiter und Daseinsvorsorge — dies nach
dem kapitalistischen Verwertungsprinzip moglichst allen Lebens.
2. Abschopfendes Leih- und Nutzungssystem: Es werden Landereien, groRe
Immobilien, auch Unternehmen als Privateigentum an Andere vermietet oder
verpachtet und darin Uber die Haltungskosten hinaus leistungslos hochstmog-
liche Gewinne abgeschdpft, z. B. in méglichst hochgetriebenen Mieten.
3. Einsatz privater Produktionsmittel zur Abschopfung fremder Leistung
und Mehrung privaten Eigentums. Konkret: Akkumulation des in den Unter-
nehmen geschaffenen Mehrwertes in Privatverfiigung des Eigentiimers — eines
Mehrwertes, der nicht allein durch die Leistung und das Kapital des Unter-
nehmers, sondern durch die Arbeit anderer Menschen und durch die gesell-
schaftlichen Vorleistungen der Infrastrukturen, des technischen Know-how
u. a. erarbeitet wurde (ausfihrlicher in »Unternehmensverfassung).
4. Einsatz des privaten Kapitals im Geldhandel, konkret im Kredit- und
Zinssystem, im spekulativen Geldanlagesystem, Derivatehandel usw., der im
hohen MaRe leistungslos Kapital aus der Realwirtschaft oder sonstigen Leis-
tungen Anderer abschopft (siehe oben Finanzsystem).
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Zum Erreichen dieser Moglichkeiten hat die kapitalistische Rechtssetzung
vier Grundsatze bzw. wirtschaftliche Prinzipien durchgesetzt:
1. Eine »Freie Marktwirtschaft«, die nicht in erster Linie dem Waren- und
Leistungsaustausch, der Versorgung und Befriedigung des Kaufers und dem
leistungsgerechten Einkommen des Anbieters dient, sondern entsprechend
dem Grundprinzip kapitalistischen Denkens dem hochstmdoglichen Profit. D.h.
bei Mangel kdnnen die Preise so hochgeschraubt werden, dass sie den Kunden
ruinieren und dem Anbieter weit Gber seine Aufwendungen hinaus Wucher-
einkommen ermdglichen. Bei einem Uberangebot kénnen vom Kiufer Preise
durchgesetzt werden, die den Anbieter ruinieren. Dies flhrt einerseits zu der
gewollten »Bereinigung des Marktes«, anderseits zur sozialen Spaltung und
Destabilisierung der Volkswirtschaft.
2. Die Sicherung von Privateigentum und Vertragsfreiheit des Eigentlimers
als biirgerliches Grundrecht — dies in der Behauptung, dass nur in der Kombi-
nation von Eigentum und Vertragsfreiheit der Mensch sich entfalten kann und
dass nur so eine prosperierende Wirtschaft funktioniere. Das Problem ist nicht
die Verbindung von Eigentum und Vertragsmoglichkeit an sich, sondern die
oben benannte Machtférmigkeit von Eigentum: je grofRer das Eigentum desto
groBer die Diktierfahigkeit des starken Eigentiimers gegeniiber dem schwa-
cheren Eigentiimer oder Nichteigentiimer. Nach Friedrich August von Hayek
(1899-1992, entschiedenster Theoretiker neoliberaler Wirtschaftsweise) ha-
ben nur Eigentimer und Vertragsfiahige ein volles Biirgerrecht. Mittellose
Menschen, die Uber kein Eigentum verfiigen, missen von der Gesellschaft als
Last mitgetragen werden.*
3. Aus der Kombination von Vertragsfreiheit und Eigentum folgt die Ab-
kaufbarkeit von Rechten Anderer. Konkret: Der Eigentiimer eines Unterneh-
mens kann den Mitarbeitern ihren Gewinnanteil durch Lohn »abkaufen« und
ist damit von deren Anspriichen auf paritdtische Mitbestimmung und leis-
tungsgerechte Gewinnbeteiligung befreit. An die Stelle einer »Beteiligungs-
okonomie« tritt die »Abfindungsékonomie« (Exklusion statt InkIusion).100
4. Die Installation eines ursprungbestimmten Eigentumsrechtes. D. h. Ei-
gentumsrechte werden vom urspriinglich gegebenen Eigentumsverhaltnis auf
»ewig« festgeschrieben. Beispiele: Ein Familienunternehmen vor 100 Jahren

% Vgl. Ralf Ptak »Grundlagen des Neoliberalismus« in Ch. Butterwegge, Bettina Losch, Ralf Ptak
»Kritik des Neoliberalismus« 2008
1% 50 auch bei Norbert Bliim: »Ehrliche Arbeit« 2011, S. 203
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gegrindet: es bleibt Eigentum der Familien, auch wenn es im Betrieb keinen
Nachkommen der Familie mehr gibt und die Wertschdpfung langst aus spater
genierten Mitteln erbracht worden ist. Oder: Landanspriiche an Landereien
der vermeintlichen ersten Eigentlimer, auch wenn das Land langst von ande-
ren genutzt und gepflegt wurde — so im Streit um Gebiete wie in Palastina und
vielen Grenzregionen zwischen den Volkern. Oder im Rickgabe-
Entschadigungs-Streit um Land und Immobilien in der ehemaligen DDR, die im
Zuge der Bodenreform Anderen (ibereignet und von diesen Uber 40 Jahre
genutzt und bearbeitet wurden.

Es haben sich zwar in vielen sozialen Kdimpfen gegen diese Prinzipien und
Praktiken kapitalistischer Eigentumspraxis Gegenkrafte und begrenzende
Rechtsregeln entwickelt, z. B. Mitschutzregeln, Mitbestimmungsgesetze, An-
standsregeln gegen »sittenwidrige Preise«. Doch dies sind Eingrenzungen,
keine Aufhebung dieser Prinzipien. In schwierigen Situationen und in Ldndern
mit geringen sozialen Standards sind diese immer wieder gekippt worden.

Ein Hauptargument kapitalistischer Eigentumsideologie ist das sogenannte
»Allmende-Dilemmac: die Erfahrung und Behauptung, dass nur durch Privat-
besitz und entsprechende personliche Bereicherungsmaoglichkeiten eine Erhal-
tung der Guter, hochste Effizienz und Wirtschaftlichkeit gewdhrt seien. Ge-
meinschaftlicher Besitz verfiihre zur Verantwortungslosigkeit und Nachlassig-
keit und somit zur Verschleuderung 6konomischer, auch 6kologischer Res-
sourcen. Die Erfahrungen zeigen, dass es sehr wohl so sein kann — dies vor
allem, wenn durch gangelnde Leitung, Fehlstrukturen und mangelnde Anreize
die personliche Beteiligung und Mitverantwortung demotiviert und unterlau-
fen werden. Aber Erfahrungen zeigen ebenso, dass das nur die halbe Wahr-
heit ist: Bei guter kollektiver Mitbestimmung, verantwortungsmotivierenden
Strukturen und sinnvollen Anreizen kénnen gemeinschaftliche Unternehmen
effektiver und vor allem befriedigender fiir die Beteiligten laufen, als kapital-
orientierte Privatunternehmen. Dies ist z.B. erkennbar bei einem Vergleich der
Schweizer Bundesbahn mit der privatisierten Eisenbahn in England. Ich konnte
als Pfarrer in landlichen Gemeinden der DDR verschiedene »Landwirtschaftli-
che Produktionsgenossenschaften« (LPG's) Uber Jahre beobachten: Da gab es
Einige, bei denen durch Neid und Missgunst, vor allem durch mangelnde Lei-
tungsfahigkeiten und Gangelungen politischer Obrigkeit der Betrieb in Miss-
wirtschaft getrieben wurde. Es gab aber auch LPG-Betriebe, in denen durch
geschickte Leitung, durch motivierende Verantwortungsstrukturen und ko-
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operativen Wettbewerb hohe Leistungen und Zufriedenheit der Mitglieder
erbracht wurden. Diese konnten sich meist auch gegeniiber den Staatsfunkti-
ondren durchsetzen.

Die Beurteilung der Allmende-Problematik hangt deutlich vom bestim-
menden Menschenbild ab: Wird der Mensch als ein nur egoistisch und materi-
ell motiviertes Wesen gesehen, fihrt das zu entsprechenden Ergebnissen.
Wird der Mensch dagegen in seiner ambivalenten Pragung, also auch als ge-
meinschaftlich denkendes und sinnorientiertes Wesen gesehen und motiviert,
kénnen sich gemeinschaftliche Unternehmen sehr positiv entwickeln. Beispie-
le sind das Wikipedia im Internet oder die Interkulturelle Stadtgartenbewe-
gung.101 Insgesamt kann gesagt werden:

1. Kapitalistisches Privateigentum wird in erster Linie und Gberwiegend als
Bereicherungs- und Abschopfungsmittel anderer Leistungen verstanden und
eingesetzt.

2. In seinem Mehrungstrieb gefahrdet oder vernichtet kapitalistisches Ei-
gentum andere Eigentumsformen wie Menschheitseigentum an natirlichen
Ressourcen, Allmende-Eigentum, genossenschaftliches Eigentum, Gemein-
schaftseigentum an Guter der gemeinsamen Vorsorge u. a.

3. Kapitalistisch verstandenes und genutztes Eigentum fiihrt zur Gefahr-
dung und zum Schwund der sozialethischen Implikationen und Errungenschaf-
ten im Umgang mit Eigentum und zur Gefahrdung der Demokratie.

2.3 Eigentum in einer solidarischen Okonomie

Eine Solidarische Okonomie will Eigentum als eine wesentliche Voraussetzung
fiir Freiheit und Hilfe zur Lebensgestaltung von Personen und Gemeinschaften
erhalten und schiitzen. Zugleich ist ihre Eigentumsvorstellung und Eigentums-
ordnung von zwei wesentlichen Zielen, bzw. Kriterien bestimmt:

1. Inihr soll Eigentum nicht mehr als Instrument zur leistungslosen Meh-
rung von Eigentum und zur Abschépfung fremder Leistung missbraucht wer-
den kénnen.

2. Inihr soll die Dominanz privatwirtschaftlichen Eigentums gegeniiber den
anderen Eigentumsformen Uberwunden werden, so dass die verschiedenen

Plgiehe www.ifzs.de/gartennetzwerk
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Formen von Eigentum gleichwertig und jeweils geschiitzt bestehen kénnen —
allerdings so, dass sie dem ersten Kriterium entsprechen.

Um hier nicht in den alten Konflikten immer wieder hiangen zu bleiben,
muss wohl zuvor eine Grundfrage geklart werden, ndmlich die Frage, ob an die
Stelle des ursprungsbestimmten Eigentumsrechtes ein nutzungsbestimmtes
Eigentumsrecht treten sollte. In Weiterentwicklung der in der Rechtsprechung
schon angewandten »Ersitzung von Eigentumsrechten« ist zu prifen, inwie-
fern der urspriingliche Eigentlimer im Zeitverlauf seine Eigentumsrechte ver-
liert, wenn er sein Eigentum nicht selbst nutzt, es nicht selbst pflegt bzw.
durch Neuinvestitionen erhalt, sondern dies auf Dauer andere Nutzer (Besit-
zer) tun. Natirlich muss in diesem Prozess ein legales Nutzungsrecht gegeben
haben.'®

Konkret einsichtig wird ein nutzungsbestimmtes Eigentumsrecht im Nutzen
von Léndereien und Immobilien, aber auch fiir Unternehmen. Sie verlieren an
Wert, wenn sie nicht fortlaufend durch Nutzung und Pflege erhalten und wei-
terentwickelt werden. Wenn die fortlaufende Nutzung und Pflege durch ande-
re legale Nutzer geschieht, sollte ihnen das Eigentumsrecht in einem Rechtsakt
auch zugesprochen werden. Allerdings muss ein nutzungsbestimmtes Eigen-
tumsrecht immer auch ein haftungsbestimmtes Eigentumsrecht sein: wie der
private Unternehmer fiir sein Unternehmen haftet, missen auch die folgen-
den Nutzer mit Ubernahme der Eigentumsrechte fiir das Unternehmen haften.

Durch ein nutzungsbestimmtes Eigentumsrecht konnte eine Vielzahl bishe-
riger Konflikte gelost werden: Konflikte um Territorien und Landereien, Kon-
flikte im Unternehmensrecht, Konflikte um geistiges Eigentum, Patentrecht
usw. (s. u.).

In einer Solidarischen Okonomie schlagen wir folgende neue oder veran-
derte Eigentumsformen vor:

1. Entprivatisierung von Grund und Boden sowie aller natiirlichen Res-
sourcen und groBer Kulturgiiter. Diese Giter konnen nicht selbst erarbeitet
werden, sind elementare Grundlagen eines jeden Lebens und der ganzen Ge-
sellschaft gegeben. Sie konnen darum nicht fiir kommerzielle Interessen Ein-
zelner der Allgemeinheit entzogen werden. Sie gelten als Gemeineigentum
(Menschheitseigentum, klassische Allmende) und werden durch gewahlte
Vertreter des Gemeinwesens auf verschiedenen Ebenen, auf kommunaler, auf
Lander- und nationaler Ebene verwaltet. Sie kdnnen in Pacht verliehen werden

192 |n Ansidtzen so in der Deutschen, Osterreichischen und Schweizer Rechtsprechung; siehe BGB

§ 900 und 927. Ausfiihrlicher Artikel in Wikipedia »Ersitzung« vom 19.2. 2012
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(z. B. Erbbaurecht) und kénnen fiir Eigennutzung, genossenschaftlich bzw. zum
Gemeinwohl genutzt werden.

2. Gemeinschaftseigentum der Offentlichen Daseinsvorsorge. Zu diesen
Bereichen gehoéren: Versorgung mit Wasser, Abwasser, Energie, Verkehr,
Schule und Bildung, soziale und medizinische Versorgung, Versicherungswe-
sen, Verwaltung, Polizei, Justiz, Finanzdienstleistungen (Banken), groRe Kul-
turgiiter u. 4. (moderne AIImende).103 Auch diese Guter dienen unmittelbar
dem Gemeinwohl und haben der Grundsicherung des Lebens aller zu dienen.
Sie sind darum der kommerziellen Nutzung und dem Profitstreben der Privat-
wirtschaft zu entziehen. Sie werden aus dem freien Wechselspiel von Angebot
und Nachfrage herausgenommen und zu erschwinglichen Preisen einem Jeden
zur Verfligung gestellt. Freilich ist diese Preisbildung den betriebswirtschaftli-
chen Notwendigkeiten oder auch einer bewussten Investitionspolitik (z.B.
okologischen oder sozialen Anliegen) zu unterstellen.’ In diesem Zusam-
menhang ist auch die Frage des geistigen Eigentums zu klaren. In der heutigen
»Wissensgesellschaft« kommen etwa 70 % aller Wertschdpfung aus geistiger
Arbeit. Die geistige Wertschopfung wird zwar von Einzelnen und Gruppen
erbracht, basiert aber zum weitaus groReren Teil aus gesellschaftlichen Vor-
leistungen. Zum anderen ist Wissen prinzipiell beliebig verfigbar und wird
nicht knapp, sondern vermehrt sich im Gebrauch. Insofern hatte der Markt
hier keine sinnvoll lenkenden Allokationsfunktionen fir knappe Giiter (Vertei-
lungsfunktion), sondern eine einschridnkende Funktion fur das, was sich im
freien Gebrauch vermehrt. Darum sind geistige Glter grundsatzlich als Ge-
meineigentum zu betrachten. Wir pladieren fiir ein Urheber- und Patentrecht,
in dem der Urheber bzw. Erfinder fiir seine Leistung einen leistungsgerechten
Lohn erhalt (z.B. durch zeitlich begrenzte Nutzungsgebiihren), aber alle Men-
schen Zugang zu dem entsprechenden Wissen und den Erfindungen haben
und diese kreativ umsetzen kénnen sollten. So soll vor allem auf den Gebieten
der medizinischen Giter und der landwirtschaftlichen Innovationen die Aus-
beutung der weniger entwickelten Lander durch Unternehmen in hochentwi-
ckelten Landern iberwunden werden (gegen das TRIPS-und gegen das ACTA-
Abkommen).

3. Genossenschaftliches Eigentum. Wesentliches Merkmal genossenschaft-
licher Wirtschaftsweise ist die gemeinsame Arbeit mit einem gemeinsamen

1% vgl. dazu bei Felber »Demokratische Allmende« in »Gemeinwohl-Okonomie« S. 76ff.

Grundlegende Ausfiihrungen zu Gemeinguter bei Silke Helfrich: »Wem gehort die Welt« 2009,
S. 24ff.

104
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Eigentum. Alle Mitglieder einer Genossenschaft sind Kapitalgeber und Eigen-
timer, Arbeitgeber und Arbeitnehmer und Geschaftspartner zugleich. Ent-
scheidend ist, ob hier nach den Prinzipien der Selbstverantwortung, der
Selbstverwaltung und dem Identitatsprinzip eine wirkliche Inklusion aller ge-
lingt. Dies zeigt sich in der konkreten Gestaltung der Leitung und Mitbestim-
mung und im Zusammenwirken von kreativer Eigeninitiative und kooperati-
vem Gemeinsinn gleichermalRen. Eine wesentliche Variante der Arbeit mit
genossenschaftlichem Eigentum ist eine Reformierte AG bzw. eine GmbH. Sie
arbeitet nur dann nach solidarischen Kriterien, wenn in ihr das Shareholder-
prinzip durch das Stakeholder-Prinzip (iberwunden wird. Das heif3t: Kapitalan-
leger, die quasi beziehungslos zum Unternehmen ihr Geld allein um einer
hochstmoglichen Rendite willen (oft nur sehr kurzfristig) anlegen wollen, wer-
den hier nicht zugelassen. Geldanlagen sind nur bei fester Bindung moglich
und bei Anerkennung des Stakeholder-Prinzips: alle am Unternehmen Beteilig-
ten und vom Unternehmen Betroffen sind in eine paritatische Mitbestimmung
einbezogen: die am Unternehmen fest gebundenen Geldgeber, die Mitarbei-
ter, die Kunden die Vertreter der Offentlichkeit. Mit diesem Stakeholder-
Prinzip ware der Vorwurf, dass AG's kapitalistisch arbeiten kdnnen, entkraftet
(dazu ausfihrlicher in »Paritatische Unternehmensverfassung«).

4. Eigentum an privaten Produktionsmitteln. Auch in einer Solidarischen
Okonomie wird Privateigentum an Produktionsmitteln nicht abgeschafft, son-
dern sollte um seiner motivierenden und verantwortungsférdernden Funktion
willen erhalten bleiben. So ist es zu begriiRen, wenn geschickte Handwerker,
findige Softwarefreaks, flotte Pizzab&cker, etc. durch das Einbringen von priva-
ten Produktionsmitteln, Eigeninitiative und Eigenarbeit »Einkommen aus Un-
ternehmertatigkeit« beziehen. Private Klein- und mittelstandische Unterneh-
men sind die Basis einer breitgefacherten und ausgleichenden Marktwirtschaft
und férdern wesentlich den Wohlstand der gesamten Gesellschaft. Allerdings
soll die Akkumulation des gemeinsam geschaffenen Mehrwertes in alleiniger
Privatverfiigung der Kapitaleigner unterbunden werden. Der Grund hierflr
liegt auf der Hand: Der Mehrwert eines Unternehmens wird nicht allein durch
das eingebrachte Kapital des Unternehmers und dessen Eigenleistung geschaf-
fen, sondern ebenso aus den Mitarbeiterleistungen und aus gesellschaftlichen
Vorleistungen (Infrastrukturen, Technologien usw.). Die weiteren Investitionen
fir das Unternehmen werden ebenfalls aus dem gemeinsam erarbeiteten
Mehrwert erbracht. Dieser Prozess fiihrt im Zeitverlauf zu einer »Verwasse-
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rung«, zu einem Werteverlust des urspriinglichen Eigenkapitalanteils und
damit zu einem permanent kleiner werdenden Anteil der Eigentumsrechte
(»Kapitalabschreibung«) zugunsten des Anteils der Mitarbeiter oder der
Fremdkapitalgeber. Mit dem Sinken der Wertanteile des urspriinglich einge-
brachten Kapitals wachst das Recht der Mitbestimmung und der Gewinnbetei-
ligung der anderen am Unternehmen Beteiligten in natlrlicher Weise. Im Ab-
schnitt »Partizipatorischer Unternehmensverfassung« wird gezeigt, wie durch
das Stakeholder-Prinzip und durch das Wirken von betrieblichen Wirtschafts-
raten diese Mitbestimmung und Ertragsbeteiligung zur Partizipation aller am
Unternehmen Beteiligten fiihrt und so die Akkumulation der Wertschépfung in
alleiniger Privatverfligung der urspriinglichen Eigner tGiberwunden wird. Dabei
ist zu beachten, dass dieser Prozess in kleinen handwerklichen (Familien-)
Betrieben zu Recht eine geringere Rolle spielt. Jedoch spielt mit der Zunahme
der BetriebsgroRe die Mitbestimmung und kollektive Ertragsbeteiligung eine
gewichtigere Rolle. Die mit der BetriebsgroRe wachsende Partizipation hat in
sich die Tendenz zur genossenschaftlichen Wirtschaftsweise und fihrt in ge-
wisser Weise zu einer »Neutralisierung des Eigentums.« Damit verhindert sie
zugleich eine demokratische unkontrollierte Machtkonzentration in den Han-
den von Privatpersonen.

5. Eigentum an privatem Kapital. Wie im Abschnitt »Schuldgeld und &ffent-
liches Kapital« gezeigt, kann in einer solidarischen Okonomie Privateigentum
an Kapital nicht mehr zur leistungslosen Abschépfung Anderer und zur Meh-
rung eigenen Eigentums genutzt werden.

Norbert Bernholt
3 Partizipatorische Unternehmensverfassung

Aufgabenbeschreibung

Die Produktion von Gitern und Dienstleistungen ist eine zutiefst gesellschaftli-
che Angelegenheit. Organisationseinheiten, die die Produktion und Verteilung
der Gliter und Dienstleistungen libernehmen, nennen wir, unabhangig von der
Frage des Eigentums, Unternehmen (s. a. Abbildung 17). Diese haben unbe-
stritten die Aufgabe, zum Wohl der gesamten Gesellschaft zu produzieren. In
den Unternehmen arbeiten dieselben Menschen, die die Giter spater kaufen,
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verbringen einen groBen Teil ihrer Lebenszeit, finden im Idealfall ein Stiick
Selbstverwirklichung und erhalten fiir die geleistete Arbeit ein Einkommen.
Damit Unternehmen effektiv arbeiten kdnnen, muss zusatzlich gewahrleistet
sein, dass sie die notwendigen Anreize und Informationen erhalten, um die
Guter gerade in der Quantitdt und Qualitdt herzustellen, wie es die
Gesellschaft erfordert. Der hierzu notwendige gesetzliche Rahmen stellt ein
Kernelement jedes Wirtschaftssystems dar. Das Wirtschaftssystem regelt u. a.,
wer die Entscheidungen dariiber trifft, was und wie viel, wo und auf welche
Art und Weise produziert werden soll. Unbestritten ist heute, dass, wenn das
System funktionieren soll, letztendlich alle Mitglieder der Gesellschaft daran
beteiligt werden miussen. In einer kapitalistischen Marktwirtschaft wird diese
Beteiligung — zumindest theoretisch — Uber den Markt erreicht, wobei den
Anbietern (Unternehmen) und Nachfragern eine moglichst grofRe Entschei-
dungsfreiheit zugesichert wird.

In diesem Abschnitt geht es um die Einbettung der Unternehmen in das
System einer Solidarischen Okonomie, also darum, Strukturen und Anreize
aufzuzeigen, die dazu fihren, dass die Produktion und die Verteilung der G-
ter wirklich im Sinne des Allgemeinwohls erfolgen kann. Dazu ist es allerdings
zunachst noétig, einen kurzen analytischen Blick auf die kapitalistische Unter-
nehmensverfassung zu werfen.

3.1 Analyse der kapitalistischen Unternehmensverfassung

3.1.1  Ein Uberblick

Ein Blick auf die Abbildung 17 macht deutlich, dass in Deutschland keinesfalls
alle Unternehmen in den Handen privater Eigentlimer sind. Es gibt zahlreiche
Unternehmensformen mit unterschiedlich gemischten Eigentumsregelungen
und natirlich auch Unternehmen in staatlichem Eigentum. Die Zielsetzungen
und die Verfassungen der verschiedenen Unternehmensformen unterscheiden
sich erheblich. In unserem Zusammenhang ist zweierlei festzuhalten:

1. Auch in dem Rahmen einer kapitalistischen Wirtschaftsweise werden
unterschiedliche Unternehmensverfassungen praktiziert. Wie noch zu zeigen
sein wird, enthalten viele Unternehmensformen bereits wesentliche Merkma-
le einer solidarischen Okonomie. Auch hier zeigt sich, dass die Solidarische
Okonomie bereits in den mitunter verkndcherten Strukturen des alten Sys-
tems schlummert und nur zum Erwachen ermuntert werden muss.



128 Norbert Bernholt

2. Trotz der eigentlich fortschrittlichen und demokratischen Strukturen
herrschen in vielen Unternehmensformen die GesetzmaRigkeiten bzw. Spiel-
regeln einer kapitalistischen Wirtschaftsweise. Die Okonomisierung der Ge-
sellschaft, also eine im Wesentlichen auf die Steigerung der Effektivitat und
Rendite orientierten Wirtschafts- und Denkweise macht auch vor Universita-
ten oder Genossenschaften nicht halt. Durchaus richtige Strukturen in fal-
schen Verhéltnissen kénnen auch hier wenig bewirken. Eine grundlegende
und umfassende Anderung der Unternehmensverfassung ist eine wichtige
Voraussetzung zur Schaffung einer Wirtschaftsweise im Dienste der Men-

schen.

Privateigentum

Personengesellschaften
Eigentimer:

» Individuen/Familien
z. B.: ALDI, Oetker

Kapitalgesellschaften
Eigentimer:

» Personen

»  Aktionare

» Fonds

z. B.: Daimler, Siemens,
BASF

Mischformen des
Eigentums

Stiftungsunternehmen

Bis zu 90-100%
Stiftungsanteile

z. B.: Bosch, Zeiss, Bertelsmann

Genossenschaften

z. B.: Raiffeisenbank,
Wohnungsbaugesellschaften,
Wobhlfahrtsverbdnde

Firmen mit
Belegschaftskapital

Offentliches
Eigentum

Offentlicher
Dienst

z. B.: Bund, Lander
Kommunen

Anstalten des
offentlichen
Rechts

z. B.: Sparkassen,
ARD, ZDF

Kapitalgesellschaften mit
100% Staatsanteil

z. B.: Deutsche Bahn, regionale
Stadtwerke

Kapitalgesellschaften mit
relevantem Staatsanteil
2. B.: Volkswagen, Telekom

Abb. 17: Eigentum und Unternehmensformen (bearbeitet nach einer Vortragsfolie von Hartmut

Meine auf der 14. Delegiertenversammlung der IGM Bezirk Niedersachsen/Sachsen Anhalt

3.1.2 Dominierende Strukturen
Nach geltender Lehre wird die Produktion von Gitern und Dienstleistungen
durch die Kombination der Produktionsfaktoren Boden, Arbeit und Kapital
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ermoglicht. Die Entscheidung des Unternehmens was, wie viel, wo und in
welcher Art und Weise produziert wird, liegt nach kapitalistischer Logik beim
Produktionsfaktor Kapitallos. Damit werden die Produktionsfaktoren Boden
und Arbeit aus den unternehmerischen Entscheidungen weitgehend ausge-
schlossen (siehe hierzu die Ausflihrungen weiter unten). Sie kdnnen ihre Inte-
ressen hochstens indirekt iber den Markt wieder geltend machen. Das ent-
scheidende Handlungsmotiv bei nahezu allen strategischen und operativen
Entscheidungen des Unternehmers, also in der Regel des Kapitalgebers, ist die
Erzielung eines moglichst hohen Gewinns.'®

Expressiv verbis findet man dieses Ziel im Deutschen Aktiengesetz formu-
liert. Die Gesellschaften werden hier per Gesetz verpflichtet, eine moglichst
hohe Rendite fir die Anleger zu erwirtschaften. Daraus hat sich in den letzten
Jahren das viel diskutierte Shareholder-Value-Denken entwickelt, das Streben
nach einer Kapitalanlage mit moglichst hohen Profiten. Durch die ausfihrliche
Borsen-Berichtserstattung in den 6ffentlichen Nachrichten wird dieses Denken
bei den Birgerinnen und Biirgern taglich geférdert — unabhangig von den
schadlichen Nebenwirkungen dieses eindimensionalen Denkansatzes.

In dem Zusammenhang dieses Kapitels drangen sich zumindest zwei Fra-
gen auf: 1. Warum steht in einer kapitalistischen Wirtschaftsordnung in der
Regel nur dem Kapitalgeber die Ausschittung des Gewinns zu und 2. Was
machen die Kapitaleigner eigentlich mit dem Gewinn, den sie durch den Ein-
satz lhres Geldes erzielen? Wahrend es flr die erste Frage aus unserer Sicht
keine Uberzeugende Antwort gibt, miissen wir die zweite Frage etwas genauer
untersuchen. Der Kapitalgeber kann natirlich den Gewinn einfach fir sich zu
Konsumzwecken verwenden, er kann es aber ebenso zur Erhéhung seiner
Kapitalanlage im Unternehmen verwenden. Hierdurch steigen seine Gewinn-
anspriche und natirlich sein Einfluss auf unternehmerische Entscheidungen.
An anderer Stelle in diesem Buch wird dieses Problem der sogenannten

1% Auf die Begriindung zu dieser Bevorzugung des Kapitals kann an dieser Stelle nicht eingegangen

werden. Sie diirfte aber jedem Leser/jeder Leserin aus den gebetsmiihlenartigen Wiederholun-
gen in den 6ffentlichen Darstellungen hinreichend bekannt sein.

1% sicher ist diese Aussage nur fiir einen Teil der Unternehmer/innen zutreffend. Es gibt etliche
Unternehmer/innen, bei denen ganz andere Motive als die Gewinnmaximierung im Vorder-
grund ihres Handelns stehen. Vgl. hierzu etwa: Galuska, Joachim: »Pioniere fiir einen neuen
Geist in Beruf und Business« 2004 oder Kunze, Anne: »Die Besseren« in »Die Zeit« vom 29. De-
zember 2011
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Kapitalakkumulation ausfihrlich erértert1°7, so dass wir hier auf eine weitere
Erorterung verzichten konnen. Es muss allerdings klar sein, dass wir mit dem
Entwurf einer solidarischen Unternehmensverfassung auch das Problem der
Akkumulation in den Handen Weniger aus der Welt schaffen miissen.

1. Zur Rolle des Faktors Arbeit in der kapitalistischen Unternehmensver-
fassung. Der Einfluss der Beschéftigten auf unternehmerische Entscheidungen
aufgrund des Betriebsverfassungsgesetzes oder anderer Gesetze ist sehr be-
grenzt. Weder in den unterschiedlichen Mitbestimmungsmodellen noch in den
Mitbestimmungsmoglichkeiten des Betriebsrats kann man von einer wirkli-
chen Partizipation der Beschaftigten an strategischen unternehmerischen
Entscheidungen sprechen. Immerhin haben viele Unternehmen, unterstiitzt
durch die moderne Betriebswirtschaftslehre, mittlerweile erkannt, dass
Mitarbeiter, die sich ausgenutzt und bevormundet fiihlen, wesentlich
unproduktiver arbeiten als Mitarbeiter, die sich gerecht behandelt fiihlen. In
einigen Unternehmensfiihrungen gibt es aus dieser Erkenntnis heraus Anséatze
einer »Corporate Governance« (ethisch und sozial verantwortliche Unter-
nehmensfihrung). Im Idealfall ist hier ein Mitwirken aller am Unternehmen
Beteiligten und vom Unternehmen Betroffenen, der sogenannten
»Stakeholder« vorgesehen. Neben den Kapitaleignern und der Geschéfts-
fihrung sind dies die Mitarbeiter, Kunden, Lieferanten und Vertreter der
Offentlichkeit. Dieser Ansatz klingt vielversprechend, beruht er doch auf der
Erkenntnis, dass kooperative Anséatze nicht nur das Wohlbefinden der Beteilig-
ten fordern, sondern auch zu besseren Ergebnissen fiihren. Nur unter den
Regeln einer auf erbarmungslose Konkurrenz getrimmten Wirtschaft, wirken
derartige Ansdtze nur wie neuartige und umso hinterhéltigere Folterinstru-
mente. Die Arbeit in Gruppen, die Erweiterung von Verantwortung, fiihrt un-
ter diesen Bedingungen vielfach zu einem noch groReren Grad der Ausbeu-
tung. Die Gruppenmitglieder befehden sich untereinander, die Gruppe be-
flrchtet Nachteile, weil Einzelne nicht so leistungsstark sind, wie die Ge-
schaftsleitung es fordert. Mobbing, psychischer Stress am Arbeitsplatz, Burn-
out sind die typischen Merkmale dieser — nur scheinbar kooperativen — Form
der Ausbeutung. Neben der moglichen Profitgier muss man an dieser Stelle
allerdings auch betonen, dass der Wachstumszwang und das Konkurrenz-
prinzip den Unternehmen kaum eine andere Wahl l3sst.

97 ygl. die Ausfiihrungen zum Eigentum
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2.  Zur Rolle des Faktors Boden in der kapitalistischen Unternehmensver-
fassung. Gehen wir davon aus, dass die Interessen des Faktors Boden (das
verflugbare Land und die Natur) weitgehend durch o6ffentliche Institutionen
wie die Kommune, das Land oder den Bund vertreten werden, wird unmittel-
bar deutlich, dass hier keine direkten Einflussmoglichkeiten bestehen. Die
genannten Institutionen kdnnen allerdings durch gesetzliche Rahmenbedin-
gungen indirekt unternehmerische Entscheidungen beeinflussen. Im Konflikt-
fall befinden sie sich aber haufig in der schwécheren Position, da die Unter-
nehmen mit der Androhung von Arbeitsplatzabbau und Standortverlagerung
den Staat vor sich hertreiben kénnen.

3.2.  Vorschldge zu einer Unternehmensverfassung in
einer solidarisch organisierten Okonomie

3.2.1 Grundlegende Ziele

Ein bedeutender Unterschied zwischen der solidarischen und kapitalistischen

Unternehmensverfassung besteht in dem Anspruch der wirklichen Partizipati-

on der Gesellschaft an den Produktions- und Verteilungsprozessen. Steht die

kapitalistische Unternehmensverfassung im Rahmen des Marktes unter dem

Primat der Eigentumsvermehrung (Gewinnerzielung), orientiert sich die soli-

darisch organisierte Unternehmensverfassung an einem fairen Interessen-

sausgleich aller Anspruchsgruppen.
Demzufolge muss sich eine solidarische Unternehmensverfassung an
folgenden Kriterien messen lassen:

e Sie muss gewahrleisten, dass keine Gruppe so viel Macht erhalt, dass sie
die wesentlichen Entscheidungen des Unternehmens in ihrem Sinne domi-
nieren kann. Keine Gruppe, auch nicht die Kapitalgeber, kann fiir sich das
selbstverstdandliche Recht beanspruchen, den erwirtschafteten Gewinn al-
lein unter sich aufzuteilen. Die fortwdahrende Akkumulation des Kapitals in
alleiniger Privatverfligung der Kapitalgeber muss beendet werden.

e Sie muss den Leitvorstellungen einer gemeinwohlorientierten und nachhal-
tigen Okonomie entsprechen. Unternehmerisches Handeln muss sich an
drei gleichgewichtigen Zielvorstellungen orientieren:

Okonomische Nachhaltigkeit, d. h. die Méglichkeit, den Wertschdpfungs-
prozess dauerhaft auch fiir kommende Akteure und Generationen aufrecht
zu erhalten;
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Soziale Nachhaltigkeit, d. h. die Aufrechterhaltung von menschenwiirdigen
Lebens- und Teilhabechancen aller am Produktionsprozess Beteiligten auch
fir kommende Akteure und Generationen;

Okologische Nachhaltigkeit, d. h. die dauerhafte Aufrechterhaltung der
natirlichen Grundlagen des Lebens — hier wird ausdriicklich die Natur mit
eingeschlossen — auch fiir kommende Akteure und Generationen.

e Sie muss Rahmenbedingungen und Anreizsysteme zur Verfligung stellen,
die es ermoglichen, dass alle an der Produktion beteiligten Menschen in
ihrer Tatigkeit eine Sinnerfillung finden kdnnen, sie sich also aus eigenem
Interesse heraus (intrinsisch) fiir die Belange ihres Unternehmens engagie-
ren.

3.2.2  Das Umfeld der Unternehmen in einer solidarischen Okonomie

Wir versuchen, uns diesen Ansprichen durch den Entwurf einer

partizipatorischen Unternehmensverfassung zu nidhern. Ehe wir diesen Ent-

wurf im Einzelnen beschreiben, ist es sinnvoll, sich noch einmal das Umfeld
des Unternehmens in einer solidarisch, gemeinwohlorientierten Okonomie in

Erinnerung zu rufen. Hier sind zumindest vier Punkte zu benennen:

e Invielen Bereichen der Wirtschaft wird es einen Wettbewerb zwischen den
Unternehmen geben. Dieser wird allerdings als ein kooperativer Wettbe-
werb verstanden und organisiert, der zwar um die besten Losungen be-
muht, aber nicht die Produktion von Gewinnern und Verlierern zum Ziel
hat.

e Geld kann sich nicht aus sich selbst heraus vermehren. Dies bedeutet, eine
wie auch immer geartete Verzinsung des Geldes ist nicht mehr moglich.

e Die Gesellschaft hat eine Kultur entwickelt, in der die gelungene zwi-
schenmenschliche Beziehung und nicht der individualistische Wettbewerb
gefordert wird.

e Esgibt Privateigentum, dieses darf aber nicht missbraucht werden, um das
Gemeinwesen damit zu schadigen.

e Die Regelarbeitszeit liegt bei etwa 20 — 30 Stunden pro Woche. Die Biirge-
rinnen und Biirger haben somit die Moglichkeit und die Pflicht, sich auer-
halb der gewerblichen Arbeit in den Bereichen der Subsistenzwirtschaft
oder/und in den Entscheidungsgremien einer partizipatorisch organisierten
Wirtschaft zu engagieren.
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In diesem Umfeld kann es sehr viele unterschiedliche Formen von Unterneh-
men geben, die wir hier im Einzelnen weder behandeln wollen noch kénnen.
Es geht in diesem Abschnitt vielmehr darum, die grundlegenden Elemente
einer solidarischen Unternehmensverfassung vorzustellen.

3.2.3  Partizipatorische Steuerung des Unternehmens

Unternehmen sind immer eingebunden in ein Flechtwerk sozialer, 6kologi-
scher, volkswirtschaftlicher und 6ffentlicher Bedingungen und Notwendigkei-
ten. Fir den Aufbau eines Unternehmens in dem System einer solidarischen
Okonomie stellen sich in diesem Zusammenhang zentrale Fragen:

1. Wer tragt innerhalb der gegebenen Rahmenbedingungen (z. B. Regelung
der Bilanzierung, grundsatzliche Beibehaltung eines Marktes) die Verantwor-
tung, was wie fiir wen produziert wird?

2.  Wer tragt die Risiken der Produktion?

3.  Wie werden Uberschiisse aus der Produktion verteilt?

Diese Fragen muissen in einem gesellschaftlichen Entscheidungsprozess
beantwortet werden. Dabei wird man unweigerlich analysieren miissen,
welche gesellschaftlichen Gruppen unmittelbar an der Produktion und
Verteilung von Giitern und Dienstleistungen beteiligt sind. Dies sind die Be-
schaftigten, die Vertreter der Offentlichkeit (Kommune, Land), die Kunden, die
Vertreter Okologischer Interessen als »Anwalte« der Natur und die
Kapitalgeber. (Hiermit sind sowohl Eigenkapital als auch Fremdkapital
gemeint). Da diese Gruppen sowohl die Verantwortung als auch die Risiken
der Produktion tragen, sind sie in die unternehmerischen Entscheidungs-
prozesse einzubeziehen. Damit wird weder das unternehmerische Handeln
noch der Markt (und der Preis) als ein Instrument der Verteilung in Frage
gestellt. Es geht vielmehr darum, innerhalb eines solidarisch organisierten
Marktes Rahmenbedingungen zu schaffen, die zu einer am Gemeinwohl
orientierten Steuerung fihren.

Betriebliche Wirtschaftsrate. Zur Gewadhrleistung der gesellschaftlichen
Interessen ist in den groBeren Unternehmen die Bildung eines betrieblichen
Wirtschaftsrats sinnvoll. Zu den zentralen Aufgaben des betrieblichen
Wirtschaftsrats gehort die langfristige strategische Ausrichtung des
Unternehmens, die Entscheidungsbefugnis iiber die Uberschussverwendung,
sowie die Wahl und die Kontrolle des Vorstands, der fur das operative Ge-
schaft zustandig ist. Der betriebliche Wirtschaftsrat ist somit in etwa mit dem
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herkémmlichen Aufsichtsrat in Kapitalgesellschaften vergleichbar, verfligt aber
iber mehr Kompetenzen und setzt sich vor Allem derart zusammen, dass es zu
keiner dauerhaften Dominanz einer Interessensgruppe kommen kann (vgl.
Abbildung 18).

Die Zusammensetzung des betrieblichen Wirtschaftsrats erfolgt
drittelparitatisch mit den Gruppen »Kapitalgeber« (Eigen- und Fremdkapital),
»Beschaftigte« und »Offentlichkeit«. Ein Recht zur Teilnahme an der Gruppe
»Offentlichkeit« haben Vertreter der Kommunen bzw. des Landes (dies sind
gewdhlte Vertreter aus den jeweiligen Parlamenten), der Kunden und
Umweltverbdnde. Sollten die Kunden oder die Umweltverbande ihr Recht
nicht wahrnehmen wollen, wird dieser Platz durch einen Vertreter der
Kommune (bzw. des Landes) wahrgenommen. Die Gesamtzahl der Teilneh-
menden des Wirtschaftsrates ist abhdngig von der GroRe des Unternehmens,
sie muss allerdings durch Drei dividierbar sein.

Kapital-
geber

3)

Beschaf-
tigte (3)

Offentlich-
keit (3)

Abb. 18: Drittelparitatische Besetzung des betrieblichen Wirtschaftsrats

Die Drittelparitat verhindert die Machtanhaufung bei nur einer
Gruppe. Bei strittigen Entscheidungen sind Verhandlungen zu fiihren und ggf.
Koalitionen zu bilden.

Zu viel Biirokratie? Natdirlich drangt sich an dieser Stelle die Frage auf, wie
die Vertreter der Kunden und der Umweltverbdande demokratisch legitimiert
in einen Wirtschaftsrat (betrieblich oder Uberbetrieblich) entsandt werden
kénnen. Werden hier nicht bilirokratische Monster geschaffen? Damit sind wir
bei einer zentralen Frage des Demokratieverstandnisses in einer solidarisch
formierten Gesellschaft. Bekennt sich die Gesellschaft zu ihrer Verantwortung
fir wirtschaftliche Prozesse, sind demokratisch legitimierte Strukturen und
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Gremien zu schaffen, die das Subsystem Wirtschaft in einer von der Gesell-

schaft gewollten Richtung steuern konnen, ohne damit die

Entscheidungsspielrdume der einzelnen Unternehmen in einer unnétigen

Weise einzuschranken. Um diesen Anspruch zu gewadhrleisten, ist es

notwendig, aus der Gesellschaft heraus durch Wahlen Kundenverbidnde und

Umweltschutzverbidnde zu bilden, die ihre Vertreter und Vertreterinnen in die

Wirtschaftsrdate entsenden. Die Verteilung der gewdhlten Personen auf die

einzelnen Unternehmen und Wirtschaftsrate obliegt dann den Verbanden.

Demokratie findet in einer solidarischen Gesellschaft nicht nur im politischen

Raum sondern ebenso in dem eigens geschaffenen institutionellen Rahmen

der Wirtschaft statt. Inwieweit diese Modelle der wirtschaftlichen

Partizipation funktionieren, ist eine Frage des gesellschaftlichen Bewusstseins.

Dort wo Menschen wirklich mitgestalten kénnen, engagieren sie sich auch. Zur

Bewusstmachung der enormen Bedeutung der Kunden- und Umweltverbdnde

sind statt der herkdmmlich taglichen Borsenmeldungen in den

Nachrichtensendungen dann Nachrichten aus den Aktivitaten der Kunden-

oder Umweltschutzverbdande denkbar. Erinnert sei auch daran, dass durch die

geringere gewerbliche Arbeitszeit den Biirgerinnen und Birgern die
notwendigen Freirdume und Kapazitditen fur ein gesellschaftliches

Engagement gegeben werden.

Die Besetzung der betrieblichen Wirtschaftsrite. Die Besetzung und die
Kompetenz der betrieblichen Wirtschaftsrate sind nach GroRe des
Unternehmens zu differenzieren. Abhdngig von der BetriebsgroRRe
(Beschaftigte und Umsatz) kdnnte die Partizipation wie folgt gestaltet werden:
e In Kleinunternehmen bis zu 30 Beschaftigte und einem Umsatz bis zu

beispielsweise  500.000,00 Euro kénnen die Beschaftigten unmittelbar

basisdemokratisch in die strategischen Entscheidungen einbezogen
werden, ohne dass ein betrieblicher Wirtschaftsrat gebildet wird. Uber
regionale Wirtschaftsrate (s. u.) konnen die Interessen der Kunden, der

Umwelt oder der Kommunen etc. eingebracht werden.

e In Unternehmen ab 30 bis 200 Beschaftigte und einem Umsatz bis zu
2 Mio. Euro kann in halbjahrlich stattfindenden Sitzungen der betriebliche
Wirtschaftsrat Gber die strategische Ausrichtung des Unternehmens, die
Kennziffern und die damit verbundenen MaRnahmen beraten und
beschlieBen. Eine Uberbetriebliche Koordination der Interessen in den
kommunalen Wirtschaftsraten kann bei dieser UnternehmensgréRe immer
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noch sinnvoll sein. Gegebenenfalls kénnen Vertreter der kommunalen
Wirtschaftsrate in den betrieblichen Raten einen festen Sitz haben.

e In Unternehmen mit mehr als 200 Beschaftigten vergrofRert sich der
betriebliche Wirtschaftsrat. Die oben angefiihrten Stakeholder entsenden
gewahlte Vertreter in den betrieblichen Wirtschaftsrat. Dieser tagt
mindestens vierteljdhrlich und hat neben strategischen auch wichtige
operative Entscheidungen, die sich aus der Nachhaltigkeitsbilanz ergeben,
zu beraten und zu entscheiden. Die einflussreichen betrieblichen Wirt-
schaftsrate werden z.B. verhindern kénnen, dass eine gesellschaftlich
unsinnige Unternehmenspolitik (z. B. der ruinése Wettbewerb von zwei
groRen Supermarktketten in einer Kleinstadt) betrieben wird. Die Mehrheit
der Stakeholder hat kein Interesse an einer der Gesellschaft schadenden
Unternehmenspolitik.

Regionale und nationale Wirtschaftsrate. Um die vielfiltigen Aufgaben und

Anspriiche einer bestimmten Branche innerhalb einer Region zu koordinieren,

kann es sinnvoll sein, regionale Wirtschaftsrdte zu bilden. Diese Rate sind

ebenso wie die groRen betrieblichen Wirtschaftsrate drittelparitatisch besetzt.

Zu den Aufgaben kann gehéren:

e Die Erarbeitung bestimmter Rahmenvorgaben fiir eine Region.
Vergleichbare Aufgaben Gbernehmen zurzeit z. B. Raumplanungsbehérden,
die allerdings nicht demokratisch besetzt sind.

e Die Organisation und Gewaéhrleistung eines auf Kooperation statt auf
Verdrangung angelegten Wettbewerbs in der Region (vgl. hierzu auch das
»Backerbeispiel« auf Seite 73 dieses Buches).

e Die Unterstiitzung und Beratung kleinerer Unternehmen in allen Fragen
einer nachhaltigen Bilanzierung.

e Einflussnahme auf unternehmerische Entscheidungen bei kleinen
Unternehmen, die keinen eigenen Wirtschaftsrat bilden. Die regionalen
Wirtschaftsrate vertreten in diesem Fall besonders die Interessen der
Offentlichkeit, der Kunden und der Umwelt.

Uber die regionalen Wirtschaftsrate hinaus ist es notwendig, fiir die jeweiligen

Branchen nationale Wirtschaftsrite '® zu bilden, die wiederum

drittelparitatisch besetzt sind. Hier werden die sozialen, 6kologischen und

1% Felber spricht hier von einem nationalen »Wirtschaftskonvent« (Felber, Gemeinwohlékonomie,

S. 25ff.)
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okonomischen Ziele und Kennziffern fur die Nachhaltigkeitsbilanzen erarbeitet
und festgelegt. Die nationalen Wirtschaftsrate Ubernehmen auch die
Auditierung der Unternehmen, soweit dies notwendig ist.

3.2.4  Ausweitung der Bilanzierung auf soziale und 6kologische Kriterien
Neben der Steuerung durch die Partizipation der beteiligten Anspruchs-
gruppen muss der Staat durch einen entsprechenden gesetzlichen Rahmen
Sorge tragen, dass Unternehmen im Sinne des Gemeinwohls handeln. Er kann
dies vor allem durch Anreizsysteme und ggf. auch durch Bestrafungen oder
auch Verbote tun. Um die hierfiir notwendigen Daten zur Verfligung zu haben,
verpflichtet der Staat die Unternehmen zu einer umfangreichen Bilanzierung
des unternehmerischen Erfolgs. In einer solidarischen Okonomie geht es dabei
nun weniger um den erwirtschafteten Gewinn sondern — wie oben dargelegt —
um die soziale und 06kologische Nachhaltigkeit des Unternehmens. Die
Erfolgsmessung eines Unternehmens muss also um diese Kriterien
ausgeweitet werden. Die daraus entstehende Bilanz nennen wir Nachhaltig-
keitsbilanz. Sie erfasst den unternehmerischen Erfolg aus wesentlich mehr
Perspektiven als die herkdmmliche Finanzbilanz und ldsst sich unseres
Erachtens am besten mit Hilfe der in der Betriebswirtschaftslehre bereits
bekannten und von vielen Unternehmen eingesetzten Balanced Scorecard
erstellen.’® Um ein konkretes Bild der Nachhaltigkeitsbilanz vor Augen zu
haben, wird in der Abbildung 3 der Aufbau und die Struktur in den
Grundziigen dargestellt. Im betrieblichen Alltag wird diese Bilanz wesentlich
differenzierter aufgebaut sein. Viele Felder der Bilanz werden in der Abbildung
leer gelassen, da man ohne den Bezug auf ein konkretes Unternehmen die
Bilanz kaum sinnvoll ausfillen kann. Wir hoffen allerdings, dass dem Leser
durch die beispielhafte Darstellung das System verstandlich wird.

Die erhebliche Komplexitat der Nachhaltigkeitsbilanz im betrieblichen
Alltag mag den Laien einerseits abschrecken, andererseits erfordert eine
mehrdimensionale Erfolgsmessung ein komplexeres Verfahren. Durch die
Technik der Balanced Scorecard steht ein vergleichsweise ausgereiftes

% Die hier vorgestellte Nachhaltigkeitsbilanz hat groRe Ahnlichkeiten mit der aus dem Umkreis

von Christian Felber entwickelten Gemeinwohlbilanz (vgl. Homepage Christian Felber). Die Ziel-
setzung und die Kriterien sind weitgehend identisch. Beide Bilanzen unterscheiden sich haupt-
sachlich in der Technik der Datenerfassung. Beide Verfahren missen fortentwickelt und in der
Praxis erprobt werden.
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Instrument zur Erfolgsmessung und strategischen und operativen Planung
unternehmerischer Entscheidungen bereits zur Verflgung. Es existiert gut
ausgereifte Software hierzu, so dass der technisch-biirokratische Aufwand als
zu bewaltigend einzuschatzen ist. Die Kennziffern und die jeweiligen Zielwerte
sind in der Regel durch die nationalen Wirtschaftsrate festzulegen. Die
Istwerte kénnen weitgehend innerbetrieblich errechnet werden oder/und
durch regelméaRige Auditierungsverfahren erfasst werden. Auch dies geschieht
bereits jetzt in der betrieblichen Praxis und kann durch weitergehende
Standardisierungen wesentlich vereinfacht werden.

Kurze Einfiihrung zum Lesen der Nachhaltigkeitsbilanz:

In der ersten Spalte werden hier insgesamt 6 Bereiche bzw. Perspektiven
angegeben, die bilanziert werden. Zu jedem Bereich werden in Spalte 4 eine
bestimmte Anzahl von maximal erreichbaren Nachhaltigkeitspunkten
(Sollwerte) angegeben. (Mitarbeiter: 200 / Okologie: 200 / Kund/innen: 200 /
Finanzen: 200 / Lieferanten: 100 / gesellschaftliches Umfeld: 100). Insgesamt
kann ein Unternehmen also maximal 1000 Nachhaltigkeitspunkte erzielen. In
der 2. Spalte werden Ziele formuliert, die Unternehmen zu diesem Bereich
sinnvoller Weise anstreben sollten. Diese Ziele werden von dem nationalen
Wirtschaftsrat formuliert, und durch den Gesetzgeber legitimiert. Nun miissen
diese Ziele operationalisiert, also messbar gemacht werden. Dies geschieht
durch Kennziffern, die beispielhaft in Spalte drei angegeben sind. Die
Kennziffern sind anschlieffend in Nachhaltigkeitspunkte zu iibersetzen und als
Istwerte in Spalte 4 zu libertragen. Je mehr Nachhaltigkeitspunkte ein
Unternehmen erzielt, desto gréfSer ist die Unterstiitzung des Unternehmens
durch den Staat. In der Spalte 5 kénnen geplante Mafinahmen des
Unternehmens zur Verbesserung der Nachhaltigkeitsbilanz aufgefiihrt werden.
Diese Mafinahmen sollten mdéglichst konkret und mit einer Zeitangabe
erfolgen. Sie kénnen dann ggf. die Nachhaltigkeitswerte positiv beeinflussen.
Unten in der Bilanz ist eine Reihe von Negativkriterien aufgefiihrt, die zu einer
erheblichen Verschlechterung der Bilanz fiihren kénnen.

Die hier angefiihrte Bilanz ist natiirlich unvollsténdig. Man wird sich (ber
einzelne Punkte, beispielsweise die Gewichtung eines bestimmten Bereichs
oder die Sinnhaftigkeit einer bestimmten Kennziffer, streiten mégen. An dieser
Stelle geht es zundchst um die Vorstellung des Instruments. Die Erarbeitung
einer komplexen und in der Praxis anwendbaren Nachhaltigkeitsbilanz ist eine
der zuklinftigen Aufgaben der Akademie. Es ist geplant, durch eine kooperative



Partizipatorische Unternehmensverfassung 139

Zusammenarbeit zwischen Universitdt, Praxis und Akademie sukzessive ein in
der Praxis einsetzbares Instrument zu entwickeln. Auch hier ist uns Christian
Felber mit seinem  vergleichbaren Ansatz der Gemeinwohlbilanz  ein
leuchtendes Vorbild. In Osterreich arbeiten weit iiber 100 Unternehmen mit
dieser Bilanz, auch wenn sie bis jetzt keinerlei finanzielle Vorteile hieraus
erzielen kénnen.

Auswirkungen fiir die strategische und operative Steuerung eines Unter-
nehmens. Angenommen, das Unternehmen erwirtschaftet in der Nachhaltig-
keitsbilanz 400 von maximal 1000 Punkten. Statt des Bilanzgewinns dient
nunmehr diese Punktzahl als Grundlage fiir die Festsetzung des Steuersatzes
fur dieses Unternehmen. (vgl. hierzu Exkurs zur Unternehmensbesteuerung).
Je weniger Nachhaltigkeitspunkte ein Unternehmen vorweisen kann, desto
hoher fallt der Steuersatz fur dieses Unternehmen aus. Der Staat kann mit
diesem Instrument eine ganze Reihe systemischer Anreize zu einer nachhal-
tigen Unternehmenspolitik schaffen. Unternehmen, die sich nicht an den
Nachhaltigkeitskriterien orientieren,

e miussen hohere Steuersatze zahlen,

e erhalten — wenn Uberhaupt — staatliche Auftrage zu schlechteren Konditio-
nen,

e erhalten keine oder ungiinstige Subventionen

e erhalten Kredite der Zentralbank zu schlechteren Konditionen (vgl. hierzu
auch die Ausfiihrungen am Ende dieses Abschnittes)

e etc.

Rational handelt ein Unternehmen in diesem System also nur, wenn es ver-

sucht, moglichst hohe Werte in der Nachhaltigkeitsbilanz aufzuweisen. Gelingt

dies dem Unternehmen nicht oder deutlich schlechter als den Konkurrenten,

wird es auf mittlere Sicht vom Markt ausscheiden oder das Verhalten korrigie-

ren missen. SchlieRlich kann der Staat durch die Gewichtung einzelner Krite-

rien der Bilanz gewiinschtes Verhalten fordern oder auch unterbinden.

Ein zentrales Ziel der solidarischen Okonomie besteht beispielsweise da-
rin, kleine und mittlere Unternehmen, die regional verankert produzieren, zu
unterstitzen. Unternehmen, die derartig produzieren, bekommen also beson-
ders hohe Punktwerte. Umgekehrt erhalten Unternehmen, die beispielsweise
ihre Vorprodukte weitgehend aus Pakistan erhalten, zumindest in diesem
Bereich nur sehr wenige oder gar keine Nachhaltigkeitspunkte.
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1 2 3
Bereiche/ Ziele Kennziffer

Perspektive

Mitarbeiter
Zahl der Beschéftigen Zahl der Beschéftigten bezogen auf die Wertschop-
steigern fung
Partizipation fordern Beteiligungsquote an Gremien
Beteiligungsmoglichkeiten an Gremien
Zufriedenheit der Beschaf- Zufriedenheitskoeffizient (durch standardisierte
tigten fordern Befragung ermittelt) Selbstorganisationskoeffizient
(ermittelt durch standardisierte Befragung)
Selbstorganisation und Selbstorganisationskoeffizient (ermittelt durch
Sinnstiftung am Arbeits- standardisierte Befragung)
platz fordern
Physische und psychische Anzahl der Angebote pro Beschéftigten
Gesundheit fordern
Okologie
CO, Emission reduzieren CO, Belastung fir eine Produktgruppe
Anteil der regenerativen Anteil des regenerativen Energieaufwands bezogen
Energien steigern auf die Wertschopfung
umweltbelastende Abfille Abfallmenge bezogen auf die Wertschopfung
reduzieren
Einsatz begrenzter Res- Menge der begrenzten Ressourcen bezogen auf die
sourcen reduzieren Wertschépfung
Kund/innen
Haltbarkeit der Gliter Lebensdauer der Giter
verlangern
Qualitat der Guter stei- Reklamationsquote
gern
Kundenservice verbessern Koeffizient der Kundenzufriedenheit (ermittelt
durch standardisierte Befragung)
Preise der Guter senken Verhiltnis des Preises im Vergleich zum Konkur-
renzpreis
Finanzen

Kosten reduzieren

Stlickkosten im Verhaltnis zur Branche

Kosten reduzieren

Uberschuss im Verhéltnis zur Branche

Ricklagen bilden

Hohe der Riicklagen im Verhaltnis zur Branche

Liquiditat sichern

Hohe der Liquiditat im Verhaltnis zur Branche
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4 5
Nachhaltigkeitspunkte
Soll Ist geplante MalBnahmen
(=Gewichtungs-
faktor)

200
Einflihrung einer differenzierten Personalplanung
Schulungen der Beschaftigten zur Teilnahme an den Gremien
Konkrete MaRnahmen aufgrund der Befragungen umsetzen
(z.B. Einrichtung von Ruherdumen)
Durchfiihrung von Workshops mit den Beschaftigten und Fach-
leuten zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen. Die Ergebnisse
der Workshops in die Entscheidungsgremien einbringen.
Einrichtung von Fitnessraumen

200

200

200
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1 2 3

Lieferanten

Menschenrechte einhalten Menschenrechtskoeffizient

Bezug der Vorleistungen von | Volumen des Einkaufs aus der Regi-
regionalen Lieferanten vergroBern | on im Verhaltnis zur Wertschopfung

Kooperation  mit Lieferanten | Kooperationskoeffizient (standardi-

fordern sierte Befragung)
Gesellschaftliches
Umfeld
Interessen der Anwohner beriick- | Anzahl der Beschwerden
sichtigen
Nattrliche und kulturelle Umwelt | Belastungskoeffizient (standardisier-
schonen te Umfrage)
Sinnhaftigkeit des Produkts hinter-
fragen
Summe
Negativ-Kriterien Verwendung gesundheitsschadi-

gender Materialien

Lebensbedrohende Produkte wie
Waffen, Drogen, Atomstrom,...

Grobe Zerstérung / starke Belas-
tung der Umwelt

Geplante Obsoleszenz

VerstoRe gegen die Menschen-
rechte (bei Beschaftigten)

Intransparenz

Summe
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Abb. 19: »Struktur einer Nachhaltigkeitsbilanz«
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Exkurs: Mehrwertsteuer oder Wertschépfungssteuer

Eine Besteuerung des Gewinns — wie in der kapitalistischen Okonomie — macht
in einer solidarischen Okonomie keinen Sinn. Natiirlich kénnen in einem parti-
zipatorisch gefiihrten Unternehmen Uberschiisse (Ertriige sind gréfer als die
Aufwendungen) erzielt werden, dies ist aber eher ein Nebeneffekt der Giiter-
produktion und nicht das Ziel des Unternehmens. Als Besteuerungsgrundlage
bieten sich andere GréfSen an. An dieser Stelle werden zwei Vorschldge kurz
beschrieben. Eine ausfiihrliche Diskussion der Besteuerung von Unternehmen,
Konsumenten und Einkommensbeziehern erfolgt in einer spdteren Verdffentli-
chung.

Das Unternehmen ist damit weitgehend von steuerlichen Belastungen be-
freit. Dies hat sicherlich manche Vorteile, denen man allerdings die Schwierig-
keit einer sozialen Ungleichbehandlung entgegenhalten muss.

Entscheidung liber eine direkte Steuer: Die Wertschépfungssteuer. Jedes
Unternehmen muss jetzt bereits die Wertschépfung seiner Tétigkeiten feststel-
len, um die anteilige Mehrwertsteuer an das Finanzamt (iberweisen zu kénnen.
Man kann natiirlich diesen Betrag auch als Grundlage fiir eine direkte Besteue-
rung nehmen. Inwieweit diese Steuer auf den Giiterpreis aufgeschlagen wird,
bleibt in diesem Fall eine Entscheidung des Unternehmens. Prinzipiell gilt der
gleiche Lenkungseffekt: Je geringer der Punktwert in der Nachhaltigkeitsbilanz
ausfillt, desto héher ist der Steuersatz. Zusdtzlich zu der Gesamtpunktzahl in
der Nachhaltigkeitsbilanz kann der Staat auch die Punktzahl in bestimmten
Teilbereichen (z. B. Okologie) fiir eine spezielle Steuer (im Fall der Teilbilanz
Okologie wiére es dann eine Umweltsteuer) heranziehen. Eine Kennzeichnung
der Produkte wie oben geschildert ist in diesem Fall natiirlich ebenso maéglich.

Aufgrund der sozialen Problematik der Mehrwertsteuer und der zielgenau-
en Einsetzbarkeit einer direkten Steuer scheint uns das Modell einer direkten
Besteuerung zunéichst mehr Vorteile zu haben. Bei den folgenden Uberlegun-
gen gehen wir deshalb von dieser Variante aus.

3.3.  Anreizsysteme

Da die treibende Kraft des Kapitalismus, die Gewinnmaximierung bzw. die
Eigenkapitalvermehrung als Motivation zum unternehmerischen Handeln
weitgehend entfallt, stellt sich die Frage, welche Beweggriinde in einer solida-
risch organisierten Wirtschaft die Unternehmer bzw. Kapitalgeber und die
Beschaftigten dazu veranlassen kdnnen, sich fir ihr Unternehmen zu engagie-
ren.
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3.3.1 Eigentiimer und Kapitalgeber

Fiir Eigentiimer und Unternehmer, deren Motivation allein oder iberwiegend
in der Profitmaximierung und Machtausiibung besteht, ist die solidarische
Wirtschaftsweise sicher kein liberzeugendes Modell. Eine Kapitalbeteiligung
an Unternehmen mit der Erwartung, eine moglichst hohe Rendite zu erzielen,
ist unter den Bedingungen einer solidarischen Okonomie unrealistisch. Aller-
dings gibt es aus der Logik der solidarischen Okonomie heraus eine Reihe von
Griinden, dass einzelne Personen Unternehmer werden oder ihr Geld einem
Unternehmen zur Verfligung stellen.

Unternehmerisches Handeln als sinnvoll empfundene Tatigkeit. Wie be-
reits oben ausgefiihrt, wird die Griindung und Leitung eines Unternehmens
von vielen Menschen als eine Uberaus sinnvolle und sinngebende Tatigkeit
empfunden. Gerade bei kleinen Unternehmen haben Menschen die Moglich-
keit, ihr Potential weitgehend selbstbestimmt und in einer fir sie als sinnvoll
empfundenen Tatigkeit einzusetzen. Die solidarische Okonomie férdert diese
Form des Unternehmertums in vielfacher Weise. So wird das notwendige
Kapital zinslos bereit gestellt, regionale Wirtschaftsrate unterstiitzen und for-
dern Kleinunternehmen in einer Region, kleine, in der Region verankerte Un-
ternehmen erhalten durch eine entsprechende Gewichtung dieser Tatigkeit in
der Nachhaltigkeitsbilanz besondere Vorteile.

In gréBeren Unternehmen mit mehr als 30 Beschéftigten Gibernehmen die
betrieblichen Wirtschaftsrate zunehmend die strategische und teilweise auch
operative Steuerung des Unternehmens. Die oben erlduterte Partizipation
macht eine einseitige auf Profitmaximierung orientierte Unternehmenspolitik
unmoglich. Den von hohen Gewinnerwartungen getriebenen Manager wird es
in einer solidarischen Okonomie nicht mehr geben. Stattdessen versuchen alle
am Unternehmen Beteiligten sinnvolle Losungen und Strategien fur die jewei-
ligen unternehmerischen Probleme zu finden. Nach dem bisherigen Stand der
Motivationsforschung wird die Einbindung in die Entscheidungsprozesse und
die damit verbundenen Gestaltungsmoglichkeiten zu einem hohen Engage-
ment aller Beteiligten fuhren™,

110 . . . . . . .
»lch kenne keinen wirkungsvolleren Weg zur Motivation der Mitarbeiter, als das unternehmeri-

sche Bekenntnis zu einer Sinngebung, die sich am Dienst des Unternehmens in der Gesellschaft
orientiert und mit der die Mitarbeiter ihren personlichen Lebenssinn in Deckung bringen kén-
nen.« In Jecklin, Hans: »Vom Sachzwang zur Sinnerfillung«. In : Galuska, Joachim: »Pioniere flr
einen neuen Geist in Beruf und Business«, Zwickau 2004, S. 120
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Das rationale Kalkiil moglicher Kapitalgeber. Auch in einer solidarischen
Okonomie werden Unternehmen Kapital benétigen. Sie kénnen sich dies
selbstverstandlich zinsfrei von Banken besorgen. Es kann aber auch notwendig
und sinnvoll sein, private oder juristische Personen zu veranlassen, Unterneh-
mensanteile zu kaufen und damit dem Unternehmen Eigenkapital zukommen
zu lassen. Dann stellt sich allerdings die Frage, was unter den Bedingungen
einer solidarischen Okonomie eine Person dazu bewegen kdnnte, einem Un-
ternehmen Geld zur Verfligung zu stellen. Es bieten sich unseres Erachtens
mehrere Moglichkeiten an:

1. Der Kapitalgeber kann Interesse an dem jeweiligen Unternehmenszweck
haben und moéchte deshalb die Tatigkeit des Unternehmens durch sein Geld
untersttitzen. Er erwirbt damit zuséatzlich das Recht, Uber den Wirtschaftsrat
an der strategischen Steuerung des Unternehmens mitzuwirken.

2. Der Kapitalgeber mochte Geld fiir zukiinftige Lebensrisiken zuriicklegen.
Er kann sich in diesem Fall direkt an einem Unternehmen beteiligen, von dem
er glaubt, dass es gut und sinnvoll mit seinem Geld umgeht. Auch hier erwirbt
er sich das Recht auf Partizipation. Er kann das Geld natirlich auch an eine
Bank geben, die es dann an Unternehmen (der Region) verleiht. Dies hatte fir
den Geldgeber den Vorteil, dass er schnell und unbiirokratisch an sein Geld
zuriickkommen kann.

3. Da der Besitzer von Geld auf den Finanzmarkten und auch bei einer Bank
keine Zinsen fir sein Geld erhilt, stellt er es einem Unternehmen in der Er-
wartung zur Verfiigung, dass er an der Verteilung der Uberschiisse aus der
Produktion beteiligt wird. Fiir eine Ubergangszeit mag es in diesem Zusam-
menhang sogar sinnvoll sein, den Kapitalgebern ein gesetzlich garantiertes
Recht auf eine Uberschussbeteiligung zu gewdhren. Auf lingere Sicht gehort
es zur Souveranitat des betrieblichen Wirtschaftsrates, tber die Verteilung der
Uberschiisse zu bestimmen. Je knapper das Kapital ist, desto gréRer ist dann
die Aussicht des Kapitalgebers auf eine Uberschussbeteiligung.

3.3.2 Die Beschaftigten

Die Bedeutung der Beschéftigten wird in einer solidarisch gefiihrten Unter-
nehmensverfassung wesentlich gestarkt. Im Einzelnen dirfte die Gewahrleis-
tung einer hohen Motivation der Beschaftigten durch die Umsetzung folgen-
der Faktoren zu erreichen sein:
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a) Die Beschaftigten sind in den Wirtschaftsraten mindestens mit einer
Drittelparitat vertreten. Das heif’t, sie haben entscheidende Gestaltungsmog-
lichkeiten in allen entscheidenden unternehmerischen Angelegenheiten.

b) Entsprechend der Philosophie der solidarischen Okonomie werden in den
Unternehmen kooperative Arbeitsformen bevorzugt und kultiviert. Wie an
anderen Stellen in diesem Buch (siehe Abschnitt Menschenbild) ausfihrlich
beschrieben, tragt diese Arbeitsform wesentlich zur Motivation der Beschaf-
tigten bei.

c¢) Die Gestaltung humaner und sinngebender Arbeitsbedingungen ist ein
wichtiges Kriterium in der Nachhaltigkeitsbilanz. Unternehmen, die diese Kri-
terien erfiillen, werden durch das System geférdert.

d) Die Wirtschaftsriate kénnen beschlieRen, die Uberschiisse aus der unter-
nehmerischen Tatigkeit ganz oder teilweise den Beschaftigten zukommen zu
lassen.

e) Alle Beschiftigten haben die Moglichkeit, in der betrieblichen Hierarchie
aufzusteigen und sich zu qualifizieren (Karriere ermoglichen). Dies muss aller-
dings unter demokratischer Kontrolle geschehen.

f)  Neben dieser intrinsischen Motivation ist fiir jeden Beschiftigten auch
der Verlust des Arbeitsplatzes durch Kiindigung weiterhin denkbar. Wenn ein
Beschaftigter die Gemeinschaft des Unternehmens dauerhaft schadigt, ist kein
Interessensausgleich mehr moglich. Die Gemeinschaft muss in diesem Fall die
Moglichkeit erhalten, diesen Beschaftigten auszuschlieRen. Auch bei einer
drohenden Insolvenz oder anderen zwingenden betrieblichen Griinden muss
es die Moglichkeit geben, Beschaftigten zu kiindigen. Natirlich muss die Ge-
sellschaft durch ein Grundeinkommen oder eine sonstige Absicherung fiir die
materielle Existenz dieses Menschen Sorge tragen.

34 Langfristige Auswirkungen auf die Finanzstruktur der
Unternehmen

Eine partizipatorische Steuerung verbunden mit der hier vorgestellten Nach-
haltigkeitsbilanz wird langfristig die Finanzstruktur eines Unternehmens er-
heblich andern. Die Bedeutung des Eigenkapitalgebers wird zunehmend klei-
ner und die damit eng verbundene Akkumulation des Kapitals in den Handen
der wenigen Kapitalgeber kann sich systemisch nicht mehr einstellen. Kein
Wirtschaftsrat wird langfristig die erwirtschafteten Uberschiisse ausschlieR-
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lich den Kapitalgebern zur Verfligung stellen. Er wiirde damit nicht nur den
Interessen der Mehrheit der im Wirtschaftsrat Beteiligten widersprechen, er
wirde Uber die einseitige Bevorzugung einer Interessensgruppe den in der
Nachhaltigkeitsbilanz erfassten Erfolg des gesamten Unternehmens gefihr-
den. Ein derart irrationales Verhalten eines Wirtschaftsrates ist auf lange Sicht
nicht zu erwarten. Diese Thesen sollen an einem — stark vereinfachten — Blick

auf die Finanz-Bilanz eines Unternehmens verdeutlicht werden.

Stark vereinfachtes Beispiel fiir die Verwendung der erarbeiteten Wert-

schopfung: m

Bilanz im Jahr 1

Anlagevermogen Eigenkapital
70.000,00 50.000,00
Umlaufvermogen Fremdkapital
30.000,00 50.000,00
Summe Summe
100.000,00 100.000,00
Bilanz im Jahr 2
Anlagevermogen Eigenkapital
80.000,00 50.000,00
Umlaufvermogen Erwirtschaftetes Kapital
40.000,00 20.000,00
Fremdkapital
50.000,00
Summe Summe
120.000,00 120.000,00

Abb. 20: stark vereinfachte Finanz-Bilanz

111

Zur Erlduterung der verwendeten Begriffe in der Bilanz: Unter Anlagevermogen versteht man
z. B. die Gebdude, die Maschinen und den Fuhrpark zusammen. Mit dem Umlaufvermégen ist
das Vermogen gemeint, das relativ schnell wieder in Geld umgewandelt werden kann. Hierzu
gehoren z. B. unfertige Erzeugnisse, ausstehende Forderungen oder das Bankguthaben.
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Durch die betriebliche Tatigkeit sei in diesem Fall das Vermogen innerhalb
eines Jahres um 20.000,00 Geldeinheiten (GE) gestiegen. Es wurden beispiels-
weise neue Maschinen (hier: 10.000,00 GE) gekauft, oder es liegt einfach am
Schluss einer Abrechnungsperiode mehr Geld auf der Bank (hier:

10.000,00 GE). Es stellt sich nun die Frage, wem gehort das zuséatzliche Vermo-

gen, wer hat dies finanziert? Wurde das zusatzliche Vermogen durch Kredite

finanziert, erhoht sich der Posten Fremdkapital um den entsprechenden Wert.

(Diese Variante wird in der obigen Abbildung nicht bericksichtigt). Wurde es

aus Uberschiissen aus der Produktion finanziert, muss man sich fragen, wie

konnte es zu diesen Uberschiissen kommen? Das kapitalistische System stellt
diese Frage nicht. Uberschiisse werden in aller Regel ausgeschiittet oder dem

Eigenkapital zugeschlagen, wodurch es eben zu der haufig beschriebenen

dauerhaften Akkumulation des Kapitals kommt. In einer partizipatorischen

Unternehmensverfassung entscheidet der betriebliche Wirtschaftsrat liber die

Verwendung des Uberschusses. Alle dort vertretenen Anspruchsgruppen kon-

nen prinzipiell im Nachhinein fir sich beanspruchen, ihren Teil zu diesem

Uberschuss beigetragen zu haben; die Kunden durch den (zu hohen) Preis fiir

das Gut, die Beschiftigten durch ihre Arbeitsleistung, die Offentlichkeit durch

das zur Verfuigung stellen der Infrastruktur und der Umweltressourcen und die

Kapitalgeber kénnen darauf verweisen, dass sie durch ihren Konsumverzicht

erst das notige Geld fir die zu erstellenden Leistungen zur Verfligung gestellt

haben. Die Gewichtung dieser Argumente Uiberlasst die partizipatorische Un-
ternehmensverfassung den jeweils Beteiligten in dem Wirtschaftsrat. Dort
wird man zeitnah und situationsgebunden die Entscheidungen treffen kénnen.

Prinzipiell gibt es mehrere Moglichkeiten der Zuordnung des erwirtschafteten

Uberschusses. Beispielhaft sollen einige Varianten genannt werden:

o Der Uberschuss wird — sofern er nicht schon im Anlagevermégen gebunden
ist — an alle oder einige Beteiligte ausgeschiittet. Die Bilanzsumme wiirde
sich dann in dem obigen Beispiel nur um 10.000,00 GE erhéhen.

e Werden die Uberschiisse fiir Investitionen in neue Anlagen verwendet,
werden sie in der Position »neutrales Kapital« auf der Passiv-Seite der Bi-
lanz erfasst. (vgl. Abschnitt »Kapital neutralisieren«)

e Der erwirtschaftete Uberschuss wird z. B. als Riicklage dem Unternehmen
zugeschrieben, d.h. ebenfalls neutralisiert (s. u.).

Die Zuschreibung der Uberschiisse als Unternehmensanteile an die Beschéftig-

ten, die Kunden, etc. ist in der partizipatorischen Unternehmensverfassung
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prinzipiell nicht vorgesehen. Deren Einfluss ist (iber den Wirtschaftsrat gesi-
chert und kénnte sich durch fortwdhrende Anhdufung von Uberschiissen in
der Bilanz wesentlich verschieben, was aber nicht gewollt wird.

Schon ein erster Blick auf die Entscheidungsmoglichkeiten des Wirtschafts-
rates macht die im Vergleich zum kapitalistischen System deutlich schlechtere
Verhandlungsposition der Kapitalgeber sichtbar. Zuséatzlich ist zu beachten,
dass, da fir das Fremdkapital nur geringe Kosten zu veranschlagen sind, sich
jedes Unternehmen durch Fremdkapital finanzieren kann. Der Hinweis der
Kapitalgeber auf ihren Konsumverzicht wird in dieser Situation nicht sonderli-
chen Eindruck machen. Natirlich kann es auch Situationen geben, in denen
die Zentralbank Fremdkapital relativ teuer macht (vgl. Kapitel Finanzordnung),
dadurch wird die Position der Eigenkapitalgeber allerdings nur situativ und
nicht systemisch gestarkt.

Kapital neutralisieren. Statt einer Zuschreibung der Uberschiisse zu einem
der Stakeholder bevorzugen wir die Passivierung der Uberschiisse als »neut-
rales Kapital«. 12 Alle Uberschiisse, evtl. zundchst auch nur eine gesetzlich
festgelegte der Quote, sind demnach in neutralisiertes Kapital zu verwandeln.
Dieses Kapital ist an keine Person gebunden, es gehort vielmehr dem Unter-
nehmen. Wer in diesem Unternehmen beschaftigt ist, wird automatisch Mitei-
gentlimer dieses Kapitals. Wenn er das Unternehmen verlasst, verliert er da-
mit auch alle diesbeziiglichen Rechte und Pflichten. Das vorhandene Eigenka-
pital wird dadurch zunachst nicht berihrt, dessen Einfluss wird allerdings in
der oben beschriebenen Weise nach und nach kleiner. Im Wirtschaftsrat tritt
mit dem sinkenden Einfluss des Kapitals kontinuierlich das Unternehmen,
vertreten durch den gewdhlten Vorstand, als Interessensvertreter auf. Es kann
dazu kommen, dass das Unternehmen sich irgendwann selber gehort. Kleine
Unternehmen sind von dieser Neutralisierung des Kapitals nicht betroffen. Die
Umwandlung erfolgt erst ab einer bestimmten Gewinnhéhe.

Beabsichtigte Tendenz zur Fremdfinanzierung. Auf langere Sicht fihrt der
hier beschriebene Prozess zu einer »Verwasserung« des urspriinglichen Eigen-
kapitalanteils und damit zu einem permanent kleiner werdenden Anteil der
Eigentumsrechte zugunsten entweder des Anteils der weiteren Beteiligten des
Wirtschaftsrates oder der Fremdkapitalgeber. Letzteres sind in einer solida-

2 pieser Vorschlag wurde bereits in den 60er-Jahren von Ota Sik, dem wirtschaftstheoretischen

Kopf des Prager Frihlings, entwickelt. In unseren Ausfiihrungen greifen wir diese Idee wieder
auf.
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risch organisierten Okonomie entweder die Zentralbanken oder demokratisch
legitimierte Banken.™

Die Tendenz zur steigenden Fremdfinanzierung gerade der grofRen Unter-
nehmen ist ein durchaus gewolltes Merkmal solidarischer Okonomie. Das
Fremdkapital wird durch die Zentralbank zur Verfligung gestellt und begrin-
det damit einen Anspruch der Allgemeinheit, in die langfristigen Entschei-
dungsprozesse des Unternehmens mit einbezogen zu werden. Mit der stei-
genden Bedeutung der Fremdfinanzierung ist zu diskutieren, inwieweit es
sinnvoll ist, auf die Tilgung der Zentralbankkredite zu verzichten, solange das
Unternehmen den Kriterien einer sozialen, Okologischen und 6konomisch
nachhaltigen Bilanzierung entspricht. Die entfristete Kreditvergabe wird somit
an strenge Kriterien gebunden und das Unternehmen geht das Risiko der
Riickzahlung ein, wenn es diesen Kriterien nicht mehr gentgt. Durch diese
Entfristung des 6ffentlichen Kredits wird das Fremdkapital dem Eigenkapital
praktisch gleichgestellt. Es bleibt dem Unternehmen freigestellt, sich Kapital
Uber neue Anteilseigner oder tber die Zentralbank zu beschaffen, beide Vari-
anten kénnen attraktiv sein. Vor allem befreit es die nachhaltig wirtschaften-
den Unternehmen von der (ibermaRigen Abhangigkeit von privaten Kapitalge-
bern. Die Macht des Kapitalgebers wird durch die nahezu gleichwertige Alter-
native der offentlichen Fremdfinanzierung wesentlich eingeschrankt.

3.5 Umsetzung des Entwurfs in einer globalisierten Welt?

Die Einbindung und Ausrichtung groRer nationaler und transnationaler Unter-
nehmen an den Grundsétzen einer solidarischen Okonomie ist duRerst schwie-
rig. Verdanderungen auf dieser Ebene sind vermutlich erst dann moglich, wenn
in den einzelnen Landern auf der Mikroebene, also durch die Griindung vieler
solidarisch gefiihrter Unternehmen, und entsprechend auf der Makroebene
durch politische Korrekturen des Gesetzgebers, etwa durch eine hohe Besteu-
erung der Kapitaltransfers ins Ausland , Veranderungen im Sinne einer Soli-
darékonomie umgesetzt wurden. Das Bewusstsein der Kunden und der Be-
schaftigten durfte sich hierdurch kontinuierlich dndern, so dass grofRe nationa-
le und transnationale Unternehmen zunehmend unter Druck geraten. Dieser
Druck kann von der Politik, den Medien und letztlich dem Verhalten der Kon-

3 siehe hierzu die Ausfiihrungen in dem Kapitel »Finanzordnung
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sumenten ausgehen. Unterstltzt und geférdert werden kann die Bewegung
durch die zahlreichen sozialen Bewegungen und durch die sog. NRO. Schon die
Einigung auf internationale Verhaltenskodizes ware ein wichtiger Schritt hin
zu einer Solidarékonomie. Auf langere Sicht ist es die Aufgabe internationaler
Organisationen wie der WTO, der ILO, des IWF, der Weltbank und der UNO,
internationale Abkommen durchzusetzen, die auch die Multis in ein System
des Gemeinwohls einbinden. In diesem Zusammenhang ist auch auf die Dis-
kussion um den Aufbau eines Weltentwicklungsfonds hinzuweisen.

3.6 AbschlieBende Bemerkungen

3.6.1  Kernpunkte

Der hier vorgestellte Entwurf einer solidarischen Unternehmensverfassung
mit den beiden zentralen Elementen,

e der Partizipation aller an der Produktion Beteiligten und

e der Rechnungslegung durch eine Nachhaltigkeitsbilanz

ist im Prinzip auf alle Rechtsformen der Unternehmen anzuwenden. Viele
Unternehmensformen innerhalb der kapitalistischen Wirtschaftsweise tragen
bereits Elemente einer solidarischen Verfassung in sich. Diese sind auszubauen
und zu verstarken. So ist die Rechtsform der Genossenschaft (vgl. den folgen-
den Abschnitt) bei aller berechtigten Kritik ein Ausgangspunkt der Solidari-
schen Okonomie. Die Einzelunternehmung wird bis zu einer bestimmten Gro-
Re in einer Solidarischen Okonomie als Unternehmensform iibernommen und
besonders geférdert. Ebenso sind die demokratischen Strukturen offentlich-
rechtlicher Unternehmen positiv zu bewerten. Selbst in einer Aktiengesell-
schaft sind demokratische Ansdtze unibersehbar. Welche Rechtsformen sich
auch immer in einer solidarischen Okonomie herausbilden werden: Personen-
gesellschaften, Kapitalgesellschaften, 6ffentliche Unternehmen, Allmenden,
Genossenschaften oder Stiftungen — fur alle miissen prinzipiell die oben dar-
gestellten, am Gemeinwohl orientierten, Regeln gelten.

3.6.2 Méogliche gesamtwirtschaftliche Auswirkungen durch die neue Ver-
fassung

Durch eine konsequent entwickelte solidarische Unternehmensverfassung

wirde die Akkumulation des gemeinsam geschaffenen Mehrwertes in alleini-

ger Privatverfiigung Gberwunden werden.
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e Eine solidarische Unternehmensverfassung ist ein bedeutender Beitrag zur
Demokratisierung wirtschaftlicher Prozesse, die die Ausklammerung gro-
Rer Teile des gesellschaftlichen Lebens aus demokratischer Beteiligung und
Mitbestimmung liberwindet.

e In einer solidarischen Unternehmensverfassung wird ein Hauptibel der
kapitalistischen Wirtschaftsweise, die fortlaufende Externalisierung der so-
zialen, dkologischen und Gemeinwohlkosten durch deren Internalisierung
Uberwunden.

e Eine solidarische Unternehmensverfassung kann eine wesentliche Voraus-
setzung dafiir sein, dass die heutige Vernichtungskonkurrenz durch einen
auf Kooperation angelegten Wettbewerb ersetzt wird.

e Die Produktion ist nicht blind auf Eigentumsvermehrung fixiert sondern
orientiert sich an gesellschaftlich vereinbarten Zielen des Gemeinwohls.

e Der Wachstumszwang entfdllt. Das primére Ziel des Unternehmens ist die
Bereitstellung gesellschaftlich sinnvoller Giter. Fir die Umsetzung dieses
Ziels tragen alle Stakeholder die Verantwortung. Die Produktion um einer
hohen Rendite willen ergibt weder gesellschaftlich noch aus dem Kalkiil ei-
nes Kapitalanlegers einen Sinn. Die Unternehmen kdnnen ihre optimale
GroRRe verwirklichen und in dieser Form an einer standigen Verbesserung
der Produktion und der Produktionsbedingungen arbeiten.

e Die Menschen werden von dem Zwang befreit, standig ihr Kapital vermeh-
ren zu missen. Sie kdnnen sich anderen, Sinn stiftenden Tatigkeiten zu-
wenden.

e Der die Gesellschaft spaltende Dauerkonflikt zwischen Kapital und Arbeit
entfallt. Es gibt natirlich weiter Interessengegensatze, diese werden aber
unter demokratisch anerkannten Spielregeln durchgefiihrt.

e Es werden die Eigenschaften der Menschen gefordert, die bereits jetzt —
nach allgemeinem Verstandnis — fiir ein gliickliches Leben unerlasslich sind
(Beziehungen, Kooperation, Empathie, Solidaritit ...)."**

% Am Rande sei hier vermerkt: Sozialmedizinische Untersuchungen haben gezeigt, dass in den

obersten Entscheidungsgremien heute ein Gberdurchschnittlich hoher Anteil von sozialpatholo-
gischen, nicht zu Mitgefuhl fahigen, beziehungsunfahigen, narzisstischen und beziehungsunfa-
higen Personlichkeitstypen vertreten ist. Das kapitalistische System fordert offensichtlich diese
Personlichkeitsmerkmale (s. a. Felber, Christian: S. 100)
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4 Neue Arbeits- und Sozialkultur

4.1 Die Krise der Arbeit und der sozialen Teilhabe

Unsere hochindustrialisierte Zivilisation ist von einer tiefgreifenden Krise der
Arbeit und des Sozialwesens erfasst. Sie ist durch verschiedene sich gegensei-
tig verstarkende Paradoxien gekennzeichnet:

Auf der einen Seite steht eine durch moderne Technik enorme Steigerung
der Produktivitdat und materiellen Wertschopfung, wie es das in friiheren Zei-
ten nie gegeben hat. So ist die Arbeitsproduktivitdt in Deutschland von 1960
bis 2000 um das Vierfache, das BIP um das Zehnfache, das Geldvermdgen
jahrlich um etwa sieben Prozent gewachsen.115

Auf der anderen Seite gibt es aber irrsinniger Weise keine Umsetzung der
immer hoheren Wertschopfung in eine groRere Entlastung in der Arbeit, son-
dern fir die Arbeitsplatzbesitzenden langere Arbeitszeiten, mehr Stress und
Ausbeutung (»Verdichtung der Arbeit«). Wahrend in den fritheren 100 Jahren
die rasant wachsende Arbeitsproduktivitdt und Wertschopfung in ein Absen-
ken der Arbeitszeit von ca. 70 Wochenstunden (um 1880) auf etwa 40 bis 35
Wochenstunden (um 1985) umgesetzt wurde, steigt seit 30 Jahren die reale
Arbeitszeit in vielen Bereichen auf 45 bis 50 Stunden oder mehr an.'*®

Zugleich werden immer mehr Menschen aus der Erwerbsarbeit in Arbeits-
losigkeit oder in Niedrigstlohne, in ein prekdres Arbeitsverhaltnis gedrangt und
in soziale Not abgeschoben. Die Folgen dieser Entwicklung sind:

e Ausschluss (Exklusion) eines groflen Teils motivierter und qualifizierter
Menschen aus dem 6konomischen Prozess von Arbeit — Produktion — Ein-
kommen — Konsumtion — Steuer- und Sozialabgaben;

e die daraus folgende Uberlastung des Sozialstaates und des sozialen Siche-
rungssystems;

e Spaltung der Gesellschaft in Arbeitsplatzbesitzende und Nichtarbeitsplatz-
besitzende, in arm und reich, Prdkarisierung eines wachsenden Teils der
Gesellschaft;

"> Nach Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung Deutschland 2004, shnlich 2008

Vgl. Artikel »Arbeitszeit« in RGG; auch in »Kleine Geschichte der Arbeitszeit«; www.vsp-
vernetzt.de/soz-0907
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e daraus folgend die Schere zwischen Uberangebot, sinkender Kaufkraft und
Unterkonsum, was wiederum in die im Abschnitt »Sackgasse Kapitalismus«
benannte sozial-6konomische Crash-Tendenz der Wirtschaft flhrt;

e schwere psychische und soziale Destabilisierung der aus Erwerbsarbeit und
ausreichendem Einkommen Ausgegrenzten und ebenso psychische Desta-
bilisierung der Arbeitsplatzbesitzenden durch Uberlastung im Arbeitspro-
zess, durch Angst um den Arbeitsplatz und soziale Sicherheit (Burnout-
Syndrom);

e in dieser Uberlastung und Ausgrenzung Verlust von Humanressourcen in
Familie, Gesellschaft und Kultur: Uberlastung von Familien, Geburtenriick-
gang, geringes zivilgesellschaftliches Engagement, geringe Kulturteilhabe
usw.

Die Ursachen dieser Krisenentwicklung liegen auf mentaler und struktureller

Ebene und sind im Zusammenwirken folgender Faktoren zu erkennen:

Zum einen ist es das einseitig materialistische Arbeitsverstdandnis: Arbeit
diene allein der Herstellung von Gitern bzw. Dienstleistungen, dem finanziel-
len Einkommen und der Gewinnmaximierung. Hinzu kommt das Profitver-
mehrungs- und Exklusionsprinzip des Kapitalismus mit seinen Abschépfungs-,
Bereicherungs- und Externalisierungsstrategien der Kapitaleigner, z. B. in der
sogenannten »Entlassungsproduktivitdt« der Unternehmen, die ihre Profite
mit dem Wegrationalisieren von Arbeitspldtzen steigern. Und schlief8lich sind
es die Arbeitsgesetze, Betriebsverfassungen und kapitalistischen Eigentums-
rechte, die diese Fehlentwicklungen ermdoglichen und fordern.

Sicher hat die moderne Produktionsweise Wohlstandszuwachse und Be-
quemlichkeiten gebracht, die es friiher nicht gab. Doch sind damit die soziale
Destabilisierung der Gesellschaft und die »Entfremdung des Menschen in der
Arbeit« (Karl Marx) nicht Gberwunden, sondern haben sich systemisch verfes-
tigt.

4.2 Grundlagen einer neuen Arbeits- und Sozialkultur

Okonomische Grundlage eines gut funktionierenden Gemeinwesens ist ein
stabiler und ausgleichender 6konomischer Prozess von Arbeit — Produktion —
Einkommen — Konsumtion — Steuer- und Sozialabgaben: Durch Arbeit betei-
ligt sich der Mensch an der Bereitstellung von Gitern und Dienstleistungen
(Produktion); durch entsprechende Anteilhabe am Gewinn findet er sein Ein-
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kommen und bestreitet damit seinen Lebensunterhalt (Konsumtion); zugleich
beteiligt er sich mit Abgaben aus seinem Einkommen am Steuer- und Sozial-
system, ohne die ein Gemeinwesen nicht existieren kann. Nur wenn alle
arbeitsfahigen Biirger in diesen 6konomischen Grundprozess einbezogen sind,
ist ein Gemeinwesen 6konomisch und sozial stabil. Die kapitalismustypische
Exklusion vieler Menschen aus diesem 6konomischen Grundvollzug ist ver-
antwortlich flir die wachsende soziale Schere, fir die sozialen Missstande, fir
die Erosion des Sozialstaates und letztlich darin letztlich auch fiir die 6konomi-
sche Crashentwicklung im kapitalistischen System. Darum ist die oberste Pra-
misse einer solidarisch-6konomischen Arbeits- und Sozialkultur eine Inklusi-
on in zweierlei Weise:

1. die Hineinnahme aller Arbeitsfihigen in den Okonomischen Prozess von
Arbeit — Produktion — Einkommen — Konsumtion — Steuer- und Sozialabgaben;

2. die gerechtere Teilhabe Aller an der erarbeiteten Wertschopfung und
darin die Uberwindung von Armut und sozialer Spaltung.

Dies allein kdnnte allerdings ein materialistisches Missverstandnis von Ar-
beit noch nicht Gberwinden. Darum gehort als zweite Grundlage einer neuen
Arbeits- und Sozialkultur das ganzheitliche Verstiandnis von Wertschépfung
und Arbeit. Hier muss viel deutlicher als bisher erkannt werden, dass zur
Wertschopfung durch Arbeit nicht allein die materiellen Werte wie Produkte,
Lohn und Gewinn, sondern ebenso die sozial-psychologischen, kulturellen und
sinngebenden Wertschopfungen gehoren, ohne die der Mensch nicht Mensch
sein kann.

Die ganzheitlichen Werte der Arbeit sind:

a) materieller b) sozialer Wert: c) psychischer d) ideeller und
Wert: soziale Einbindung | Wert: ethischer Wert:
Produktivitat, und Anerkennung, | Kreativitat; individuelle Sinn-
Entlohnung, Ge- soziale Sicherheit... | Kommunikation findung, dem
winn... ganzheitliche Guten, der Ge-
Betdtigung, meinschaft dienen,
Verantwortung... spirituelle Sinner-
fahrung...

Beim Betrachten dieser Werte wird sofort deutlich, dass sie nicht allein durch
Erwerbsarbeit geschaffen werden, sondern auch und teilweise mehr in den
anderen Tatigkeitsbereichen des Menschen. Diese sind insgesamt:



Bezahlte Lohn- bzw. Er-
werbsarbeit:

als Arbeiter, Angestellter,
Beamter, als Selbststandi-
ger
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Unentgeltliche Eigenar-
beit z. B.:
Familienarbeit, Arbeit an
Wohnung, Haus, Garten,
klnstlerisches Tatigsein,
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Ehrenamtliche Gemein-
wohlarbeit, z. B.:
Freiwillige Feuerwehr,
Chor, Mitarbeit in Blirger-
initiativen, Vereinen,

Parteien, Kirchen, Nach-
barschaft...

Hobby, Freizeit u. a.

Erst wenn eine ganzheitliche Wertschopfung in der Arbeit gefunden wird und
die ausgewogene Entfaltung des Menschen in allen Bereichen des Tatigseins
moglich ist, ist die »Entfremdung des Menschen in der Arbeit« (Karl Marx)
Uberwunden!

Dennoch hat die organisierte Erwerbsarbeit in drei Fakten ihren besonde-
ren Stellenwert: Erstens wird hier der Arbeitende in verbindlicher Weise in
den sozial-6konomischen Prozess eingebunden, ohne den eine hochentwickel-
te arbeitsteilige Gesellschaft nicht funktionieren kann. Zweitens erhalt hier der
Arbeitende Geld als Tausch- bzw. Verrechnungsmittel a) fir den eigenen Le-
bensunterhalt, b) fiir die Bedienung des Sozial- und Steuersystems, ohne das
die personliche Lebensgestaltung und das Sozial- und Steuersystem nicht funk-
tionieren kann. Und drittens erfdhrt hier der Arbeitende in der Regel am
starksten eine oOffentliche gesellschaftliche Anerkennung und Wertschatzung
und das Gefiihl der sozialen Integration.

Diese Werte sind so grundlegend fiir die psychische Gesundheit des Einzel-
nen wie fiir das Funktionieren der Gesellschaft, dass fir alle erwerbsfahigen
Menschen Arbeitspldtze gesichert bzw. geschaffen werden sollten. Leitende
Kriterien sollten dabei sein: 1. die lebensdienliche Zweckhaftigkeit der Produk-
te bzw. Dienstleistungen, 2. die Wirtschaftlichkeit des Arbeitsplatzes, 3. eine
moglichst hohe ganzheitliche Sinnerfiillung und Werteerfiillung in der Arbeit.
Sicher sollen weiterhin Arbeiten, die dem Menschen zu schwer und stupide
sind, durch Technik abgenommen werden. Doch die kapitalistische Praxis,
moglichst jede menschliche Arbeit wegzurationalisieren, muss liberwunden
werden. Insofern sollten Arbeitsplatze, die einen hohen sozialen und sinnbe-
friedigenden Wert haben, auch lber eine reine Wirtschaftlichkeit hinaus gesi-
chert bzw. »erfunden« werden. Darum setzen wir als erstes Ziel einer solidari-
schen Arbeitskultur das Recht auf Arbeit, das als Menschenrecht verfas-
sungsmallig gesichert werden sollte.
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Da aber ein wesentlicher, vielleicht der gréRere Anteil von umfassender
humaner Wertschopfung in den Bereichen unentgeltlicher Eigen- und Famili-
enarbeit und der ehrenamtlichen Gemeinwohlarbeit liegt, diese Bereiche aber
in der offentlichen und materiellen Wertschatzung bisher duBerst unterbewer-
tet sind und oft einen zu geringen Freiraum haben, gibt es ein zweites Ziel
einer neuen Arbeitskultur: die Bereiche der Eigen-, Familien- und Gemein-
wohlarbeit sollen eine wesentliche Aufwertung und einen groeren Freiraum
erhalten.

4.3 Modell einer neuen Arbeitskultur

Um die oben benannten Ziele zu erreichen, sollte die standig wachsende
Wertschopfung im 6konomischen Prozess so eingesetzt werden, dass nicht
nur das Recht auf Arbeit fir alle realisiert werden, sondern auch der Zeitum-
fang der Erwerbsarbeit zu Gunsten eines wachsenden Freiraumes fur Famili-
enarbeit, Eigenarbeit, Gemeinnutzarbeit und MuRe reduziert werden kann.

Zur Erreichung dieses Zieles schlagen wir folgende gesetzliche Neuregelun-
gen vor:

1. Teilen des Volumens der Erwerbsarbeit, so dass jeder arbeitsfihige
Mensch an ihr Anteil haben kann.

2. Dies wird realisierbar durch generelles Absenken der Regelarbeitszeit, so
dass entsprechende Arbeitsplatze geschaffen werden kénnen. Das ware heute
bei etwa 30 Wochenstunden oder weniger gegeben.

3. Notwendig und moglich ist eine hohe Flexibilisierung der Arbeitszeit, je
nach Anforderung von Arbeit, u. U. branchenspezifisch. Uber das MaR der
Absenkung oder der Anhebung sollten die gesellschaftlichen und betrieblichen
Wirtschaftsrate entscheiden, wie sie in »Partizipatorische Unternehmensver-
fassung« beschrieben werden. Die Flexibilisierung der Arbeitszeiten ist mog-
lich, z. B. durch Arbeitszeitkonten, Teilzeitarbeit, Sabbatzeiten u. &.

4. Das Renteneintrittsalter sollte nicht starr festgelegt, sondern flexibel
gefunden werden, dies in altersgerechten und branchengerechten Abstufun-
gen.

Ziel ist durchaus eine neue Art der »Vollbeschaftigung«, diese im solidari-
schen Teilen der Erwerbsarbeit, in einer deutlichen Entlastung in der Erwerbs-
arbeit und im Schaffen gréRerer Freirdume flr Eigenarbeit, Freizeit, Familie
und Gemeinwohlarbeit.
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Natdrlich stellt sich hier die Frage, wie das im Zusammenhang mit einer
ausreichenden Einkommenssicherung und mit einem stabilen Sozial- und
Steuersystem zu realisieren sei. Hier wird die Notwendigkeit des systemischen
Zusammenwirkens weiterer Bereiche deutlich. Die beschriebene Verdanderung
im Bereich Arbeit braucht zwingend Veranderungen im Lohnsystem und im
Steuer- und Sozialsystem.

44 Entwurf eines leistungsgerechten und solidarischen
Lohnsystems

Die kapitalistisch Einkommensspaltung unserer Gesellschaft

Die fur die kapitalistische Wirtschaftsordnung typische Umverteilung von Geld
und Vermogen von unten nach oben geschieht auf vier Wegen: Einmal, wie in
den vorangehenden Abschnitten gezeigt, durch die Akkumulation der mit
Anderen erbrachten Wertschépfung in Privatbesitz, zum anderen durch das
Zins- und Geldanlagesystem der Finanzwirtschaft. Ein dritter Weg der
Umverteilung von unten nach oben liegt in einem die Reichen bevorzugenden
Steuersystem. Der vierte Weg liegt in den tariffreien Verglitungen bestimmter
»Spitzenverdiener«, die nicht durch adaquate eigene Leistungen erarbeitet
wurden.

Die im Abschnitt »Sackgasse Kapitalismus« auf S. 16-17 angefiihrten Zahlen
zeigen die extremen und von Jahr zu Jahr wachsenden Vermoégens- und
Einkommenunterschiede. Unsere Gesellschaft ist tief gespalten in drei
Einkommensgruppen.

a) An oberster Stelle steht die Einkommensgruppe mit tariffreien, sehr
hohen Vergiitungen: Die Spitzengehalter der Manager, der Vorstandchefs der
DAX-Unternehmen und der Banken liegen in Deutschland zwischen
lund 77 Mio. €; die der leitenden Mitarbeiter zwischen 100.000
und 500.000 € im Jahr. Die Vorstandsgehélter der Deutschen Krankenkassen
liegen z.B. zwischen 170.000 und 270.000 €. " Hinzu kommen frei
festgelegte Boni, die oft 50 % der regularen Vergiitungen ausmachen.

b) An zweiter Stelle steht die Einkommensgruppe der tarifgebundenen
Lohnempfanger: Die durchschnittlichen tariflichen Bruttomonatsléhne liegen

7 zahlen in verschiedenen Seiten im Internet unter »Managergehilter«, »Vorstandsgehilter«

u. a.
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in Westdeutschland 2011 bei etwa 3.300 €, im Osten bei etwa 2.700 €. Die
Spreizung der Tarifléhne liegt in der Regel bei 1:3, maximal bei 1:7. Uber
diese DurchschnittsgréBen hinaus gibt es eine Mittelschicht von
Besserverdienenden (Niedergelassene Arzte, Unternehmensberater, Ge-
schaftsfiihrer, Berufspolitiker u.a.), die zwischen 10.000 und 20.000 €
monatlich brutto verdienen. Dies ist eine Spreizung zu den Niedrigverdienern
von bis zu 1:20.'*®

c) An unterster Stelle stehen Menschen im Niedriglohnbereich und in Harz
IV Abgedrangte. Es sind Menschen in Leih- und Zeitarbeit, die durch
Lohndumping und Unterlaufen der Tarife besonders betroffen sind
(Ausgrindung von Zweigfirmen). lhre Einkommen liegen z. T. an oder unter
der Armutsgrenze. Von ihnen kdnnen Erwerbstatige trotz Vollbeschaftigung
vielfach nicht leben, sondern missen vom Staat (Steuerzahler) alimentiert
werden.

Das Gravierende und Skandalose der tariflich nicht gebundenen
Vergltungen der Spitzenverdiener liegt einmal in ihren Hohen, die nicht durch
eigene, sondern durch fremde Leistungen erarbeitet wurden und darum als
»Raubléhne« anzusehen sind; Zum anderen liegt das Skandalése in der
Selbstbemachtigung, in der die Institute der Empfanger ihre Vergiitungen
eigenmachtig festlegen (Selbstbedienungsmentalitdit eines modernen
»Raubrittertums«).

Es gibt keinen einzigen logischen Grund, der die Hohe und die
Selbstbemachtigung der ungebundenen Vergltungen rechtfertigt. Es ist
unbegreiflich, dass sich eine Gesellschaft diese Einkommensspaltung und
Selbstbemachtigung gefallen lasst. Zudem ist diese Entwicklung nicht nur
ungerecht und unverschamt, sondern verstarkt auch die sozialen und
okonomischen Crashtendenzen.

Mogliche Regeln eines leistungsgerechten und solidarischen Lohnsystems
Solidarische Okonomie setzt gegen das alte, die Gesellschaft spaltende
Lohnsystem, ein leistungsgerechtes und solidarisches Lohnsystem. Zu dessen
Realisierung schlagen wir folgende neue Rahmenbestimmungen und
Regelungen vor: ™

"8 Genauere Zahlen in der Homepage der Akademie www.akademie-solidarische-oekonmie.de

unter »Lohnsystem« und im Internet unter »Tarife«, »Managergehalter«, »Vorstandsgehalter«
u. a.

Die folgenden Zahlen dienen der beispielhaften Veranschaulichung und sind nicht als
Festlegungen fiir konkrete Ausgestaltungen misszuverstehen.
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1. Alle beruflichen Tatigkeiten, auch die der Banker, Manager, Vorstdnde
usw. sollten grundsatzlich nach leistungsgerechten Tariflohnen vergitet
werden.

2. Die in den bisherigen Tarifberechnungen (iblichen Leistungskriterien
sollten fiir alle Tatigkeiten und deren Bezahlung gelten. Diese
Leistungskriterien sind: 1. die Leistungsintensitdt, 2. der Qualitatsanspruch
und Ausbildungsgrad, 3. die Verantwortungslast.

3. Das menschliche Leistungsvermégen schwankt bei gleichem Zeiteinsatz
in der Regel zwischen dem 0,5 bis zum 5-fachen der Durchschnittsleistung
eines berufstatigen Menschen. Darum konnen Vergiitungen wie in den
bisherigen tariflichen Lohnen nach den benannten drei Leistungskriterien in
der Regel zwischen der Halfte bis zum 5-fachen der Durchschnittslohne als
angemessen gelten. Das waren bei 3.000 € Durchschnittlohn zwischen 1.500
und 15.000 € monatlich. Beispiel: eine ungelernte Krankenschwester erhilt
1.500 €, der Chefarzt einer Klinik 15.000 €. Variante: die Spreizung der Léhne
liegt zwischen dem Mindestlohn und der Hochstverglitung bei max. 1:20.
Das ware eine Spanne in etwa zwischen 1.000 und 20.000 e

4. Boni und sonstige Sondervergiitungen in bisheriger Art sollte es nicht
mehr geben. Allerdings kann es finanzielle Pramien als Zeichen der Wert-
schatzung geben, die aber keine wesentlichen Bereicherungsmaglichkeiten
darstellen und z. B. nicht Gber 10 % des Jahreseinkommens gehen sollten.

5. Das »Knappheitskriterium« in seiner jetzigen Form sollte (iberwunden
werden, d. h. das Aushandeln von Honoraren fiir Kiinstler, Spitzensportler,
Freiberufler u. a. auf dem freien Markt von Angebot und Nachfrage wird durch
Rahmensatze z. B. ab dem 10-fachen der Durchschnittslohne variabel einge-
schrankt — variabel, weil hier wegen UnregelmaRigkeiten der Einkiinfte hohere
Spitzensatze gerechtfertigt sind.

6. Far nicht voll leistungsfahige Menschen und sehr leistungsschwache
Tatigkeiten sollte es einen Solidarischen Lohnausgleich geben, so dass auch
hier menschenwiirdige Mindestlohne gezahlt werden kénnen. Erst wenn auch
weniger leistungsstarke Menschen nicht ausgegrenzt, sondern ebenfalls in den
okonomischen Prozess der Erwerbstatigkeit integriert werden, kommt die
Gesellschaft dem Gebot der Menschwiirde und dem Solidaritatsgebot der
Verfassung nach.
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Felber-Modell, siehe Felber »Gemeinwohl-Okonomie« S. 40, 79ff.
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7. Zusatzliche Einkiinfte aus Vermogen, Kapital u. 4., soweit es diese in
einer solidarischen Okonomie noch gibt, sollten durch starke Progression so
besteuert werden, dass sie ab einer Hohe des beispielsweise 20-fachen der
Durchschnittseinkommen wieder dem Gemeinwohl zufallen.™ (Mehr im
nachsten Abschnitt).

Die Realisierung dieser Regeln wirde viele Vorteile und positive
Entwicklungen aus sich heraussetzen: Die Arbeitsmotivation und das
Bewusstsein, dass Leistung sich wirklich lohnt, wiirde im Gros der Bevolkerung
wesentlich wachsen. Die depressive, resignativ-zynisch-aggressive Grund-
stimmung in weiten Teilen der Bevolkerung wirde deutlich zurlickgedrangt
werden. Die immer groRere Spaltung unserer Gesellschaft in eine Minderheit
von Superreichen und vielen Armgemachten und von prekdrem Absinken
Bedrohten wirde sich riickldufig entwickeln. Die 6konomische Crashtendenz,
die in der sozial-konomischen Spaltung liegt (Sinken der Kaufkraft,
Wachstumsfalle) wiirde gebandigt werden koénnen. Der Sozialstaat wirde
nicht mehr Uberlastet werden, sondern stande in Einnahmen und Ausgaben
auf wesentlich besserer finanzieller Basis.

4.5 Grundlagen und Eckpfeiler eines solidarischen Steuer- und
Sozialsystems

Das bismarcksche Sozialsystem und die neoliberale Steuer- und Sozial-
strategie

Zur Absicherung staatlicher Hoheitsaufgaben wurden von Kénigen, Herrschern
und Staaten schon immer Steuern erhoben. Eine Sozialversicherung gab es in
Deutschland, Europa und weltweit bis in die 80er-Jahre des 19. Jahrhunderts
nicht. Die Fiirsorge bei Krankheit, Unfall, bei Arbeitslosigkeit und im Alter
wurde dem Betroffenen, seiner Familie, Nachbarn, dem Wohltatigkeits-
handeln der Kirchen und anderen Einzelinitiativen tberlassen.

Mit der rasanten kapitalistischen Industrialisierung, dem Entstehen des
Massenproletariats und seiner Verelendung ab der Mitte des 19. Jahrhunderts
waren die Verhaltnisse vor allem in den Stadten so explosiv geworden, dass
Revolutionen und Zusammenbriiche die Herrschaft der Herrschenden und das
Gemeinwesen empfindlich bedrohten. Bismarck und der deutsche Kaiser
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Vgl. Felber »Gemeinwohl-Okonomie« S. 62ff.
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Wilhelm der I. begegnet dem mit einer Doppelstrategie: einmal mit dem
»Sozialistengesetz« von 1878, dem »Gesetz gegen die gemeingefdhrlichen
Bestrebungen der Sozialdemokratie«, das deren »Umsturz der bestehenden
Staats- oder Gesellschaftsordnung« verhindern sollte. Die zweite Seite der
Doppelstrategie lag in der Schaffung eines gesetzlich gesicherten Sozial-
systems, das die groflten sozialen Note abfedern und so die sozialen
Spannungen mafRigen und den Zulauf zu Kommunisten und Sozialisten
beenden sollte. Inhaltlich wurde die staatliche Sozialgesetzgebung durch einen
langen Vorlauf evangelischer und katholischer Sozialethiker bestimmt.

Mit der Bismarckschen Sozialgesetzgebung ist erstmalig in der
Menschheitsgeschichte ein staatlich garantiertes Solidarsystem installiert
worden. Beachtlich ist, dass in den zwischen 1883 und 1889 geschaffenen
Sozialversicherungen (Krankenversicherung, Unfall- und Invalidenfiirsorge,
Altersversicherung) das paritdtische Prinzip, d.h. die soziale Mitverant-
wortung der Wirtschaft bzw. der Unternehmer und ihre 50-prozentige
Beteiligung an den Beitréigen.122

Auf dieser Grundlage wurden der Sozialstaat und die Soziale
Marktwirtschaft aufgebaut. In den 50er bis in die 70er Jahre des vorigen
Jahrhunderts konnte auf Grund der ungebremsten Wachstumsmaéglichkeiten
(offene Wachstumsfelder) und der Vollbeschaftigung zwischen den Profit-
interessen der Unternehmen und den sozialen Interessen der Lohnempfanger
und den Steueraufgaben des Staates ein Ausgleich geschaffen werden — dies
entsprechend der Verpflichtungen des Grundgesetzes zur sozialen Absiche-
rung eines jeden Birgers und der Gemeinwohl- und Sozialpflichtigkeit von
Eigentum.123

Im Zuge der Neoliberalisierung der Marktwirtschaft seit den 80er-Jahren
werden die ausgleichenden sozialen Regelwerke zunehmend eingeschrankt.
Dies zeigt sich vor allem in zwei Tendenzen oder Strategien der neoliberalen
Wirtschaftsstrategen:

Die erste Strategie liegt in der Steuerbegiinstigung der Kapitaleigner und
GroBunternehmen: Der Anteil des Steueraufkommens aus Gewinnen und
Vermoégen hatte eine deutlich sinkende Tendenz: er lag 1950 bei etwa 23 %,
1990 bei 20 %, 2004 bei 15 %. Dagegen hat der Anteil des Steueraufkommens

22 nach Arno Klénne, Daniel Kreutz, Otto Meyer »Es geht anders! Alternativen zur Sozialdemonta-

ge«, S.34ff.; Soziallexikon unter »Sozialversicherung«; »ABC der Globalisierung« von Attac
2 Grundgesetz Artikel 1, 14, 20(1), 28(1)
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aus Lohnsteuern eine deutlich steigende Tendenz: er lag 1950 bei 9 %, 1990
124

bei 32 %, 2004 bei 28 %.
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Abb. 21: Entwicklung des Steueraufkommens in Deutschland

Diese Umkehrung der Steuerlast wurde betrieben, obwohl sich das
Sozialprodukt seit 1960 versiebenfacht hat, das Einkommen aus Unternehmen
und Vermogen fast um das Zwoélffache gestiegen ist, das Nettoeinkommen der
Lohnabhdngigen nur um das Dreifache. 2 Es stimmt einfach nicht, was
bestimmte Interessen immer wieder behaupten, dass die Reichen den grofSten
Anteil der Steuerlast tragen. Das gesamte Steueraufkommen lag 2009 bei
485 Mrd. €. Davon entfielen nur etwa 11 % auf Gewinne und Einkom-
mensteuern der hohen Einkommensklassen.**® Die Politiker erhofften sich von
dieser Steuerbeglinstigung der Kapitaleigner, dass die freigewordenen Gelder
in neue Unternehmen investiert und so neue Wachstumsschiibe und
Arbeitsplatze generiert werden. Diese Hoffnung hat sich zum gréReren Teil als
Illusion erwiesen: Die Gelder wurden eher in Banken und in Fonds angelegt,
die eine hohere Rendite brachten als betriebliche Gewinne.

2% Grafik und Zahlen aus Jahrbuch Gerechtigkeit | »Armes reiches Deutschland, S. 242

Vgl. Horst Afheldt, »Wirtschaft die arm macht«, S. 32ff. Mehr dazu im ausgefiihrten Baustein
»Steuer und Sozialsystem einer Solidarischen Okonomie«
126 Nach Joachim Janke, Wochenbrief 13 vom 17.6.2010
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Die zweite Strategie zum Riickbau des Sozialstaates ist die schrittweise
Privatisierung des Sozialsystems: Die Sozialbeitrage der Unternehmen werden
eingefroren oder abgesenkt, die Sozialbeitrage der Arbeitnehmer steigen an
und / oder es werden private Zusatzversicherungen erhoben, die allein der
Arbeitnehmer zu tragen hat (»Kopfpauschale«, »Riesterrente«). Die
Privatversicherungen breiten sich gegeniliber der gesetzlichen Versicherung
zunehmend aus. Es handelt sich hier um einen schleichenden
Paradigmenwechsel: weg vom paritatischen und solidarischen Prinzip hin zu
einem privategoistischen Selbstversorgerprinzip. Somit entsteht eine
Zweiklassen-Sozialwirtschaft: Die Wohlhabenden, die sich eine Privat-
versicherung leisten kdnnen, werden als Kranke und Rentner durch ihre
Privatversicherungen gut versorgt; die weniger Wohlhabenden sind auf die
gesetzlichen Versicherungen angewiesen, die wesentlich geringere Leistungen
aufbringen und zur besseren Versorgung privat aufgestockt werden sollen.
Auch hier schlagt die kapitalistische Exklusion zu Gunsten Privilegierter gegen
die Inklusion aller durch.

Konturen eines solidarischen Steuer- und Sozialsystems

Das Steuer- und Sozialsystem einer solidarischen Okonomie will diesen Weg
wieder umkehren und das solidarische Sozialstaatsprinzip sichern. Dabei ist es
gut, sich die elementaren Grundfunktionen von Abgaben bewusst zu machen:
Die Notwendigkeit einer »Staatssteuer« zur Finanzierung aller hoheitlichen
und o6ffentlichen Aufgaben des Gemeinwesens, ohne die ein Gemeinwesen
nicht funktionieren kann, daneben die Notwendigkeit einer »Sozialsteuer« zur
Finanzierung der sozialen Absicherungen im solidarischen Fireinander-
einstehen der Birger.
In einer Solidarischen Gesellschaft ergeben sich fiir die Erhebung von
Abgaben folgende grundlegende Prinzipien:
e das Einheitsprinzip: es werden von allen Birgern, von allen Einkiinften
Abgaben gezahlt (Prinzip »Blrgerversicherung«);
e das Leistungsfahigkeitsprinzip durch progressive Besteuerung: die
wirtschaftlich Stdrkeren zahlen hdohere Anteile als die wirtschaftlich
Schwaécheren;

e das Solidaritatsprinzip: die Offentlichen Ausgaben kommen den
Schwacheren tberproportional zugute;
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e das Paritatische Prinzip: zu gleichen Anteilen zahlen Unternehmen und
Angestellte Sozialabgaben;

e das Lenkungsprinzip: die Hohe der Abgaben richtet sich nach
sozialen und 6kologischen Zielorientierungen (Nachhaltigkeitsbilanz).

e das Vereinfachungsprinzip: das Steuersystem ist so zu vereinfachen, dass
jeder Birger und die Politiker (!) dessen Sinnhaftigkeit, Ordnung und
Sprache verstehen.

Konkret werden folgende sieben Neuregelungen im Steuer- und Sozialsystem

vorgeschlagen, die hier aber nur in ihren groben Konturen skizziert werden:

1. Eine gesetzliche Sozialversicherung fiir alle Biirger. Hier zahlen alle

Birger aus allen Einklinften Beitrdge nach gleichen Kriterien und Regelsdtzen

fur Krankheitskosten, Rente, Pflegeversicherung u. a. (Blirgerversicherung).

Daneben kann es Zusatzversicherungen geben, z.B. flir eine zusatzliche

Ausbildungsversicherung, fiir Lebensversicherungen, fiir eine Zusatzrente u. a.

Diese werden aus zusatzlichen Abgaben der Birger finanziert. Hierfiir kann es

auch genossenschaftliche oder Privatversicherungen geben.

2.  Fir Unternehmen tritt an Stelle der Arbeitsplatz gebundenen eine

steuerfinanzierte Sozialabgabe. Diese wird durch eine Wertschépfungssteuer

erhoben. Mit ihr beteiligen sich die Unternehmen weiter am paritatischen

Sozialversicherungssystem, dies aber nicht mehr (iber den Produktionsfaktor

Arbeit. Die Wertschopfungssteuer besteuert die Wertschopfung eines

Unternehmens unabhiangig davon, ob diese Wertschépfung durch den Einsatz

von Arbeit, Kapital oder Boden erzeugt wurde. Die Wertschopfungssteuer wird

errechnet aus dem Bruttoumsatz abziiglich aller betrieblichen Aufwendungen
und Abschreibungen; der verbleibende Mehrwert wird besteuert. Aus dieser

Wertschopfungssteuer gehen beispielsweise 50 % an die Sozialkassen und

50 % in die Kassen der Offentlichen Hand (Staat, Kommune o. 4.).

3. Besteuerung der Unternehmen nach Kennziffern der

Gemeinwohlbilanz. Das heiBt, dass die Hohe der Wertschopfungssteuern

nicht mehr ausschlieBlich nach dem finanziellen Ergebnis des Unternehmens

errechnet wird, sondern auch nach Kennziffern der &kologischen

Nachhaltigkeit, der Arbeitsplatzsicherung, der regionalen Auswirkung, des

sozialen Engagements etc. Aufgrund dieser Kennziffern kénnen Steuersatze

angehoben bzw. gesenkt werden. Sie bieten damit ein geeignetes

Anreizsystem fiir ein gemeinwohlorientiertes Verhalten des Unternehmens. So

kann z. B. zur Berechnung des Sozialsteueranteils in der Wertschépfungssteuer



Neue Arbeits- und Sozialkultur 167

ein »Arbeitsplatzkoeffizient« zugrunde gelegt werden, der hoher besteuert bei
wenigen Arbeitsplatzen pro Produktionseinheit, geringer besteuert bei mehr
Arbeitsplatzen pro Produktionseinheit.™’

4. Neues Ausbalancieren der Einkommenssteuer und Verbrauchssteuer
(Umsatzsteuer). Sie sind neben der Wertschopfungssteuer die Haupt-
einnahmequelle der Staatssteuer. Die Vorschlage, anstelle der Einkommen-
steuer viel mehr oder nur Uber sehr hohe Verbrauchsteuern zu besteuern,
hatte zwar den Vorteil, den Gesamtverbrauch in unserer Gesellschaft zu
reduzieren und auf ein 6kologisch notwendiges Schrumpfen des Material- und
Energieumsatzes zuzugehen, wiirde aber die Armeren wesentlich héher
belasten. *®* Wahrscheinlich ist eine ausgewogene Kombination von
Einkommenssteuer und Verbrauchssteuer am sinnvollsten, wobei die
Verbrauchssteuer in ihrer Hohe lebensnotwendige Giiter, normale Gebrauchs-
giter und Luxusgiter unterschiedlich hoch besteuern sollte.

5. Neben oder verbunden mit der Verbrauchssteuer sollte es eine
Besteuerung der Ressourcen direkt an der Quelle der Ressourcenerschliefung
(Mengensteuer) geben. Endliche Ressourcen werden mit einer héheren Steuer
belegt als regenerative Ressourcen. Diese Besteuerung ist 6kologisch
wesentlich zielgenauer als die jetzt praktizierte allgemeine Verbrauchssteuer
(Lenkungsfunktion der Steuer).

6. Wiedereinfiihrung einer verniinftigen Vermogenssteuer und
Erbschaftssteuer. Nur so kann das Leistungs- und Solidarprinzip einer
Gesellschaft wiedergewonnen werden, in dem der Starkere mehr gibt als der
Schwachere. Zugleich kann eine exorbitante Anhdufung von Reichtum
verhindert werden.

7. Einfiihrung eines Bedingungslosen  Grundeinkommens. Der
faszinierende Grundgedanke ist der, dass diese soziale Grundsicherung an die
Stelle der bisherigen Sozialhilfen, des Arbeitslosengeldes, der Harz IV-Satze,
des Kindergeldes, des Grund-BAf6G, der Grundrente tritt und jedem Blirger
ohne Bedirftigkeitsprifung allein auf Grund der Tatsache, dass er Birger des
Landes ist, gezahlt wird. Im Einzelnen gibt es hier eine Fille umstrittener
Vorschladge. Die Hauptvariante gehen in drei Richtungen:

7 pusfihrlich oben im Abschnitt »Partizipatorische Unternehmensverfassung

Nach Gotz Werner sollte die Verbrauchssteuer bei 50 % liegen, dafiir die Einkommenssteuer
drastisch runtergefahren werden, siehe Gorz W. Werner: »Ein Grund fir die Zukunft: das
Grundeinkommen« 2006, S.32ff.
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a) Sehr hohes bedingungsloses Grundeinkommen fir alle, so dass der
Blirger vom Arbeitszwang befreit und der Unternehmer glnstigste
Bedingungen fiir Arbeitsplatz anbieten muss.

b) Niedriges bedingungsloses Grundeinkommen fir alle, das nur die
notigste soziale Grundsicherung absichert, ein starker Anreiz zur Arbeit bleibt,
die wie oben beschrieben durch Teilen des Arbeitsvolumens, Reduzieren der
Regelarbeitszeit und ganzheitliche Arbeitsweise die »Entfremdung des
Menschen in der Arbeit« (iberwindet und Freirdume fiir Eigenarbeit, Familie
und gesellschaftliche Tatigkeit schafft.

c¢) Grundeinkommen nach einer negativen Einkommenssteuer, in dem das
Grundeinkommen mit dem Einkommen aus der Erwerbsarbeit verrechnet
wird: bei keinem oder sehr geringem Arbeitseinkommen volle Zahlung des
Grundeinkommens vom Finanzamt (»negative Steuer«), bei mittlerem
Arbeitseinkommen etwa die Halfte, bei sehr hohem Einkommen keine
Zahlungen, sondern voller Steuersatz. Die dritte Variante ist die wohl am
ehesten realisierbare und wird in der Akademie Solidarische Okonomie
favorisiert.
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Abb. 22: Gesamtschau eines neuen Steuer- und Sozialsystems
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Wichtig zum Verstandnis und Funktionieren des Grundeinkommens sind
mindestens noch folgende Hinweise: Das Biirgereinkommen wird aus der
Sozialversicherung gezahlt. Die bisherigen sozialen Transferleistungen wiirden
flir ein geringes Grundeinkommen fast reichen, konnten durch Einnahmen aus
der Mehrwertsteuer aufgestockt werden. Biirger, die nur das Grund-
einkommen beziehen, zahlen keine Steuern und Sozialversicherungsbeitrage,
sind aber in den Sozialversicherungen mit versichert. Wie die folgende Grafik
zeigt, kdnnte im Ganzen ein sehr vereinfachtes und klares Steuer- und
Sozialsystem entstehen.

4.6. Zum systemischen Zusammenwirken der Neuansatze
einer solidarischen Arbeits-, Lohn- und Sozialkultur

Es gibt verschiedene Initiativen und Gruppierungen, die einen der oben
skizzierten Vorschlage in der Art favorisiert, dass sie meinen, mit diesem einen
Ansatz alle entscheidenden Probleme im Bereich Arbeit, Einkommen und

Bedingungsloses Grundeinkommen

by gty i) anstelle Arbeitslosengeld, Sozialhilfe,

- ca. 30-Stundenwoche

- hohe Flexibilisierung der - S—— Kindergeld, Bafog, Grundrente...
AR - z.B. Erwachsene 600 €

| - Kinder 300 €

t '

‘ Paritiitisch steuerfinanziertes

I
| Ausgleichendes, leistungsgerechtes

Sozialsystem: I Lohnsystem
Abldsen der Sozialabgaben von - ,Zeit statt Geld*“ fiir hohe Lohne,
Arbeitsplitzen, dafiir - Mindestléhne in Niedriglohnbereich

Wertschipfungsabgabe der | - Leistungsgerechte Léhne von 0,5 bis
Unternehmen nach | zum 5-fachen

Arbeitsplatzkoeffizient

Abb. 23: Zusammenwirken verschiedener Bausteine einer solidarsichen Arbeits-, Lohn- und
Sozialkultur

Sozialwesen |6sen zu kdnnen, so z. B. in den Bewegungen zum Bedingungs-
losen Grundeinkommen oder in den Initiativen »Arbeit teilen«. Wir meinen,
dass keiner der oben skizzierten Vorschldge fir sich allein realisierbar ist oder
gar aus sich allein die Losung des Arbeits-, Einkommens- und Steuerkomplexes
sein kann. Vielmehr miuissen sich die verschiedenen Ansdtze einander
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flankieren, stitzen und systemisch zusammenwirken. Die folgende Skizze
macht das systemische Zusammenspiel deutlich.

Die Teilung des Arbeitsvolumens und das Reduzieren der Regelarbeitszeit ist
moglich, weil durch das Grundeinkommen kein voller Lohnausgleich nétig ist.
Ebenso machte die Ablésung der Sozialabgaben von den Arbeitspldtzen es den
Unternehmern eher moglich, Arbeitsplatze zu schaffen und zu flexibilisieren.
Das leistungsgerechte und solidarische Lohnsystem bringt einen ausgegli-
cheneren Wohlstand in die Gesellschaft, der das ganze System stabilisiert. Im
Zusammenwirken aller Faktoren kénnten alle arbeitsfahigen Menschen in den
okonomischen Prozess von Arbeit, Produktion, Lohn, Konsum, Steuer- und
Sozialabgaben einbezogen werden und ihr Recht auf Erwerbsarbeit realisieren.

Der groRte soziokulturelle Gewinn liegt in der Befreiung aus der
einseitigen Dominanz der Erwerbsarbeit und in einem wesentlich grofReren
Freiraum fir das Zusammenspiel von Erwerbsarbeit, Familien- und
Eigenarbeit, biirgerschaftlichem Engagement und Mule. Machen wir es uns
an einem fingierten Beispiel klar:

Mann und Frau mit drei Kindern miissten nicht in alter Weise zusammen
mit 60 oder 80 Stunden voll arbeiten, um den Unterhalt ihrer Familien zu
erarbeiten. Sie wiirden beide in Teilanstellung zusammen etwa 45
Wochenstunden einer Erwerbsarbeit nachgehen (z. B. er 30 Stunden, sie 15
Stunden) und hier etwa 1.800€ netto verdienen. Dazu kdme ein
Grundeinkommen von 1.900 € (bei negativer Einkommenssteuer fiir die Eltern
zweimal 500 €, fiir die Kinder dreimal 300 €). Mit zusammen 3.700 €
Monatseinkommen wdre ein ausreichendes Auskommen gegeben. Es bliebe
viel Zeit fiir Freizeit, Eigenarbeit und Familie, fiir gemeinsame Kindererziehung.
Die Existenzangst vor Arbeitslosigkeit wire verschwunden. Die Geburtenrate
wiirde steigen. Und es wdre viel Zeit da fiir Kultur und fiir ehrenamtliches
Engagement in Vereinen, Kirchengemeinde, zivilgesellschaftliche Gruppen oder
Parteien.
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5 Okosoziale Globalisierung, Regionalisierung und
Subsistenzwirtschaft

5.1 Zum Charakter der neoliberalen Globalisierung

Das Phanomen der Globalisierung ist nicht neu. Vielmehr ist Globalisierung ein
immerwadhrender Prozess menschlicher Zivilisation. Schon seit Anbeginn
menschlicher Zivilisationen gab es den Drang der Menschen, der Stamme,
Staaten und Kulturen, liber den eigenen Bereich hinauszugehen, andere
Raume zu erkunden, sich nutzbar zu machen, zu besiedeln. Das »nach drauRen
Gehen« wurde oft zur Expansion, veranlasst durch die notwendige Suche nach
neuen Ressourcen (Weideplatze, Rohstoffe), aber auch durch das instinkthafte
Verlangen nach Neuem (Entdeckerdrang). Solange die neuen Gebiete diinn
besiedelt waren, die Fremden eine Minderheit oder nicht die wesentlich
Starkeren waren, konnte die Expansion friedlich geschehen und im
vorteilhaften Austausch beider Seiten. Sobald der Raum enger wurde und die
Ubermacht der Fremden oder die Angst vor den Fremden zu groR wurde, kam
es zu Aggressionen, zum Erobern und Unterwerfen mit all den leidvollen
Kriegen, Vertreibungen, Vernichtungen, Ausbeutungen und Versklavungen.
Mit Beginn der Neuzeit (15./16. Jahrhundert) nahm auf Grund neuer
technischer Moglichkeiten der europaischen Kultur (Kompass, bessere Schiffe
u. a.) die Expansionsbewegung rasant zu und fihrte mit der Entdeckung der
bisher fremden Kontinente bis an die »Grenzen der Erde«. Die neuen Lander
z. B. in Amerika, Afrika, Australien waren schon besiedelt und in ihrer Weise
kultiviert, die Expandierenden waren aber in technischer und militdrischer
Starke den Einheimischen meist (iberlegen. Die Expansion wurde zur
Kolonialisierung der sonstigen Welt: das Erobern, Unterwerfen und
Missionieren der fremden Kulturen durch die eigene wurde zum
Leitparadigma einer ganzen Epoche. Anfang des 20. Jahrhunderts stie man
das erste Mal an die Grenzen einer bisher grenzenlosen Globalisierung: Alle
Lander waren entdeckt, in Kolonien oder Macht- und Interessenspharen
aufgeteilt. Nun konnte nur noch in den beiden Weltkriegen des
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20. Jahrhunderts der erobernde Expansionsdrang ausgelebt werden und fand

in der nicht mehr ausdehnbaren Welt sein selbstmérderisches Ende.

Globalisierung heute wird vor allem als wirtschaftliches Geschehen
gesehen und meist im neoliberalen Sinne verstanden bzw. praktiziert.
Neoliberale Globalisierung meint eine freie Weltwirtschaft (»Freihandel«), in
der vor allem GroBunternehmen und die internationale Finanzwirtschaft
weitgehend jenseits nationaler und staatlicher Begrenzungen und Auflagen
agieren konnen. Die Globalisierung im heutigen Sinne begann in den 80er
Jahren des vorigen Jahrhunderts und hatte verschiedenen Ursachen: Einmal
gingen in den Industriestaaten nach der Aufbauphase nach dem 2. Weltkrieg
die Wachstumsraten des BIP deutlich zuriick. Sie sanken von ca. 8 % auf 1 -
3 %. Weiteres Wachstum war eher durch Expansion nach aullen moglich
(Exportiberschiisse, Betriebsverlagerungen ins Ausland). Zum anderen
machte die sprunghafte Entwicklung der elektronischen Informations-
technologien (IT) seit den 90er-Jahren ein weltweites sekundenschnelles
Agieren moglich. Zuséatzlich verfihrte der Zusammenbruch des Ostblocks zu
einer schrankenlosen weltweiten Globalisierung des westlichen Wirt-
schaftssystems. Und schliefllich hatten die neoliberalen Wirtschaftstheorien
von Friedrich August von Hayek, Milton Friedman u. a. schon lange einen
ideologischen Vorlauf fiir eine uneingeschrankte expansive Liberalisierung des
Waren- und Kapitalverkehrs geliefert.

Trotz dieser Entwicklungen sollte Globalisierung nicht nur im engen
wirtschaftlichen Sinne, sondern im gesamt-zivilisatorischen Sinne verstanden
werden. Dann werden auch ihre umfassenden positiven und negativen Seiten
sichtbar und erst so konnen zielgenauer Alternativen entwickelt werden.

Zur positiven Seite der Globalisierung gehort eine Vielfalt von Facetten:

e Moderne Globalisierung fihrt zu einer viel haufigeren und dichteren
Begegnung der Kulturen und Religionen. Das kann zu einem gréReren
Verstandnis zwischen ihnen fiihren und das Bewusstsein fir die Eine
gemeinsame Welt fordern — vorausgesetzt, dass die Beheimatung im
Eigenen und die Offenheit gegeniiber Anderem die Angst vor dem
Fremden lberwindet.

o Weltweite elektronische Kommunikation zwischen den Menschen und
Gruppen mit kaum noch abzuschirmenden Informationen férdert die

12!

? vgl. Meinhard Miegel: »Exit. Wohlstand fiir allec, S. 43ff.
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Beteiligung von immer mehr Menschen am internationalen Austausch. Das
hat Demokratisierungsprozesse und die internationale Wachsamkeit gegen
Menschenrechtsverletzungen und andere Fehlentwicklungen gestarkt (z. B.
in China, Nordafrikanischen Staaten, Syrien u. a.).

e Durch die Moglichkeiten der Globalisierung vernetzen und verstarken sich
auch soziale, friedensethische, okologische und kulturelle Bewegungen,
Aufbriiche und Zusammenschlisse (z. B. in den Weltsozialforen, in der
Afrikanischen Revolution 2011/12).

e Durch die Globalisierung kénnen sich technisches und wissenschaftliches
Know-how schnellstens verbreiten und enorme Innovationsschiibe
auslosen.

e In den aufsteigenden Entwicklungslandern (Schwellenlandern wie China,
Indien, Indonesien, Brasilien u. d.) schaffen neue Technologien ganz neue
Industrien und damit neue Arbeitsplatze fir Millionen Menschen. Sie holen
Menschen, die daran Anteil haben, aus Hunger und schwerer Armut
heraus — wenn auch oft durch Vernichtung bisheriger Arbeitsplatze und
unter sozial und okologisch nicht vertretbaren Bedingungen und
Ausgrenzung Vieler.™°

e Deutschland profitiert wie andere hochentwickelte Industrielander von der
Globalisierung durch eine »positive« AuBenhandelsbilanz (Export-
Uberschisse), durch billige Rohstoffe, Nahrungs- und Futtermittel aus den
Entwicklungslandern und  Billigstangebote vieler Produkte aus
Niedriglohnldandern.

e Hochspezialisierte mittelstandische Firmen, die sich gegeniber
Transnationalen Konzernen behaupten kénnen, kdnnen Arbeitsplatze im
eigenen Land halten und gegebenenfalls neue schaffen.

e Es gibt groRe Wachstumsschiibe, z. T. extrem hohe Gewinne und Renditen
bei Firmen, die sich auf den Weltmarkten Vorrangstellungen erkampfen
kénnen. Das sind vor allem Transnationale Konzerne und weltweit
agierende Finanzunternehmen.

Sicher wird schon hier in den letzten Aufzdhlungen die Ambivalenz und

negative Wirkung der Globalisierung erkennbar. Aber zunachst soll gesehen

werden, dass es durch die Globalisierung und Technisierung der Wirtschaft zu

130, B. hat Indien seit 1991 jahrlich etwa 6 % Wirtschaftswachstum, hat eine wohlhabende Mittel-
schicht von ca. 100 Mio. Einwohnern. Die Zahl der Inder, die mit weniger als mit einem USS pro
Tag auskommen mdssen, liegt bei ca. 450 Mio.
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Innovationsschiiben und Vermdgenszuwachsen gekommen ist, wie es das

bisher in der Menschheitsgeschichte noch nie gegeben hat: Das

Bruttosozialprodukt der Welt ist von 1991 bis 2004 auf das 2,5-fache

gestiegen; die Energiebereitstellung hat sich seitdem mehr als verdoppelt. Mit

den heute produzierbaren Nahrungsmitteln konnten 12 Mrd. Menschen
erndhrt werden. Mit den wissenschaftlichen Erkenntnissen und dem
technischen Know-how von heute kénnten die Umweltprobleme gemeistert
werden. Die Paradoxie unserer gegenwadrtigen Zivilisation liegt allerdings
darin, dass diese »Gewinne« die Grundprobleme, Konflikte und
zerstorerischen Seiten dieser Entwicklung nicht gel6st, sondern auf vielen

Ebenen verscharft haben. Die flir unser Thema gravierendsten Negativseiten

der Globalisierung sollen hier nur in Stichworten skizziert werden:

e Die von den Industrielandern forcierte Durchsetzung des Freihandels
gegeniiber den Entwicklungslandern (EL) fihrt zu einer Exportschwdmme
der Industrielander, die die Markte der Entwicklungslander Gberflutet, so
deren Wirtschaft stranguliert und deren kleinb&duerliche Landwirtschaft in
vielen Fallen zerstort. Dies ist durch die staatliche Subventionierung der
Exportgliter und den Protektionismus zu Gunsten der Industrielander
besonders perfid. Beispiel: staatlich subventionierter Export von
Billigsthiihnerfleisch aus Europa macht die eigene landwirtschaftliche
Produktion und den Markt in afrikanischen Landern kaputt.

e Betriebs- und Arbeitsplatzverlagerung in Billiglohnlander und Exporte aus
diesen Landern fiihren zur Uberflutung der heimischen Markte in den
Industrielandern mit Billigimporten aus den Entwicklungslandern, es folgt
eine Schwéachung der klein- und mittelstandischen Regionalwirtschaft in
den Industrielandern, Erodierungstendenz des Mittelstandes, teilweises
Absinken in die Unterschicht; verstarkte Arbeitslosigkeit, Zunahme
prekarer Lebensverhéltnisse auch in den reichen Staaten.

e Global agierende Unternehmen koénnen leichter als heimische
Unternehmen nationale Okologische Auflagen umgehen. Das fiihrt meist
zur ricksichtslosesten Ausbeutung der natirlichen Ressourcen, zur
Zerstorung von Lebensrdumen (z. B. Erdol-Shell-Produktion in Afrika).
Zudem fihren die weltweiten groen Transportwege zu einem sehr hohen
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Umwelt- und Energieverbrauch und verletzen den natirlichen
»6kologischen Raumwiderstand«™".

e Nicht kontrollierte internationale Finanzmarkte schadigen mit ihrem
spekulativen Anlagesystem, mit entsprechenden Geldblasen und deren
Platzen die Realwirtschaft, erleichtern Steuerflucht und Steuervermeidung
der GroRBunternehmen; so empfindlicher Verlust an Steuereinnahmen,
zunehmende Staatsverschuldung, Verarmung der »Offentlichen Hand«.

e Gravierend, aber bisher zu wenig beachtet sind die schweren
psychosozialen Verunsicherungen und Verwerfungen, die bei den
Verlierern der Globalisierung auftreten: Das Geflihl, anonymen
Weltmachten ausgeliefert zu sein, durch sie ins Aus getrieben zu werden;
Gefilhl der Uberfremdung und des Verlustes an »Beheimatung;
Demiutigung, Angst und Ohnmachtserfahrungen, Perspektivlosigkeit,
Depression; Erfahrung, darin von der Politik allein gelassen zu werden;
daraus Apathie und/oder Wut, Politik- und Demokratieverdrossenheit;
Flucht in Nationalismen, rechts- oder linksextremistische Ausbriiche — dies
oft in einem Gefiihlsstau mit einem gefahrlichen eruptiven Potential.**

Es gibt verschiedene Ansdtze in der internationalen Politik, die negativen

Folgen der Globalisierung einzuddmmen oder zu Uberwinden. So wurde auf

der ersten groRen Weltumweltkonferenz Rio 1992 der Grundsatz formuliert,

dass die Volker der Welt eine »nachhaltige Wirtschafts- und Lebensweise«
entwickeln miissten. Zur Realisierung dieser Prinzipien sind z. T. schon vor Rio

1992 und in den Folgejahren eine Reihe von internationalen Umwelt-

schutzabkommen beschlossen worden, z. B. das Washingtoner Artenschutz-

abkommen (CITES) von 1973, die Artenschutzkonvention (CBD) und die

Konvention zur Bekdmpfung der Wistenbildung (beide in Rio 1992), das

Kyoto-Protokoll von 1997 und die Arbeit in folgenden Weltumwelt-

konferenzen.

Des Weiteren gibt es eine Fille internationaler Weltwirtschafts-
verhandlungen und Verhandlungsgremien, so die Treffen der G8-Staaten,
dann der G20-Staaten, die wiederholten Verhandlungen um die Allgemeinen

131 . . . . .
Der »6kologische Raumwiderstand« setzt sich im Transportwesen zusammen aus: Entfernung,

Zeit, Energieaufwand, Umweltschdden (z. B. CO,-AusstoR) im Verhaltnis zur Tonnage.

32 Diese »psychischen und sozialen Destruktionen im Neoliberalismus« werden ausfiihrlich analy-
siert im Buch von Duchrow, Bianchi, Kriiger, Petracca: »Solidarisch Mensch werden« 2006; bes.
Kapitel 3 »Die Traumatisierung der Verlierer«.
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Zoll- und Handelsabkommen (GATT), die jahrlichen Treffen des
Weltwirtschaftsforums in der Schweiz (WEF in Davos), grofe Sonder-
konferenzen der Vereinten Nation z. B. der Millenniumsgipfel 2000 In New
York u. a.

Die Hauptforderungen, um die es in den verschiedensten Verhandlungen
immer wieder geht, sind diese:

1. Vereinbarung von Mindeststandards in der Sozialpolitik und
Umweltpolitik zur Vermeidung von Sozial- und Umwelt-Dumping,

2. Harmonisierung der Wettbewerbspolitik, zur Vermeidung des
Missbrauchs von Marktmacht (insb. durch Kartelle, Oligopole und Monopole).
3. Harmonisierung der Steuerpolitik zur Vermeidung von Steuerflucht und
Steuerhinterziehung (Vereinbarung von Mindeststeuersatzen),

4. die Kontrolle des internationalen Kapitalverkehrs zur Reduzierung der
Spekulation und zur Vermeidung von Finanz- und Verschuldungskrisen.
Dariiber hinaus gibt verschiedene Bewegungen zur Selbstverpflichtung
internationaler Unternehmen, soziale und Okologische Standards zu
realisieren, so im Corporate »Social Responsibility« (CSR) und im »Codes of
Conduct«. Oder im Aufruf Kofi Annans von 1999 zum »Global Compact, in
dem zehn Prinzipien flir Menschenrechtler, Arbeitsnormen, Umweltschutz und
Korruptionsbekampfung definiert werden und dem sich verschiedene
Unternehmen angeschlossen haben. In verschiedenen Vorschlagen wird
gefordert, die bestehenden internationalen Behtérden wie die Welthandels-
organisation (WTO), die Weltbank, den Internationalen Wahrungsfonds (IWF)
und die Internationale Arbeitsorganisation der Vereinten Nationen (ILO) in der
Art zu reformieren, dass sie die benannten Forderungen durchsetzen
konnen.'*

All diese Bemihungen haben im Einzelnen Fortschritte erreicht und sind zu
unterstiitzen. Doch zu einem wirklichen Durchbruch zur weltweiten
Durchsetzung der Ziele ist es bisher nicht gekommen. So hat die ILO zwar
weitreichende soziale und okologische Standards formuliert, aber gerade die
ILO ist gegeniliber der WTO und dem IWF politisch machtlos. Die beim
Millenniums-Gipfel der Vereinten Nationen 2000 in New York formulierten
Ziele zur Halbierung von Armut, Hunger, schweren Krankheiten bis 2015
gelten schon heute als nicht mehr als erreichbar. Auch die Verhandlungen bei

50 2. B. im Projekt eines »Global Marshall-Planes« siehe Franz-Josef Radermacher z. B. in »Ba-

lance oder Zerstérung. Okosoziale Marktwirtschaft als Schliissel zu einer weltweiten nachhalti-
gen Entwicklung, S. 125 ff.
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den Weltumweltkonferenzen z. B. 2002 in Johannesburg, 2009 in Kopenhagen,
2011 in Durban zeigen, dass Nationalinteressen und die Widerstiande aus der
Wirtschaft die Politik in der Durchsetzung einer wirklichen Nachhaltigkeit
weitgehend machtlos werden lassen.

Die Verhandlungen Uber das MAI-Abkommen und TRIPS-Abkommen
zeigen, wie die Lobbyarbeit der Internationalen Konzerne die oben genannten
Bemiihungen immer wieder zu unterlaufen versuchen. Das sogenannte TRIPS-
Abkommen (»Ubereinkommen iiber handelsbezogene Aspekte der Rechte des
geistigen Eigentums«) wurde als Ergdnzung der Allgemeinen Zoll- und
Handelsabkommen (GATT) 1994 mit dem Ziel in Kraft gesetzt, globale
Monopolstrukturen fiir die Verwertung von Geschaftsideen, Erfindungen und
Entdeckungen zu sichern. Das MAI-Abkommen (Multilaterales Investitions-
abkommen) wurde 1995 unter Ausschluss der Offentlichkeit mit dem Ziel
entwickelt, auslandischen Investoren in Entwicklungslandern nahezu
uneingeschrdankte Freiheiten zu ermoglichen. Die Ratifizierung dieses
Abkommens konnte durch vorzeitige Veroffentlichungen und dem folgenden
Einspruch Frankreichs und zivilgesellschaftlicher Gruppen 1998 gestoppt
werden. Das uneingeschrankte Agieren der internationalen Finanzmarkte ist
trotz der von ihnen ausgeldsten groflten Finanzkrise bisher nicht wie
versprochen reguliert oder wirklich kontrolliert worden.

Immer wieder wird deutlich, dass in dieser Entwicklung die
Transnationalen Konzerne (TNC) eine besonders gefédhrliche Rolle spielen. Sie
stellen eine ungeheuer grofRe oligopole Machtkonzentration dar. So verfligten
2004 die 500 groften transkontinentalen Konzerne liber ein Vermégen von
52 % des Welt-Bruttosozialprodukts. Darin Gben sie direkt und indirekt eine
groBe politische Macht aus, beeinflussen und steuern mit bestbezahltem
Lobbyismus nationale und internationale politische Gremien und Institutionen
(z. B. WTO, IWF, Weltbank) und groRe politische Entscheidungsprozesse (G8-,
G20-Konferenzen, Weltklimakonferenzen u.a.).134 Sie entziehen sich fast
ganzlich nationalen Regularien und der demokratischen und 6ffentlichen
Kontrolle und unterlaufen am ehesten soziale und 6kologische Standards der
Internationalen Arbeitsorganisation (ILO-Bestimmungen). Trotz versuchter
Gegensteuerung  durch  EU-Wettbewerbsbehdérde und  Kartellamter
Uberschwemmen und beherrschen die TNC mit ihrer Vormachtstellung die
Markte der Weltwirtschaft oft bis in die kleinsten Regionen hinein,
untergraben am starksten die mittelstandische Wirtschaft und hohlen eine

B34 Jean Ziegler im Weltsozialbericht 2005 nach taz, vom 21.10.2005, S.11



178 Bernd Winkelmann

eigenstindige gesunde Regionalentwicklung aus. In Krisenzeiten sind
GroRkonzerne allerdings wesentlich Kollaps anfalliger als kleingliedrigere
regionale Einheiten, sie reilen diese beim eigenen Kollabieren oft mit in den
Abgrund (Zweig- und Zulieferbetriebe einzelner Wirtschaftszweige; vgl.
Autokrise, Finanzkrise u. &.)

Betrachtet man die neoliberale Globalisierung insgesamt, kann als erstes
Fazit gesagt werden:
1. Die neoliberale Globalisierung ist die Expansion einer bestimmten Art des
Wirtschaftens Uber Volker, Staaten und Kulturen, die zu Recht als eine
moderne Form des Kolonialismus bezeichnet wird.
2. Die neoliberale Globalisierung wirkt in den Entwicklungslandern insofern
entwicklungshemmend, als sie die dortigen Eigenpotentiale Uberfremdet,
schadigt bzw. zerstort, mehr Ressourcen aus diesen Lédndern abzieht, als sie in
diese hineingibt, diese Lander sozial und in der Wohlstandentwicklung extrem
spaltet und schwere Konfliktausbriiche provoziert (Aufstdnde, Terrorismus,
Birgerkriege u. a.).
3. Die neoliberale Expansion wirkt nicht nur nach aullen, sondern ebenso
nach innen in ihre Ursprungslander hinein: Sie verletzt oder zerstort auch hier
die Entwicklung kleingliedriger regionaler Wirtschaftseinheiten und damit die
Stabilitatsbasis des Wirtschaftens insgesamt.
4. Die neoliberale Globalisierung muss als Hauptmotor der 6kologischen
Zerstorung unseres Planeten angesehen werden. Denn hier entfalten sich die
okologischen Zerstérungen am scharfsten und sind bisher am wenigsten
kontrollierbar und beherrschbar.
5. Die systemimmanente Ursache dieser Fehlentwicklung sind die im
Kapitel »Sackgasse Kapitalismus« ausgefiihrten Prinzipien, Leitvorstellungen,
Mechanismen und Ideologien kapitalistischer Wirtschaftsweise: die
Unterwerfung allen Wirtschaftens unter das Kapitalmehrungs- und
Privatisierungsprinzips, unter das zwanghafte Wachstumsstreben, unter die
Konkurrenz- und Externalisierungspraxis, die nun auf die ganze Welt
ausgeweitet wird und immer die Schwacheren zugunsten der Starken
benachteiligt. Auch hier ist wieder die flir den Kapitalismus typische Exklusion
des gemeinsamen Wohls und der Interessen anderer wahrzunehmen.
6. Die bisherigen Versuche der Politik, die negativen Auswirkungen der
Globalisierung zu Uberwinden, sind bisher an der strukturellen
Eigengesetzlichkeit kapitalistischer Wirtschaftsweise, an der Ubermacht der
Transnationalen Konzerne und der internationalen Finanzindustrie sowie an
vielen nationalen Eigeninteressen gescheitert.
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Da die bisherige Politik offensichtlich nicht im Stande ist, die neoliberale
Globalisierung in eine okologisch und sozial vertragliche Globalisierung zu
verwandeln, kdnnte diese Wirtschaftsweise — wie es sich einige ihrer Vertreter
wiinschen — ohne Ende so weiter gehen. Dies wird aber garantiert nicht so
sein. Soziale Aufstande kdnnen mit viel Gewalt vielleicht noch einige Jahre
niedergeschlagen werden. Die drohenden oOkologischen Zusammenbriiche
aber nicht.

Es gibt einen »dkologischen Imperative ™ fir die Uberwindung des
globalisierten neoliberalen Kapitalismus. Das heillt: Die 0kologischen
Grundgesetze des Lebens erzwingen quasi diktatorisch eine Umkehr
menschlichen Wirtschaftens. Die Fakten sagen es mit unerbittlicher Harte:
Schon jetzt hat der Okologische FuBabdruck unseres Wirtschaftens das fiir das
Okosystem unserer Erde vertrigliche MaR weltweit um 20-30 % Uberschritten.
Die weitere expansive Ausbeutung der natirlichen Rohstoffe wird zunehmend
an deren Erschopfung ihr Ende finden™®. Der immer raschere Verlust an
Biodiversitdt — der Vielfalt an Tier- und Pflanzenarten — wird zu einem
empfindlichen Riickgang an Regenerationsfahigkeiten der Natur und des
Lebens fihren. Wenn diese Prozesse nicht aufgehalten werden und wenn es
nicht gelingt, sehr schnell das Wachsen des Material- und Energiedurchsatzes
unseres Wirtschaftens in ein Schrumpfen dieser Durchsdtze umzukehren, wird
es Umweltkatastrophen, Ressourcen-zusammenbriiche, Ressourcenkriege,
Hungerkatastrophen, Umweltmigrationen und Aufstinde geben. Diese
werden nicht nur millionenfach natirliche und menschliche Opfer kosten, sie
werden auch fir die kapitalistische Wirtschaft viel teurer und verlustreicher
werden, als jedes 6kologische Vorbeugungsprogramm. Die bisherige expansive
Wachstumswirtschaft wird zusammenbrechen. Die neoliberale Globalisierung
und ihre Folgen zeigen eindeutig: Das Zivilisationsmodell des Kapitalismus ist
an sein Ende gekommen.

'* »Bkologischer Imperativ« nach Hans Jonas in seinem Buch »Das Prinzip Verantwortung« 1979:

»Handle so, dass die Wirkungen deiner Handlungen vertrdglich sind mit der Permanenz echten
menschlichen Lebens auf Erden«. Vgl. auch Hermann Scheers »Energ-ethischer Imperativ« im
gleichnamigen Buch 2010

3 Verschiedene Wissenschaftler wie z. B. Niko Paech sprechen hier nicht nur ein »Peak Oilg,
sondern ein »Peak everything« in den nachsten 20 bis 30 Jahren.
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5.2 Pramissen und Neuansatze einer 6kosozialen Globalisierung

Soll die Menschheitsentwicklung nicht in eine schwere zivilisatorische
Crashsituation hineingeraten, muss die neoliberale Globalisierung in eine
Okosoziale  Globalisierung  transformiert werden. Eine o©kosoziale
Globalisierung meint ein globales Zusammenwirken allen Wirtschaftens, in
dem die 6kologische Nachhaltigkeit und das soziale Wohlergehen aller Volker
und aller Menschen im hochstmdéglichen MaR realisiert werden kann. Aus
dieser Zielstellung ergeben sich vier Grundpramissen fiir solch eine
Transformation:

1. Okologisierung der gesamten Weltwirtschaft,

2. Uberwindung der Bevorteilung der wohlhabenden entwickelten Linder
zu Ungunsten der wenig entwickelten Lander,

3.  Weltweite Durchsetzung sozialer und 6kologischer Standards,

4. Primat der Politik als eine gemeinsame Weltinnenpolitik.

Voraussetzung fiir die Durchsetzung dieser Zielstellungen waren einmal die
systemverdndernde Uberwindung der im Kapitel »Sackgasse Kapitalismus«
beschriebenen kapitalistischen Prinzipien, Mechanismen und Ideologien
notwendig, zum anderen ein entsprechendes politisches Handeln — eben eine
gelingende Weltinnenpolitik.

Wie gezeigt, kommt die Kraft zu politischen Veranderungen kaum aus den
bisherigen politischen Institutionen. Sie kdnnte sich aber aus dem Wirken der
vielen weltweiten Nichtregierungsorganisationen (NRO's), Basisgruppen,
Netzwerken und Burgerinitiativen entwickeln. Die bekanntesten und wohl
wirkungsvollsten sind die Aufklarungskampagnen des World-Watch-Instituts,
die Initiative Transparency International, die ATTAC-Bewegung, die
Weltsozialforen, die Oxfam-Initiative, Brot fur die Welt, Fair-Handels-
Initiativen, Amnesty International, Greenpeace, Verbraucherinitiativen und
Verbraucherboykotte, die Occupy-Bewegungen usw. Verhandlungsteilnehmer
grofler UN-Verhandlungen sagten wiederholt, dass ohne das Wirken dieser
Bewegungen die bisherigen Fortschritte nicht erreicht waren und dass hier das
groRte progressive Veranderungspotential liegt. Beispiele sind hier die
beginnenden Verhandlungen (ber eine Finanztransaktionsteuer, der Ausstieg
aus der Atomenergie in Deutschland, die internationale Bewegung der
Kleinkredite usw.

Um zu grundlegenden Veranderungen auf der Ebene der Weltwirtschaft zu
kommen, missten hierfiir vier politische Hauptforderungen durchgesetzt
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werden: 1.Die Uberwindung des Dogmas vom »Freihandel«, 2.die
Entmachtung der Transnationalen Konzerne und der internationalen
»Finanzindustrie«, 3.eine Neuerfindung internationaler Weltwirtschafts-
behorden, 4. die Entwicklung einer modernen regionalen Subsistenzwirtschaft
als ausgleichendes Gegengewicht zur Globalisierung.

Zu 1.: Die Uberwindung des Dogmas vom »Freihandel«: Die Behauptung,
dass Freihandel zwischen den Landern automatisch zum »komparativen«
Vorteil aller Beteiligten fuhrt,™ hat sich als Illusion und Ideologie des
Liberalismus erwiesen. Entsprechende der disproportionalen GesetzmaRigkeit
des Marktes™® fiihrt der »Freihandel«, sobald es einen Schwacheren und
einen Starkeren gibt, automatisch zur Benachteiligung des Schwacheren, denn
der Starkere kann Preise und andere Marktbedingungen diktieren und
praktiziert dabei oft einen einseitigen Protektionismus zu seinen Gunsten.

Klassische Beispiele hierfir sind die subventionierten Exporte der
Industrieldnder an Lebensmitteln, Baumwolle u. a. in Entwicklungslander, die
die dortigen Produktionen und Markte zerstéren. Zudem werden — wie es die
MAI- und TRIPS-Verhandlungen zeigten — in den meist von den
Industrielandern  diktierten Handelsgesetzen Vorteile zugunsten der
Industrielander festgeschrieben. Darlber hinaus zeigen Zahlen und Fakten,
dass verstarkter Welthandel nicht sukzessive zum Anstieg des
Weltsozialprodukts fiihrt. So hat sich von 1970 bis 2000 der Welthandel um
fast das Sechsfache erhoht, das Weltbruttosozialprodukt aber nur reichlich um
das Zweifache.™

Darum muss es wieder legitim und entsprechend geregelt werden, dass
sich schwachere Regionen und Markte durch Schutzzolle und &hnliche
Regelungen vor einem Uberschwemmt- und Beherrschtwerden von auRen
schiitzen kénnen. Das heiBt nicht, dass ein internationaler Handel aufgegeben
wird. Vielmehr bedarf es internationaler Handelsabkommen, die die
schwacheren Regionen und Partner schiitzen und ihnen chancengleiche oder
auch bevorzugte Handelsbedingungen gegeniiber den stdrkeren Partnern
einrdumen. Das wdren die entscheidenden Entwicklungshilfen, in der die
Schwacheren in ihrer Entwicklung aufholen koénnen und ein Welt-

5750 der Begrinder der Theorie vom Freihandel und der Nationaldkonomie David Ricardo im

18. Jahrhundert
Siehe Kapitel »Sackgasse Kapitalismus« S. 15
Ausflhrlich dargestellt in Horst Afheldt »Wirtschaft, die arm macht« 2003, S. 121f.

138
139
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Wohlstandsausgleich moglich ware.

Zu 2.: Die Entmachtung der Transnationalen Konzerne und der
internationalen »Finanzindustrie«: Inwiefern es notwendig und moglich ist,
die spekulative »Welt-Finanzindustrie« zu entmachten, ist im Abschnitt
»Schuldgeld und 6ffentliches Kapital« beschrieben worden. Ebenso wird man
nicht umhin kommen, die Transnationalen Konzerne (TNC) zu entmachten
bzw. aufzulésen, wenn man die Weltwirtschaft in eine 0Okosoziale und
gemeinwohlorientierte Okonomie verwandeln will. Eine stirkere Kontrolle der
TNC und von aufllen aufgenétigte »good Governance-Regeln« werden nicht
reichen. Noétig ist vielmehr, ihre innere Struktur und damit sie selbst
aufzulésen. Dazu gehoren: a) die GroRe: es darf keine GroRen der TNC oder
Finanzinstitute geben, die so systemrelevant sind, dass sie bei Versagen nicht
aufgeldst werden konnen. Dazu gehort b) die Akkumulation ungeheuer groRer
Summen in alleiniger Verfligung der TNC-Kapitaleigener. Dazu gehoren c) ihre
Dominanz und Beherrschung des Welthandels und der globalen
Vernetzungsstrukturen.

Notig ist die Auflosung der TNC in viele kleinere Wirtschaftseinheiten.
Dabei kann es durchaus international agierende Unternehmen geben. Diese
sollten aber immer regional eingebunden sein und nach den Prinzipien der
»Partizipatorischen Unternehmensverfassung« gefiihrt werden, also in
Mitbestimmung und Anteilhabe aller Beteiligten und Betroffenen in den
Regionen, in denen sie agieren.

Zu 3.: Neuerfindung internationaler Weltwirtschaftsbehorden: Die heute
schon vorhandenen internationalen Weltwirtschaftsorganisationen wie die
WTO, der IWF und die Weltbank u. a. missten so grundlegend umgebaut oder
neu erfunden werden, dass sie dem Welthandel Rahmenbedingungen und
Regeln geben, die fir Fairness und Ausgleich, fiir die Foérderung der
Schwacheren und fir oOkologische Nachhaltigkeit sorgen. Mit den neuen
okonomischen Regelwerken und entsprechender Institutionen waren z. B.
auch die heute schon vorhandenen sozialen Standards der ILO und die
Okologischen Standards des UN-Umweltprogramms (UNEP) durchzusetzen.
Die internationalen Weltwirtschaftsbehérden missten unter der Regie einer
erneuerten Vereinten Nation laufen, so etwas wie eine Welt-Wirtschafts-
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Innenpolitik  realisieren und mit entsprechenden Machtbefugnissen
ausgestattet werden.*°

5.3 Stirkung einer kleingliedrigen Okonomie — Erkenntnisse der
Systemtheorie

Die Negativseiten der Globalisierung koénnen nur dann grundlegend
Uberwunden werden, wenn einer globalisierten Wirtschaft die Starkung einer
kleingliedrigen regionalen Wirtschaft gegeniibersteht und wenn regionales
und globales Wirtschaften in einer positiven Synergie zusammenspielen. Zum
Verstandnis dieser Synergie sind Erkenntnisse der Systemtheorie duBerst
hilfreich.

Die Wirtschaft ist wie jedes Gebilde in Natur und Gesellschaft ein
hochkompliziertes »lebendiges« System. Solche Systeme gelten dann als
lebensfahige Systeme, wenn sie zur Selbstorganisation, zur Reproduktion und
zur Transformation ihrer selbst fahig sind. Diese Fahigkeiten sind dann am
hochsten, wenn es einen hohen Grad an Subsidiaritdat und Vernetzung der
Teilsysteme gibt. Mit »Subsidiaritadt« ist die Fahigkeit zur Selbstverantwortung
und Selbstorganisation in kleineren, auch untergeordneten Teilsystemen
gemeint.141 Diese funktioniert aber nicht isoliert von anderen oder gegen
andere, sondern in enger Vernetzung, im Austausch und Zusammenwirken mit
anderen Teilsystemen und dem Gesamtsystem. Dabei ist der Grad und die Art
und Weise der Vernetzung entscheidend.'*

Es zeigt sich sowohl in der Natur wie in den Gesellschaften, dass Systeme
mit vielen Teilsystemen, die eigenstdndig und subsidiar leben, aber gut
kooperieren, die stabilsten, anpassungsfahigsten und Uberlebensfahigsten
Systeme sind. Jedes Teilsystem hat seine eigenstiandige Aufgabe, zugleich
tauscht es mit Anderen Informationen und Potentiale aus, Ubernimmt
Aufgaben, die andere nicht wahrnehmen, bereichert so das Gesamtsystem
und kann bei Schwachen oder Ausfall von diesem aufgefangen werden.

0 pies ist der Ansatz des Global-Marshall-Plans, der u. a. von Franz Josef Radermacher vertreten

wird; vgl. Radermacher »Globalisierung gestalten, S. 124

! »Subsidiaritat« von spatlat. subsidium: zuriickgestellte Reserve, Eigenverantwortung in unter-
geordneten Bereichen

2 Grafik und Inhalte nach Frederic Vester: »Neuland des Denkens. Vom technischen zum kyber-
netischen Zeitalter« 1986, S. 40ff.
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Zugleich wird das Wachstum einzelner Bereiche immer von der
Vertraglichkeit dieses Wachstums fiir das umgebende System begrenzt oder
gefordert, pendelt sich also in ein ausgleichendes stabilisierendes Mal$ ein.
Von dieser Vielfalt, Beweglichkeit und Eigenpotenz der Teilsysteme und deren
Zusammenspiel lebt und profitiert das Gesamtsystem.

[N

o

a) unvernetzte, b) vernetztes System, | c) System mit vielen
lineare Beziehung; aber kaum eigen- Subsystemen in
sehr instabiles standige Subsysteme; | starker Vernetzung;
System Tendenz zur hochste Stabilitat
zentralen Steuerung,
sehr storanfallig

Abb. 23: Die Wirkung unterschiedlicher Vernetzungsart

Die kapitalistischen Systeme arbeiten Uberwiegend in Abgrenzung,
Konkurrenz, und im Kampf gegeneinander. In natiirlichen Systemen gibt es
durchaus auch kontrdre, einander widerstreitende, einander verdrangende
Krafte und Momente. Doch entgegen dem vulgardarwinistischen Natur- und
Lebensverstandnis (iberwiegen hier die synergetischen Krafte, Vernetzungen
und Kooperationen — sichtbar in einzelnen Okosystemen wie auch im
Gesamtokosystem der Erde. Die Synergien sind darum im Zusammenspiel und
in der Evolution des Lebens so wichtig, weil sie Ressourcen und Krafte sparen,
das Gesamtsystem stabilisieren und vielfaltigere und nachhaltigere Wirkungen

. 143
erzielen.

3 50 auch bei Gottwald, Klepsch (Hrsg.) »Tiefenékologie. Wie wir in Zukunft leben wollen« 1995;
Joachim Bauer: »Prinzip Menschlichkeit. Warum wir von Natur aus kooperieren« 2006
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Die Schlussfolgerungen aus der Systemtheorie fiir die Wirtschaft liegen
auf der Hand und werden von der Wirklichkeit bestatigt. GroRe, zentralistische
bzw. oligopole Wirtschaftseinheiten kénnen zwar groRe Macht entfalten,
andere Einheiten verdriangen oder vernichten, sind aber schwerfilliger, in
Vielfalt armer, weniger anpassungsfahig, in manifesten Krisen instabiler und
Kollaps anfalliger (z. B. Finanzindustrie, Autoindustrie, Energiewirtschaft). Sie
kénnen zwar oft billiger produzieren, tendieren aber zu Uniformierung der
Produkte und Produktionsweisen und zum Ausschluss von Menschen aus dem
Okonomischen Prozess von Arbeit, Produktion, Einkommen, Konsum, Steuer-
und Sozialsystem (»Entlassungsproduktivitat«).

Kleinere Wirtschaftseinheiten, die weitgehend subsidiar arbeiten und gut
vernetzt sind, beziehen sehr viel mehr Menschen in den Okonomischen
Prozess ein. Sie sind in ihrem Zusammenspiel in Produkten und Produktions-
weisen vielfaltiger und flexibler. In Krisenzeiten kdnnen zwar Einzelbetriebe
auch rasch zusammenbrechen, es kdonnen aber vom Gesamtgefiige her
kleinere Wirtschaftseinheiten schnell ersetzt, aufgefangen oder wieder
aufgebaut werden. Kleingliedrige Wirtschaftseinheiten sind somit stabiler,
regerationsfahiger und Uberlebensfdhiger. Auch die Wachstumszwange
kénnen in kleingliedrigen Wirtschaftseinheiten eher zugunsten einer sich
einpendelnden Gleichgewichtsokonomie tberwunden werden C eben weil
hier flexibler, zielgenauer, weniger Uberproduktiv und im Sinne einer
gewollten Entschleunigung langsamer produziert werden kann. Darum sind
kleingliedrige ~ Wirtschaftseinheiten fiir eine nachhaltige Okonomie
vorzuziehen.™*

Darliber hinaus ist ein wichtiger sozialpsychologischer Aspekt zu beachten:
Globalaufgestellte GroBunternehmen wirken auf Menschen im Arbeitsprozess
meist als anonyme, uniiberschaubare Macht, in der sich der Mensch wie von
»unsichtbarer« Fernmanager-Hand bestimmt und in seiner Eigenver-
antwortung und Kreativitdt einschrankt fiahlt und oft nur durch Druck
motiviert wird. Er sieht weniger die groflen Sinnzusammenhdnge des
Unternehmens und fihlt sich im Arbeitsprozess eher »entfremdet« und nicht
»beheimatet«. Ganz anders in kleingliedrigen regionalen subsididren Arbeits-

4 Die Ubertragung systemtheoretischer Erkenntnisse auf die Wirtschaft, wie sie hier skizziert

wird, hat der amerikanische Okonom David Korten in seinem Buch »The Post-Corporate World:
Life after Capitalism«, 2000 ausgefiihrt; von Duchrow, Bianchi in »Solidarisch Mensch werden«
S. 280 ff. ausfihrlich wiedergegeben.
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einheiten. Hier arbeitet der Mitarbeiter in der Regel in Gberschaubaren und
vertrauten Beziehungen, wird in seiner Funktion auch als Person Uber seine
Funktionalitdt hinaus anerkannt. Hier ist er in die Mitverantwortung der
subsididaren Arbeit deutlich mehr einbezogen, lebt weniger in Fremd-
bestimmung, hat in seinen kirzeren Arbeitswegen einen geringeren
»Raumwiderstand«. Dennoch lebt er durch Vernetzung mit anderen
Wirtschaftseinheiten regional und global in einem offenen Horizont — die
Beziehung zwischen »global denken« und »lokal handeln« kann hier ihre
erlebbare Gestalt finden. Mit dem Letzten wird allerdings deutlich, dass das
hier Gesagte nur Wirklichkeit wird, wenn die Kleingliedrigkeit nicht zur
Abschottung und Provinzialitat fiihrt, sondern in einer weiten, auch globalen
Vernetzung fungiert.

5.4 Entwicklung einer modernen regionalen Subsistenzwirtschaft
in einer globalen Welt

Der schon eingefiihrte Begriff der »Subsidiaritdt« meint gegeniber dem
Zentralismus, Eigenverantwortung und Funktionen so weit wie maoglich in
untergeordneten Bereichen hineingeben. »Subsistenz« und »subsidiar« meint
selbsterhaltendes, auch sich selbstversorgendes Handeln.'” Gegenliber der
globalen GroBwirtschaft von Konzernen und grofen zentral gesteuerten
Verkaufsketten konnen regionale Subsidiaritdt und Subsistenzwirtschaft
gewissermalRen eine Schliisselrolle zur Uberwindung der neoliberalen
Globalisierung einnehmen.

Moderne regionale Subsistenzwirtschaft heiBt allerdings nicht, dass jede
Kommune sich mit allen Dingen des Lebens selbst versorgen muss, wie friiher
bauerliche Wirtschaften und Doérfer oder indigene Stamme sich fast ganzlich
selbst versorgen konnten. Moderne regionale Subsistenzwirtschaft heilst
vielmehr: moglichst viele wichtige Bereiche einer Region in eigener Regie und
in eigenen Wirtschaftskreislaufen bewirtschaften — dies freilich wie oben
beschrieben in Vernetzung, Austausch und Synergien mit AuRenbeziigen und
libergeordneten Einheiten. Ziel subsididgren Wirtschaftens ist nicht Profit- und
Kapitalmehrung, sondern eigene, gegenseitige und ausreichende Versorgung
mit dem Lebensnotwendigen. Vorrang haben hier Produkte und Produk-

5 »Subsistenz« von lat. subsistentia: in sich selbst Bestand haben, Selbstversorgung
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tionsweisen der Nditzlichkeit, der Sparsamkeit, Wiederverwertung und
Langlebigkeit, der Beteiligung und persénlichen Zusammenarbeit vieler."*® zur
subsidiaren regionalen Versorgung eignen sich vor allem:
e landwirtschaftliche Grundnahrungsmittel (vor allem Gemiise, Obst, Fleisch
aus der Region),
e die wichtigsten Handwerks-, Reparatur- und Dienstleistungen,
e Grundversorgung mit Wasser, Abwasser, Abfallwirtschaft,
Energiewirtschaft (»Stadtwerke«),
e regionales Verkehrswesen, Nahverkehr, Stralen- und Wegewirtschaft,
e Forstwirtschaft, Landschaftspflege, Tourismus, Kunst und Kultur,
e Sozialfiirsorge, Gesundheitswesen, Schulen und Bildungseinrichtungen auf
regionaler Ebene.
Durch die regionale subsididre Wirtschaftsweise werden viele Produkte,
Dienstleistungen und sonstige Angebote innerhalb und fiir die Region erstellt
und im Austausch einander zu Verfligung gestellt. Das macht sie
unabhangiger, starkt sie gegeniber AuRenbestimmungen, senkt den
Umweltverbrauch in den Transportwegen und nimmt mehr Menschen in die
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Prozesse hinein. ™
Fiir die regionale Ebene einer modernen Subsistenzwirtschaft sind vor
allem vier Konkretisierungen hilfreich und sollten angestrebt werden:
1. Es sollte moglichst viel im Sinne der Wiedergewinnung einer modernen
Allmende gestaltet werden: gemeinsam bewirtschaftete Gemeingliter wie
Walder, Wiesen, Fliisse, aber auch Soziales, Kulturelles usw. Das gemeinsame
Bewirtschaften der Gemeinglter kann je nach Gegenstand auf dorflicher,
stadtischer oder kommunaler Ebene (Landkreis) und gegebenenfalls auf
Landerebene organisiert werden. Es gibt Anzeichen dafir, dass sich weltweit
eine neue »Commons-Okonomie« als Gegenbewegung zur neoliberalen

' Hiermit nehme ich ein Verstindnis von Subsistenzwirtschaft auf, wie es z. B. in der globalisie-

rungskritischen Debatte als Gegenmodell zur globalisierten kapitalistischen Marktwirtschaft
reflektiert wird; so im »Institut fiir Theorie und Praxis der Subsistenz« (ITPS) in Bielefeld. Siehe
Rudolf Bahro »Apokalypse oder Geist einer neuen Zeit« 1995; Claudia von Werlhof, Veronika
Bennholdt-Thomsen, Nicholas Faraclas (Hrsg.): »Subsistenz und Widerstand: Alternativen zur
Globalisierung« 2003. Eine gute Umschreibung der »Subsistenzwirtschaft« unter www.uni-
protokolle.de/Lexikon; auch Reemda Tieben unter www.uni-miinster.de

" Ahnlich und ausfihrlich bei Susanne Elsen »Die Okonomie des Gemeinwesens« in Gi-
gold/Embshoff »Solidarische Okonomie im globalisierten Kapitalismus« S.101 ff.
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Privatisierung der Gemeingiter entwickelt."*® Pionierarbeit im Sinne einer
Commons-Okonomie leisten kommunitire Lebens- und Wirtschaftsprojekte
wie z.B. in den Kommunen Niederkaufungen, Okodorf Sieben Linden,
Lebensgarten Steyerberg, Parimal Gut Hiibental u. a.

2. Die verschiedensten Unternehmensformen — die privatwirtschaftlichen,
die kommunalen oder staatlichen, die genossenschaftlichen — sollten nach den
Kriterien und Gestaltungsmoglichkeiten der w»Partizipatorischen Unter-
nehmensfiihrung« gefiihrt werden, wie sie im Abschnitt »Partizipatorische
Unternehmensfiihrung« beschrieben wurden. In den »betrieblichen Wirt-
schaftsraten« spielen neben den am Unternehmen Beteiligten auch Vertreter
der Kommunen und der Umweltverbande eine wichtige Rolle, die regionale
Interessen in die unternehmerische Planung mit einbringen. Noch wichtiger
sind die »Regionalen Wirtschaftsrate«. Hier werden wesentlich starker die
regionalen Interessen und Entwicklungsmoglichkeiten der Unternehmen in
das gesamtwirtschaftliche Geschehen einer Region eingebracht. Sie konnten
dabei die positiven Funktionen des Zunftwesens und der Handwerkskammern
aufnehmen und weiterentwickeln. Schon heute geschieht eine Realisierung
regionaler Abstimmungen in den »Regionalen Planungsgemeinschaften« und
in »Raumplanungsbehorden« der Lander. Bei entsprechender Weiterent-
wicklung kdnnen die Regionalen Wirtschaftsrate einmal eine Austausch- und
Abspracheebene sein, die im Raum der Region eine niedermachende
Konkurrenz verhindert, Marktrdaume fir alle Beteiligten sichert, Kooperation
und Vernetzung fordert und zum anderen die fir die Region nétigen
Rahmenplane erstellt. So kann sich eine nachhaltige subsididre Regional-
wirtschaft entwickeln, die sich sowohl nach innen wie nach auBen in groRRere
Bezige hinein vernetzt.

3. In einer regionalen Subsistenzwirtschaft werden genossenschaftliche
Unternehmen einen besonderen Vorzug bekommen, soweit sie ihrer
inhdrenten Tendenz zur regionalen Interaktion nachgehen. Die genossen-
schaftliche Wirtschaftsweise kann eine sehr unterschiedliche Gestalt und
Dichte haben:

a) lose Erzeuger- und Vermarktungsborse der Region,

“Spusfihrlicher im Abschnitt »Eigentum« S. 112 Grundlegende Arbeiten in Elinor Ostrom: »Die

Verfassung der Allmende« 1999; Silke Helfrich: »Wem gehdrt die Welt?« 2006
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b) genossenschaftliche Betriebe und Konsumgenossenschaften — getrennt
oder besser als:

c) Reproduktionsgenossenschaften als Zusammenschluss von Produktions-
und Verbrauchergenossenschaften. Diese haben fir eine regionale
Subsistenzwirtschaft eine herausragende Bedeutung, weil in ihnen die
Subsistenz in direktester Kooperation realisiert werden kann. Eine voll
ausgereifte regionale Subsistenzwirtschaft ware so etwas wie eine grolle
regionale Reproduktionsgemeinschaft.

4. Eine regionale Subsistenzwirtschaft kann durch die Einflihrung einer

regionalen Komplementarwahrung wesentlich geférdert werden: Neben dem

Euro gilt eine Regionalwdhrung (z. B. »Chiemgauer«, »Kirschbllten« u. &.), die

zinsfrei mit Verfallszeiten als reines Tauschmittel gebraucht wird, darum rasch

zirkuliert, den Regionalhandel belebt und die Uberfremdung mit

Fernprodukten eindammt.

Diese vier Konkretisierungen tendieren in sich und verstarken sich
gegenseitig in Richtung einer sich selbst tragenden Regionalwirtschaft. Doch
neben einer guten inneren Vernetzung und Kooperation in der Region muss es
entsprechend der Kriterien der Systemtheorie gute vernetzte Beziehungen
nach auBBen geben. Das heift, eine Region arbeitet nicht abgeschlossen nur fir
sich, sondern betreibt in den verschiedensten AuRRenbeziigen einen lebhaften
Austausch und Handel mit anderen Gewerken — diese als Zulieferer und mit
Zulieferbetrieben, mit Nachbarregionen, auf Lianderebene, in nationalen,
europdischen und globalen Bereichen. Dabei kommt das gestufte
Subsidiaritatsprinzip zur Geltung: Produktion und Dienstleistungen, die gut
auf der unteren Ebene realisiert werden kénnen, sollten hier realisiert werden;
Waren und Dienstleistungen, die nur oder besser in anderen Regionen (z. B.
Sudfrichte) oder groReren Einheiten erstellt werden koénnen (z.B.
Schwerindustrie, Hochtechnologien), sollten dort erstellt und in Einfuhr und
Ausfuhr gehandelt werden.

Auch die Wirtschaftspolitik und Verwaltungsabldufe sollten verstarkt nach
dem Subsidiaritdtsprinzip arbeiten: alle Verantwortungen, Entscheidungen
und Funktionen, die realitdtsndaher und effektiver auf der unteren Ebene
wahrgenommen werden, sollten nach unten gegeben werden. Alle
Verantwortungen und Funktionen, die besser in groReren Zusammenhangen
und Einheiten wahrgenommen werden kénnen, sollten auf héherer Ebene
Ebene — auf nationaler-, auf EU-, auf gobaler Ebene — bernommen werden.
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Zusammenfassend ist deutlich zu sehen: Erst wenn die globale Wirtschaft mit
einer starken subsididren Regionalwirtschaft unterlegt und diese in alle
Ebenen hinein gut vernetzt ist, hat das Wirtschaften eine auf Zukunft hin
nachhaltige Stabilitdtsbasis. Damit ware ein grundlegender Paradigmen-
wechsel gegeben: weg von einer ausbeutenden, die Regionen auszehrenden
kapitalistischen Globalisierung hin zu einer partizipatorischen, kooperativen
und solidarischen Regionalwirtschaft in globaler Vernetzung. Diese
Entwicklung wirde die Regionen zu Okonomisch, sozial und kulturell
aufbliihenden Lebensraumen werden lassen. Sie wirde wesentlich mehr
Menschen in den 6konomischen Prozess von Arbeit, Produktion, Einkommen,
Konsumtion, Steuer- und Sozialsystem aktiv und selbstverantwortlich
einbinden: Sie wiirde die Kluft zwischen den Entwicklungslandern und den
Industrielandern schrittweise Uberwinden. Sie wirde den 6kologischen
Umweltverbrauch deutlich reduzieren. Sie wiirde auch der global agierenden
Weltwirtschaft eine OGkonomisch stabile und nachhaltige Basis geben. Sie
wirde in moglichen kollapsartigen 6kologischen, 6konomischen und sozialen
Zusammenbriichen die Ebene sein, aus der sich am ehesten eine neue Art des
Wirtschaftens aufbauen kdnnte.

Wolfgang Fabricius
6 Reproduktionsgenossenschaft

6.1 Einfiihrung

Mit wachsender Differenzierung der technischen Fahigkeiten des Menschen
entfaltete sich auch die Arbeitsteilung. Mit der Zeit wurden die Tatigkeiten
durch Maschinen unterstlitzt, Manufakturen und Fabriken entstanden. Der
Arbeitsplatz war nicht mehr das Zuhause sondern zunehmend Manufaktur
oder Fabrik. Reproduktion und Produktion fielen auseinander, die Selbstver-
sorgung wich der Fremdversorgung.

Befanden sich anfangs die Unternehmen noch im Familienbesitz, so wan-
derten sie mit der Zeit immer mehr in den Besitz von Investoren, die die Pro-
duktion zur Mehrung ihres Kapitals einsetzten. Dann kamen die Aktionare
dazu, die ihr Kapital wandern lieRen, noch bequemer waren dann Fonds, die
schlielich das Kapital ihrer Anleger auf den Finanzmarkten »hebelten”. Der
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entstehende Uberschuss an Produkten wurde per Bedarfsweckung abgesetzt.
Alles war auf Produktion und Gewinnmaximierung getrimmt. Aber unser Glo-
bus ist Gemeingut und begrenzte Ressource. Der »Peak-Everything« und die
exponentiell wachsende Menschheit erzwingen ein Gegensteuern. Bestim-
mend darf nicht die konkurrierende Produktion, sondern muss die kooperative
Reproduktion von Individuum und Gesellschaft sein. Fir die Reproduktion von
Mensch und Natur miissen 6konomische Alternativen entwickelt und prakti-
ziert werden, die einen zufriedenstellenden Lebensstandard sichern, aber
dennoch ohne Profitrate auskommen. Solche Konzepte werden im Rahmen
der Solidarwirtschaft bzw. Solidarischen Okonomie analysiert und erprobt.

Solidarwirtschaft hat den Kapitalismus von Anfang an begleitet. Bereits zu
Beginn des Konkurrenzsystems Kapitalismus haben sich - zundchst wenig
beachtet aber kontinuierlich zunehmend - in Europa und weltweit Genossen-
schaften bzw. Kooperativen entfaltet, um vom Kapital okkupierte Bereiche,
insbesondere der Infrastruktur der Daseinsvorsorge, fiir die Blrger zurlickzu-
erobern. Die Genossenschaften lassen sich prinzipiell in drei Gruppen eintei-
len, die Produktions-, die Handels- und die Reproduktionsgenossenschaften.
Es existieren allerdings viele Mischformen.

Die Mitglieder der Produktionsgenossenschaften sind die im Unternehmen
Tatigen. Sie bendtigen in der Regel externe Investoren, Auftraggeber und
Abnehmer. Diese Genossenschaften entsprechen am direktesten unserer
produktionsorientierten Denkweise und nehmen deshalb in der Diskussion
den groRten Raum ein, sind aber die am wenigsten bestdndigen und richten
sich auch nicht direkt, sondern allenfalls indirekt gegen das Profitsystem. Mit
Adornos Diktum »Es gibt kein richtiges Leben im falschen« kdnnte gesagt wer-
den: Was soll eine solidarische Produktion, wenn die Produkte auf den kapita-
listischen Markt wandern. Das spanische Mondragon ist u. a. deshalb 6kono-
misch erfolgreich, weil es die Alterssicherung seiner Mitarbeiter auf den Fi-
nanzmarkten hebelt.

Landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaften sind einerseits wegen
der agrarwirtschaftlichen Subventionierung und andererseits wegen der rela-
tiv kurzen Vermarktungswege in diesem Bereich erfolgreich, unterscheiden
sich aber nicht relevant von anderen kommerziellen Unternehmungen.

Die méachtigsten und exponiertesten Handelsgenossenschaften in Deutsch-
land sind wohl Rewe und Edeka. Sie wurden urspriinglich von Geschaftsfiih-
rern von Einzelhandelsgeschaften gegriindet, um gemeinsam einkaufen zu
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kénnen. Diese Unternehmen unterscheiden sich nicht wesentlich von Super-
markten nichtgenossenschaftlicher Form. Rewe und Edeka sind als Deutsch-
lands grofte Einzelhandelsketten zwar betriebswirtschaftlich sehr erfolgreich,
kénnen aber nicht als solidarwirtschaftliche Unternehmen angesehen werden.

Zu den Handelsgenossenschaften kdnnen auch die Winzergenossenschaf-
ten gerechnet werden, die eine gemeinsame Vermarktung, zum Teil auch eine
gemeinsame Verarbeitung ihrer Erzeugnisse betreiben. Auch im Providerbe-
reich entstehen Handelsgenossenschaften mit gemeinsamem Einkauf von
Internetkapazitat.

Als Reproduktionsgenossenschaften werden hier im Wesentlichen alle Ar-
ten von Konsumgenossenschaften im Bereich der Daseinsvorsorge inklusive
Genossenschaftsbanken bezeichnet. Ihre Mitglieder sind die Investoren, Auf-
traggeber und Abnehmer der Produkte und Leistungen dieser Unternehmun-
gen. Sie werden im Dienstleistungsbereich gegriindet und Gbernehmen Schritt
flr Schritt auch die Produktion der von ihren Mitgliedern benétigten Produkte.
Leider sind sie vom urspriinglichen reinen Mitgliedergeschaft abgekommen
und damit zum Teil Akteure auf dem kapitalistischen Markt geworden.

Der Begriff »Reproduktionsgenossenschaften« bezeichnet besser die Ziel-
setzung dieser Unternehmungen als die Begriffe Verbraucher- oder Konsum-
genossenschaften, da diese einerseits mit »Verbrauch« oder »Konsum« einen
eher destruktiven Eindruck vermitteln, andererseits die Intention dieser Ge-
nossenschaften, sich Gber die Distribution hinaus auch in die Produktion vor-
zuarbeiten, nicht primar erkennen lassen und deshalb zu permanenten Miss-
verstandnissen fihren.

Weil im Idealfall nur die Reproduktionsgenossenschaften primar die Ablo-
sung des Profitsystems zum Ziel haben, ist ihre Entstehung und Entfaltung
Hauptgegenstand des folgenden Textes.

6.2 Die Urspriinge der genossenschaftlichen Solidarwirtschaft

Wahrend Elinor Ostrom vorwiegend Genossenschaften beschreibt, die Res-
sourcen verwalten, bildeten sich im Kapitalismus des 18. Jahrhunderts Genos-
senschaften heraus, die sich mit der Infrastruktur der Daseinsvorsorge, der
Reproduktion von Individuum und Gesellschaft, befassten. Von folgenden
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Pionieren wird berichtet™®: Im Jahre 1760 erwarben Werftarbeiter von
Chatham und Woolwich eine eigene Mihle und eine eigene Backerei um ihre
Lebenshaltungskosten zu senken. 1769 kauften Weber aus Fenwick in Schott-
land die Waren fiir ihre Familien gemeinsam ein. 1777 bis 1800 betrieben zwei
schottische und eine englische Lebensmittel-Assoziation je einen Laden. 1812
erdffnete in Lennoxtown in Schottland die Friendly Victualling Society, die
weltweit erste Genossenschaft mit einem Riickverglitungssystem. Sie existier-
te 153 Jahre, bis sie 1965 mit einer Nachbargenossenschaft verschmolzen
wurde. 1799 richtete Robert Owen in seiner Fabrik New Lanark, Schottland,
flir seine Arbeiter neben zahlreichen Verbesserungen der Arbeitsbedingungen
(Verkurzung der Arbeitszeit auf 10,5 Stunden, Kinderarbeit erst ab zehn Jah-
ren, eine Schule fiir Kinder ab zwei Jahren, Kranken- und Altersversicherung,
Guter des taglichen Bedarfs auf dem Firmengeldnde zu niedrigen Preisen,
preiswerte Wohnungen etc.) zahlreiche kleine Arbeits- und Lebensgemein-
schaften ein. New Lanark war allerdings, obwohl Genossenschaft, nicht genos-
senschaftliches Eigentum dieser Arbeiter. Owen verkaufte New Lanark 1820,
um in den USA in groBerem Malstab New Harmony zu errichten und so zerfiel
New Lanark wieder. Konsumgenossenschaften hat Owen als Verfalschung
seiner Ideen bezeichnet.

1827 griindeten William King und William Bryan im siidenglischen Badeort
Brighton die Co-operative Trading Association, die erste konsumgenossen-
schaftliche Bewegung mit etwa 300 Genossenschaften. Sie gaben die erste
Genossenschaftszeitung den »Co-operator« heraus. In den 1830er Jahren
zerfiel diese Bewegung jedoch wieder, weil sie den Genossen weder niedrigere
Preise noch eine Riickverglitung anbot.

1832 griindeten Weber in Rochdale auf der Basis von Kings Ideen die
Rochdale Friendly Cooperative Society und erdffneten ein Jahr spater einen
Genossenschaftsladen, der jedoch zwei Jahre spater wieder geschlossen wer-
den musste, weil sie ihrer Kundschaft Kredit gewahrt hatten und dann selbst
kein Geld mehr besallen um Waren einzukaufen. Weil sie selbst keinen Kredit
aufnehmen wollten, wurde der Laden geschlossen.

Rochdaler Pioniere: 1844 haben 28 dieser Weber, die sich jetzt Redliche
Pioniere von Rochdale (Rochdale Society of Equitable Pioneers) nannten, auf

% Hasselmann 1971: Erwin Hasselmann, »Geschichte der Deutschen Konsumgenossenschaften«,

COOP Verlag GmbH, Hamburg 1971
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der Basis der Erkenntnisse aus ihren eigenen und ihrer Vorgédnger Versuche
mit einem gegeniiber 1932 (iberarbeiteten Konzept einen neuen Laden eroff-
net. In den ersten Jahren des Bestehens arbeiteten die Genossen ehrenamt-
lich. Erst als die Mitgliederzahl 600 (iberstieg (1848) wurden die ersten Ange-
stellten entlohnt. 1849 wurde ein Buch- und Zeitungsladen, 1850 eine Schule
fir Kinder und 1855 eine Schule fir Erwachsene eingerichtet. 1850 erwarb
man Anteile an einer Kornmihle. Damit wurde diese bisher eigenstandige
Produktivgenossenschaft zum Produktionsbetrieb der Konsumgenossenschaft,
eine Baumwollspinnerei und -weberei, eine Schlachterei etc. kamen in den
nachsten Jahren hinzu.

Die Arbeiter, die sich bislang mit verfalschten Produkten ernahrt und mit
minderwertigen Stoffen gekleidet hatten, bezogen jetzt vorzigliche Lebens-
mittel, webten selbst ihre Kleiderstoffe, mahlten selbst das Korn, schlachteten
selbst ihr Vieh. 1860 wurde auch eine Unterstiitzungskasse fir Krankheits- und
Todesfalle eingerichtet und immer weitere Lebensbereiche konnten selbstbe-
stimmt verwaltet werden. Die Rochdaler Pioniere beschlossen deshalb die
Ricklage von Geldern fiir soziale und kulturelle Aufgaben und fir den weite-
ren Ausbau ihres Unternehmens. 1865 waren es 6000 Mitglieder, das Gesamt-
kapital betrug 1,5 Mio. Thaler (das entspricht etwa dem damaligen Jahreslohn
von etwa 15.000 Arbeitern).150

The Rochdale Society of Equitable Pioneers existierte unabhangig bis 1991,
dann erfolgte der Zusammenschluss mit den in Rochdale ansdssigen United
Co-operatives und 2007 mit The Co-operative Group in Manchester.

Rochdale war Vorbild fiir alle weiteren Griindungen von Konsumvereinen
und -genossenschaften, die sich weltweit ausbreiteten und heute insgesamt
800 Millionen Mitglieder haben. Rochdale nennt sich aufgrund seiner Ge-
schichte bis heute Birthplace of co-operation (Geburtsort des Genossen-
schaftswesens).

Entfaltung der Genossenschaften in Deutschland: Bereits 1845 erfolgten
erste Griindungen von Konsumvereinen in Sachsen. 1867 wurde vom Preul3i-
schen Reichstag das erste Genossenschaftsgesetz verabschiedet, das 1889
Reichsgesetz wurde und zusatzlich eine Haftungsbeschrankung fiir die Mitglie-
der erhielt. 1892 untersagte die SPD ihren Mitgliedern die Mitwirkung in Ge-

3% Huber, Victor Aimé, »Die Selbsthiilfe der arbeitenden Klasse durch Wirtschaftsvereine und

innere Ansiedlung« 1848
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nossenschaften und auferlegt ihnen, Griindungen entgegenzutreten. 1894
wurde von den Konsumgenossenschaften die GroReinkaufsgesellschaft Deut-
scher Konsumvereine (GEG) in Hamburg gegriindet, die wegen der wachsen-
den Abnahmemengen beim Einkauf glinstigere Rabatte erzielen konnte. Auch
nahm sie viele wirtschaftlich bedrohte Produktivgenossenschaften auf und
erweiterte somit die Eigenproduktion des Konsumgenossenschaftsbereichs.

1902 erfolgte der Ausschluss der Konsumgenossenschaften aus dem All-
gemeinen Verband von Schulze-Delitzsch durch die Produktivgenossenschaf-
ten. Somit trennten sich die Produzenten von den Konsumenten zumindest
auf Verbandsebene. 1903 wurde von den Konsumgenossenschaften der Zent-
ralverband Deutscher Konsumgenossenschaften (ZdK) gegriindet.

1905 hatten die Genossenschaften eine Million Mitglieder und erst jetzt,
60 Jahre nach den ersten Griindungen, forderten die Gewerkschaften erstmals
dazu auf, Genossenschaften zu unterstiitzen.

1910 wurde auf dem Internationalen Sozialisten- und Gewerkschaftskon-
gress in Kopenhagen weltweit dazu aufgerufen, Konsumgenossenschaften zu
grinden bzw. ihnen beizutreten. Nach diesem Beschluss hob auch die SPD in
Deutschland das Verbot der Mitwirkung in Genossenschaften auf.

Nicht zuletzt wegen des hohen Ansehens, das sich die Konsumgenossen-
schaften wahrend des Ersten Weltkriegs mit guten Produkten zu fairen Preisen
erworben hatten, erfolgte zwischen 1918-22 eine Beitrittswelle von etwa einer
Million Mitgliedern.

1930 zihlten die deutschen Konsumgenossenschaften etwa 3,5 Millionen
Mitglieder. Mit deren Familienangehérigen wurden damit etwa zehn Millionen
Menschen versorgt.

Die Konsumgenossenschaften und das Dritte Reich: Bereits vor 1933 for-
derten die reaktiondren Mittelstdndler die sofortige Auflésung der »jlidisch-
marxistischen« Konsumgenossenschaften, was allerdings zu bedrohlichen
Erndhrungsengpassen geflihrt hatte. Der Angriff auf die Konsumgenossen-
schaften erfolgte deshalb schrittweise in mehreren Stufen:

e das 1933 bereits erlassene Rabattgesetz reduzierte in § 5 die Rickvergi-
tung auf den handelsiblichen Rabattwert von 3 %,

e es wurden regelrechte Beutezlige veranstaltet und Uberall Verteilungsstel-
len der Konsumgenossenschaften zerstort,

e Dbereits zugesagte Kredite wurden gestrichen,

e Neugriindungen wurden verboten,
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e eine Konzessionspflicht wurde eingefiihrt,

e die demokratische Selbstverwaltung wurde durch das Fihrerprinzip er-
setzt, d. h. Vorstands- und Aufsichtsratsmitglieder wurden von oben be-
stellt. (z. B.: Als sich Vorstiande diesem Vorhaben widersetzten, marschier-
te eine Hundertschaft SA auf. Als die Anwesenden sich der Repression ent-
ziehen wollten, wurden sie mit Waffengewalt daran gehindert, den Saal zu
verlassen. Die entsprechende Neubesetzung von Vorstand und Aufsichtsrat
war dann nur noch reine Formsache),

e 1934 wurde das Kreditwesengesetz erlassen,

e Einlagen mussten ausbezahlt werden,

e das 1935 erlassene »Gesetz Uber die Verbrauchergenossenschaften«
schrieb vor, dass wirtschaftlich gefahrdete Konsumgenossenschaften auf-
zulGsen seien,

e in Pressekampagnen wurde den Genossenschaften der wirtschaftliche
Bankrott unterstellt und einzelnen Genossenschaftlern personliche Berei-
cherung vorgeworfen,

e 1942 wurden die Reste der Konsumgenossenschaften in das neu gegriinde-
te Gemeinschaftswerk der Deutschen Arbeitsfront Gberfiihrt. Damit wur-
den ca. 1.500 Konsumgenossenschaften mit ca. 12.000 Laden, 400 Lagern,
300 Backereien, 60 Fleischereien und 200 sonstigen Betrieben vom natio-
nalsozialistischen Staat enteignet.

6.3 Die Nachkriegszeit

Nach dem Zusammenbruch des »Dritten Reiches« lag auch die Genossen-
schaftsbewegung in Trimmern. Das ehemalige Genossenschaftseigentum im
Besitz der »Deutschen Arbeitsfront« wurde von den Besatzungsmachten be-
schlagnahmt und kommissarisch verwaltet. Zwar hatten sich die Militarregie-
rungen der Besatzungszonen fir den Aufbau von Genossenschaften ausge-
sprochen, jedoch waren solche Aufbauversuche der unterschiedlichen Politik
der Militarregierungen in den einzelnen Zonen ausgeliefert. Im kapitalistischen
Teil Deutschlands tendierte man dazu, individuelles Eigentum dem kollektiven
vorzuziehen, wahrend im sozialistischen Teil staatliches Eigentum kollektivem
vorgezogen wurde.

Die Konsumgenossenschaften hofften noch lange, sich in Ost und West
wieder zu einer groRen Konsumgenossenschaftsbewegung mit einem starkem
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Zentralverband und der GroReinkaufsgesellschaft zusammenschlieBen zu
koénnen. Sie mussten jedoch einsehen, dass das bei zwei verschiedenen Gesell-
schaftssystemen auch fiir sie nicht moglich war. Zunachst kam es also darauf
an, auf lokaler Ebene wieder in den Besitz des ehemaligen konsumgenossen-
schaftlichen Vermogens zu kommen. Dies war nicht einfach, da alles bis zur

Wahrungsreform unter der Aufsicht der Militarregierungen stand und Voll-

machten erteilt und auch wieder zurlickgezogen wurden. Auch die Trennung

der Mitglieder und Einrichtungen in Ost und West bereitete groRe Schwierig-
keiten.

Der Westen: Nach dem Dritten Reich hatten die Konsumgenossenschaften
in der BRD mit vielen externen und internen Problemen zu tun, die auch mit
dem Neoliberalismus und dem »Wirtschaftswunder« zusammenhingen:

e \Weiterbestehen von Gesetzen des Dritten Reiches (Rabattgesetz und Kre-
ditwesengesetz),

e Neoliberalisierung des genossenschaftlichen Denkens und Handelns (etwa
ab 1952),

e Einfihren des Nichtmitgliedergeschafts (Anbieterseite des kapitalistischen
Marktes!),

e Aufnahme von Krediten (Kreditexpansion!),

e Erstarken der Konkurrenz durch amerikanische Supermarkte und amerika-
nisches Kapital,

e das steigende Lohnniveau der Arbeitnehmer machte die Mitgliedschaft in
Genossenschaften Gberflissig,

e fiir die — entsprechend dem steigenden Anspruchsniveau — stetig wach-
sende Produktpalette wurde die genossenschaftliche Entscheidungsstruk-
tur zu schwerfallig und

e der Antikommunismus: Das Wort Genosse wurde zu sehr mit dem Realso-
zialismus der DDR identifiziert.

Auch wurde das Genossenschaftsgesetz schrittweise immer weiter dem Akti-

engesellschaftsgesetz angendhert. 1973 wurde beispielsweise die Mitglieder-

versammlung weitgehend entmiindigt, indem in das Gesetz aufgenommen
wurde, dass der Vorstand die Genossenschaft unter eigener Verantwortung zu
leiten hat.

Der Osten: In der DDR regelte der Befehl 176 der Sowjetischen Militarad-
ministration in Deutschland (SMAD176) vom 18.12.1945 die organisatori-
schen, rechtlichen und wirtschaftlichen Seiten des Wiederaufbaus der Kon-
sumgenossenschaften. Sie sollten aber dann durch die staatlichen Handels-
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organisationen (HO) abgelost werden, was allerdings nie vollstindig gelang,

weil die HO zu unattraktiv und die Konsumgenossenschaften zu beliebt waren.

Die Konsumgenossenschaften wurden jedoch systematisch u. a. durch folgen-

de MaBnahmen behindert:

e 1949 wurde der »gesellschaftliche Einzelhandel« erstmals in den Volks-
wirtschaftsplan einbezogen.

e 1953 sollten die Konsumgenossenschaften per SED-Beschluss den Schwer-
punkt ihrer Tatigkeit auf das Land verlegen.

e 1956 wurden sie gesetzlich der Weisungsbefugnis des Ministeriums fiir
Handel und Versorgung unterstellt, und damit quasi verstaatlicht.

e 1960 musste der genossenschaftliche GrofRhandel zugunsten des staatli-
chen GroRhandels aufgegeben werden.

e 1968 wurden Backereien (z. B. Lichtenberg) dem VEB Backwarenkombina-
ten angegliedert.

e Der Konsum Berlin musste wichtige Objekte wie die Markthalle, die Acker-
halle, das Bauarbeiterhotel und die Bauarbeiterversorgung abgeben.

6.4 »Die 68er APO«

Bis auf den Wohnungs- und Bankenbereich gelang es den neoliberalen Nach-
kriegskraften im Westen und dem Staat im Osten, die Solidarwirtschaft zu-
rickzudrdangen bzw. in Schach zu halten. Die 68er auBerparlamentarische
Opposition (APO) kampfte fir eine antiautoritdre partizipative Demokratie. Es
wurde zwar von Vergesellschaftung gesprochen, aber praktische Ansatze einer
Solidarischen Okonomie waren nicht erkennbar. Erst mit dem Tunix- und Tu-
wat-Kongress riickten auch 6konomische Aspekte ins Blickfeld. Der Mehring-
hof wurde gekauft, es fanden Hausbesetzungen statt, es entstanden Erzeuger-
Verbraucher-Gemeinschaften (EVGen), Okodérfer wurden gegriindet etc. Es
fehlte jedoch ein spezielles strategisches Grundkonzept zur Ablésung des Pro-
fitsystems.

Die antiautoritdren Aktivitdten der 68er- und die Auseinandersetzungen
der 70er- und 80er-Jahre hatten eher appellativen und demonstrativen Cha-
rakter und waren mehr gegen den Staat als gegen das Profitsystem gerichtet.

Robert Kurz kritisiert diese Alternativprojekte sehr herb, aber nicht unzu-
treffend: »Die Reste der jiingeren Alternativbewegung dagegen besetzten
hauptséchlich Marktnischen im Kasinokapitalismus durch handwerkliche Lu-
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xusproduktion fiir eine betuchte Honoratiorenkundschaft, durch Edel- und
Ethno-Gastronomie, Kultur- und Sozialarbeitsklitschen (kommerziell oder am
Staatstropf) usw.

Hier hat sich ein klassisches Mittelstands- und neues Spief3biirgerpotential
libelster Sorte zusammengebraut, das entweder den keynesianischen Umver-
teilungsgeldern hochkonkurrent nachjammert oder gar lingst wieder »stolz«
auf sein »selbsterarbeitetes« und selbsterrafftes Kleineigentum ist, protestan-
tischen Arbeitsmasochismus pflegt und politisch zwischen kommunaler SPD-
Mafia und griinen Realos angesiedelt ist. ... Zwar gibt es unter den Resten der
Alternativbewegung auch Menschen, die sich ihren emanzipatorischen An-
spruch und die radikale Gesellschaftskritik nicht abgeschminkt haben, aber sie
finden dafiir in ihrem eigenen Milieu keinen sozialen Boden mehr«. ™!

6.5 Abl6sung des Profitsystems oder »Occupy the Economy«

»lst es nicht verriickt: Man kann sich eher das Ende der Welt als das Ende des
Kapitalismus vorstellen«. 2

Dreh- und Angelpunkt fiir eine nachhaltige Reproduktion der Gesellschaft
ist die Entwicklung von Alternativen, die ohne Profitrate auskommen. Kern
dieser Konzepte ist die Umkehr der mit unserem Wirtschafts-, Steuer- und
Sozialversicherungssystem erfolgenden, staatlich abgesicherten Umverteilung
des Geldes von unten nach oben. Hinzu kommt die Rendite der Eigentiimer
Uber den Mehrwert aus dem Arbeitsprozess, der auch Bestandteil des Preises
aller Produkte und Dienstleistungen auf dem kapitalistischen Markt ist. Der
Staat, der nie ein Staat der Eigentumslosen, sondern immer ein Staat der Ei-
gentimer war, die ihr Eigentum sichern und mehren wollten, begleitet und
steuert auch diesen Prozess. Primires Ziel der Solidarischen Okonomie muss
deshalb sein, den Automatismus der Umverteilung von unten nach oben, vom
Arbeitsertrag zum Kapitalertrag, Gber alternative Strukturen zu durchbrechen.

Die Umverteilung Giber den Mehrwert veranschaulicht das Marxsche Wert-
gesetz (W =c + v + m): Im Preis der Ware (W) sind die Kosten flir Ressourcen
und Infrastruktur (c), die Lohne (v) und der Mehrwert (m), der Profit des Inves-

31 Kurz 2001: Robert Kurz, Antiokonomie und Antipolitik. Zur Reformulierung der sozialen Eman-

zipation nach dem Ende des »Marxismus« http://www.opentheory.org/keimformen/text.phtml
2001
2 Occupy-Aktivist in der ARD
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tors, enthalten. Ist aber der Konsument der Kapitalgeber, wird der Mehrwert
aufgehoben (W = ¢ + v) und die Produzenten kdnnen sich mit den Konsumen-
ten dartiber unterhalten, ob die Léhne (v) erhoht, die Preise (W) gesenkt oder
die Infrastruktur (c) zur Arbeitserleichterung erweitert bzw. verbessert wird.
Die Alterssicherung miusste nicht tber die Finanzmarkthasardeure in den Ban-
ken und Versicherungen erfolgen, sondern kdnnte im Sinne eines Peer-to-
Peer-Banking Uber Direktinvestitionen in die selbst genutzte Daseinsvorsorge
stattfinden. Wie hilfreich solche Investitionen im Dienstleistungs- und Eigen-
tumsbereich der Daseinsvorsorge (Lebensmittel, Wohnen, Bildung, Gesund-
heit etc.) sein kdnnen, zeigt die Strategie der oben angefiihrten Rochdaler
Pioniere.

Auch Robert Kurz hat diesen Prozess der Umverteilung und deren Aufhe-
bung treffend dargestellt: »Historisch hat sich der Markt von den Grundstof-
fen, den Vor- und Zwischenprodukten immer weiter vorgeschoben und immer
mehr reproduktive Beziige okkupiert; nicht nur bis zu den Endprodukten, die
direkt in die Konsumtion eingehen, sondern dartiiber hinaus bis zur Vermittlung
der Konsumtion selber in Form von Dienstleistungen und bis in den Intimbe-
reich. ...

Fiir eine emanzipatorische Bewegung, die sich der Notwendigkeit bewusst
ist, aus Keimformen heraus die gesellschaftliche Identitdt von Produktion und
Konsumtion auf einer héheren Entwicklungsstufe wiederherzustellen, folgt
daraus, dass sie in genau umgekehrter Reihenfolge von den Dienstleistungen
und den direkt in die Konsumtion eingehenden Endprodukten ausgehend dem
Markt seine historische Beute wieder entreifSen muss, um von diesen Endpunk-
ten aus die gesamte Reproduktion aufzurollen und emanzipatorisch umzufor-
men, bis sie bei den Grundstoffen angelangt und das warenproduzierende
System aufgehoben ist«.’>

Um wenigstens ein lineares Wirtschaftswachstum zu erzielen, mussten die
Blirger veranlasst werden, einerseits entsprechend intensiv zu produzieren
und andererseits ebenso intensiv zu konsumieren. Auf der Seite der Produzen-
ten wurde also die Produktivitdt durch Rationalisierung, Automatisierung und
Erhohung der Arbeitsintensitat gesteigert.

Auf der Seite der Konsumenten folgte, als in den 50er Jahren die Bedarfs-
deckung erreicht war, Gber eine immer raffiniertere Werbung eine Bedarfswe-
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ckung (aus der Hausfrau wurde z.B. eine Frau Saubermann und aus der Frau
Saubermann die Frau Keimfrei), dazu kam die Ex-und-Hopp-Produktion (es
wurden in die Produkte gezielt VerschleiSfaktoren eingebaut sowie Einweg-
und Wegwerfartikel produziert). Um mehr kaufen zu kénnen, sollten die Kon-
sumenten sich verschulden (selbst zinsfreie Kredite wurden und werden ge-
wahrt). Der Export brachte zuséatzliche Gewinne und durch die Globalisierung
konnte alles noch weiter perfektioniert werden. Neuerdings werden Gesetze
erlassen, um die Menschen zum Kauf zu animieren (Abwrackpramie) bzw. zu
zwingen (Sparlampe). Statt die Bedarfsweckung in den Luxusetagen unserer
Gesellschaft weiter zu perfektionieren, sollte die Bedarfsdeckung aller Men-
schen angestrebt und erreicht werden.

Die Reproduktionsokonomie erlebt jetzt in vielen Bereichen und unter-
schiedlichen Formen, beispielsweise in Selbsthilfevereinen, in Verbraucher-
gemeinschaften, in landwirtschaftlichen Projekten (Solidarische Landwirt-
schaft, Community Supported Agriculture (CSA), Nichtkommerzielle Landwirt-
schaft, etc.), in einem Genossenschaftskaufhaus, in einer Initiative Genossen-
schaft von unten, in einem Allmende-Kontor etc., eine lebhafte Renaissance.

Umfassendere Ansatze etablieren sich beispielsweise in den Dorfladen und
dem Dorfladennetzwerk in Deutschland: In bereits rund 200 Ortschaften in
Deutschland gibt es Dorfprojekte, die schon in den ersten zwei bis drei Jahren
schwarze Zahlen schreiben. Uber das Angebot von Milch und Kise hinaus
helfen Jugendliche Senioren im Umgang mit dem Internet. Mittern dient das
Ladenlokal als Treffpunkt. Schulkinder erhalten warmes Mittagessen. Es ent-
stehen Dorfgemeinschaftshduser mit Einkaufs-, Kommunikations- und Bil-
dungsmaoglichkeiten.

Die Vorteile eines Dorfladens sind vielfaltig: Arbeit und Geld bleiben in der
Region, Produkte aus der Heimat, Einzigartigkeit der Produktpalette, gesunde
und bewusste Erndhrung, Verantwortung gegeniliber der Natur, Qualitat der
Produkte und der Arbeit, kiirzere Fahrwege, héhere Wertschatzung der Erzeu-
ger, Steigerung der Attraktivitat und Existenzsicherung des Ortes, Kommunika-
tion und Vermittlung von Kenntnissen.

Auch Dorfbewegungen in Europa entfalten sich: Die Birger von einge-
meindeten Dorfern drgern sich, dass die ihre Ortschaft betreffenden Entschei-
dungen nicht mehr von ihnen selbst getroffen werden kénnen, sondern nur
noch von aulRen, von der tibergeordneten Gemeinde, kommen. Deshalb haben
sich in Finnland und Schweden (1970), Danemark (1976), Norwegen (1977),
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Holland (1979), England (1980), Schottland (1982), Wales und Irland (1990),
Estland (1992), Portugal (1993), Ungarn (1998), Slowakei (2000), Island (2001),
Polen und Litauen (2002), Slowenien (2003) und Lettland (2004) Dorfbewe-
gungen u. a. in Vereinen mit bis zu 4000 Dorfern zusammengefunden.

»Eine Dorfaktions-Bewegung ist eine leise Revolution. Sie will Akteure des
jeweiligen Dorfes motivieren und befdhigen, ihre Zukunft selbst zu gestalten —
indem sie eigene Dorfentwicklungsplédne ausarbeiten, lokale Aktionen zu deren
Realisierung organisieren und partnerschaftliche Beziehungen zu den Ortlichen
Behérden aufbauen«.m

Neustart Schweiz will mit dem Aufbau von vielfaltigen Nachbarschaften
und Nachbarschaftszentren beginnen, die als selbststiandige wirtschaftliche
und soziale Organismen die wichtigsten Bediirfnisse des Alltags abdecken
(Begegnung, Versorgung, Dienstleistung, Freizeitgestaltung). Das 6kologische
und soziale Potenzial solcher Nachbarschaften mit 500 bis 1000 Bewohnern
und Bewohnerinnen ist erheblich. Erste Erfahrungen sind sehr positiv.

Dario Azzellini beschreibt sehr ausfihrlich die im Jahre 2006 durch Gesetz
geschaffenen Kommunalen Rate in Venezuela, die ebenfalls auf Nachbar-
schaftsbeziehungen beruhen.™ Auf Anhieb entstand eine explosionsartige
Grindungswelle von etwa 50.000 dieser Rate (consejos comunales). Wesent-
lichstes Entscheidungsorgan dieser Rate sind die Nachbarschaftsversamm-
lungen. Alle Bewohner und Bewohnerinnen ab dem 15. Lebensjahr wahlen
Sprecher und Sprecherinnen fiir verschiedene Bereiche wie Bildung, Gesund-
heit oder Infrastruktur, die die Arbeit der Kommunalen R&te unterstiitzen.
Mehrere kommunale Rate kdénnen sich zu einer Comuna und mehrere Co-
munas und Rate zu einer Kommunalen Stadt zusammenschlieBen. Die Kom-
munalen Rate bestehen in stadtischen Gebieten aus etwa 200 bis 400, in land-
lichen Gebieten aus 20 und in indigenen Gemeinden aus 10 Familien. Eine
Anschubfinanzierung erhalten die Rate durch den Staat und seine Institutio-
nen, zum anderen Teil auch durch die Kommunen. Ehrenamtliche Arbeit wird
zusatzlich geleistet.

Die nicht sehr erfolgreichen etwa 200.000 Produktionsgenossenschaften
Venezuelas, die teilweise nur wegen der staatlichen Subventionen weiterbe-

** Halhead, Vanessa, »Dorfbewegungen in Europa — Verallgemeinerte Erfahrungenc, Berlin 2006

153 Azzellini, Dario, Partizipation, Arbeiterkontrolle und die Commune: »Bewegungen und soziale
Transformation am Beispiel Venezuela«, Hamburg 2010
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standen, haben durch die kommunalen Réate, die bereits selbst Kooperativen
griinden, sinnvolle Auftraggeber erhalten. Uber die Kommunalen Rite be-
stimmen so die Verbraucherinteressen immer direkter die Produktion und die
Okonomie.

6.6 Entscheidungsstruktur

Wie fatal das Fehlen von partizipativen Entscheidungsstrukturen sein kann,
Iasst sich vielleicht am Beispiel der DDR veranschaulichen. Artikel 12 der Ver-
fassung der DDR lautete: »Die Bodenschdtze, die Bergwerke, Kraftwerke, Tal-
sperren und grofien Gewdsser, die Naturreichtiimer des Festlandssockels, In-
dustriebetriebe, Banken und Versicherungseinrichtungen, die volkseigenen
Gliter, die Verkehrswege, die Transportmittel der Eisenbahn, der Seeschiffahrt
sowie der Luftfahrt, die Post- und Fernmeldeanlagen sind Volkseigentum. Pri-
vateigentum daran ist unzuldssig«. Damit war selbst jede nichtkommerzielle
autonome Nutzung und Pflege dieser Gemeinglter behindert, ja unterbunden.

Die Strategie der (linken) Parteien war bisher nur auf die Machtergreifung
ausgerichtet. Wenn sie die Macht errungen hatten, errichteten sie eine mono-
hierarchische Parteidiktatur und unterdriickten alle Ansatze von autonomer
Okonomie und Solidarwirtschaft.

Dazu Robert Kurz: »Der Mainstream des alten Arbeiterbewegungs-
Marxismus ... organisierte sich nicht reproduktiv und lebensweltlich antikapita-
listisch, sondern blof8 politisch, als historische abstrakte »Willenskundgebung«
ohne reale reproduktive Verankerung, und damit als »politische Partei« (und
parallel dazu gewerkschaftlich fiir den Kampf um systemimmanente Gratifika-
tionen).

Alles wurde dem Ziel der politischen Machtergreifung untergeordnet, um
dann folgerichtig »von oben«, durch zentrale etatistische Eingriffe, die kapita-
listische Reproduktion gewissermafSen sozialistisch-planwirtschaftlich »um-
stiilpen« zu wollen. Die politische Macht erscheint hier als der archimedische
Punkt und ein alternativer Staatsapparat (»Arbeiterstaat«) als der zentrale
Hebel der Umwilzung«.™®

Es kommt also nicht allein auf den Besitz der Gemeingiiter an, sondern ne-
ben einem geeigneten 6konomischen Konzept, das den Bedirfnissen der Kon-
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sumenten und Produzenten gerecht wird, auch auf eine transparente und
partizipative Entscheidungsstruktur.

Genossenschaften: Genossenschaften wurden und werden von den Mit-
gliedern — »von unten« — gegriindet, miissen von unten standig gepflegt und
im Bedarfsfall auch von unten »renoviert« werden. In Genossenschaften sind
zweierlei Entscheidungsstrukturen relevant: die formalen, gesetzlich vorge-
schriebenen, aber auch zusatzliche inhaltliche, nicht vom Gesetz verlangte, die
deshalb in der Satzung verankert werden missen. Wahrend die Mitglieder von
Vertreterversammlungen, die ab 1500 Genossenschaftsmitgliedern eingerich-
tet werden kénnen, die Mitgliederversammlung im Wesentlichen abldsen, alle
Detailentscheidungen einer Genossenschaft zu bewerten haben und somit
inhaltlich Gberfordert sind, kdnnen bereichsbezogene Arbeitsgruppen sich der
Details dieser Bereiche annehmen.

Die »Freie Scholle« in Bielefeld hat beispielsweise ihre gesetzliche Selbst-
verwaltung um eine haus- und bezirksbezogene Struktur erweitert. Denkbar
sind zusatzliche Arbeitsgruppen fir bestimmte Themen wie Energieeinspa-
rung, Begriinung der Anlage, Anordnung der Fahrradparkplatze, Fluchtwege,
eine Leihgemeinschaft, Versorgungsgemeinschaften fir Lebensmittel, Gegen-
stande des taglichen Bedarfs und Dienstleistungen aller Art etc. wie sie bei-
spielsweise in der Mdckernkiez-Genossenschaft in Berlin geplant sind.

Durch Verschmelzung von Reproduktionsgenossenschaften in den unter-
schiedlichsten Bereichen der Daseinsvorsorge kdénnen in einem spateren
Schritt die das Profitsystem akzeptierenden Kommunen und Staaten von pro-
fitfreien Kommunen und Staaten »von unten« abgelost werden.

Bauprinzipien langlebiger Allmenderessourcen-Institutionen. Unter Bau-
prinzip versteht Elinor Ostrom™’ ein wesentliches Element oder eine wesentli-
che Bedingung, kraft derer sich Institutionen aufrechterhalten und die genera-
tionenlange Einhaltung ihrer Regeln gesichert haben. Sie wagt jedoch nicht zu
behaupten, dass diese Bauprinzipien notwendige Bedingung fiir die institutio-
nelle Robustheit der Allmenderessourcen-Szenarien sind, sondern sieht weite-
ren Forschungsbedarf. Sie fuhrt folgende mit einer umfangreichen Wissen-
schaftlergruppe aus weltweiten Analysen ermittelte grundlegende Bauprinzi-
pien auf:

157 . . . . . . . .
Ostrom, Elinor, »Governing the commons. The evolution of institutions for collective action,

(dt. Verfassung der Allmende) 1990/1999
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e Klar definierte Grenzen und einen wirksamen Ausschluss von externen

Nichtberechtigten.

e Regeln beziglich Aneignung und Bereitstellung der Allmenderessourcen
miissen an die lokalen Bedingungen angepasst sein.

¢ Die Betroffenen nehmen an Vereinbarungen zur Anderung der Regeln teil.

e Uberwachung der Einhaltung der Regeln durch die Betroffenen.

e Abgestufte Sanktionsmoglichkeiten bei RegelverstoRRen.

e Mechanismen zur Konfliktlésung.

e Die Selbstbestimmung der Gemeinschaft wird durch libergeordnete Regie-
rungsstellen anerkannt.

e Einbettung in ein komplexeres System

Auch die Erweiterung und Intensivierung der Operationsrdume durch Kom-

munikationstechnik ist von entscheidender Bedeutung. Die Erfindung der

Lautschrift ergénzte die miindliche Uberlieferung wesentlich und erméglichte

groRe Staatsgebilde wie das Griechische und das Rémische Reich. Der Buch-

druck, der das aufwendige Abschreiben abloste, erlaubte dem Abendland, sich

auf weitere Kontinente auszudehnen. Die Informationstechnik und das Inter-

net schlielich bieten jedem Individuum noch lange nicht ausgeschépfte Mog-

lichkeiten der globalen Kommunikation und Kooperation.

Visiondr war Linus Torvalds Entscheidung, seinen neuentwickelten Kernel,
Linux genannt, 1991 im Quellcode der weltweiten Gemeinde der Software-
entwickler zur gemeinsamen Weiterentwicklung zur Verfligung zu stellen, die
bis dahin nur kompilierte Codes und Lizenzen kannten. Es entfaltete sich die
Produktion Freier Software (Linux, Apache, Libre Office etc.) und analog dazu
der Austausch von Freiem Wissen (Wikipedia, Open Knowledge etc.).

Ganz wesentlich fur die weitere Entwicklung von Kommunikation und Ko-
operation war auch die Erfindung (1989) und Implementierung (1991) des
HTML-Protokolls durch Tim Berners Lee am CERN in Genf, das die Entfaltung
des World Wide Web (WWW) ermoglichte. Auf dieser Basis hat sich eine Peer-
to-Peer-Produktion (engl. peer: »Gleichgestellter«, »Ebenbdirtiger«), der di-
rekte Zusammenschluss von Konsument und Produzent, Abnehmer und An-
bieter von Produkten und Dienstleistungen, entwickelt.

Investoren, Grof3-, Zwischen- und Einzelhandel, Verlage etc. werden bei
dieser Produktion Schritt fur Schritt Gberflissig. Werbung wird durch Produk-
tinformation ersetzt, die auch soziodkologische Indices umfasst. Von Nutzer-
gemeinschaften kénnen selbst die Funktionalitat und das Design der Produkte
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mitentwickelt werden. Die Finanzierung der Produktion kann als Vorfinanzie-
rung liber Peer-to-Peer-Banking erfolgen, die auch zu einer merklichen Damp-
fung unsinniger Luxusproduktion fiihren diirfte.



IV. Gesellschaftlicher Wandel

Harald Bender
1 Transformationsstrategien und Wandlungsprozesse®*®

1.1 Das Paradigma der Transformation

Die Kapitalwirtschaft heutiger Pragung ist den Herausforderungen an ein
lebensdienliches Wirtschaftssystem fiir das 21. Jahrhundert nicht gewachsen.
Sie kann die volkswirtschaftlichen und globalen Probleme, vor denen wir heute
stehen, nicht l6sen, sondern verscharft sie durch die Logik der ihr eigenen
Prinzipien und Mechanismen. Statt Losungen bereit zu stellen, kumuliert sie
sich gegenseitig verstarkende Krisen der Wirtschafts- und Sozialsysteme, des
Finanzsystems und der planetaren Okologie zu einer umfassenden Krise
unserer Zivilisation. In ihren konstitutiven Strukturen steht sie sozial, 6kologisch
und 6konomisch nachhaltigen Wirtschaftsweisen diametral entgegen.

Vor dem Hintergrund dieser Diagnose stellt sich die Frage, wie ein anderes,
solidarisches statt konkurrenzgetriebenes, ein lebensdienliches statt
profitmaximierendes Wirtschaftssystem entwickelt werden kann, das einen
Grundlagenwechsel méglich macht und die renditegesteuerte Wirtschaftsweise
in ihren heutigen Wirkzusammenhangen transformiert und tGberwindet. Eine
solche Transformation der systemischen Grundlagen ist nétig, da die Ziele
einer lebensdienlichen und solidarisch ausgerichteten Okonomie nicht
vereinbar sind mit den Prinzipien der Steuerung der Wirtschaft durch die
Akkumulation von Kapital. Der Solidargedanke schlieft dabei die leistungslose
Bereicherung durch Kapitalbesitz mit ihrer Verstetigung und Verscharfung
sozialer Ungleichheit aus. Der Gedanke der Lebensdienlichkeit und
Nachhaltigkeit erfordert eine Uberwindung der exponentiellen Wachs-
tumsdynamik, die in der Kapital- und Kapitalzinsrechnung angelegt ist und in
fortwdhrenden Zyklen zu immer umfassenderen Krisen fiihrt.

8 Der hier veréffentlichte Beitrag entstand im Rahmen der Diskussionen und Ausarbeitungen der

Arbeitsgruppe »Gesellschaftlicher Wandel und Strategie« der Akademie fiir Solidarische Oko-
nomie unter Mitarbeit und kritischer Begleitung von Klaus Simon, Hans-Jirgen Fischbeck, Jo-
hannes Bickel, Rainer Rodenwald und Wolfgang Fabricius.
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Es steht heute auller Frage, dass das individuelle Streben nach Macht und
Eigentum nicht die Ubergreifende Orientierung und auch nicht jene
unsichtbaren Mechanismen (Adam Smiths »Invisible Hand«) bieten kann,
welche zur Lenkung wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Prozesse dringend
erforderlich sind. Im Gegenteil kann der direkte Zusammenhang zwischen
kapitalgetriebenem Wirtschaften und den verheerenden Folgen fir das
okologische und soziale Gleichgewicht heute als nachgewiesen gelten. Fiir ein
lebensdienliches Wirtschaften ist also ein wirklicher Grundlagenwechsel nétig,
der auf lokalen, regionalen und globalen Ebenen den Ubergang zu im vollen
Sinne nachhaltigen Formen der Okonomie erlaubt. Auf oberster Bezugsebene
muss dabei die Frage gestellt werden, wie die notwendige Vorherrschaft
internationalisierter Politik iber die global agierenden Finanzakteure erreicht
werden kann und was hierfiir auf der Ebene der jeweiligen Volkswirtschaften
die Voraussetzungen sind.

Wie und mit welchen Schritten ein solcher Wandel konkret in Gang gesetzt
werden konnte, ldsst sich heute erst in Ansdtzen beschreiben. % Eine
Transformationsstrategie, an deren Umsetzung »vor Ort« und in den einzelnen
Landern und Regionen unseres globalisierten Wirtschaftssystems mitgewirkt
werden kann, muss sich des Charakters dieses grundlegenden Wandels bewusst
werden, ohne ihn in den EinzelmalRhahmen schon voraussetzen zu durfen,
wenn sie handlungsfahig und politisch wirksam werden will.

1.1.1 Grundfragen einer Transformationsstrategie 160

Wann werden Umgestaltungen, Veranderungen und Reformen zu
»Transformationen« im Sinne der Verwandlung in eine neue Form? Und muss
das Urspriingliche und Wesenhafte des Vorherigen dabei in irgendeiner Form
erhalten bleiben oder kann es sich im Kern zu etwas Neuem wandeln? Kann es
eine »Transformation des Kapitalismus« also geben oder sind im Zuge eines in
Schritten beschreibbaren Wandlungsprozesses nur Neu- und Umgestaltungen
im Kapitalismus moglich, die den Wesenskern und die kapitalistischen
Wirkprinzipien letztlich unangetastet lassen? Eine bewusste Strategie des
Wandels muss sich mit diesen Fragen auseinander setzen — bis hin zur Frage,

" Siehe z. B. in Stephany Griffith-Jones, Jose Antonio Ocampo and Joseph E. Stiglitz (Hrsg.), »Time

for a Visible Hand. Lessons from the 2008 World Financial Crisis«, Oxford 2010
%0 7ur Grundlegung der Transformationsperspektive siehe auch Bender, Harald: Die Zeit der
Bewegung. Strukturdynamik und Transformationsprozesse, Verlag Peter Lang 1997.
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inwiefern  schrittweise Transformationen in »geschlossenen« sozialen
Systemenleluberhaupt moglich sind oder ob es nicht vielmehr die scharfen
Umbriiche sind, die historisch den Ubergang zu etwas Neuem markieren.

Diese Grundfragen einer Transformationsstrategie zu stellen, heil3t nicht, sie
vollstandig beantworten zu wollen. Die vollstandige Antwort ist das Ende des
Fragens und die Suche nach echter Transformation kann nur mit einer
grundsatzlichen Haltung des Fragens einhergehen.

Was ist der Kern des Kapitalismus? Ist dieser transformierbar? Ist es das
Profitstreben und die individuelle Bereicherung oder ist es die Grenzenlosigkeit
der Kapitalwirtschaft in ihrer rechnungsférmigen Anwendung instrumenteller
Rationalitdit und Effizienz bei der Durchdringung aller Bereiche und
Verhaltnisse? Kann es eine sukzessive Transformation geben oder gibt es nur
den scharfen Bruch der disruptiven Uberwindung?

Rationalitat, Effizienz und Machbarkeit sind auf gesellschaftlicher Ebene die
Versprechungen und ZielgroBen der modernen Kapitalwirtschaft. Freiheit und
Bedirfnisbefriedigung sind die Versprechungen fir den Einzelnen. Eine
Transformation des Kapitalismus im Sinne einer »Aufhebung« wird auch diese
Kriterien »aufheben« missen — im vielfaltigen Sinne dieses Wortes — also auch
im dem Sinne, sie nach »oben«, in den Bereich des bewussten Gestaltens zu
bringen und ihre positive Gehalte zu bewahren. Denn wir brauchen Effizienz,
Rationalitat und Machbarkeit auch jenseits der Akkumulationslogik des Kapitals,
wenn wir unser Leben frei und ohne Not gestalten wollen.

Damit eine Transformation der gesellschaftlichen Verhaltnisse moglich wird,
die zugleich die Produktivkrafte erhélt, die wir zur Uberwindung der globalen
Krisen brauchen, sind konkrete Schritte in partiellen Politikfeldern notig. Ab
einem gewissen Punkt a) der Verdnderung von Rahmenbedingungen und
Teilbereichen und b) der Krisendynamik des bestehenden Systems kénnen diese
konkreten Schritte einen qualitativen Umschlag herbeifiihren, aus dem ein
neues System von Wirtschaft und Gesellschaft erwachst. Wann und wie dies
geschieht, ist nicht planbar. Die Wahrscheinlichkeit, dass es geschieht, kann

'*! Die sozialwissenschaftliche Systemtheorie mit Niklas Luhmann als prominentestem und pro-

duktivstem Vertreter geht davon aus, dass soziale Systeme zwar »umweltoffen« sind, also Um-
weltereignisse verarbeiten, aber zugleich »selbstreferentiell geschlossen, d. h. sie verarbeiten
alle Umwelteinflisse nur nach internen Kriterien. In dieser Sicht ist die systemische Binnenlogik
ultrastabil. Was nicht in dessen Kriterien gefasst werden kann, ist ein duferes Geschehen, an
das das System keinen Anschluss nimmt. Vgl. Luhmann, Soziale Systeme. Grundriss einer allge-
meinen Theorie, Suhrkamp 1987.



210 Harald Bender

aber planvoll erhéht werden. Die hierfir notwendigen Schritte, werden im
Folgenden zur Diskussion gestellt.

1.1.2  Krise und Transformation

Die Krisen des Kapitalismus sind so alt wie der Kapitalismus selbst. Und doch
liberlebte das markt- und geldbasierende System der Kapitalakkumulation
bislang jede Krise und jede Vernichtung der Buch- und Sachwerte — ob in
o6konomischen Zusammenbrichen oder in Kriegen.

Aber der Kapitalismus ist nicht nur krisenanfallig, er ist auch stark! Aus den
Ruinen der Uberakkumulation reicht er stets aufs Neue seine Hand des
Nehmens und Gebens unter dem Versprechen des »Morgen mehr«. Die Krisen-
und Untergangstrategen, die den Zusammenbruch herbeisehnen, damit ein
Ende komme — und sei es mit Schrecken — missten heute auf einen globalen
und irreversiblen Kollaps spekulieren. Die Klimakatastrophe gibt hierfiir das
endzeitliche Szenario ab. Doch ethisch ist es nicht vertretbar, die Katastrophe
und die Vernichtung aktueller Lebensgrundlagen zum Meilenstein einer
Uberwindungsstrategie zu machen. Ist es also sinnlos, dem Kapitalismus noch
etwas entgegen zu halten? lhn angesichts seiner radikalen Riicksichtslosigkeit
gegenliber marktfernen Kriterien verandern und aufheben zu wollen?

Die Geschichte der politischen Kampfe gegen die Macht des Kapitals kennt
im Wesentlichen zwei Varianten: Hier den Klassenkampf mit seinem Versuch,
der Macht der Kapitalbesitzer die Macht der Besitzer von Arbeitskraft entgegen
zu stellen. Doch deren politische Frucht — die »Diktatur des Proletariats« — ist
aus historischer Erfahrung diskreditiert. Das Diktat der Stellvertreter einer als
Proletariat definierten Klasse hat dem anonymen Diktat der Kapitallogik keine
bessere Zukunft entgegensetzen konnen. Auf der anderen Seite steht die
politische Zadhmung und Einfriedung der Marktgesetze und -auswiichse durch
demokratisch legitimierte Steuerung, Kontrolle und Reformen. Der im
weitesten Sinne »sozialdemokratische« Weg also, der gleichwohl die
»Privatisierung der Welt«, die Merkantilisierung aller Beziehungen, die national
wie global immer breiter klaffende Schere sozialer Ungleichheit sowie die
Ausbeutung aller menschlichen und natirlichen Ressourcen nicht aufhalten
konnte.

Diese zweite, den Kapitalismus »zahmende« und mildernde Variante der
Politik hatte sich in der Phase der Prosperitdt nach dem zweiten Weltkrieg
politisch in den meisten Landern durchgesetzt und erschien im »Common Sen-
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se« lange alternativlos. Doch sie konnte das Akkumulationsgesetz in seinem
Kern nicht aufheben. Wo Kapital stetig mehr Kapital erzeugt, wird der Druck der
Verwertung aller verfligbaren Grundstoffe materieller und sozialer Natur immer
starker. Das von den Wirtschaftsakteuren und Regierungen mit dem
absehbaren Ende des Nachkriegswachstums aktiv gestaltete und forcierte
Projekt der Globalisierung nimmt heute den gesamten Erdball als Reserve
moglicher Méarkte in Anspruch und ist auf die vollstdndige Kapitalisierung aller
noch nicht verwerteten sozialen und natirlichen Ressourcen ausgelegt. Deren
Verbrauch oder Erhalt wird dabei zur Frage ihrer Preise und Kosten am
Markt.*®

Die politische Gestaltung begrenzter wirtschaftlicher Verhaltnisse, sei es in
einem Betrieb oder innerhalb einer Volkswirtschaft, kann dem globalisierten
Kapitalismus heute kein hinreichendes Gewicht mehr entgegensetzen.163 Der
Okologische wie soziale Kollaps, der aus der systemlogischen Vollstandigkeit der
Erschopfung der jeweils verfligbaren Mittel resultiert, ist durch eine schlichte
Politik der sozialen oder oOkologischen Abfederung nicht aufzuhalten. Und
zugleich ist dieser Kollaps keine auch nur in »weiterer Perspektive« erstrebens-
werte Option. Denn je weniger verbleibt, je vollstandiger die Zerstorung also ist,
desto verlockender klingt fiir die Uberlebenden das Versprechen des morgen
wieder einsetzenden Wachstums durch Markt und Akkumulation.

Blicken wir also ins Unausweichliche? Sind die Optionen verbraucht? Oder
gibt es eine weitere Option, die rational beschreibbar und praktisch umsetzbar
ist? Das Projekt einer »Transformation« privat- und marktkapitalistischer
Strukturen hin zu einer lebensdienlichen, solidarischen und zukunftsfahigen
Okonomie soll hier eine neue Chance eréffnen. Keine Gewissheit — aber die
Perspektive eines beschreibbaren und in einzelnen Schritten gangbaren Pfades.

182 Auch die Bestrebungen, durch »Klimazertifikate« und Emissionsrechtehandel die Erdatmosphi-

re zu kapitalisieren, gehen in diese Richtung.

Sebastian Dullien u. a. sehen dies in lhrem 2009 von der Friedrich Ebert Stiftung veroffentlich-
ten Papier »Der gute Kapitalismus« anders: »Damit der Kapitalismus seine produktive (»gute«)
Dynamik moglichst frei von seinen zerstérerischen Tendenzen entfalten kann, muss er an die
Leine genommen werden: durch den Staat und die Gesellschaft. Die Leine darf nicht zu lang,
aber auch nicht zu kurz sein. In einer idealen Welt muss auch der globale Kapitalismus eine glo-
bale Regulierung oder Leine haben, um im Bild zu bleiben«. (ebd. S. 6)

163
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1.1.3 Reform und Transformation

Was heilt »Transformation«? Was unterscheidet sie von einer »Reform« in

bester und aufgeklartester Absicht? Die »Transformation« soll eine

grundlegende Anderung der Wirkzusammenhdnge von Wirtschaft und

Gesellschaft mit sich bringen. Transformation heiRt Umformung im Sinne der

Verwandlung in eine neue Form. Die Reform ist hingegen eine Erneuerung, bei

der die Strukturen und Zusammenhdnge des Bisherigen nicht vollstandig,

sondern allenfalls graduell verdndert werden. Reform wurde im politischen

Diskurs lange Zeit »progressiv« gebraucht, z.B. als Beschreibung des Weges der

Demokratisierung der Gesellschaft und der Herstellung von Chancengleichheit.

Der Begriff wurde im vergangenen Jahrzehnt dann vor allem zur Restaurierung

ordoliberaler Verhaltnisse insbesondere im Bereich der Sozialpolitik und

neoliberaler Ruckfiihrungen politischer Einfliisse auf die Wirtschaft verwendet.

In der jiingeren politischen Praxis bezeichnete »Reform« mithin jede Anderung

von Rahmenbedingungen — ob in progressiver oder restaurativer Perspektive,

ob mit dem Versuch, gegebene Strukturen zu iberwinden oder zu verfestigen
bzw. wieder herzustellen.

Um diese Richtungen von Reformen im Weiteren klar zu unterscheiden und
zur Transformation in Beziehung setzen zu kdnnen, wollen wir die Begriffe wie
folgt verwenden:

e Restaurative Reformen: Anderungen von Rahmenbedingungen, die auf eine
Wiederherstellung vorheriger Strukturen abzielen.

e Stabilisierende Reformen: Anderungen von Rahmenbedingungen, die die
Stabilitdt vorhandener Strukturen erhéhen und die Krisenanfalligkeit und
Veranderbarkeit des vorhandenen Systems verringern.

e Transformierende Reformen: Anderungen von Rahmenbedingungen, die
die Wahrscheinlichkeit der grundlegenden Verdnderung gegebener
Strukturen und der Herausbildung neuer Systembedingungen erhéhen.

e Transformation: Umformung und Verwandlung des gesamten wirtschaft-
lichen und gesellschaftlichen Zusammenhangs unter Herausbildung neuer
Systembedingungen und Ordnungsstrukturen.

e Transformationsschritte: Anderungen von Rahmenbedingungen in
einzelnen, umgrenzten Bereichen, die dort eine grundlegende Umformung
herbeifihren und neue Systembedingungen schaffen sowie Schaffung neuer
Bereiche, in denen neue und grundlegend andere Systembedingungen
gelten.
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o Transformationsprozesse: Das Zusammenwirken verschiedener Reform-
und Transformationsschritte, die in ihrer Synergie einen geschichtlichen
Prozess tiefgreifender Transformation bewirken kénnen.

»Transformation« heiBt also Umformung im Sinne der Verwandlung in eine

neue Form. Was nun gibt Transformationsschritten und Transformations-

prozessen die Qualitdt, ein in seinen Funktionen und Zusammenhangen

»geschlossenes« System bis hin zu seiner Umwandlung und Aufhebung zu

verandern? Wie sehen die Transformationsschritte aus, auf die wir hinarbeiten

wollen, und wie kann sich der neue Handlungszusammenhang, der entstehen
soll, konkret entwickeln? Eine Antwort, die den Rahmen der Transformations-
strategie und die Zielpunkte des Transformationsprojektes absteckt, muss die
grundlegenden Erfahrungen bisherigen sozialen Wandels in Rechnung ziehen:

Echte Transformationen sind immer historische Prozesse, die niemals nur aus

planerischen und willentlichen Entscheidungen resultierten. Sie erfordern die

Wirkkraft sozialer Bewegungen und einschneidender Ereignisse, die

Deutungsgewohnheiten sprengen und Raum geben fiir echte Novitdt. Das

wirklich Neue — also die Novitdt des Kiinftigen — ist ohne Beispiel. Dieser

selbstverstandliche Satz wird allzu leicht vergessen, wenn eine »Utopie«
gezeichnet und gekennzeichnet werden soll. Dies heiflt: Wir kennen die
konkrete Gestalt der Gesellschaft, die am Ende eines Transformationsprozesses
stehen wird, heute noch nicht. Aber wir kdnnen die Antithesen, die der heute
vorherrschenden Wirtschaftsweise gegeniber stehen, heute schon formulieren:

e Wo hier Konkurrenz herrscht, ist dort Solidaritat.

e Wo hier ein »Mehr« steht, ist dort ein »Genug«.

e Wo hier die Grenziiberschreitung Programm ist, ist es dort die Bewahrung
und der Schutz von Grenzen.

e Der alles berechnenden Persénlichkeit steht die mitfiihlende gegeniiber.

e An die Stelle des egoistischen Marktakteurs tritt der solidarisch Handelnde.

e An die Stelle der Reprasentation tritt die Partizipation.

e Aus Funktionszwang wird die Freiheit der Entscheidung.

e Aus der Angst um die Existenz wird die Befreiung zur Gestaltung.

e Aus der Befriedigung eigener Interessen wird die Befriedigung gemeinsamer
Bedurfnisse.

e Aus dem Ausschalten des Anderen das Aufnehmen des Nachsten.

e Aus der Externalisierung von Folgen wird die Ubernahme von Verant-
wortung.
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e Statt um Konsumquantitdt geht es um Lebensqualitat.

e Statt um die Verfigung lGber andere Menschen geht es um die Verfiigung
liber die eigene Zeit.

e An die Stelle von Allmachtfantasien tritt die Anerkennung der eigenen
Kleinheit und Endlichkeit.

e Statt um das Wachsen des Ego geht es um das Wachsen des Selbst.

Indem diese Antithesen formulierbar und auf einer Wertebene

zustimmungsfahig sind, haben sie eine innere Realitat, die die Anschlusspunkte

des Neuen markiert.

1.14 Widerspriiche und Transformationsdynamik im Kapitalismus

Im Alten steckt der Keim des Neuen. Wére es anders, dann ware der
Kapitalismus in der Tat das »Ende der Geschichte«, wie es von neoliberalen
Theoretikern schon ausgerufen wurde.'® Die Transformation des Kapitalismus
ist aber in ihm selbst und in seinen inneren Widerspriichen schon angelegt.165
Doch verlaufen die Konflikt- und Bruchlinien heute anders als zu Zeiten Karl
Marx’ und der historischen Arbeiterbewegung. Es ist nicht mehr zuerst und
allein der Widerspruch von Wertschépfung und Wertaneignung — also zwischen
Arbeit und Kapital — der heute auf einen Systemwandel dréngt, sondern der
Widerspruch zwischen grenzenlosem Anspruch der Kapitalakkumulation und
der sozialen und Okologischen Begrenztheit der Welt, zwischen der
Selbstbeziiglichkeit des renditegetriebenen Wachstums auf der einen und dem
Anspruch lebensdienlicher politischer Gestaltung auf der anderen Seite. Indem
der sich globalisierende Kapitalismus heute alle Ressourcen und sozialen
Verhaltnisse in seine Systemlogik hineinzieht, macht er zugleich das logische
Ende seines Wachstums sichtbar. Das Versprechen der volkswirtschaftlichen
und individuellen Wohlstandsmehrung wird obsolet, angesichts der absehbaren

' Francis Fukuyama, »The End of History and the Last Man«, 1992. Fukuyama kniipft an Hegels

Geschichtsphilosophie an und sieht in der Verkniipfung von politischer Demokratie und wirt-
schaftlichem Liberalismus die »letzte Synthese«, die sich Uberall und endgiltig durchsetzen
werde.

%5 Schon Karl Marx beschreibt diese Transformation »von innen« in seinen Schriften zur politi-
schen Okonomie. Fiir ihn sind schon die Kapitalgesellschaften (!) Stationen zur Selbstnegation
des privatkapitalistischen Systems. Dass die Transformation eines gesellschaftlichen Zustandes
in diesem und in dessen Widerspriichen selbst angelegt ist, ist Grundannahme der dialektischen
Geschichtsphilosophie (Hegel), an die Marx anknipfte und an die auch Fukuyama (1992) anzu-
knupfen behauptet.
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Erschopfung aller Ressourcen und angesichts des fortschreitenden Verlustes
freier Handlungsoptionen in einem anonymisierten System weltumspannender
6konomischer Zwange.

»Unregierbarkeit« wird zum weltweiten Status Quo der Politik gegeniiber
den finanzkapitalistischen Systemen und Markten und ihren Global Players. Hier
zeigt sich der zweite grofe Widerspruch des globalisierten Kapitalismus: Der
Widerspruch zwischen der vermeintlichen Freiheit der Gestaltung der
Lebensumstdande durch erfolgreiche Kapital- und Warenallokation und der
faktischen Unfreiheit des Handelns in immer undurchdringlicheren Zwangen, bis
hin zur Gefangenschaft in den Eigengesetzlichkeiten des Systems und der
sozialen Verhaltnisse, die es hervorbringt.

Die Richtung der aus den inhdrenten Widerspriichen gespeisten
Transformationsdynamik im modernen Kapitalismus ldsst sich aus diesen
Befunden ableiten:

e Die Uberwindung des Wachstumszwanges kann Ressourcen auch fiir
kiinftiges Wirtschaften erhalten.

e Die ErschlieBung und Wiedergewinnung kapitalferner Handlungsraume
kann individuelle Freiheitsgrade neu er6ffnen und der Verabsolutierung der
Kapital- und Warenlogik in allen sozialen Beziehungen entgegenwirken.

e Ein klares und durchsetzungsfahiges Primat demokratischer und
partizipativer Politik kann im volkswirtschaftlichen wie im internationalen
MaRstab Gestaltungsraume wieder erschlieRen.

e Die Demokratisierung der Wirtschaft ist heute das Gegenmodell des an sein
Ende stofRenden Prinzips der 6konomischen Herrschaft des Kapitals. Dabei
missen neue Eigengesetzlichkeiten etabliert werden, die andere Formen
des Wirtschaftens in den Betrieben und Unternehmen ermaglichen.

1.2 Pfade und Kernelemente der Transformation

Die Transformation hat klare Zielvorstellungen und ist doch ein offener
Prozess. Denn sie zielt auf die Uberwindung von Strukturen ab, die in sich
kaum transformierbar sind: Die Steuerung wirtschaftlichen Handelns durch die
»privaten« Interessen der Akteure und die systemischen Notwendigkeiten der
Kapitalakkumulation sind in ihrem Kern nicht veranderbar, wenn nicht
Wirtschaft und Gesellschaft als Ganzes sich transformieren und im Kern der
Austauschbeziehungen fir die Handelnden ein Stlick weit schon transformiert
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sind. Dies gilt umso mehr, wenn mogliche Transformationsschritte nicht in
»Inseln« und Nischen verwirklicht werden kdnnen, sondern gesamt-
gesellschaftlicher Natur sind. Ein grundlegender institutioneller Umbau von
Wirtschaft und Gesellschaft wird wahrscheinlich nur im Rahmen von
tiefgreifenden Destabilisierungs- und Umbruchphasen moglich sein, wie sie in
unserer abschlieBenden Betrachtung der Transformationsszenarien dargelegt
sind. Dennoch missen die einzelnen Schritte heute schon bedacht und wo
immer moglich auch schon versucht werden. Dabei stellt sich die Frage, in
welchen Bereichen heute mogliche Schritte denkbare Transformationspfade
erschlieRen, die in ihrem Zusammenhang und unter den genannten Bedin-
gungen zu grundlegendem Wandel fiihren kénnen.

1.2.1  Systemische Strategie und Transformationspfad
»solidarischer Markt«

Das vorherrschende Wirtschaftssystem hat seine Starke in dem, was
soziologisch als  »systemische Integration« bezeichnet wird, d.h. es
reproduziert seine Existenzbedingungen durch die Verschrdankung vieler
Einzelhandlungen innerhalb eines auf allgemeinen Prinzipien beruhenden
Rahmens. Eine erfolgversprechende Transformationsstrategie muss in diesem
Sinne ebenfalls »systemisch« sein. Das heiflt, sie arbeitet nicht primar mit
direkten politischen Regulierungen (auch wenn diese im Einzelfall immer
wieder notig sein mogen), sondern mit strategischen Veranderungen der
Rahmenbedingungen, des Handelns. Diese sollen das vom Einzelnen und von
Unternehmen in solidarischer Perspektive erwartete Handeln rational und
auch aus Einzelperspektive vorteilhaft machen. Die Frage der Bedingungen
eines unternehmerischen Handelns am Markt, das nicht unter Wachstums-
und Akkumulationszwang steht, und gleichwohl aus der Binnenlogik des
Unternehmens gesteuert wird, ist hierbei zentral.

Ein wesentlicher Transformationspfad ist deshalb die Entwicklung eines
»solidarischen Marktes«, '*° der jenseits des Verwertungs- und
Wachstumszwanges folgendes leisten muss:

e Austausch von Gitern und Leistungen ohne asymmetrische

Machtbeziehungen.

1% Siehe hierzu auch die Manuskripte »Partizipatorische Unternehmensverfassung« und »Markt

und Wettbewerb in einer Solidarischen Okonomie« der Akademie fiir Solidarische Okonomie.
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Stabilisierung  von  kooperativen  Austauschbeziehungen  zwischen
Unternehmen.
Erlangung einer fir jedes Unternehmen stabilen »optimalen GrofSe«.
Schaffung von Inklusions- oder Anschlusschancen fiir bisher nicht in den
Produktions- und Dienstleistungsprozess eingebundene Menschen bzw.
Unternehmen.
Permanente Steigerung der Effizienz der Guterproduktion und der Qualitat
von Dienstleistungen.
Kanalisierung von Effizienz- und Qualitatsgewinnen unter den Kriterien:
- Minderung des Ressourcenverbrauchs
- Erhéhung der verfligbaren Gemeingtiter
- Steigerung  der  Freiheitsgrade  der  Lebensgestaltung  durch
Verminderung der notwendigen Erwerbsarbeitszeit
- Minderung externer sozialer und 6kologischer Kosten (national
wie global)
Positive Schrumpfungsoptionen fiir 6kologisch und sozial defizitdre
Unternehmen.
Rechtliche Fundierung und Forderung einer gemeinwohlorientierten
Unternehmerrolle.
Forderung partizipativer Unternehmensformen.

Die Formulierung und Anwendung betriebswirtschaftlicher Grundsatze jenseits
der Kapitallogik ist ein Kernelement dieser Transformation. Erst wenn es
moglich wird, ohne Gewinn- und Akkumulationszwang dauerhaft erfolgreich zu
wirtschaften, werden die Alternativen solidarischer Wirtschaftssektoren

»mikrodkonomisch« attraktiv.

167

1.2.2 Transformationspfad Vergesellschaftung des Kapitals

Leitende Pramisse der privaten Kapitalwirtschaft ist die Extraktion von
Renditen aus dem 6konomischen Prozess der Wertschépfung. Diese Renditen
werden in privater Verfigung akkumuliert, um innerhalb oder auRerhalb des
Unternehmens zur Erzielung weiterer Renditen reinvestiert zu werden.

167

In der Genossenschaftsbewegung wird zum Beispiel das Kriterium der Wertschopfung anstelle

des betriebswirtschaftlichen Kriteriums »Gewinn« vorgeschlagen. Siehe hierzu z. B. die »Wert-
schépfungsbilanz« der Mondragon Gruppe aus den Jahren 2007 und 2008. Quelle
http://www.mondragon-corporation.com/DEU/Wirtschaftliche-Daten/Wirtschaftliche-
Situation-und-Vermaogenslage-/Entwicklung-Des-Wertzuwachses.aspx am 31.03.2010


http://www.mondragon-corporation.com/DEU/Wirtschaftliche-Daten/Wirtschaftliche-Situation-und-Vermögenslage-/Entwicklung-Des-Wertzuwachses.aspx
http://www.mondragon-corporation.com/DEU/Wirtschaftliche-Daten/Wirtschaftliche-Situation-und-Vermögenslage-/Entwicklung-Des-Wertzuwachses.aspx
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Hiermit einher gehen die immanenten Zwinge zu fortwadhrender
Rationalisierung und fortwdahrendem mit ihrem zerstorerischen Potential fir
die natirlichen und sozialen Grundlagen der Gesellschaft. Wirtschafts-
politische Forderungen miissen deshalb auf der Ebene der obersten Pramissen
die Kriterien einer nachhaltigen Wirtschaftsweise formulieren, die auf
Extraktion — also das Herausziehen — von Kapitalrenditen verzichten kann und
nicht von exponentiellem oder linearem Wachstum abhéangig ist.

Neben privatem Kapital, das im Wirtschaftsliberalismus als »Motor”
globalen wirtschaftlichen Wachstums gilt, missen Formen éffentlichen
Kapitals treten, die Wachstum in gesellschaftlich sinnvollen, 6kologisch
vertraglichen und politisch gewollten Bereichen ermoglichen oder aber
Wirtschaftssektoren vom Wachstumszwang freistellen oder gar gezielt
schrumpfen lassen. Als Kriterien fiir den Einsatz offentlichen Kapitals dient
dabei nicht die Extraktion und Akkumulation von Kapital, sondern die positive
Auswirkung eines o6ffentlich-gemeinniitzigen Wirtschaftssektors und seiner
offentlichen, demokratisch  verfassten Unternehmungen auf seine
gesellschaftliche und natirliche Umwelt. Hierfir sind verbindliche MalRstabe
zu entwickeln, die die Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt und die
gesellschaftliche Arbeit, auf die natirliche Umwelt sowie die gesellschaftlichen
Lebensbedingungen unter solidarischen Pramissen erfassen — einschlieBlich
der Auswirkungen im Rahmen globalisierter Wirtschaftsbeziehungen. 168

Ein offentlich-gemeinnitziger Wirtschaftssektor ist nicht mit staatlichen
Unternehmen in ihrer Rolle der Bereitstellung o6ffentlicher Versorgung
gleichzusetzen. Unternehmen des o6ffentlich-gemeinniitzigen Sektors kénnen
stattdessen privat (z. B. gemeinnitzige Gesellschaft mit Beschrankter Haftung,
gGmbH) oder genossenschaftlich oder auch staatlich organisiert sein. Entschei-
dend ist, dass sie mit offentlichem Kapital arbeiten und ihr Handeln durch die
Erreichung definierter, in 6ffentlichem Interesse liegender Effekte gesteuert
wird. Hierbei spielen die Befriedigung sozialer Grundbedirfnisse sowie die

188 Wer sich ernsthaft mit der Zukunft unseres globalen &ko-sozialen Systems auseinandersetzt,

muss differenzieren — nach Branchen und nach Landern. Er sieht, dass jedes Industrieland so-
wohl auf Wachstum als auch auf Schrumpfung angewiesen ist: Wachsen miissen Sektoren wie
der Bildungsbereich, viele Leistungen im Gesundheitswesen, die Altenpflege, der Umweltschutz,
die erneuerbaren Energien, neue Transportsysteme und der Faire Handel (hdufig Bereiche mit
schwacher Lobby!). Schrumpfen mussen dagegen viele Teile des Verkehrssektors, die Nutzung
fossiler Energien und der Atomenergie, generell der Ressourcenverbrauch und der Schadstoff-
ausstoR. Vgl. hierzu auch Bausteine »Wachstum«.
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Schaffung ©kologisch und sozial nachhaltiger Wirtschaftskreislaufe eine
besondere Rolle.

Der gesellschaftliche Charakter des Kapitals. Jedes neu in Umlauf gebrachte
Geld ist »in sich« ein 6ffentliches Kapital, da es von der Zentralbank als einer
Institution der Gesellschaft »geschopft« und zur Verfigung gestellt wird.*®
Deshalb gibt es keinen rein privaten Kredit, der auf der »Schépfung« von Kapital
basiert. Jeder »geschopfte« Kredit ist ein Stlck weit 6ffentlich und deshalb
muss jedes hieraus resultierende Kapital ein Stick weit o6ffentlich sein.
Umgekehrt kann zentral geschopftes Geld niemals rein privates Kapital sein.
Denn es wird durch eine 6ffentliche Hand privaten oder anderen 6ffentlichen
Handen zweckgebunden zur Verfiigung gestellt. Diese Funktion wird im
Bankensystem wahrgenommen und ist eine gesellschaftliche Aufgabe — so wie
auch die Geldschopfung einen gesellschaftlichen Vorgang darstellt. Aus der
Geldschopfung entstammendes Kapital als offentliches Kapital zu behandeln
und es auch im Verwertungsprozes weiter zu vergesellschaften, ist ein
wesentlicher Transformationsschritt in einer heute durch privates Kapital
dominierten Gesellschaft.

Das Geldsystem ist aktuell in einem Zustand, in dem nicht langer der Geld-
Ware-Geld Zyklus wie nach Marx zusatzliches Geld — also eine Akkumulation
von Kapital — hervorbringt (G — W — G'), sondern Geld wird anscheinend direkt
zu mehr Geld (G — G'). In diesem Zustand wird allgemein geglaubt, dass das Geld
selbst neues Geld hervor bringt. Aber Geld wirft keine Jungen, wie es so schon
heillt, es »tragt« keine Zinsen, es tut nichts. Was lediglich stattfindet ist die
Aneignung einer noch groferen Schuld durch den, der das Geld als Kapital
besitzt. Das Schuldverhiltnis, das hinter jedem Kapital steckt, wird dabei nicht
nur verstetigt, sondern dynamisiert. Auf gesellschaftlicher und rechtlicher
Ebene miissen die Verhaltnisse Gberwunden werden, die dies ermdoglichen. Die
private Aneignung des Zinses ist deshalb ein zentraler Punkt dessen, was wir in
solidarwirtschaftlicher Perspektive zu liberwinden versuchen.

%9 Daran dndert sich auch nichts, wenn die Zentralbank, wie in den USA, privat ist oder wenn eine

Privatbank den Kredit ausgibt, da im Moment der Kontierung bei der Zentralbank eine Schuld
konstituiert wird, fur die die Gemeinschaft einsteht — und sei es in Form von Inflation — wenn sie
vom Kreditnehmer nicht zuriickgezahlt wird. Deshalb ist das bei der Zentralbank »geschopfte«
Kapital selbst bei privater Bereitstellung und Verwaltung als &ffentliches Gut anzusehen.
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Die deutschen Kreditinstitute haben im Boomjahr 2008 432 Mrd. Euro an
Zinsen eingenommenm. Dies liegt weit Gber den gesamten Steuereinnahmen
des Bundes und der Linder (249 Mrd. Euro in 2008""") und bedeutet nicht
zuletzt auch eine Verschiebung von Macht. Die Zinsertrage der Kreditwirtschaft
gehdéren — nach Abzug der betrieblichen Kosten — in offentliche oder genos-
senschaftliche Hand. Das ist ein klarer und zielgerichteter Transformations-
schritt, der schon vor einem grundlegenden Wandel der Wirtschaftsweise die
Machtverhéltnisse nachhaltig dndert und ein »Primat der Politik« Gberhaupt
erst moglich macht.

Die Linearisierung des Zins. Im Abschnitt zum »Wachstumsirrtum« wurden die
Folgen des exponentiellen Anstiegs der Zinseszinsfunktion ausfiihrlich
beschrieben. Man kann den Wachstumszwang und die Effekte steigender
sozialer Ungleichheit, die dem Zinssystem inharent sind, wesentlich abmildern,
indem man den Zins linearisiert. Die Linearisierung des Zinses bedeutet, dass
der Zinsfulk in jedem Zyklus um den Zinseszins reduziert wird, so dass der Zins
nach einer errechenbaren Anzahl von Jahren auslauft und nicht mehr »ewig«
ist"”%. Auch auf dieser Basis wire kapitalistisches Wirtschaften noch maglich,
aber es ware in weit stdrkerem MaRe an eine tatsdchliche und demokratisch-
partizipatorisch gestaltbare Wertschopfung geknipft, statt an die Eigendynamik
der Kapitalstrome. Deren Wachstum wiirde durch eine Zinslinearisierung
wesentlich reduziert, statt sich durch die Zinseszinsdynamik stetig und immer
schneller (»exponentiell«) aufzublahen.

1.2.3  Transformationspfad Verfassungswandel und 6konomische
Verfassungsgrundsatze

Jede staatliche Gewalt ist in der Bundesrepublik Deutschland an die Grundsatze

der Verfassung, insbesondere an den Grundrechtekatalog und an die Prinzipien

der Volkssouverdnitiat gebunden. Das politische System der BRD ist eine

170

Siehe Monatsbericht der Deutschen Bundesbank, 63. Jahrgang, Nr. 9, September 2011, S. 52f
Siehe Monatsbericht des BMF, August 2008, S. 47

Wenn man diese Linearisierung an verschiedenen Beispielen durchrechnet (z. B. anfanglicher
Zinssatz von 50 % oder von 10 %), so ergibt sich, dass die Summe der zu zahlenden Zinsen un-
abhangig vom Ausgangswert des Zinses immer bei der Summe des urspriinglichen Kreditbetra-
ges auslauft, so lange der Zinssatz nicht Uber 50 % liegt. Nur die Dauer der Zinszahlung ist ent-
sprechend umso langer, je niedriger der urspriingliche Zinssatz war.

171
172
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»wertegebundene Ordnung«, in der alles staatliche Handeln in letzter Instanz
auf den Grundwert der Menschenwiirde und jede staatliche Ordnung auf das
Demokratieprinzip verpflichtet ist. Im Rahmen dieser Verfassungssystematik
konnen staatliche Gestaltungs-, Schutz- und Leistungspflichten definiert
werden, die auf alle nachgeordneten Gesetzgebungen durchschlagen.

Fiir den Bereich der Wirtschaft hat dies bislang kaum stattgefunden. Da der
Staat das wirtschaftliche Handeln durch seine Gesetzgebung, durch eigenes
Handeln, durch die Infrastrukturplanung, durch das Forder- und Steuerrecht,
durch das Gesellschaftsrecht und auf vielerlei andere Weise pragt und gestaltet,
muss er auch im wirtschaftlichen Sektor auf verfassungskonforme Ziele und
Malgaben verpflichtet werden.

Zu nennen sind hier im Wesentlichen drei Bereiche, bei denen ein
Verfassungsrang angestrebt werden soll:

e Das Nachhaltigkeitsgebot: Der Staat schiitzt und fordert in Verantwortung
vor den kommenden Generationen sozial und o6kologisch nachhaltige
Wirtschaftsweisen (angelehnt an die Nachhaltigkeitsdefinition von H.
Brundtland).

e Der Schutz der Gemeingiiter: Der Staat stellt den Schutz von Boden, Wasser
und Luft als der Gesellschaft verfiigbare Gemeinglter sicher. Jede private
Nutzung ist dem Wohl der Allgemeinheit verpflichtet. Auch Gesundheits-
und Bildungseinrichtungen kénnen als zu schiitzende Gemeinglter definiert
werden.

e Die Demokratisierung und Gemeinwohlbindung der Wirtschaft: Der Staat
sichert durch seine Gesetzgebung die Partizipation der Blrger an der
wirtschaftlichen Gestaltung ihrer Lebensumstande und die
Gemeinwohlbindung wirtschaftlicher Aktivitaten.
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Verfassungswandel

Verfassungsgrundsatze »Nachhaltigkeit« — »Schutz der Gemeingiiter« — »Gemeinwohlbindung Wirtschaft«

el pd v\

Eigentumsrecht — Gesellschaftsrecht — Genossenschaftsrecht — Betriebsverfassungsrecht — Geldreform

Demokratisierung der Wirtschaft

Sozialokologische politische und systemische Steuerung

& v N

% Steuerrecht — Sozialpolitik — Forderpolitik — Bilanzregeln — Dezentralisierung — Direkte Partizipation

Abb. 24: Verfassungswandel und institutioneller Umbau von Wirtschaft und Gesellschaft

Diese Grundsdtze garantieren zusammen eine nachhaltige und dauerhafte
Forderung aller Transformationsbestrebungen und des Aufbauprojektes
solidarischer Okonomie.

Das Schaubild zeigt, wie die Verfassungsgrundsatze auf die nachgeordneten
Rechtsfelder durchschlagen und die Erfordernisse einer Demokratisierung der
Wirtschaft sowie einer sozialokologischen Steuerung nach sich ziehen. Dies
wiederum hat Auswirkungen auf die Ausgestaltung der Regelungen des Steuer-
rechts, der Sozialpolitik usw. Insgesamt ergibt sich ein institutioneller Umbau
von Wirtschaft und Gesellschaft im Sinne solidarékonomischer Grundsatze.

13 Strategiefelder des Transformationsprojektes

Eine systematische Transformationsstrategie beinhaltet zumindest drei Strate-
giefelder: 1. Den Aufbau solidarwirtschaftlicher Projekte, 2. Den systemischen
und institutionellen Umbau von Wirtschaft und Gesellschaft,
3. Bewegungsarbeit und Mobilisierung. Diese kniipfen an bestehende Struktu-
ren an und verdandern sie, um eine Umschlag- und Wendesituation (den »Kipp-
punkt«) wahrscheinlicher zu machen und bessere Chancen fiir Alternativen zu
erschlieRen.
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Bewegungsarbeit und

Mobilisierung

politisches Handeln

< Mikro-6konomische uMSC[\l - und
»'Kzipppunkt« Entscheidungen; W&%f(ﬂ’i

Ation
R

Innovation Innovation
handlungsleitender Kriterien zentraler Rechtsinstitute
Aufbau solidar- < Institutioneller Umbau von
wirtschaftlicher Projekte _— Wirtschaft und Gesellschaft

Abb. 25 Strategiefelder des Transformationsprojektes

Die Abbildung zeigt im Uberblick den Zusammenhang der im Weiteren darge-
stellten Strategiefelder. Der »Kipppunkt” ist dabei eine Folge vieler Einzelent-
scheidungen, die insbesondere im Bereich des wirtschaftlichen Handelns zu
einem Systemwandel fiihren kénnen, wenn dort massenhaft andere Prioritdten
und Handlungsweisen greifen. Ein Aufbau solidarwirtschaftlicher Projekte und
ein institutioneller Umbau, der neue Handlungschancen bereitstellt, sind dabei
die auf jeden Einzelnen wirkenden Bedingungen, die eine neue Ausrichtung des
wirtschaftlichen Handelns moglich machen. Die Bewegungsarbeit mit ihren
Mobilisierungsprozessen und inneren Strukturen stellt die Vernetzung der Ak-
teure, die Sichtbarkeit im politischen Prozess und die soziale Integration der
Aktivisten sicher.

1.3.1 Der Aufbau solidarwirtschaftlicher Projekte

Der Aufbau solidarwirtschaftlicher Projekte ist die soziale Basis des Transforma-
tionsprozesses. Er manifestiert die zu Grunde liegende solidarwirtschaftliche
Bewegung, ohne die eine Transformation nicht moglich ist. Im Rahmen dieser
Bewegung werden neue Handlungsweisen entwickelt und ausprobiert, die auf
partizipativen und solidarischen Werthaltungen beruhen. In dem sich diese zu
handlungsleitenden Kriterien verstetigen, die Gber die Bewegung hinaus Bedeu-
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tung erlangen, findet ein genereller sozialer Wandel und ein »Vordringen« die-

ser Kriterien in andere Sektoren der Okonomie statt. Zum Aufbauprojekt solida-

rischer Okonomie gehéren u. a.:

e Unternehmen mit solidarischer Unternehmensverfassung.

e Solidarisch verfasste Produktions-, Konsum- und Reproduktionsgenossen-
schaften.

e Genossenschaftliche Banken, die Formen ethischer Geldanlagen und demo-
kratisierte Fonds bereitstellen.

e Gemeinniitzige Unternehmen (gGmbH) und Stiftungen, die solidarisches
Wirtschaften férdern.

e Vereine, Verbdnde und (Nicht-Regierungs-)Organisationen, die Griindungs-
und Umwandlungsberatungen durchfiihren.

e »Inseln« neuen Wirtschaftens z. B. im Rahmen von Komplementdrwahrun-
gen, Tauschringen oder Zeitbanken.

e Eine breit angelegte Bildungsarbeit zu Themen lebensdienlicher und solida-
rischer Okonomie.

e Breit verfliigbare Informationen Uber existierende Projekte und Moglichkei-
ten (u. a. Kartierung vorhandener Initiativen und Betriebe).173

Auch wenn die konkreten solidarwirtschaftlichen Strukturen und Projekte oft

den Charakter von prekdren Enklaven in den Nischen des Systems haben, ge-

schehen hier doch wichtige experimentelle Pionierarbeiten und Lernvorgange

fir eine solidarwirtschaftliche Gesellschaft.

1.3.2  Der systemische und institutionelle Umbau von Wirtschaft
und Gesellschaft

Parallel zum Aufbauprojekt, das zugleich einen Bewusstseins- und Kulturwan-
del in Gang setzt, wird auf politischer Ebene eine Anderung und Verbesserung
sowohl der Rahmenbedingungen alternativen und solidarischen Wirtschaftens
angestrebt als auch eine institutionelle Reform der vorherrschenden Wirt-
schaftsweisen. Wo immer dies in einzelnen Schritten heute schon gelingt,
kann der moderne Waren- und Finanzkapitalismus in seiner Tendenz zur voll-

' Siehe z. B. »Atlas der Solidarischen Okonomie in Nordhessen. Strategie fiir eine nachhaltige

Zukunft«, Kassel University Press, 2008, hrsg. von Clarita Mdiller-Plantenberg, Alexandra Stenzel
und Kristina Bayer (ESF-Projektteam Solidarische Okonomie, Kartierung und Griindungsbera-
tung)
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standigen Durchdringung aller gesellschaftlichen Bereiche gebremst und kon-
nen Alternativen verfliigbar gemacht werden.

Der institutionelle Umbau strebt strategisch und Uber die EinzelmalRnah-

men hinaus eine Innovation zentraler Rechtsinstitute an, die von den grundle-
genden Werten und Normen unserer Verfassung ausgeht. Die zentralen Ele-
mente des institutionellen Umbaus, die in den voranstehenden Abschnitten
dieses Bandes im Einzelnen beschrieben wurden, sind:

Verankerung der ZielgroBen Nachhaltigkeit, Schutz der Gemeingiiter und
Demokratiegebot fiir die Wirtschaft in der Verfassung und somit als Grund-
lage aller nachfolgenden Gesetze.

Reform des Unternehmens- bzw. Gesellschaftsrechts hin zu partizipato-
risch- gemeinwohlorientierten Unternehmensverfassungen.

Demokratisch legitimierte Beteiligung der 6ffentlichen Hand und gesell-
schaftlicher Anspruchsgruppen an den Aufsichtsorganen der Aktiengesell-
schaften.

Reform des Bilanzrechts mit Beriicksichtigung und Bilanzierung bisher
externalisierter (Folge-)Kosten und Erstellung einer Nachhaltigkeits- und
Gemeinwohlbilanz.

Nachhaltigkeits- und gemeinwohlorientiertes Steuer- und Férderrecht, das
den Unternehmen die entsprechenden positiven und negativen Anreize
setzt und den Unternehmensgewinn als dominantes Kriterium ablost.
Rechtliche und steuerliche Anbindung von Wachstums- oder Schrump-
fungszielen von Unternehmen an Nachhaltigkeits- und Gemeinwohlbilan-
zen.

Abldsung sozialer Sicherung von wirtschaftlichen Wachstumszwangen durch
ein System bedingungsloser Grundsicherung, z. B. iber eine negative Ein-
kommenssteuer.

Eine Geld- und Zinsreform, die die inhdrenten Wachstumszwénge und
Wachstumsfallen der Kapital- und Zinswirtschaft Gberwindet (z. B. Zinslinea-
risierung, offentliches Kapital, alternative Kreditmodelle).

Reform des Eigentumsrechts, das den Schutz der Gemeinglter gewadhrleistet
und die Sozialbindung des Eigentums — insbesondere grofler Vermogen und
Unternehmen — einlost.

Die Internationalisierung wirtschaftlicher Solidar- und Schutzrechte, die
Ausbeutungen und Aneignungen durch multinationale Unternehmen er-
schwert.
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e Ein nachhaltiger Umbau der Finanzmarkte. Hierzu gehért die Trennung von
Geschéfts- und Investmentbanken und die Ausstattung nur der Geschafts-
banken mit zentral geschépftem Geld, um renditeorientierten Investment-
banken die Verfligung liber »6ffentliches« Kapital zu entziehen.'*

Dieser Katalog beschreibt strategisch ausgerichtete Reformen und Transforma-

tionsschritte in einzelnen gesellschaftlichen und ©6konomischen Bereichen.

Durch diese Schritte soll die Wahrscheinlichkeit der Transformation gegebener

Strukturen und einer grundlegenden Veranderung des Systems erhéht werden

(»Transformierende Reformen«) und es sollen in einzelnen Bereichen neue

Systembedingungen geschaffen werden. Die systemischen und institutionellen

Umbauelemente sind also Schritte auf dem Weg der Transformation, die noch

im alten System beginnen, aber in der Tendenz auf ein neues soziales, 6konomi-

sches und 6kologisches System hin wirken.

1.3.3  Bewegungsarbeit und Mobilisierung

Die Vorbereitung und Umsetzung der politischen Mobilisierung muss auf vielen
Ebenen ansetzen. Sie muss vor allem die strategischen Uberlegungen in opera-
tiven MaBnahmen konkretisieren. Zentrale Pole des strategischen Denkens sind
die Biirgerinnen und Blrger auf der einen und die politischen Fiihrungsebenen
auf der anderen Seite. Beide Ebenen bendtigen die Medien des 21.Jahr-
hunderts als Multiplikator und Katalysator.

Burgerinnen und Medien und Fiihrungsebenen
Biirger <€—> Offentlichkeit | €—>  der représentati-
ven Demokratie

Abb. 26: Medien und Offentlichkeit

Die gesellschaftlichen und politischen Eliten beherrschen die Spielregeln der
Medienoffentlichkeit naturgemal mit grofRer Virtuositat. Wo dies nicht der
Fall ist, verschwinden sie von der 6ffentlichen Biihne. Eine Umsetzungs- und

174 . . . . . . . . . .
Des Weiteren sind hier zu nennen eine nationale sowie eine internationale Transaktionssteuer

auf Kapitalbewegungen, aus der Folgeschaden kompensiert und solidarische Aufbauprojekte
finanziert werden kdnnen, das Verbot aller Derivate, die nicht der direkten realwirtschaftlichen
Absicherung nutzen, ein Verbot jeglicher sog. Leerverkaufe, die Einrichtung unabhangiger Auf-
sichts- und Rating-Organe auf internationaler Ebene und das Prinzip der vollen Haftung der In-
vestmentbanken flr Folgeschdaden aus Wertpapiergeschaften.
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Mobilisierungsstrategie muss diese Ausgangssituation beriicksichtigen und aus

ihr heraus die konkreten Schritte gestalten.

Eine Bewegung fiir eine lebensdienliche &konomie muss die Gesetzma-

Rigkeiten der Mediengesellschaft erkennen und nutzen:

e Die Bewegung muss ihre Ideen und Konzepte in breiten sozialen Milieus
aktiv vertreten und veroffentlichen. Hierzu bieten sich zunachst Zeitungs-
artikel, Broschiiren und Biicher an und mit zunehmender Bedeutung die
Veroffentlichung und Diskussion in neuen Medien. Die Frage nach einer
anderen und lebensdienlichen Wirtschaft darf nicht im Reservat einer Ge-
genoffentlichkeit verharren, sondern muss in den gesellschaftlichen
Mainstream eindringen.

e Die Publikationen missen »mediengerecht« gestaltet sein, so dass sie von
einem durchschnittlichen Medienkonsumenten gelesen werden. D. h. sie
missen relativ kurz sein, in einer verstandlichen Sprache und mit einer
gewissen Zuspitzung. Die Analyse, die innerhalb — z. B. einer bewegungs-
nahen Akademie — betrieben wird, ist also von der Kommunikation nach
aullen in Stil und Form zu unterscheiden.

e Die Bewegung muss mit Hilfe der Medien auf sich aufmerksam machen.
Dies gelingt durch gezielt 6ffentlichkeitswirksame Aktionen und Formen,
wie sie Attac oder Greenpeace entwickelt haben.

e Die Bewegung muss das Internet als demokratisches Instrument der Dis-
kussion und der Willensbildung nutzen (Blogs, Online-Abstimmungen, On-
line Unterschriftenlisten, E-Mail Ketten etc.).

Eine Bewegung, die wirkliche Verdanderung will, muss als solche erkennbar

sein. Sie benotigt einen Rahmen, ein »Gesicht«. Die Menschen missen sich

mit dieser Bewegung identifizieren und ihr Votum firr eine lebensdienliche

Okonomie abgeben kdnnen. Dies setzt zum einen voraus, dass sie sich aktiv fiir

diese Okonomie einsetzen kénnen oder wollen. Und dies setzt zum anderen

politische Biindnisse und bewegungsnahe Parteien voraus, sowie gesellschaft-
liche Gruppen und Organisationen, die die Ziele dieser Bewegung in einen
breiten gesellschaftlichen Diskurs hinein tragen.

1.4 Transformationsszenarien und Handlungsstrategien

Die Transformation von Wirtschaft und Gesellschaft hin zu einer
lebensdienlichen statt eigenniitzigen Okonomie kann an heute schon mégliche
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Wirtschaftsformen und Handlungsweisen anknipfen, in denen solidarwirt-
schaftliche Orientierungen wirksam werden. Die politisch gestaltete Markt-
gesellschaft erlaubt einen Pluralismus der Formen und bietet Nischen der
herrschenden Okonomie, in denen sich neue Handlungsweisen und anders
strukturierte Kontexte in einfachen und zunachst prekdaren Formen entwickeln
kdnnen.

Eine konkret umsetzbare Transformationsstrategie kann nicht davon
ausgehen, dass Formen solidarischen Wirtschaftens erst moglich sind, wenn
»der Kapitalismus« bzw. die Eigengesetzlichkeiten der Kapitalakkumulation
liberwunden sind, wenn es »den Kapitalismus« also nicht mehr gibt. Ein
realistische Strategie muss stattdessen von einer bis auf weiteres parallelen
oder »dualen” Existenz lebensdienlicher und gemeinnitziger Wirtschaftsformen
auf der einen und marktkapitalistischer Formen auf der anderen Seite
ausgehen. Die Logik eines Transformationsprojektes ldsst sich dabei wie folgt
beschreiben:

e Strukturen solidarischer Okonomie *° entwickeln sich parallel zur
vorherrschenden Wirtschaftsweise mit Hilfe einer in entsprechenden
Projekten aktiven solidarwirtschaftlichen Bewegung. Teil dieser Entwicklung
ist die kontinuierliche, politisch durchgesetzte Verbesserung der
Rahmenbedingungen lebensdienlichen und solidarisch-gemeinnitzigen
Wirtschaftens.

e Unabhdngig von diesen Moglichkeiten wird es Krisen- oder »Kipp«-
Situationen der dominant kapitalwirtschaftlichen Strukturen geben. Diese
bergen umso gréRere Chancen, grundlegende Transformationsprozesse
auszuldsen, je mehr sich die solidarwirtschaftlichen Strukturen entwickelt
haben und je mehr alternative Handlungsoptionen sie den Einzelnen und
den Unternehmen eréffnen.'’®

% zu diesen Strukturen gehdren Genossenschaften, demokratische und genossenschaftliche

Finanzinstitute, reformierte AGs, gGmbHs, gemeinnutzige Stiftungen, Vereine bzw. Férderverei-
ne, nicht profitorientierte Akteure wie Kirchen, Parteien, gemeinniitzige Fonds, Solidarfonds
u. &. wie auch Nicht-Regierungs-Organisationen (NRO's), d. h. wirtschaftsunabhangige, gemein-
nlitzige Organisationen und Bewegungen der Zivilgesellschaft.

Auch »kleine« Schritte wie ein fur alternatives Wirtschaften gilinstigeres Foérder-, Bilanz- und
Steuerrecht oder entsprechende Verbesserungen des Gesellschafts- und Genossenschaftsrechts
koénnen dabei im konkreten Fall eine sehr grolRe Rolle spielen.

176
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e Der »Kipppunkt«, also der Punkt, an dem echte Transformationsprozesse
durchgreifend in Gang kommen, hangt davon ab, wie jeder Einzelne und die
vielen, vor allem kleinen Unternehmen sich im w»kritischen Moment«
verhalten und entscheiden — sowohl mikro6konomisch, das heilt in jeder
wirtschaftlichen Einzelentscheidung, als auch politisch.

e Ein »grundsatzlicher Wandel« ist in dieser Sicht nicht Voraussetzung
solidarischer Okonomie, sondern umgekehrt: Die Entstehung und
Entwicklung solidarokonomischer Strukturen ist Voraussetzung fiir den
»grundsatzlichen Wandel«, weil nur so die notwendigen Alternativen
entstehen.

Dieses duale Transformationsmodell ist nach unserem Verstdndnis das

einzige, mit dem heute gangbare konkrete Schritte hin zu einem

grundsatzlichen Systemwandel begriindet und beurteilt werden kénnen. Dass
es dabei den Systemwandel, auf den es abzielt, nicht schon voraussetzen
kann, entspricht einfacher und praktischer Logik.

Im Rahmen des Kapitalismus gibt es Grenzen fiur tatsdchlich lebens-
dienliches Wirtschaften. Dennoch versucht das solidarwirtschaftliche Trans-
formationsprojekt die grundlegende Systemkritik mit einem beschreibbaren
und in konkreten Schritten gangbaren Transformationspfad zu verbinden.
Solche Schritte zu identifizieren und sich im Versuch einig zu werden, hierflr
eine politische und 6konomische Bewegung zu mobilisieren, ist heute Aufgabe
emanzipatorischer und verantwortungsvoller Politik.

1.4.1  »Kipppunkte« gesellschaftlicher Transformation

Wenn wir die renditegesteuerte Kapitalwirtschaft als ein System betrachten,
das bislang durch alle Krisen seine Identitdat bewahrt hat, muss eine Transfor-
mationsstrategie die Frage stellen, unter welchen Bedingungen sich dieses
stabile System in ein »grenzstabiles« System verwandelt. Zum Verstandnis
dieser Moglichkeiten kdnnen Erkenntnisse der kybernetischen Systemtheorie
hilfreich sein. Dabei sollen gesellschaftliche Wandlungsprozesse aber nicht
»mechanistisch« mit der Dynamik physikalischer oder rein technisch riickge-
koppelter Systeme gleichgesetzt werden, da es bei sozialem Wandel immer
auch um die bewussten und gewollten Aktivitdten handelnder Akteure geht.



230 Harald Bender

Die systemtheoretischen und kybernetischen Ansitze” sollen vielmehr als
Beschreibungsmodelle einer eigentiimlichen Dynamik von Stabilitdt und Wan-
del dienen, die wir historisch immer wieder haben beobachten kénnen und
die uns vor Augen fiihrt, wie das in vielen Zyklen scheinbar Ultrastabile sich
plotzlich und unerwartet verwandeln kann.’®

In durchgreifenden Veranderungsvorgangen von Systemen ist haufig ein
Ubergangspunkt oder »Kipppunkt« erkennbar. Dieser markiert den méglichen
Ubergang zu einem erreichbaren Zustand jenseits der derzeitigen systemischen
Grenzen. Er fangt den »lberbordenden« Ausschlag quasi auf und kann zu Neu-
em flihren, statt das System wieder in die alten Fluktuationen zuriickzuwerfen,
wenn keine Alternativen erreichbar sind. Die folgende Skizze will diese Uber-
gangsmoglichkeit »metastabiler« Systeme in vereinfachter Form veranschauli-
chen.

ﬂ bil S5 L bil ‘I
Grenzstabiles Mectastabiles
System System

QA/\/‘\//

Abb. 27: »Kipppunkte« in metastabilen Systemen

7 Die Kybernetik erforscht die grundlegenden Konzepte zur Steuerung und Regulation von Sys-

temen, unabhangig von ihrer Herkunft. Als System wird dabei die Gesamtheit von Elementen,
die so aufeinander bezogen sind und in einer Weise wechselwirken, dass sie als eine aufgaben-,
sinn- oder zweckgebundene Einheit angesehen werden kénnen und sich in dieser Hinsicht ge-
gentber der sie umgebenden Umwelt abgrenzen. Vgl. http://de.wikipedia.org/wiki/System und
http://de.wikipedia.org/wiki/Kybernetik (14.07.2010)

Die Kybernetik erforscht die grundlegenden Konzepte zur Steuerung und Regulation von Sys-
temen, unabhangig von ihrer Herkunft. Als System wird dabei die Gesamtheit von Elementen,
die so aufeinander bezogen sind und in einer Weise wechselwirken, dass sie als eine aufgaben-,
sinn- oder zweckgebundene Einheit angesehen werden kénnen und sich in dieser Hinsicht ge-
gentber der sie umgebenden Umwelt abgrenzen. Vgl. http://de.wikipedia.org/wiki/System und
http://de.wikipedia.org/wiki/Kybernetik (14.07.2010)
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In einem stabilen System kann die »Hohe« der Rander als der Aufwand ver-
standen werden, der noétig ist, um das System zu stabilisieren bzw. in seiner
Normalfluktuation zu halten. Die Frage ist, wie »hoch« die grenzstabilen Ran-
der oder »Damme« des derzeitigen Systemzustandes sind und wie sie sich so
umformen oder »absenken« lassen, dass die »Kugel« (also hier die vorherr-
schende Wirtschaftsweise) bei ausreichendem Tempo dariiber »hinauswippt«
und es zu einem grundlegenden Wandel oder Umschlag kommt.

Ein »Dammbruch« des gegenwartigen Systems kann den Absturz in eine
globale Menschheits-Katastrophe bedeuten. Die Zustandsfunktion kann aber
auch andere »tieferliegende« Punkte geringeren Aufwands erreichen als das
katastrophale Minimum eines zivilisatorischen »Zusammenbruchs«.

Die These einer systemischen Transformationsstrategie ist, dass es ein neu-
es stabiles Minimum in einer partizipatorisch-solidarischen Sozialstruktur gibt,
das dem bestehenden, instabil werdenden Minimum des globalen Kapitalismus
»benachbart«, aber zu ihm alternativ ist. Strategisches Ziel einer Solidarischen
Okonomie ist es, einen nicht katastrophischen, sondern transformierenden
Ubergang zu erreichen.

Dafiir gibt es zwei parallele Méglichkeiten: Die eine ist die Uberwindung
flach genug gewordener Barrieren durch geeignete sozio-6konomische Initia-
tiven, die die neue Struktur anndhernd schon vorwegnehmen und dann ko-
operativ wachsen kdnnen, weil sie weniger Aufwand kosten. Die andere ist die
Durchdringung der weiter bestehenden Barriere durch Bildung von Enklaven
der neuen Struktur jenseits der alten. Diese kdnnen wachsen und zusammen-
wachsen, sobald der Gewinn geringeren Aufwands im Innern der Enklaven
grofRer wird als der Verlust hoheren Aufwands in den alten Strukturen.

Die beiden Strategien struktureller Transformation, die der Barriereniiber-
windung wie auch die der Barrierendurchdringung, schlieBen sich nicht gegen-
seitig aus. Sie lassen sich verbinden und kénnen synergetisch im Sinne einer
»Doppelstrategie« verfolgt werden.

Dass es in geschichtlichen Krisensituationen »Kipppunkte« zu neuen Pra-
missen und Kriterien (Paradigmenwechsel) und zu einer neuen Kulturform
geben kann, zeigen bekannte Beispiel wie die Reformation des 16. Jahr-
hunderts, das Durchschlagen des Kopernikanischen Weltbildes, die biirgerliche
und die industrielle Revolution, die Perestroika in der Sowjetunion, die Wende
in der ehemaligen DDR u. a.
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Die Sicht auf Kipppunkte und einen »Kairos«, also einen kritischen Mo-
ment moglicher Entwicklungen, hilft den alternativen Bewegungen, ihre Min-
derheitssituation vor den Umschlagprozessen positiv einzuordnen, denn nicht
die Masse, sondern die zukunftseréffnende Qualitat dieser Bewegungen ist im
Vorlaufprozess entscheidend. Ebenso hilft diese Sichtweise, historische Wei-
chenstellungen wahrzunehmen und diese durch die Entwicklung von Alterna-
tiven, durch politischen Kampf und durch entsprechende Verdnderungsstrate-
gien in Richtung einer lebensdienlichen Okonomie zu bewegen.

1.4.2  Szenarien des Ubergangs

Es ist offen und nicht vorweg zu bestimmen, unter welchen Bedingungen und in
welcher Weise ein Ubergang zu einer grundlegend anderen Struktur méglich-
erweise stattfinden wird. Dies folgt aus den besonderen Eigenschaften der Kri-
se, des kritischen Moments und der inhdrenten Transformationsdynamik jeder
Gesellschaftsordnung.

Werden es schleichende, unmerkliche Prozesse sein oder Uberraschend
schnelle, gesellschaftlich umwalzende Veranderungen? Sind Formen friedlicher
Revolutionen maoglich oder drohen gewaltformige Umwalzungen oder »Crash-
Szenarien« multipler Zusammenbriiche 6kologischer, 6konomischer und sozia-
ler Strukturen mit dem Verlust jeglicher Steuerbarkeit und Kontrolle?

Sicherlich am wiinschenswertesten wiren sanfte Ubergangsentwicklungen
und eine schrittweise Systemtransformation durch demokratische Reformpro-
zesse, da sie gewaltlos und ohne schwere Zusammenbriiche geschehen kénn-
ten. Doch ist dieses Szenarium wohl leider nicht das wahrscheinlichste: Auf-
grund der dominanten wirtschaftlichen Machtstrukturen, der anhaltendenden
Desorientierung und Ohnmacht der Politik und im Zuge restaurativer Krisenbe-
waltigungen drohen diese Entwicklungsmdglichkeiten ihre Chancen zu verlie-
ren.

Dennoch ist es richtig, im Sinne der benannten Doppelstrategie einerseits
mit allen Kraften fiir eine solche evolutiondre und gewaltlose Transformation zu
wirken. Doch ebenso wichtig ist es, sich auf disruptive Zusammenbriiche und
vollstandige Umwaélzungen einzustellen und hier die entsprechenden Hand-
lungsoptionen zur Verfiigung zu haben. Das Agieren und Reagieren alternativer
Gruppen und Bewegungen muss je nach Situation flexibel und erfinderisch sein.
Dabei ist eine groRe Wachheit fiir die jeweiligen Entwicklungssymptome zu
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entwickeln, fir die »Zeichen der Zeit« und fir den »Kairos« moglicher »Kipp-
punkte«.

1.4.3 Grundaufgaben alternativer Aufbruchsbhewegungen

So unterschiedlich sich die Situationen auch entwickeln kdnnen, so lassen sich
doch aus der oben beschriebenen Fiille der Strategien zusammenfassend fol-
gende Grundaufgaben fiir alternative Aufbruchsbewegungen erkennen:

e Es ist auf allen Ebenen der Offentlichkeit eine vorlaufende Aufklarungs-
und Bildungsarbeit (iber die Krise unserer Zeit und (ber ihre Bewalti-
gungsmaoglichkeiten zu betreiben.

e Dabei sind 6konomisch alternative Systementwiirfe und Modelle zu erar-
beiten, wie sie z. B. in diesem Buch skizziert werden, die als konkrete Um-
gestaltungsschritte »operationalisiert« und auf die politische Agenda ge-
setzt werden.

e Parallel sind konkrete Alternativprojekte, Inseln und Enklaven einer Solida-
rischen Okonomie aufzubauen, in denen alternative Ansitze konkret er-
probt werden, die gerade im Rahmen von Crash-Szenarien besondere Be-
deutung erlangen: Bei Verlust staatlicher Steuerungsmoglichkeiten und un-
ter den Bedingungen von Versorgungszusammenbriichen kénnen sie
Handlungschancen in selbstgesteuerten regionalen Wirtschafts- und Sub-
sistenzstrukturen erschlieBen und bieten Anknipfungspunkte fur ein Auf-
fangen des systemischen Zusammenbruchs.

e Und schlieBlich ist eine breite politische Bewegungs- und Mobilisierungs-
arbeit zu fordern, die von unten her den nétigen »Schub« gibt und bei ent-
sprechender Motivation und Orientierung am ehesten zu einem gewaltar-
men transformierenden Ubergang beitragen kénnte.

Bei all dem ist es wichtig, die entscheidenden Hebel zu erkennen, mit deren
Hilfe grundlegende Verdnderungen potentiell herbeigefiihrt oder zumindest in
ihrer Wahrscheinlichkeit erhoht werden kénnen. Wenige »strategische« For-
derungen, Uber die in einer alternativen Bewegung Einigkeit erzielt wird, sind
in der Logik des hier beschriebenen Transformationsprojektes wichtiger als
ein Vollstandigkeit beanspruchender »Programmkatalog«, der mehr Details als
Durchsetzungschancen aufweist. In der Perspektive der Transformation ist ein
zu starkes »Ausdefinieren« und programmatisches »Festlegen« kiinftiger
Wirtschaftsweisen zu vermeiden, wenn auf Basis grundlegend anderer Prinzi-



234 Bernd Winkelmann

pien und Handlungsprdamissen eine neue systemische Eigendynamik entstehen
soll.

Bernd Winkelmann
Zusammenfassung und Ausblick

Mit diesem Buch haben wir versucht, die Konturen einer postkapitalistischen
solidarischen Okonomie aufzuzeigen und zur Diskussion zu stellen. Dabei ha-
ben wir uns nicht in theoretischen Reflexionen erschopft; wir sind vielmehr
den klassischen erkenntnis- und handlungsorientierten Schritten von »Wahr-
nehmen, Urteilen, Handeln« gefolgt und zu den vorliegenden veranderungs-
orientierten Ergebnissen gekommen.

Zusammenfassend sollen hier noch einmal die fiinf Erkenntnisschritte und
ihre wichtigsten Inhalte aufgezeigt werden, die diesem Buch zu Grunde liegen:
1. Wahrnehmung: Hier haben wir die Grundparadoxien unserer gegenwar-
tigen zivilisatorischen Entwicklung aufgezeigt, die den vielen verwirrenden
Einzelerscheinungen zu Grunde liegen: die Uberpotenz der Menschen an Kén-
nen, Macht und Reichtum einerseits und zugleich die Unfidhigkeit, damit zum
Wohl Aller und zur Erhaltung der nattirlichen Lebensgrundlagen umzugehen.
2. Ursachenanalyse: Hier haben wir als Hauptursache unserer Krisenent-
wicklung die Leitprinzipien kapitalistischer Wirtschaftsweise und ihre Ideolo-
gien herausgearbeitet: das Kapitalmehrungs- und das Privatisierungsprinzip
und die daraus folgenden Prinzipien der Konkurrenz, des Wachstumszwangs,
der Exklusion, der Ausbeutung, Externalisierung usw. — dies verbunden mit
dem irrationalen Glauben, dass im Zusammenspiel von Eigennutz und Konkur-
renz der »Markt« wie von unsichtbarer Hand geleitet zum Wohl aller fiihre.
Die daraus entwickelten Abschdpfungs- und Bereicherungsmechanismen kapi-
talistischen Wirtschaftens im Finanzwesen, in der Eigentumsordnung, im Un-
ternehmertum bis in die Arbeits-, Sozial- und Steuerstrukturen hinein haben
zu den Paradoxien und Deformationen unserer Zivilisationen gefiihrt.

3. Orientierung: Um aus der »Sackgasse Kapitalismus« herauszukommen,
bedarf es der Erkenntnis einer klaren alternativen Zielvorstellung. Fiir uns ist
es das Leitbild einer Wirtschaft, in der nicht Kapitalmehrung, Privatisierung,
Konkurrenz und expansives Wachstum an erster Stelle stehen, sondern Le-
bensdienlichkeit und Gemeinwohl, kooperatives Wirtschaften, 6kologische
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Nachhaltigkeit und eine solidarische Volkergemeinschaft. Grundlegend ist fir
uns ein Menschenbild, das den Menschen in erster Linie als Sozialwesen be-
greift, dem neben den egoistischen und Konkurrenzanlagen ebenso die Gaben
und Bedirfnisse der Empathie, der Kooperation, Solidaritdat und Spiritualitat
gegeben sind.

4. Alternativentwiirfe: Von diesen Pramissen ausgehend haben wir nach
konkreten Strukturanderungen und neuen Ordnungsansatzen in den wichtigs-
ten Handlungsfeldern der Wirtschaft gefragt: eine Finanz- und Eigentumsord-
nung, eine Unternehmensverfassung, eine Arbeits- und Entlohnungskultur, ein
Sozial- und Steuersystem, ein Zusammenspiel von Global- und Regionalwirt-
schaft, in denen die Bereicherungs-, Abschopfungs- und Externalisierungsme-
chanismen kapitalistischer Wirtschaftsweise durch kooperative, partizipatori-
sche und nachhaltige Strukturen ersetzt werden.

5. Handlungsmaoglichkeiten: Um die utopisch anmutenden Entwiirfe in die
Realitdt zu holen, haben wir nach konkreten Mdoglichkeiten der Transformati-
on gefragt, nach Ansatzen und Strategien eines 6konomischen und gesell-
schaftlichen Wandels. Hier sehen wir inmitten der Krise durchaus eine wach-
sende Zahl politischer Handlungsmoglichkeiten und ein ermutigendes Aufbre-
chen zahlreicher Alternativbewegungen.

Nach der Katastrophe des 2. Weltkrieges gab es schon einmal einen brei-
ten Konsens, dass die kapitalistische Wirtschaftsweise und ihre Ideologien
genau zu dieser Katastrophe gefiihrt haben und um des Friedens und Wohler-
gehens der Menschen willen iberwunden werden miissen. Im Ahlener Pro-
gramm der CDU von 1947 wurde es deutlich formuliert:

»Das kapitalistische Wirtschaftssystem ist den staatlichen und sozialen Le-
bensinteressen des deutschen Volkes nicht gerecht geworden. Nach dem
furchtbaren politischen, wirtschaftlichen und sozialen Zusammenbruch als
Folge einer verbrecherischen Machtpolitik kann nur eine Neuordnung von
Grund auf erfolgen. Inhalt und Ziel dieser sozialen und wirtschaftlichen Neu-
ordnung kann nicht mehr das kapitalistische Gewinn- und Machtstreben, son-
dern nur das Wohlergehen unseres Volkes sein«.

Es geht tatsdchlich darum, eine der wohl schwersten Krisen der menschli-
chen Zivilisation zu Gberwinden: die Verirrung menschlichen Denkens in den
Prinzipien und ldeologien einer Wirtschafts- und Lebensweise, die auf Gier
und auf ein grundsatzliches Gegeneinander der Menschen aufgebaut ist. Und
es geht darum, die ganz einfachen Voraussetzungen und Erfahrungen mensch-
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lichen Lebens neu zu begreifen und in wirtschaftliche Strukturen umzusetzen:
dass Leben nur im Miteinander, im Teilen und MaRhalten und in Uberein-
stimmung mit den 6kologischen Grundgesetzen dieser Erde zu gewinnen ist.
Welches geschichtliche Ereignis ware heute nétig, damit sich diese elementare
Erkenntnis dauerhaft durchsetzt?
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